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CDU Sonnt8g 
kommt • auf 
jede Stimme an I 

VERTRAUEN 
zu 
ERNST ALBRECHT 
!o"Nmer Grübmeyer muß wieder ln den 
Lancbg. 
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von 13.00 bis 17.00 Uhr, Tel.; 5319 
Lutter von 9.00 bis 17.00 Uhr. Tel.: 280 

CDU-Wah••-" 
~, ...,. '-'"''" etn tum w.nlt,.tf.,., ~"CC 
ObiiJOIIh• 

Im 8 1111ner • SchütanhiUI• 

I ;'I' 
1:1 • 

·=-
lh u 

~IHI1 • • 
I 



Unser Landtagsabgeordneter 
Werner Grübmeyer im Gespräch mit 

Ministerpräsident Ernst Albrecht 

Anzeige 

WERNER 
GRÜBMEYER 
n•k''fb CDU c 

SONNABEND/SONNTAG, 20./21. MÄRZ 1982 

Werner Grübmeyer 
auch zum 

Wochenende in Seesen 
Seesen. (ho) Die Seesener CDU wird 

heute an verschiedenen Stellen innerhalb 
der Kernstadt noch einmal mit Flug­
blättern und zusätzlichen Informationen 
bereitstehen. Auch Landtagsabgeordne­
ter Werner Griibmeyer ist abwechselnd an 
den Informationsständen zu Gesprächen 
mit Passanten bereit. Wie Griibmeyer 
weiter mitteilte, wird er auch am Wahl­
sonntag selbst in Seesen sein, um das Ge­
schehen mitzuverfolgen. Abends ab 18.30 
Uhr treffen sich Mitglieder und Freunde 
der CDU im »Schützenhaus«. Auch zu 
diesem Treffen wird Grübmeyer erwartet. 

Bürgerm • e1ster w·th 

kommt es auf 
jeCie Stimme an ! CDU 
Ihr Kreuz~ für Liste 1 - CDU 

Wir fahren Sie ins Wahllokal. 
Wahlabholdienst: · 
Seesen von 9.00 bis 13.00 Uhr, Tel.: 70440 

von 13.00 bis 17.00 Uhr, Tel.: 5319 
Lutter von 9.00 bis 17.00 Uhr, Tel.: 260 

CDU-Wahltreff 
Wir laden herzlich ein zum Wahltreff am Sonntag, 
ab 18.3~ Uhr, 

im Seesener »Schützenhaus« 

wer 
ist 

das? 
Ist es: 
1. ein bekannter Musiker? 
2. ein Wissenschaftler ? 
3. ein Bundesliga-Trainer ? 
4. ein erfolgreicher Politiker 

unserer Harzer Hsimat ? 

Schreiben Sie die richtige Antwort und seinen Namen 
auf eine ausreichend frankierte Postkarte und senden 
Sie diese bis zum 11. März 1982 an: 

? Name?, 3424 St. Andreasberg, Quellenweg 9 

Zu gewinnen sind : 
· 1 Reise nach Brüssel 

5 Bonn- Fahrten 
5 x zu zweit nach Hannover 
1 Koffer- Radio 
10 Schallplatten. 

Die öffentliche Auslosung der Gewinne 
erfolgt am 13. März 1982, 10.30 Uhr, 
auf dem Freiheitsplatz in Langeisheim 
und wird durch die zu findende Persönlichkeit 
• ne!:lommen. 

· •- ... ~" ist ausgeschlossen -. ' elm Gerke: 
"Andere sprechen v . 
ohne Neuver om Beschäfti ~:~==---------Straße :zu ·etzschu/dung. Zum Bei gungsprogramm Wir 

Gewerbeg1ebi!t~~~~l;rsetnraBßauprei~~~/ ~~~bMau1_11des ·Woh~;;gi~~s'"wv~1hstieren · e ca 13M 1onenM 1 elmsh .. h 
letztes übri . . . ' Ii/ionen Mark ark. Oder Ausbau d o er 
die uns lanJt~ns mit 538000 Mark . es 
Werner Gr9Jbbgeordneter , 
aus dem lnve . . meyer 
A/brecht-Regf~~!lonsprogramm der 

ung beschaffte'" CDUListe1 ~ 



 

 

 

 

 

Werner Grübmeyer im Gespräch mit Kultusminister Werner Remmers:  Schulentwicklung in St. Andreasberg und im Harz 





Ein bewährter Kämpfer für die Harz-Region 
WERNER GROBMEYER 

das meine auch Ich h: 0.,}1-
or. E. Albrecht 



Ihr Landtagskandidat 

Werner Grübmeyer 
Quellenweg 9, 3424 St. Andreasberg 
Telefon (0 55 82) 7 91 

zur Person 

Lebensdaten 

Politik 

Verbände 

Werner Grübmeyer ist am 1 . 6. 1926 geboren 

Soldat - Lehrer an verschiedenen Schul­
formen - Rektor - Schulrat - Dezernent, 
Regierung Hannover - Referent im Wissen­
schafts- und Kultusministerium - Ud. Regie­
rungsdirektor a. D. 

Bürgermeister (seit 1961)-Fraktionsvorsitzen­
der im Kreistag Goslar - Vors. des Schulaus­
schusses im Nieders. Städteverband - Medien­
experte - Landtagsabgeordneter 

Gründung und Leitung verschied. Vereine: 
Reichsbund, Sportvereine, Theater-Laienspiel­
gruppe etc. 

Früher: u. a. Jugendwart Harzer Skiverbd., 
Landesjugendausschuß, Männerturnausschuß, 
1 . Landesversehrtensportwart Niedersachsens. 
Heute: 
u. a. Vorstand Behindertensportverband 
Nieders., Sportbeirat, Bundesfachausschuß, 
Kreisvorsitzender des Reichsbundes. 

Mit Ihrem Ja @ kann er weiterkämpfen für 
uns und unsere Gemeinden im Landtag in 
Hannover 



Albrechi-Politik 
gibt Niedersachsen 
festenHalt 



Wer 
ist 
das? 

Ist er 
1. ein bekannter Musiker, 
2. ein Wissenschaftler, 
3. ein Bundesliga-Trainer 
4. ein erfolgreicher Politiker unseres Harzgebietes? 

Schreiben Sie die richtige Antwort und sei nen Namen auf 
eine ausreichend frankierte Postkarte und senden Sie diese an 
ihn bis zum 2. März 1982 mit folgender Anschrift: 

Name: 

Quellenweg 9 
3424 St. Andreasberg 

Zu gewinnen sind: 

2 Einzelreisen nach Brüssel 
oder Straßburg zur EG 
(1 Reise für den Raum Seesen, 1 Reise für den Raum Lutter) 

10 Einzelreisen nach Bonn 
(5 Reisen für den Raum Seesen. 5 Reisen für den Raum Lutter) 

10 Reisen für jeweils 2 Personen 
in die Landeshauptstadt Hannover 
(5 Reisen für den Raum Seesen, 5 Reisen für den Raum Lutter) 

Die Auslosung der Gewinne erfolgt am 6. März 1982 um 
11 .30 Uhr in Seesen, Jacobsonstr. (Nähe Kaufhaus Meinecke); 
am 6. März 1982 um 10.00 Uhr in Lutter vor dem .. sarenberger 
Hof«. 

Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 



Clctusfhol- Zellerjelcl: 

Kampf um chs ... 



Unt~ Alkohol stand ein l9jähriger'Au­
tof?.hrer, den Polizeibeamte in Wülfingen 
kontrollierten. Der Führerschein des jun­
gen Mannes ist vorläufig sichergestellt. 

Bensin ist aus den Tanks von zwei VW­
Transportern in Ottbergen abgezapft 
worden. 

In Egenstedt entwendeten Unbekannte 
in der Nacht zum Montag aus einem Per­
sonenwagen mehrere Werkzeugkästen 
mit Inhalt und verschiedenes Autozube­
hör. Der Schaden beläuft sich auf 700 
Mark. 

In der Krugstraße in Ahrbergen wur-

) 

f 

den zwölf Scheiben eines unbewohnten 
Hauses eingeworfen, Schaden etwa 300 
Mark. 

Ein Lastwagen wurde auf dem Auto­
bahnparkplatz Hildesheime~: Börde auf­
gefunden. Er War in Salzgitter gestohlen 
worden. 

Bockenern erhält jetzt Schützenhilfe 
Gegen die Bundesbahn wird jetzt auch im Landtag Attacke geritten 

B o c k e n e m. Bei der Attacke, die von der Stadt 
Bockenern seit Monaten schon gegen die Bundesbahn 
wegen der beabsichtigten Einschränkung des Perso­
nenverkehrs auf der Strecke Derneburg - Bockenern -

Seesen geritten wird, hat der Ambergau jetzt tatkräf­
tige Unterstützung erhalten. Die Stadt Seesen und der 
Landkreis Goslar sind dabei, und nach der Landesregie­
rung wollen jetzt auch Landtagsgremien mitmachen. 

Das wurde gestern in Seesen bei einer 
Pressekonferenz deutlich, in der außer 
Bürgermeister Wemer Kunze und Stadt­
direktor Kar! Wilke noch Seesens Bürger­
meister Wilhelm Gerke und Landtagsab­
geordneter Wemer Grübmeyer, Andreas­
berg, zugleich Vorsitzender der CDU­
Fraktion im Kreistag Goslar, teilnahmen. 

Grübmeyer, Mitglied im Landtagsaus­
schuß für Zonengrenzfragen, erklärte, 
daß der Ausschuß den Chef der Bundes­
bahndirektion Hannover, Dr. Peters, für 
morg~ Mittwoch, zu einem Gespräch 
eingeladen habe. Auch an die Bundes­
bahndirektion Harnburg· sei eine Einla­
dung ergangen, weil Proteste gegen Ein­
schränkungen im Bahnverkehr auch aus 
dem Landkreis Lüchow-Dannenberg laut 
geworden seien. Bleibe die Bundesbahn 
bei der bereits gegenüber dem Wirt­
schafts- und Verkehrsminister, Frau Bir­
git Breuel, gezeigten starren Haltung, 
müßten sich die Politiker etwaige Konse­
quenzen überlegen. 

Beispielsweise könne dann nicht mehr 
einfach .,duldsam hingenommen" wer­
den, daß die Konzessionen für Verkehrs­
träger ohne viel Aufhebens verlägert wur­
den und dadurch andere Verkehrsträger, 

die vielleicht bessere Verbindungen an­
bieten würden, nicht zum Zuge kommen 
könnten. 

Die Bahn müsse sparen, sie dürfe aber 
nicht ausgerechnet den Zonenrand aus­
hungern wollen. Sie müsse ihr Angebot 
im Zusammenhang mit anderen Ver­
kehrsträgem sehen. Insgesamt sei ein bes­
serer Verbund, und zwar unter Einbezug 
des Bedarfsverkehrs, also des Schüler­
transportes und des Werksverkehrs, not­
wendig. Um das zu erreichen, sei vom 
Land aus ein Vorstoß bei der Bundesre­
gierung erforderlich. 

Zugleich meinte Grübmeyer, daß ver­
mutlich am ehesten die Landkreise in der 
Lage seien, einen Verkehrsverbund dieser 
Art zu organisieren, ohne als Verkehrsver­
band oder gar Träger des Verbundes auf­
treten zu müssen. 

Seesens BUrgermeister Gerke bemän­
gelte vor allem, daß bei Einschränkungen 
der Bundesbahn vor allem der Fremden­
verkehr im Harzvorland getroffen werde. 
Ein Bus, der über die Orte fahre, sei für 
deren Bewohner sicherlich günstig, nicht 
aber für die Anreise von Touristen. 

Wemer Kunze zweifelte namens der 
Stadt Bockenern vor allem die von der 
Bundesbahn angegebenen Fahrgastzah-

len an. Gerade der Fortfall von Zugverbin­
dungen an den Wochenenden würden 
sich für die Schülertransporte nachteilig 
auswirken, Fahrzeitverlegungen an Werk­
tagen auch für den Berufsverkehr. 
· Unerklärlich für ihn sei, so Kunze, die 
Tatsache, daß am Bahnhof Bomum zu­
nächst Material für die dringend nötigen 
Reparaturen an dem dortigen Güter­
schuppen angeliefert, dann aber wieder 
abtransportiert worden seien, eine Repa­
ratur also nicht vorgenommen wurde und 
wohl auch nicht werden solle . • 

Ebenso unerfindlich sei es, daß die per­
sonell gar nicht besetzten Haltestellen 
Nienhagen und Wohldenberg entfallen 
sollten. Eine Kostenersparnis sei dadurch 
nicht gegeben, andererseits werde der bei 
Sottrum entstehende Freizeitpark sicher­
lich auch Bundesbahnfahrgäste anlocken. 

Die Stadt Bockenern will sich nicht mit 
der Anwert der Bundesbahn auf die vom 
Rat der Stadt am 30. November 1981 ge­
faßten Resolution - die HAZ berichtete 
darüber - abspeisen lassen und hat daher 
die Bundesbahndirektion erneut ange­
schrieben. Der Ambergau erhält bei seiner 
Attacke jetzt eine nicht zu verachtende 
Schützenhilfe . weka 

8nmütig lehnen sie die von der Bundesbahn fOr den Ambergau geplanten ·I neter Werner Grübmeyer, die Bürgermeister Werner Kunze und Wilhelm 
Einschränkungen im Personenverkehr ab (von links): landtagsabgeord- Gerke, sowie Stadtdirektor Karl Wilke. Auln.: Kallmeyer 
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~mwaTO eroaute 1\Jrcne. ::;Je ISt oas urouo oer rrunromam:scnen .uottesourg<· enrrurcmgeoJetenC:,:5taO.. uno tn.nilg:-.•m .sanre 
tausendeins IE!9te Bernward den ersten Stein", kündet ein alter Reim. Als er 1022 in der Krypta seiner Kirche beigesetzt wurde, 
war der imposante Bau noch nicht fertig. Bischof Godeharc~l vollendete ihn 1033. Nach schweren Zerstörungen Im letzten Krieg ist 
er inzwischen in seiner ursprünglichen Gestalt wiedererstanden. Foto: Oierssen 

Bundeshahn-Sparpläne sind umstritten 
\ or all('m am Z01wnrand fonniert si(' ll Prott>st gege n angekiindigte "Ausdünnung" 

SEESEN (lni) Die Proteste gegen die 
von der Bundesbahn angekündigten 
Einschränkungen des Zugverkehrs im 
Zonenrandgebiet weiten sich aus. 

:'iach zahlreich angemeldeten örtli­
cb=n Bedenken und de r Ankündigung 
des niedersächs ischen Ministers für 
Wirtschaft und Verkehr Birgit Breuel, 
sie we!"de die _Ausdünnu ng des Reise­
zugbetriebes in dieser Region nicht 
hinnehmen~. kündigten a m Montag in 

r Seesen (Kreis Gos lar) der CDU-Land­
tagsabgeordnete Werne r Grübmeyer 
(St. .-\ndreasberg) und die Bürgerme i­
ster von Seesen (Kreis Gos lar) und 

.12 Bockenern (Kreis Hildesheim), Wil­
• 0 heim Gerke und Werne r Kunze, massi­
rn: ven Widerstand gegen die Pläne der 

.1~ Bundesbahn an. Eine "Streckenstille-
- gung durch die Hintertür", wie s ie sich 

für me hrere Linien im Zonenra ndge­
biet la nefristig abzeichne. werde nicht 
hingenommen. 

Grübmeyer verlangte außerdem eine 
bessere Koordinierung des Linien- und 
Bedarfsverkehrs. Bisher gebe es noch 
zuviel parallel betriebene Linien, die 
s ich gegenseitig die Fahrgäste streitig 
machten und deshalb defizitär arbeite­
ten. 

Wenn Bahn, Pos t und andere Ver­
kehrsträger nicht bald zu einer ver­
nünftigen Zusammenarbeit kä men, 
müsse überlegt werden, ob die Kündi­
gung oder Nichtverlängerung von 
Streckenkonzess ionen ein geeignetes 
Mittel sei, Verkehrsträge r zu Ve rhand­
lungen zu zwingen. Möglicherweise 
könnten der Landkreis in Koordination 
und Organisation den flächendecken-

den Nahverkehr übernehmen. Am 
Mittwoch soll sich der Landtagsaus­
schuß fü r Zonenrandfragen mit dieser 
Problematik befassen. 

Die Bundesbahn hatte Mitte Dezem­
ber angekündigt, sie werde vom 1. Mai 
diesen J ahres an auf eine Reihe wenig 
frequentierter Strecken Zugfahrten zu­
sammenlegen und durch Busse erset­
zen, an Wochenenden den Reisezugbe­
trieb auf Busbetrieb umstellen und 18 
Haltepunkte ganz aufheben. 

Im Zonenrandgebiet sind davon un­
ter anderem die Strecken Derneburg­
Braunschweig, De rneburg- Seesen, 
Kreiensen-Braunschweig, Wolfenbüt­
te l- Helmstedt und Hildesheim-Bad 
Harzburg betreUen. Die Bundesbahn 
verspricht sich davon jä hrliche Einspa­
rungen von zehn Millione n Mark. 

- -· - -..... ___ . __ _. ,._ __ 

.. · ... . -: 
t : -

.. ~· ·1 . . ' ( .. 



Proteste gegen DB-Fa.hl'plana~g ·~ ··· 

Gravierende Nachteile für Zonenrandgebiet 
Verlagelimg des Schienenverkehrs auf dle Straße stößtbelKommunen auf Widerstand 

HANNOVER I SEESEN (-tge). Auf eritebll­
caeu Widerstlmd sto.Beo die 'beallslc:lltlatea 
EinschrinkWl&eD. der DB Im Pasoaf!D?U­
kebr. Nachdem bereits cter DkdenVJosiwbe 
Minister für Wirtschaft 1DUI Vukellr. BfrPi 
Breuel, die Pläne der Bundesbalaa als sebwu­
wie~nde Belastung filr das Zoaearanqeblet 
bezeichnd bat UBd darin eine ,.streckeast~De­
g'\Ulg da.reh die Hintertür" sidlt. reheD jebt 
auclt die KGDUDunen auf die BanikadeB. 

Neben betrofienen Gemeinden im Ramn 
Lüchow-Dannenberg und im Emsland gehö­
ren dazu auch die Städte Seesen und Bocke­
nem, die gestern in einer Pressekon.fereD% in 
Seesen ihren Unmut darüber äußerten. bei 
der Gestaltung des ab Mai geltenden Som­
merfahrplans vor vollendete Tatsachen ge.. 
stellt worden zu sein. Auf der Strecke Seesen 
- Bockenern - Derneburg soll nach den 
Vorstellungen der Bundesbahn an Wochenen­
den und Feiertagen der Zugverkehr ganz ein­
gestellt und an Werktagen von bislang neun 
auf sechs Zugpaare redu~ert werden. Wie an­
dernorts auch, wird hier - trotz gegenteiliger 
Aussage der Bahn - befürchtet, über kurz 
oder lang werde der Zugverkehr völlig durch 
Busse ersetzt. 

Der Bürgermeister der Stadt Bockenem, 
Werner Kunze, warf der Bahn in der Presse­
konferenz vor, mit falschen Zahlen operiert 
zu haben. Zwar sei nicht zu bestreiten. daß 
die Besetzung einiger Züge derart gering sei. 
daß deren Beibehaltung aus betriebswirt­
scha!tlichen Gründen nicht mehr gerechtfer­
tigt e rscheine, die Bundesbahn wirke aber 
überzeugender, wenn sie ihre umfangreichen 
Reisendenzählungen auch wirklich mit Zah­
len belegen würde. Zudem habe eine Zählung 

während der Herbstferien 1.981 stattgefunden, 
als ,.mit Sicherheit kein Schülerverkehr regi­
striert werden konnte ... 

Für die stadt Boclrenem sind die Fahrpläne 
der Bundesbahn schlicht ,.am Bedarf vorbei 
zum Nachteil der Bevölkerung gestaltet". 
Zugverlegungen und parallel fahrende Busse 
hätten rwangsläufig dazu geführt. da.8 einige 
·der Züge nicht ausgelastet seien. und nun -
da unwirtschaftlich - gestrieben würden. 

Bereits am 30. November vorigen Jahres 
hatte der Rat der Stadt Bockenern in einer 
Resolution an die DB gefordert, ,.daß sowohl 
eine Verla.,aerung des Personenverkehrs von 
der Sd1iene auf die Straße als auch eine 
Streckenstillegung unterbleibt". Die DB-Di­
rektion Hannover hatte daraufhin. mitgeteilt, 
von einer Stillegung sei keine Rede. eine Ver­
lagerung eines Teils des Personennahver­
kehrs auf die Straße aus wirtschaftlichen 
Gründen aber unausbleiblich. 

durch Busse ersetze, ohne daß sieb die DB 
vorher mit den betroffenen Gemeinden und 
Städten darüber unterhalte, so von Soosten 
weiter, ob nicht mit einer bedarfsgerechteren 
Fahrplangestaltung eine bessere Ausnutzung 
der eingesetzten Züge erreicht werden könne, 
werde nicht länger hingenommen. 

Eine Möglichkeit, der Bundesbahn gegen­
über Stärke zu demonstrieren, sieht der CDU­
Landtagsabgeordnete Werner Grübmeyer (St. 
Andreasberg) darin, den Konzessionsvertrag 
für die Buslinien nicht mehr wie bisher still­
schweigend zu verlängern, sondern erst zu 
verhandeln. Grübmeyer schwebt dabei eine 
Verbesserung des öffentlichen Personennah­
verkehrs durch Zusammenarbeit aller Ver­
kehrsträger zum Beispiel unter Fed~rführung 
der Landkreise vor. Dadurch, so Grübmeyer, 
sollen vor allem Parallelfahrten von Bussen 
und Bahn vermieden werden, die in vielen 
Fällen Vorläufer von späteren S treckenstille-

Das Verhalten der DB, den Person~nnah- gungen waren. . 
verkehr zu Lasten der ländlichen Bevölke- Am 6. J ar.uar w1ll sich der Ausschuß für 
rung weiter einzuschränken, hat auch beim Zon:nrandfr~gen des Landta~~s in einer Son­
Niedersächsischen Städte- und Gemeinde- dersttzung rrut den Fahrplananderungen. be­
bund für Unverständnis gesorgt. Nadelstich- f~ssen. An dieser Sitzung ~vird. auch der Prä­
artig, aber nachhaltig werde die Infra- s1dent der ?undesbahndirektlOn Hannover, 
struktur des flachen Landes seit Jahren Dr. Peters, teilnehmen. 
durch die Bundesbahn immer weiter ge- Der Bürgermeister der Stadt Bockenern 
schwächt, erklärte dazu dessen Präsident, Udo setzt unterdessen auf eine neue Führungs­
v. Soosten, in Hannover: ,.Die Süllegun.gs- spitze der Deutschen Bundesbahn: "Die Un­
pläne der Bahn gefährden die Gemeindeent- fähigkeit des b isherigen Vorstands bei der 
wi.cklung und bedrohen den Lebensnerv des Hauptverwaltung in Frankfurt ist wohl da­
ländlichen RaUIDeS." Eine Nahverkehrspolitik durch bewiesen, daß der Bundesver kehrs­
der Bundesbahn, die einseitig Haltepunkte · minister selbst ein neues Management ein­
aufhebe, den Reisezugbetrieb an Wochenen- setzen will. Wir können nur appellieren, die 
den auf Busbetrieb umstelle oder gar Züge Pläne des jetzigen Vorstandes zu überprüfen." 
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Proteste gegen DB-Fabrplanausdtlnnung 

Gravierende Nachteile für Zonenrandgebiet 
Verlagerung des Schienenverkehrs auf die Straße stößt bei Kommunen auf Widerstand 

HANNOVER I SEESEN (-tge). Auf erhebli­
chen Widerstand s toßen die beabsichtigten 
Einschränkungen der DB im Personenver­
kehr. Nachdem bereits der niedersächsische 
Minister für Wirtschaft und Verkehr, Birgit 
Breucl, die Pläne der Bundesbahn als schwer­
wiegende Belastung für das Zonenrandgebiet 
bezeichnet hat und darin eine ,.Streckenstille­
gung durch die Hintertür" sieht, gehen jetzt 
auch die Kommunen auf die Barrikaden. 

Neben betroffenen Gemeinden im Raum 
Lüchow-D<mnenberg und im Erosland gehö­
ren d azu auch die Städte Seesen u nd Bocke­
nem, die gestern in einer Pressekonferenz in 
Seesen ihren Unmut darüber äußerten, bei 
der Gestaltung des ab Mai geltenden Som­
merfahrplans vor vollendet e Tatsachen ge­
stellt worden zu sein. Auf der Strecke Seesen 
- Bockenern - Derneburg soll nach den 
Vorstellungen der Bundesbahn an Wochenen­
den und Feiertagen der Zugverkehr ganz ein­
gestellt und an Werktagen von bislang neun 
auf sechs Zugpaare reduziert werden. Wie an­
dernorts auch, wird hier - trotz gegenteiliger 
Aussage der Bahn - befürchtet, über kurz 
oder lang werde der Zugverkehr völlig durch 
Busse ersetzt. 

Der Bürgermeister der Stadt Bockenem, 
Werner Kunze, warf der Bahn in der Presse­
konferenz vor, mit falschen Zahlen operiert 
zu haben. Zwar sei nicht zu bestreiten, daß 
die Besetzung einiger Züge derart gering sei, 
daß deren Beibehaltung aus betriebswirt­
schaftlichen Gründen nicht mehr gerechtfer­
tigt erscheine, die Bundesbahn wirke aber 
überzeugender, wenn sie ihre umfangreichen 
Reisendenzählungen auch wirklich mit Zah­
len belegen v;ürde. Zudem habe eine Zählung 

während der Herbstferien 1981 stattgefunden, 
als ,.mit Sicherheit kein Schülerverkehr regi­
striert werden konnte". 

Für die St adt Bockenern sind die Fahrpläne 
der Bunde~b:thn schlicht .,am Bedarf vorbei 
zum Nachteil der Bevölkerung gestaltet". 
Zugverlegungen und parallel fahrende Busse 
hätten zwangsläufig dazu ge.führt, daß einige 
der Züge n icht ausgelastet seien, und nun -
da unwirtschaitlich - gestrichen würden. 

Bereits am 30. November vorigen Jahres 
hatte der Ra t der Stadt Bockenern in einer 
Resolution an die DB gefordert, .,daß sowohl 
eine Verlagerung des Personenverkehrs von 
der Schiene auf die Straße als auch eine 
Streckenstillegung unterbleibt". Die OB-Di­
rektion Hannover hatte daraufhin mitgeteilt, 
von einer Stillegung sei keine Rede, eine Ver­
lagerung ei:les Teil~ des Personennahver­
kehrs auf die Straße aus wirtschaftlichen 
Gründen aber unausbleiblich. 

Das Verhalten der DB, den Personennah­
verkehr zu Lasten der ländlichen Bevölke­
r ung weiter einzuschränken, hat auch beim 
Niedersächsischen Städte- und Gemeinde­
bund für Unverständnis gesorgt. Nadelstich­
artig, aber nachhaltig werde die Infra­
struktur de~ flachen Landes seit J ahren 
durch die Bundesbahn immer weiter ge­
schwächt, erklärte dazu dessen Präsident, Udo 
v. Soosten, in Hannover : .,Die Stillegungs­
pläne der Bahn gefährden die Gemeindeent­
wicklung und bedrohen den Leben snerv des 
ländlichen Raumes." Eine Nahverkehrspolitik 
der Bunde~bahn, die einseitig Haltepunkte 
aufhebe. den Reisezugbetrieb an Wochenen­
den auf B~s:)etrieb umstelle oder gar Züge 

durch Busse ersetze, ohne daß sich die DB 
vorher mit den betroffenen Gemeinden und 
Städten darüber unterhalte, so von Soosten 
weiter, ob nicht mit einer bedarfsgerechteren 
Fahrplangestaltung eine bessere Ausnutzung 
der eingesetzten Züge erreicht werden könne, 
werde nicht länger hingenommen. 

Eine Möglichkeit, der Bundesbahn gegen­
über Stärke zu demonstrieren, sieht der CDU­
Landtagsabgeordnete Werner Grübmeyer (St. 
Andreasberg) darin, den Konzessionsver trag 
für die Buslinien nicht mehr wie bisher still­
schweigend zu verlängern, sondern erst zu 
verhandeln. Grübmeyer schwebt dabei eine 
Verbesserung des öffentlichen Personennah­
verkehr s durch Zusammenarbeit aller Ver­
kehrsträger zum Beispiel unter Federführung 
der Landkreise vor. Dadurch, so Grübmeyer, 
sollen vor allem Parallelfahrten von Bussen 
und Bahn vermieden werden, die in vielen 
Fällen Vorläufer von späteren Streckenstille­
gungen waren. 

Am 6. J:muar will sich der Ausschuß für 
Zonenrandfragen des Landtages in einer Son­
dersitzung mit den Fahrplanänderungen. be­
fassen. An dieser S itzung wird auch der Prä­
sident der Bundesbahndirektion Hannover, 
Dr. P eters, teilnehmen. 

Der Bürgermeister der Stadt Bockenern 
setzt unterdessen auf eine neue Führungs­
spitze der Deutschen Bundesbahn: .,Die Un­
fäh~gkeit des bisherigen Vorstands bei der 
Hauptverwaltung in Frankfurt ist wohl da­
durch bewiesen, da ß der Bundesverkehrs­
minister selbst ein neues Management ein­
setzen will. Wir können nur appellieren, die 
Pläne des je tzigen Vorstandes zu überprüfen." 

CO jg; ~ 
0 (/) 

c ....... 
::J 0 
1/1 liJ ~ n 1/1 :r - n 
~ :r . ~ 

N 
0<;:, 

N 
~ t::--. ~ .... . 

'"'" r+ r+ 
c c 

tE tE 

o: ...... 
...... 

:I: Cb 
0 ::J 
~ r+ 
N ...... 
7'\ '"'' c n ..., :r ..... Cb 
Cb ..., 

~ 
N. , 
C l .... 
~ 
:I 

-
0 !i • r+ f'1 c 

~~ ra- rc Q. ,..., 
c ~ .., L., 
N IN ~ ..... ·~ 
r+ ! ~: c 

~ .c 
~ 

Vl 
~ 
~ 
1ft 
C1) 

:J 
(j) 

~ 

CO 
~ 
0 
u 
0 
n 
:J" 
r+ 

: lf . 
L- - ·- -··..:__··- - ' _:__, 



Konsequenzen angekündigt, wenn die DB Reduzierungspläne realisiert: 

»LinienkonzessionSveriräge nicht mehr verlängern!« 
Pressekonferenz im »Löwen« • Deutliche Worte des MdL Werner Grübmeyer 

Seesen . (G.J.) .. wir lassen uns das nicht länger bieten!« Deutliche Worte, die WernerGrüb­
meyer, seines Zeichens Landtagsabgeordneter in der Leine-Stadt und Vorsitzender der CDU­
Fraktion im Kreistag Goslar, im Rahmen einer Pressekonferenz am Montagvormittag im Hotel 
»Goldener Löwe« formulierte. Thema: Die von der Deutschen Bundesbahn vorgesehenen Ein­
schränkungen im Personenzugverkehr, die am 1. Mai dieses Jahres in Kraft treten sollen. Betrof­
fen sind unter anderem die Strecken Derneburg-Bockenem-Seesen und Seesen-Herzberg. Fazit 
vorweg: Wenn die Verhandlungenmit derzuständigen Bundesbahndirektion keinen Erfolg zeiti­
gen, verdeutlichte Grübmeyer seine Auffassung, dann müßten als Konsequenzen einschneidende 
Veränderungen im öffentlichen Nahverkehr Platz greifen. 

In seinen weiteren Ausführungen unterstrich 
der Christdetnokrat, daß man zwar Verständnis 
für das DB-Unterfangen habe, den deftzitären 
Trend zu stoppen, doch es sei nicht einsehbar, 
wenn mit einer • Verdünnung« des Angebotes -
die Bundesbahn habe vielmehr ihren Verpflich­
tungen voll und gartz Rechnung zu tragen - eine 
»Streckenstillegung durch die Hintertür« betrie­
ben werde. 

Zudem müsse man, merkte Grübmeyer an, 
konstatieren, daß die Bundesbahn in den ver­
gangenen Jahren ein gerüttelt Maß Anteil an der 
negativen Entwicklung zu tragen habe. So seien 
zahlreiche Möglichkeiten verpaßt worden, die 
Fahrt mit der Bahn - und dazu gehöre auch die 
Ausstattung der Züge - attraktiver zu machen. 
Es sei nicht einzusehen. daß nun die Bürger 
diese Versäumnisse »ausbaden« müssen. 

Gerke, Ratsvorsitzender im Seesener Stadtple­
num, den Hauptverwaltungsbeamten der Stadt 
Bockenem, Wilke, und den Bürgermeister der 
Ambergau- .. Metropole .. , Kunze, begrüßen. 

Wilhelm Gerke gab seiner Genugtuung dar­
über Ausdruck, daß beide Städte, Seesen und 
Bockenem , gerneinsam ihre Intere;sen vertre­
ten würdep. Dies könne der Sache nur dienlich 
sein. 

Konkret auf die Einschränkungsmaßnahmen 

I 

der Bundesbahn eingehend, sagte Gerke, daß 
die Stadt Seesen bereits schriftlich der angekün­
digten "Angebotsverdünnungc widersprochen 
habe. Der Rat der Stadt habe sieh aus termin­
liehen Gründen b islang noch nichtmit dem Pro­
blem befassen können. 

Als unverständlich bezeichnete Gerke die Tat­
sache, daß sich die Bundesbahn einerseits über 
die geringe Frequentierung ihrer Nahverkehrs­
züge beklage, es andererseits aber zulasse, daß 
Busse parallel eingesetzt werden. Dies sei nur 
eine von vielen Ungereimtheiten. 

Im Hinblick auf die Folgen, die die gelpanten 
Reduzierungen auslösen könnten, betonte 
Gerke, daß besonders der Fremdenverkehr, der 
auch in der Stadt Seesen intensiviert werden 
soll, einen schweren Rückschlag erleiden Würde. 

über die Diskussionsbeiträge der Bockene­
mer Vertreter werden wir, wie bereits angekün­
digt, morgen ausführlich berichten. 

V 

I 
. ...... 

Grübmeyer kündigte an. daßer -sollte die für 
den 15. Januar mit dem Chef der DB-Direktion 
Hannover, Dr. Peters. geplante Gesprächsrunde 
zu keinem Ergebnis führen - Initiativen ergrei­
fen werde. um eine Nichtverlängerung der 
Linienkonzessionsverträge zu erreichen. Dar­
überhinaus erscheine es allenthalben sinnvoll. 
den gesamten Personennahverkehr in die 
Hände der Kommunen, sprich Landkreise, zu 
legen. Diese Körperschaften sollten dabei nicht 
als Träger, sondern als Koordinatoren fungieren 
mit der Zielsetzung, das Angebot des öffent­
lichen Personennahverkehrs - auch strukturell 
- nachhaltig zu verbessern. Diesbezüglich sei es 
unabdinglich, daß alle Verkehrsträger an einem 
St!'ffig ziehen. 
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An der Pressekonferenz, auf die wir in unserer 
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4 HANNOVERSCHE ALLGEMEINE ZEITUNG 

Landtag e~ägt Verfassurigs~lage 
gegen Sparma6nahmen der Bahn 
. Defizit im Zonenrandgebiet beträgt jährlich 120 Millionen Mark 

vdB. Hannover 
Der Reisezugverkehr im niedersächsi­

schen Zonenrandgebiet beschert der Bun­
desbahn jährlich ein Defizit von 120 
Millionen Mark. Diese Zahl nannte die 
Bundesbahndirektion Hannover am Mitt­
woch im Anschluß an eine Sondersitzung 
des Landtagsausschusses für Zonenrandfra­
gen. In der Sitzung hatten die Abgeordneten 
von CDU und SPD scharf gegen die von der 
Deutschen Bundesbahn (DB) geplanten 
Fahrplanänderungen zum Mai dieses Jahres 
protestiert. 

Der Helmstedter CDU-Abgeordnete Rolf 
Reinemann hielt der Bahn vor allem vor, 
nichts getan zu haben, um den ölfentlichen 
Personennahverkehr auf der Schiene at­
traktiver zu machen. 

Der Abgeordnete ' Werner Grübmeyer 
(CDU) aus St. Andreasberg ergänzte, der 
Verzicht auf den Bau neuer Straßen bedeute 
auch, die Bahnlinien zu erhalten. Grübmey­
er warf der Bahn vor, sie verstoße mit ihren 
geplanten Maßnahmen gegen das Raumord­
nungs- und das Zonenrandförderungsge­
setz. ' . . ' 

Der Ausschuß appellierte an die Bundes­
bahn, die vorgesehenen Einschränkungen 
im Reisezugverkehr mit den betroffenen 
Landkreisen zu erörtern und solange ihre 
Verwirklichung auszusetzen. Gleichzeitig 
beschloß der Ausschuß, die Vorhaben der 

Bahn rechtlich zu überprüfen und eventuell 
die Landesregierung aufzufordern, gegen 
die DB eine Verfassungsklage anzustrengen. 

Nach Berechnungen des Landtages will 
die Bahn mit Beginn des nächsten Sommer­
fahrplanes werktags 61 Züge weniger durch 
Niedersachsen fahren lassen und zusätzlich 
17 Haltepunkte aufgeben. Wie berichtet, 
sollen in einigen Teilen des Landes sonn­
abends undsonntagsdie Züge grundsätzlich 
durch Busse ersetzt werden. Mit der 
Verringerung ihres Angebotes will die Bahn 
in Niedersachsen insgesamt rund neun 
Millionen Mark einsP,aren, davon allein 
sechs Millionen Mark im Zonenrandgebiet 

Ernst Peters, Präsident der Bundesbahn­
direktion Hannover, widersprach im Aus­
schuß den Vorwürfen und meinte, von einem 
Verstoß gegen das Zonenrandförderungsge­
setz könne nicht die Rede sein. Auch 
handele es sich bei den in Aussicht 
genommenen Sparmaßnahmen nicht um 
Streckenstillegungen durch die Hintertür. 
Die Bahn habe keineswegs ihre Fahrpläne 
am Bedarf der Bürger vorbei gestaltet. 
Vielmehr hätten sich die Bürger für ihr Auto 
und somit gegen die Bahn entschieden, sagte 
Peters. Mit lautstarken Protesten sei jetzt 
weder dem Zonenrandgebiet noch' dem 
Steuerzahler noch der Bahn genützt. Allen 
Beteiligten helfe nur eine massive, Inan­
spruchnahme der Bahn. Darauf sollten auch 
die Politiker hinweisen. 

Onr Anwllkl~ofll hr~~h '7.11~~mmpn 

•. ·. 
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Niedersachsen 



4 HANNOVERSCHE ALLGEMEINE ZEITUNG Nieders 

Zwei Städte im Streit mit der Bahn . 
Bockenern und Seesen gegen Wochenen<:ITuhe auf den Schienen I Verkehrsverbund gefordert 

Eigen er B erich t 

vdB. Seesen 
Die Städte Bockenern und Seesen be­

fürchten, daß die Bundesbahn den Perso­
nenzugverkehr im Harzvorland demnächst 
vollständig· einstellt . Die Bürgermeister der 
beiden Orte, Werner Kunze und Wilhelm 
Gerke, wandten sich am Montag gemeinsam 
mit dem Landtagsabgeordneten Werner 
Grübmeyer (CDU) mit einer Protestresolu­
tion an die Öffentlichkeit, weil die Bahn 
angekündigt hat, sie werde mit dem Inkraft­
treten des nächsten Sommerfahrplans - am 
23. Mai - die Zahl der Züge auf den 
Strecken Derneburg-Bockenem-Seesen und 
Seeserr-Herzberg reduzieren. Die Züge sol­
len dann nicht mehr an allen Bahnhöfen 
anhalten, und sonnllbends sowie sonn- und 
feiertags will die Bahn grundsätzlich keinen 
Zug mehr fahren lassen. Die drei Politiker 
sehen in diesem Vorhaben einen Verstoß 
gegen das Zonenrand.Iörderungsgesetz. Sie 
befilrchten, daß die Bevölkerung noch 
stärker als zur Zeit schon aus dem 
strukturschwachen Harzvorland wegzieht. 

Grübmeyer, Kunze und Gerke wollen 

jetzt gemeinsam gegen die Pläne der Bahn 
vorgehen. Am J.Vlittwoch d ieser Woche 
kommt der Zonenrandausschuß des Landta­
ges auf Drängen der Städte Bockenern und 
Seesen zu einer Sondersitzung zusammen. 
Dazu sind auch die Präsidenten der Bundes­
bahndirektionen in Hannover und Harnburg 
eingeladen worden. Sie sollen die Maßnah­
men der Bahn begründen und erläutern. 
Auch die Bundestagsabgeordneten aus dem 
Harzvorland wurden eingeschaltet. 

Bürgermeister Kunze warf dem Bundes­
bahnvorstand Unfähigkeit vor. Die Organi­
sation des Zugverkehrs sei vorsätzlich am 
Bedarf der Reisenden vorbeigeplant wor­
den. So hätten viele Arbeiter in letzter Zeit 
ihren Arbeitsplatz nicht mehr termingerecht 
mit der Bahn erreichen können. Fahrplan­
besprechungen mit den Städten und Ge­
meinden sowie den größeren Industriebe­
trieben habe es nicht gegeben. 

Die Bürgermeister kritisierten wieder­
holt, daß zeitlich parallel zu den Zügen 
Omnibusse eingesetzt worden seien, um di~ 
gleichen Strecken zu bedienen. Sie leiteten 
tiaraus die Forderung ab, auch im Harzvor-

land und im gesamten Harz endlich den 
gesamten öffentlichen Personennahverkehr 
aufeinander abzustimmen und vielleicht 
einen Verkehrsverbund einzurichten. 

Kunze betonte, einige Entscheidungen der 
Bahn seien betriebswirtschaftlich unver­
ständlich. So sei der Stückgut- und Expreß­
gutverkehr eingestellt worden, obwohl das 
Personal und alle übrigen Vora~tzungen 
dafür weiterhin vorhanden seien. Für die 
Repaf<!.tur des Daches über dem Güter­
schuppen am Bahnhof Bornum sei Bauma­
terial angeliefert worden, das etwa ein Jahr 
nutzlos herumgelegen habe und dann ab­
transportiert worden sei, obwohl das Dach 
nicht instand gesetzt worden sei. 

Da die Bahn auch in anderen Landestei­
Jen - wie berichtet - ihr · Zugangebot 
verringern und Bahnhöfe aufgeben will, hat 
sich jetzt auch der Städte- und Gemeinde­
bund dem Protest angeschlossen. Landes­
vorsitzfnder Udo von Soosten äußerte die 
Hoffnung, daß die Bundesbahn endlich 

·anfängt zu überlegen, wie die V.erkehrsver­
hältnisse im ländlichen Raum auch zu ihrem 
eigenen Nutzen verbessert werden können. 

. .. 
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.. Todesspritze für das Krankenhaus - nie­
mals" - diese und andere Protestsprüche 
fanden sich auf Transparenten der etwa 1000 
Teilnehmer an der Demonstration vor der Au­
la. Im Bild rechts Bürgermeister Harre bei 
seiner Ansprache. Fotos: Tampes 

········~····-······························ 

I Demonstration für das Krankenhaus in Clausthal: 

Bürgermeister Harre: ,,Die Angst geht um'' 
CLAUSTHAL-ZELLERFELD. Ein Kran­

kenhaus der Grundversorgung, wie es Rat 
und Bürger von Clausthal-Zellerfeld for­
dern, werde nach dem Willen der Politiker 
bestehenbleiben und solle entsprechend 
ausgebaut werden. Vor dem Hintergrund 
dieser von Bürgermeister Karl Harre zi­
tierten Zusicherung, die Landrat Heinz 
Pahl am Montag anläßllch der Uberrei­
chung von 5300 Unterschriften gegeben 
habe, stand gestern abend vor der Aula 
der Technischen Universität die Demon­
stration Clausthaler Bürger für den Erhalt 
des Krankenhauses in seiner derzeitigen 
Betriebsform. 

I Mit aggressiven Parolen auf den Transpa­
renten machten rund 1000 Demonstranten den 

1 Teilnehmern des Neujahrsempfanges des 
Landkreises Goslar deutlich, daß sie nicht be-

1 reit sind, eine Umwandlung des Kreiskran-
1 kenhauses Cla usthal-Zellerfeld in eine .. Not-
• o •• fT\")'h"""n"'- ... •~ "'- ~:~- ...J -- ,..... • ~ 

wandtenkreis kein Auto zur Verfügung stehe, 
denn dann könne kaum mit einem Besuch ge-
rechnet werden. · 

Grundsätzlich sei eine Verwaltungsinitiati­
ve für eine wirtschaftlichere Führung der 
Kreiskrankenhäuser zu begrüßen. Sie dürfe 
sich jedoch n icht auf einen einseitig ausgear­
beiteten Vorschlag zu Lasten der Bürger im 
Einzugsbereich des Clausthaler Krankenhau­
ses beschränken, sondern müsse auch Alter­
nativen zur Lösung der Probleme aufzeigen. 
"Dies darf nicht der Weisheit letzter Schluß 
sein. Deshalb kann dieser Plan nur als Denk­
anstoß betrachtet werden", erklärte der Bür­
germeister. 

Obwohl Initiator und Veranstalter, hielt / 
sich die Stadt Clausthal zurück. Vor dem 
Bürgermeister ergriffen Superintendent Ri­
chard Jobmann, der Kreisgeschäftsführer der 
ÖTV, Jörg Ahlborn, und, nach anfänglichen 
Pfiffen mit wiederholtem Beifall bedacht, 
CDU-Kreistagsfr aktionsvorsitzender Werner 
0:-üb:ne -.;p;- ~~ c "..\t:"".~ 

höhen. "Es liegt an uns mit, was wird. Sollte 
einer krank sein, dann laßt es uns zeigen, wo 
unser Krankenhaus steht." 

Jörg Ahlborn sprach das Problem der in 
der Krankenpflege Beschäftigten an, warnte 
vor einem weiteren Verlust von Arbeitsplät­
zen, vor Mehrbelastung für das verbleibende 

\~l\\\j1jlj11\\\\\\j\I\l\ll\lM.Brf.]ll\\\jl\\\l\l~\l\l\ 
Personal und der Gefahr, bei einer Abstufung 
des Krankenhauses zu wenig Anreiz für qua­
lifiziertes Personal bieten zu können. Er for­
derte den Einbau eines Konzeptes für den 
Krankentransport in den Krankenhausbe­
darfspJan. 

Wie alle Redner , lehnte auch Werner Grüb­
meyer Einsparungsmaßnahmen im Kranken­
hauswesen nicht ab. Er bezeichnete aber das 
Clausthaler Krankenhaus als existentielle Fra­
ge der hier lebenden Menschen. Dies sei keine 
-·~·- ·: -- - ' ! -! --4 . T" . . . --
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haus" unwidersprochen hinzunehmen. 
Die Folgen einer solchen Zielsetzung, die in 

Clausthal aus dem Verwaltungsentwurf für 
einen Kreiskrankenhausbedarfsplan heraus­
gelesen wurde, formulierte Bürgermeister 
K ar! Harre bei der Demonstration in einer 
Ansprache: "Die Angst geht um. Es ist die 
Angst, daß dem Oberharz wieder einmal ein 
Stück Lebensqualität genommen wird", stell­
te er fest. Es sei die Angst, daß man im Harz 
möglichst nicht mehr krank werden dürfe, 
vor allem nicht im Winter, - die Angst vor 
allem bei älteren Menschen, wenn im Ver-

Eine Veränderung der Funktiön des K ran­
kenhauses in Clausthal würde einen schweren 
Eingriff in die Lebensqualität des Oberharzes 
bedeuten, erklärte Jobmann, der eine am 
gleichen Tag von der Pfarrkonferenz verfaßte 
Resolution verlas. In ihr wird festgestellt, da ß 
Pastor~n und kirchliche Mitarbeiter wüßten, 
wie wichtig eine heimische und persönliche 
Atmosphäre für die Genesung sei. Das sei der 
Grund. warum sie sich für die Erhaltung des 
Krankenhauses einsetzten. Er bat auf der a n­
deren Seite aber auch eindringlich, im 
Krankheitsfalle bewußt das Krankenhaus in 
Clausthal zu nutzen, um die Belegung zu er-

-···---·~··--V·~· . ." .v.:•u uu ;:,l:r a t wn, stelne er fest, 
sie sei Ausdruck der berechtigten Sorge der 
Bürger - .,eine Lehrstunde der Politik, für 
die wir Ihnen zu danken haben!" te-

Kreisausschuß für 
\Veiteren Betrieb in 
der je tzigen Fot111 

Nicht gegen den Kreis Goslar, wie schon 
l einmal vor der Kreisreform, sondern für 

I den Erhalt des Krankenhauses in Claus­
thal hatte der Rat der Bergstadt zu dieser 
Demonstration aufgerufen. Daß es ihm mit 
dieser Differenzierung ernst war, wurde 
durch das pünktliche Ende zum Beginn 
des Kreisneujahrsempfanges deutlich ge­
macht. Wemer Grübmeyer, CDU-Kreis-

1 tagsfraktionsvorsitzender und Landtags­
. abgeordneter, blieb die Klarstellung vor-

1 
behalten. daß der Kreis Goslar seinerseits 

1 bereits die Weichen gestellt hat für die 
1 Berücksichtigung der Clausthal-Zellerfel­
i der Forderung auf den Erhalt eines Kran­
. kenhauses der Grundversorgung: 
i Der Kreisausschuß sprach sich in seiner 
j Sitzung am Montag dafür aus, im Robert -

1 
Koch-Krankenhaus Clausthal fünf Plan­
betten in der gynäkologisch-geburtshilfli­
ehen Abteilung ab 1. Januar vorüberge­
hend stillzulegen. Im Entwurf zum Kran-
kenhausbedarfsplan war die Stillegung 
von 14 Betten enthalten. Einmütig, so er­

; fährt die GZ darüber hinaus, vertraten die 
I Kreisausschußmitglieder aller drei in ihm 

I vertretenen Fraktionen die Auffassung, 
daß in Clausthal ein Krankenhaus der 
Grundversorgung erhalten bleiben soll. 

I Das ist zwar noch kein Kreistagsbe­
schluß, aber Grübmeyer hatte als Land­

l tagsabgeordneter noch ein anderes Signal 
bereit: Sozialminister Schnipkoweit habe 
ihm gezeigt, daß der bisher vorgesehene 
Betrag :für die Krankenhausrenovierung 
im Landesetat für 1982 enthalten bleibe. 
Schnipkoweit wolle möglichst schnell, 
noch in diesem Jahr, die Modemisierung 
fortsetzen. "Sie haben uns dabei gehol­
fen", rief Grübmeyer den Demonstrations­
teilnehmern zu. te-
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Das Ziel ist ein Verkehrsverbun_d 
mit flächendeckender Verzahnung 

"Bt~g.-iindung ist regelrecht falsch"- Gcmt"'inwir·tschaftliche Verpflichtung t.ler OB lu•tont 

SeesenIBo c k e n e m. ·"Wir sind in Zukunft 
nicht mehr gewilJt, das so duldsam hinzuneh­
men, wie das früher der Fall war!" CDU.:Land­
tagsabgeordneter Werner . Grübmeyer meint 
die Pläne der Deutschen Bundesbahn zur 
Einschränkung des Personenverkehrs auf der 
Strecke Derneburg-Herzberg und sieht sich 
nicht alleingelassen. Die Landtagsfraktion der 
CDU wird eine Arbeitsgruppe bilden, eine 
Sondersitzung der Fraktion wird das gleiche 

Thema zum Inhalt haben und den Präsidenten 
der Bundesbahndirektion Hannover, Dr. Pe­
ters, hören, und schließlich hat sich auch 
Wirtschaftsministerin Birgit · Breuel einge­
schaltet und von der Bundesbahn Aufklärung 
über die Notwendigkeit ihrer Schritte verlangt. 
Bundesverkehrsminister Volker Hauff und der 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehun­
gen, Egon Franke, sind angeschrieben und um 
Unterstützung gebeten worden. 

Nun a ber hat s ich auch auf örtlicher 
Ebene der Widerstand etablie rt: In 
einer Pressekonferenz legten MdL 
Werne r Grübmeyer, der a uch Vors it­
zender der CDU-Fraktion .im Goslarer 
Kreis tag ist, der Seesener Bürge rmei ­
s te r Wilhelm Gerke und Bockene ms 
Bürgermeis ter Werner Kunze (beide 
CDU) e in Konzeptde r Maßna hmen vor, 
das- gewissermaUen a ls .. konze rti c r·te 
Aktion" - e ine rseits die Bundeshuhn 
von ihren Plänen abbringen, andern ­
seils aber auch g leic h eine Ve rbesSt•· 
rung des .flächendeckende n Nahve r· 
ke hrs br ingen soll. Grübmeyet·: .,1-:in 
Verke hrsvet;bund scheint mir du gewis­
se Möglichkeiten zu bie ten." 

Der Landlugsabgeordne te schnitt in 
der genannten Pressekonferenz kurz 
die von der Bundesbahn geplanten 
Mußnahmen zur .,Verdünnung" der 
Strecke Derneburg-Herzberg ein­
schließl ich der geplanten Aufhebung 
der Haltepunkte Nie nhagen/ Nette und 
Wohldenberg a n und betonte, die 
Mi tte ilu ng der Ba hn sei .,wie ein Blitz 
aus he iterem Himme l" gekommen. 
Einer Verlagerung des Personenver­
kehrsam Wochenende auf bahneigene 
Omnibusse könne ma n auf keinen Fall 
zustimmen. Nötigenfalls müsse über 
eine Aufhebung oder Nichtverlänge­
rung von Buskonzessionen gesprochen 
werden, um die Bundesbahn zu zwin­
gen, ihre n Schienenverkehr aufrecht­
zuerhalten. 

Bockenems Bürgermeis ter Werner 
Kunze (CDU), seit November 1981 im 
Amt, griff - wie schon zuvor Werner 
Grübmeyer - vor a llet;n die Frage auf, 
ob es Schülerinnen, Schülern und 
Berufstätigen denn zuzumuten sei, 
statt de r bishe r 28 Minuten eine 
dreiviertel Stunde Fahrtzeit von Bok­
kenem nach Seesen hinzunehme n. 
Kunze bemängelte dabe i die Begrün-

dungder OB, die "regelrecht fa lsch und 
ungenau" sei. So habe beispielsweise 
die letzte Freque nzzählung mitte n in 
den Herbs tferien stattgefunden, wo der 
Schulverkehr g leich Null gewesen sei. 

"Wir ve rke nn<>n in keiner Weise, daß 
es Züge g ibt, die nicht a usgelastet 
s ind", betonte Werner Kunze. Es sei 
vielleicht auch nicht nötig, daß auf de r 
S trecke Uockcnem-Sucscn gle ich 
neun ZugpaUJ·e verke hrte n. ..sechs 
wü rdun wohl auch genügen". l?us aber 
bedingt! e ine bessere Fuhrpla ngestul­
tung. In der· Hichtung Hildesheim 
beispie lsweise könne für ßeru(s tiitigr 
kaum e in .,vernün ftiger" Zug ungebo· 
te n werden, du morgens zwischen 6.07 
und 8.01 Uhr ei ne wichtige Verbindung 
fehle. Der Personalehe r der Meteor· 
Moosgummi-Werke in Bocke nern habe 
in einer Bürgerversam mlung mitge· 
teilt, die Arbeitne hmer seines Werkes 
würden sehr gerne mit der Bahn 
fahren, wenn e in entsprechendes An­
gebot vorläge. 

F'n~mdf•n• ·f•rkchr beuchten 

Sowohl La ndtagsabgeordneter Wer· 
ner Grübmeyer a ls auch Bürgermei­
ster Werner Kunze stellten klar, daß sie 
die Befürchtung hegte n, die Einschrän· 
kung des Personenverkehrs auf der 
genannt~n Strecke sei nur e in .,Vorläu­
fer" einer S treckenstillegung. Und das 
sei schließlich a llein aus energ iepoliti­
schen Gründen .,Unsinn". Scharf wurde 
Bockenems Bürgermeister, als er den 
Vorstand der Bundesbahn ansprach: 
Wenn Bundesverkehrsminister Volker 
Hauff schon den Vorstand durch ein 
Management e rsetzen wolle, so müsse 
davon ausgegangen werden, daß dieser 
Vorstand "Unfähigkeit" gezeigt habe. 
Man hoffe, daß dieses Management die 
bishe rigen Plä ne und Maßnahm.en de r 
OB gerade für de n Raum De rneburg­
Herzberg rückgängig mache. Wenn die 
Bundesbahn spare n wolle - und das 
sei wohl notwendig - , dann mü'sse sie 
in ihrer eige nen Organisationsstruktur 
dami t beginnen. 

Der Seesener Bürgermeister Wil­
helm Gerke stellte fest, die S tadt 
Seesen habe ebenfalls Widerspruch 
gegen die Pläne der OB e ingelegt, 
a lle rdings nicht - wie in Bockenern 
geschehen - durch eine Resolu tion 
des Rates . "Unser Hut hat in dieser Zeit 
noch nicht wieder ge tagt." Gerke stellte 
die Frage des Fre mdenverkehrs her­
aus und betonte , Busse St:!it:!n im 
Nuhve1·kehr wohl durchaus einzuset­
zen, müsse abe r der Reisende im 
Überregionalverkehr e rs t vom Zug in 
den Bus umsteigen, um zu . e inem 
Fremdenverkehrsort zu gelungen, 
dann könne man dem nicht mehr 
zus timmen. Fe rner betonte auch Gerke 
wie seine Vorredne r die "gemeinwirt­
schaftliche Ve rpflichtung der Deut­
schen Bundesbahn" gerade für das 
Zonenrandgebiet und meinte: .,Wir s ind 
auf der gleiche n Schiene wie Bocke­
nem:· 

· Vor allem auch de r von de r Bundes­
bahn in den vergangenen J ahren 
forcierte Parallelverkehr von Bus und 
Bahn, so die Vertreter Seesens und 
Bockenems, habe schließlich zu den 
geringen Frequenzen geführt. Und hier 
schaltete sich e rneut Werner G.rübmey­
er ein, dem ein Verkehrsverbund 
.,mindestens auf La ndkreisebene, si­
cher aber wohl kreisübergre ife nd" 
vorschwebt. Die Neuordnung des fl ä­
chendeckenden Personennahverkehrs 
sei eine der wichtigsten Aufgaben der 
Zukunft. Und dazu gehöre auch die 
Beibehaltung des Schienenve rke hrs 
a uf der so wichtigen Strecke Derne­
burg-Herzberg. 

Die .,Maßnahme der Stunde" sei nun 
die Verhandlung mit der Bundesbahn. 
Da diese aber in ihre n Entscheidungen 
zie mlich frei sei, müsse man s ie a n den 
Ve rhandlungsti sch zwingen, le tztlich 
abe r auch durch die Drohung, die 
Buskonzessione n n ich t mehr zu verlän­
gern, was zur Folge hätte, daß die OB 
ihren Schienenverkehr· aufrechterhal­
ten müßte. -aw-

.. 
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Sikora: Bundesbahn betreibt 
Raubbau am Zonenrandgebiet 

CDU-Landtagsabgeordneter kritisiert Zugeinsparungen der DB 

I 
Als Raubbau am Zonenrandgebiet bezeichnet der Goslarer CDU-Landtagsabgeord­

nete JQrgen Slkora die vor dem Jahreswechsel von der Bundesbahndirektion Hanno­
ver bekanntgegebenen Einsparungsmaßnahmen Im Jahresfahrplan 1982/83. Slkora for­
dert in diesem Zusammenhang die Bundesbahn znr vollen Aufrechterhaltung des 
Leistungsangebots der Bahn Im Zonenrandgebiet auf. 

Von den von der Bundesbahndirektion 
Hannover mit dem Jahresfahrplan für 1982/83 
beabsichtigten Maßnahmen werde die Stadt 
Goslar über die Streckenverbindungen Krei­
ensen - Goslar - Braunschweig sowie Hil­
desheim - Goslar unmittelbar betroffen, er­
klärte der CDU-Polltiker. Auf diesen Bahn­
strecken sollen Zugfahrten künftig durch 
Busse ersetzt oder durch Zusammenlegung 
von Zügen reduziert werden. Im Raum der 
Gemeinde Liebenburg soll zudem der Halte­
punkt Dörnten aufgehoben werden. Aber 
auch in anderen Be reichen des Landkreises 
Goslar sind Umstellungen des Reisezugver­
kehrs auf Busbetrieb vorgesehen. So - wie 
berichtet - auf der Bahnstrecke Derneburg 
- Seesen -· Herzberg zunächst nur un Wo­
chenenden, während die Bahnverbindung Bad 
Harzburg - Vienenburg völlig vom Schie­
nenpendelve rkehr ouf Busbedienung mit dem 
neuen Fahrplan umgestellt wird. 

Diese Ausdünnungen seien für das Zonen­
randgebiet als Bedrohung des Lebensnervs zu 
werten, erklärte Slkora, und entpuppten sich 
erfahrungsgemäß als Streckenstillegung durch 
die "Hintertür". Die daraus entstehenden Fol­
gen dürften zu einer schleichenden Entkräf­
tung der Zonenrandregion führen, die ein­
deutig im Widerspruch zu der gemeinwirt­
schaftliehen Verpflichtung und dem besonde­
ren Auftrag der Deutschen Bundesbahn im 
Zonenrandgebiet stünden. Nach den bisheri­
gen Erfahrungen hätten solche Verkehrsein­
schränkungen Immer weitere Einschränkun­
gen zur Folge gehabt, die dann hinterher ols 
BegrUndune !i.lr eine gesamte Einsparung be-

nutzt worden seien. Enttäuschend nannte Si­
kora die Tatsache, daß sich die Bundesbahn 
mit den betroffenen Städten und Gemeinden 
vorher überhaupt nicht in Verbindung gesetzt 
habe. 

Es wäre sicherlich der Sache dienlich gewe­
sen, wenn mit den betroffenen Gemeinden 
zunächst einmal gemeinsam nach einer be­
darfsgerechten Fahrplangestaltung gesucht 
worden wäre. Den Notwendigkeiten zur drin­
genden Verbesserung der Verkehrsverbindun­
gen im ländlichen Raum und insbesondere im 
Zonenrandgebiet habe man damit einen heute 
noch nicht zu übersehenden Schaden zuge­
fügt, der sich auch nicht durch die von der 
Bundesbahn angebotenen Ersat..:maßnahmen 
beheben lasse. Leidtragende dieser Einspa­
rungsmaßnahmen, so Sikora, dürften vor al­
lem Schülc1·, Aus:wbildimde, Behinderte und 
ältere Menschen sein, die a uf den öffentlichen 
Nahverkehr mehr als andere angewiesen sind. 
Aber auch Pendler im täglichen Berufsver­
kehr, so schloß Sikora, wilrden slcherllch 
durch solche Maßnahmen nicht gerade er­
muntert, vermehrt die öffentlichen Verkehrs­
mittel zu benutzen. 

Von der Bundesbahn mtisse erwartet wer­
den, daß sie die vorgesehenen Maßnahmen 
mit den betroffenen Städten und Gemeinden 
im Zonenrandgebiet berät, wie d ie Verkehrs­
verhältnisse a uch zum Nutzen der Bahn ver­
bessert, weitere Einschränkungen vermieden 
und der öffentliche Personennahverkehr so 
attraktiv gestaltet werden könne, daß er von 
großen Teilen der Bevölkerung angenommen 
werde. forderte Sikora abschließend. 

·-
Beobachter 
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Zu den Plänen der Deutschen Bundesbahn, an Wochenenden den Personenzugverkehr auf der Strecke Dameburg-Seesen 
aufzuheben, nahmen Vertreter der Städte Seesen und Bockenern Stellung (von rechts) : Stadtdirektor Karl Wllke, BOrgermelster 
Wllhelm Gerke, Bürgermeister Werner Kunze und der CDU-Landtagsabgeordnete Werner Grübmeyer. Foto : Woidtke 
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Werner Grübmeyer (Mdl): 

Krankenhausfraue. darf nicht zum 
parteipolitischen Zankapfel werden I 

Zu einem Gesprädl mit dem ärztlichen Direk­
tor des Robert-Kodl-Krankenhaus~,. Dr • . Ridl.let 
Ferenczl und dem Verwaltungslette(ifer J(rels­
krankenhäuser, Balker, kante~ :'.'\\teraei!:"G;'uli:: 
meyer (Mdl) und Heribert Meier, Ortsvereim­
vorsltzender der CDU, Kreistagsabgeordneter 
und stellv. Bürgermeister, am Montag Im Ro­
bert-Kodl.-Krankenhaus zusammen. Nhilt etwa, 
weil sie die hiesigen Verhältnisse nldlt ganz 
genau kennen, so GrUbmeyer und Meier an­
sdllleßend zu den UA, sonde rn weil man sldl 
von. ärztltdl.er und Verwaltungsselten noch ein­
mal einen aktuellen Beridlt habe geben lassen 
wollen. ~Abgesegnetu war dieser Besuch vom 
Oberkrelsdirektor, denn man wollte nicht etwa 
den Eindruck erwecken, als solle hier im Rük­
ken der Landkreisverwaltung e twas gesd1ehen. 

Grübmeyer b etonte, daß er dieses Gespräch 
besonders deswegen gesudlt habe, weil er in 
seiner Doppelfunklion, als Landtagsabgeordne­
te r und Spredler der CDU-Kreista!Jsfraklion , 
nodl einmal genaue und ak tuelle Eindrücke und 
Informationen gewinnen wollte. 

Beide, Meier und Grühmeyer, erklärten, rl~ß 
in der Form, wie sie der Krankenhausrahmen­
plan vorsieht, e ine fl etl•mreduzicnmrJ als So­
forlmaßnahme im Robert-Kod1-Krilnkenhau>. 
nidlt durchginne. M,m werde sid1 il ll crdin~,., 
nicht gegen eine vorüberfJ('hende Znri.icknnlwu: 
cler Bellenzahlen im Ra hmen von Umstruk!u­
rie runns· und Umb<JumaßnahmC'n verschließen. 
Anschaulidl !Jemacht, müsse man das so vr·r· 
stehen, als ob man einen Raum so lanf!e ab­
schlösse, wie er nidll benötigt wPrde, jedotil · 
den Sdllüssel stecken lasse, um diesen Raum 
jederzeit wieder in Betrieb nehmen zu können. 

Grübmeyer kündigte an, daß er nod1 ln die­
sen Tagen ein Gespräch mit dem Niedersäch­
sischen Sozia lminister Schnipkoweit haben wer· 
de, um hier die versprochenen Mittel von c:a. 
4,5 Mio. DM sicherzustellen bzw. von ihm die 
Versicherung zu bekommen, daß die gegebene 
Zusage aufrecht' erhalten bleibe. Dann gelte E'.s, 
möglichst sdlnell alle Beteiligten an einen Tisc.ll 
zu bekommen, um zu handeln. Dabei dürfe die­
ses Krankenhaus nicht zum Zankapfel unter 
den Parleien werden, sondern alle müßten hier 
qemeinsam handeln, um zu erreichen, daß für 
Clausthal-Zellerfeld das Krankenhaus als Haus 
der Grundversorgung erhalten bleibe, also nicht 
abgestuft werde. ,. Ich werde ebenso · hart näck ig 
sei'n, wie beim Bau des Metallurgischen Zen­
trums. Ich will, daß hier in diesem .fahr noch 
gebaut wird", erklärte Grübmeyer. Er v e rtra t 
weiter die Meinung, daß nach notwendigen Um­
strukturierungen, im baulichen und organisato­
rischen Bereich niemand mehr an der Substanz 
dieses Hauses rütteln werde. 

Ma n müsse unter Umsländen die vorhanrle­
ncn Baupläne noch einmal überilrboilen und 
nach neuen Erkenntn issen durchleuchten, er 
meine aber, daß es möglidl sein müsse, im Juni 
oder Juli die Pläne zu verabschieden und Im 
Herbst mit den Banmarinahmen zu beninnen 
Er bC'kriiftinle abschlicfiPnd seine Eirrs l<•llunn 
'/.ur Nolwencl i<' kP.il dC's RobeJl-Knd1-Krank•·n · 
Jwusei in der .. jetziuen Struktur w W'oiui der 

Grundversorgung mit den Worten: . Solange 
ich' A'ti'geordne ter bin, bleibt das Haus hier!'~···~ :.' 

Am kommenden Wochenende wird'· die CDU­
Krcistagsfraktion · in · Klausur gehen ·und .. neireft. · 
dem Haushalt auch die Krankenhausfrage im 
Landkreis Goslar beraten, teilten Grübmeyer 
und Meier mit. HaBe 
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Die Fahrgastzahlen sind 
drastisch zurückgegangen 

Stre('kf' D••mehurg-llcrzbcrg an Wochenenden nicht haltba1· 

Seesen/Bockenem. Klip'p und klar hat die Bundesbahndirektion 
Hannover im vergangenen Dezember die Stadt Bockenern unterrichtet: 
Auf die Resolution des Rates gegen eine Einschränkung des 
Personenverkehrs auf der Schiene antwortete die DB mit Zahlen. Die 
durchschnittliche Zahl der Reisenden in den ab Mai 1982 zum Wegfall 
kommenden Personenzügen :~:wischen Derneburg und Herzberg 
beträgt nach Auskunft der Direktion zwischen fünf und zwanzig, so daß 
aus wirtschaftlichen Gründen eine Aufrechterhaltung dieser Zugpaare 
nicht mehr geboten scheint. 

An Sonnabenden: Sonntagen und 
Feiertagen, so die DB, sei der Wegfall 
aller Zugleistungen deshalb vorgese­
hen, weil bei den derzeit verkehrenden 
Zügen stets nur noch 15 bis 20 Reisende 
pro Einheit gezählt worden seien. Und 
wegen der zu geringen Inanspruchnah­
me durch die Bevölkerung sei auch die 
Aufhebung der Haltepunkte Nienha­
gen/Nette (durchschnittlich je Werktag 
fünf Einsteigende, drei Aussteigende) 
und Wohldenberg (neun Einsteigende, 
fünf Aussteigende) durchaus gerecht­
fertigt. 

Hier allerdings meinten die Vertre­
ter. der Städte Seesen und Bockenem, 
es sei doch möglich, an dieser Strecke 
wieder .. Bedarfshaltepunkte" einzufüh­
ren, bei denen der Triebwagenführer 
sehe, ob jemand mitfahren oder aus­
steigen wolle. 

Gegen die Resolution des Rates der 
Stadt Bockenern hatte die OB-Direk­
tion in ihrem Schreiben vom 14. 
Dezembe1· 1982 ebenfalls einige Fakten 
vorzubringen. Vor allem wandte sie 
sich gegen den Vorwurf, der Fahrplan 
sei ,.bewußt am Bedarf vorbei zum 
Nachteil der ... Bevölkerung geplant 
worden". Der Fahrplan sei vielmehr 
der Nachfrage entsprechend unter 
besonderer Berücksichtigung des Lo­
kalverkehrs (Schüler- und Berufsver­
kehr) sowie der Anschlußmöglichkei­
ten in Derneburg und Seesen gestaltet 
worden. 

Die OB-Direktion wörtlich: "Die Re­
duzierung des Schienenangebotes ins­
besondere in Tagesrandlagen und an 
Samstagen und Sonntagen resultiert 
allein daraus, daß die Nachfrage nach 
Verkehrsleistungen ständig zurückge­
gangen ist ... Wenn die Bevölkerung 
das Schienenangebot - wie ständig 
ermittelt - immer weniger in An­
spruch nimmt, sind Reduzierungen aus 
betriebswirtschaftliehen Gründen un­
vermeidbar." 

Die OB-Direktion betonte auch, die 
parallel oder als Ersatz angebotenen 
Busse würden von der Bevölkerung 
erfahrungsgemäß stärker genutzt, da 
sie die Siedlungszentren mit mehreren 
Halten direkt anführen. Die gegenüber 
den Zügen längeren Fahrzeiten wür­
den weitestgehend durch kürzere Zu­
gangswege zu den Bushaltestellen 
ausgeglichen. 

Eine sehr wichtige .Frage, die gestern 
der Bundesbahndirektion von der BZ 
vorgelegt wurde, bezieht sich auf den 
Schüler- und Berufsverkehr an Sonn­
abenden. Es erscheine vernünftig, die 
Einschränkung des Personenverkehrs 
auf der Schiene an Sonnabenden erst 
mittags in Kraft treten zu lassen, um 
die Schülerinnen und Schüler nicht auf 
Busse verwei sen zu müssen. Doch die 
OB-Direktion stellte fest, daß selbst im 
Schüler- und Berufsverkehr die Fahr­
gastzahlen an Sonnabenden drastisch 
zurückgegangen seien, so daß eine 
Umstellung auf Busse vorgenommen 
werden müsse. -aw-

Stillegong vorbereitet? 
Die Stadt Bockenern .hat den 

Eindruck, daß seit Jahren durch syste­
matisches Vorgehen ein Abbau der 
Bundesbahnstrecke Derne­
burg-Herzberg vorbereitet wird". Das 
ist das Fazit der - · wohlgemerkt 
politischen - Untersuchungen und 
Recherchen. die gerade in bezug auf 
die neuerlichen Pläne der Bundesbahn 
unternommen wurden. Und oberfläch­
lich betrachtet verstärkt sich dieser 
Eindruck noch durch viele Ungereim' ­
heiten in der Begründung dieser 
Maßnahme. die vom Sommerfahrplan 
1982 an greifen soll. 

Ungereimtheiten aber gibt es auch 
bei den Städten Bockenern und See­
sen. die sich nun zur Wehr setzen. 
Sicher ist. daß bestimmte Zugverbin­
dungen. die notwendig wären, fehlen 
- hier is.t der Bürger gezwungen. auf 
den Individualverkehr zurückzugreifen. 

· Sicher ist auch. daß sich die Bundes­
bahn in mancher Hinsicht beim Einsatz 
von Bahnbussen parallel zur Schiene 
selbst Konkurrenz macht. indem sie 
diese Busse zeitgleich verkehren läßt. 
Und schließlich ist ebenso sicher die 
Feststeilung der Stadt Bockenem. daß 
ein lnvestitionsstop für die Strecke 
Derneburg- Herzberg dann unver­
ständlich sei. wenn eine Streckenstille­
gung gar nicht geplant werde. 

Andererseits aber sprechen auch die 
Zahlen der OB (unabhängig davon, an 
welchen Tagen sie zustande kamen) 
eine deutliche Sprache. Der Energie­
einsatz stellt sich für Triebwagen wie 

Omnibusse gleich dar. Ein voller 
Triebwagen fährt sogar billiger als ein 
voller Omnibus. Doch - so die OB -
.wann ist ein Triebwagen schon mal 
voll?!" Und dann fährt der Bus eben 
billiger. Und auch das Argument. 
Busse würden besser angenommen. 
weil sie vor allem im ländlichen Raum 
mehr Haltestellen böten. ist nicht 
einfach vom Tisch zu fegen. 

Mit Vehemenz allerdings sollte man 
die Idee Werner Grübmeyers verfolgen. 
dem die Schaffung eines flächendek­
kenden Verkehrsverbundes zwischen 
Straße und Schiene vorschwebt. Dies 
auf die gesamte Region Braunschweig 
auszudehnen, scheint durchaus mög­
lich. betrachtet man die gelungenen 
Versuche in anderen Bundesländern 
(man muß da gar nicht München oder 
Stuttgart anführen). Die Verdünnung 
des Individualverkehrs nämlich. seit 
dem ersten Ölschock von allen Seiten 
propagiert. kann nur zum Erfolg führen. 
wenn das öffentliche Nahverkehrsnetz 
(und zwar nicht nur auf der Strecke 
Derneburg-Herzberg) voll intakt ist 
und Alternativen bietet. · 

Vielleicht sind dann Möglichkeiten 
gegeben. auch den Schienenverkehr 
wieder so attraktiv zu machen. daß die 
Fahrgastzahlen steigen. Ein prominen­
ter Bundesbahnsprecher fand schließ­
lich noch einen Kommentar zum 
derzeitigen • Widerstand" : . Die Politi­
ker sind sauer. weil Züge wegfallen 
sollen, die sie selbst noch nie benützt 
haben ... • ONRA 
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1:fah4rtet UKfefa I(OOefi..,..,f<,O~-~I&AKneti""K, 
Aufruf zur Demonstration: 

Der Rat der Bergstadt Clausthal-Zellerfeld ruft die Bevölkerung unserer Stadt 
auf, am heutigen Mittwoch, 13. Januar, in der Zeit von 17.30 bis 18 Uhr für den 
~rhalt des Robert-Koch-Krankenhauses in Clausthal-Zellerfeld mit seinen jetzi­
gen Abteilungen für Chirurgie, Innere und Gynäkologische/Gebntshilfe öffent­
lich zu demonstrieren. 

Die Veranstaltung findet ab 17.30 Uhr vor der Aula der Technischen Uni­
versität Clausthal (Eingang zur Aulastraße) statt. 

Ab 18.00 Uhr veranstaltet der Landkreis Goslar in der Aula der Technischen 
Universität seinen Neujahrsempfang. Wir haben somit die Gelegenheit, durch 
zahlreiches Erscheinen bei dieser Demonstration den Willen ·der Oberharzer 
Bevölkerung zu bekunden, das Robert-Koch-Krankenhaus in seiner jetzigen 
Leistungsfähigkeit nicht antasten zu lassen, sondern es. zu verbessern und zu 
modernisieren. 

Tch bitte Sie daher herzlich im Interesse unseres Krankenhauses: 

Kommen Sie zur Demonstration! 
Für den Rat der Bergstadt Clausthai-Zellerfeld 

K a r I Ha r r e, Bürgermeis ter 

~;. 

Landrat Pahl (links) empfing die Oberharzer Delegation zu einem Gespräch über die Kranken­
hausfrage. Bürgermeister Harre (rechts Mitte) konnte dem Landrat 5 300 Unterschritten üb~rge­
ben. Ganz rechts im Bild Herlbert Meier und links neben Harre Werner Grübmeyer (MdL). ÖA-Foto 

5300 Unterschriften 
an Landrat Pahl übergeben 

Es war ein gewichtiges Paket, auch in ideeller unangetastet, und audl die Beleg9bteilung de1 
Sid1t, das Bürgermeister Harre am Montag vor Gynäkologen werde bestehen bleiben. Die. Un­
der Kreisaussdlußsitzung Landrat Pahl überrei- Iallstation solle ausgebaut werden. Man sel auf 
chen konnte, e~thlelt dodl dieser Packen Papier dem Weg, das Haus zu sanieren. Er g~he ~avon 
5 300 Untersdlnften von Bürgern der Bergstadt aus, daß die notwendigen Umbauten m d1ese~ 
C:lausthal-~ellerfeld, die damit bekundeten, daß Jahr begonnen würden, erklär~e Pahl, de~ d~e 
s1e sidl fur den Erhalt des Robert-Kodl-Kran- Mittel vom Land und Kreis stunden bere1t. Sie 
kenhauses ~ls Haus ·der Grundversorgung eln· seien für dieses Haus festgesdlrieben.. da:.an 
setzen. Henbert Meier als stellv. BUrgermeister werde auch nidlt gerüttelt, wenn nun die ._Plane 
und Kreistagsabgeordneler, Stadtdirektor Mön- wegen neuerer Erkenntnisse geändert wur~en, 
kemeyer und redlt überrasdl~d dan.n audl betonte Pahl. · Er gehe davon aus, daß d1ese 
Werner Grübmeyer als Landtagsabgeordneter Ansidlt von der Mehrheit des Kreistages, •der 
und Frak tionsspredler der CDU bildeten die letztlrdl entscheide, getragen werde, · daß ~an 
Oberharzer Delegation. nämlidl dieses Krankenhaus in seiner jetzigen 

Harre erklärte Pahl den Hintergrund dieser Struk tur, aber .in modernerer Form, erh<~;lten 
Untersdlriflenaklion, verwies auf die Unsidler- werde. Die Untersdlriften, die Bürgeqneist~r 
h~it und Angst in der Oberharzer Bevölkerung, Hat\e ihm übergeben habe, hätten sicherlidl ~m 
d1e nun, nachdem sie sdlon zu oft enttäuscht entspredlendes Gewicht, denn er gedenke die· 
worden sei, erwarte, daß dieses Haus moderni- sen Packen mit in die Kreisaussdlußsitzung z~ 
siert und nicht etwa auf lange Sich~ gesdllossen nehmen. _ . 
werden solle. Harre spradl audl die heutige Werner Grübmeyer erklärte, es set sem 
Demonstration an und erklärte, daß man damit w·unsch gewesen, als gewählter Landtagsdb~JP;· 
keinesfalls gegen den Landkreis, sond.ern für ordneter das Anliegen der .oberharz.er zu _set- \ 
das Krankenhaus demonstriere. nem zu machen, deshalb ~e1 er d~1 .. un~ --~~5 .... ~V 

' ~..,n ,.,.+ o ,.h 1 •mri'\m rlem Rat der Bergstadt demonstrieren:~'E~ -h~li'e"'vom So:z_ia~inis~.er:-er­
- • •· • - - -" -~•+öl!>".,· Mtttel für rlas 
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· ct~ß~· d;; .. i{;~nk-;nb~~s- '(:j~~~thai-z~ii-erf~·ld-~t.~ i(;~-~k~rih~Üs' ·. ;Ciii.hst!l~i:"zellerfc!d .... :. tfl~ · "voll~ 
Haus der Grundversorgung erhalten bleibe, Höhe im Haushalt stünden und abrufbar seien. 
dazu habe sich auch seine Fraktion ganz klar Es werde in allernächster Zeit Besprechunqen 
einstimmig bekannt. Es sei daljdn gedacht, die mit Landkreis und Vertretern des Sozialministers 
Chirurgie mit zwei Chirurgen - auch nach der geben. Seine Erwartung an den Kreistag sei, 
Pensionierung des jetzigen Chefs der Abtei- möglichst bald klare Entschlüsse zu fassen, dd­
lung - aufrechtzuerhalten. Die Innere bleibe mit man an die Arbeit gehen könne. HaBe 

Heute Demonstration für den Erhalt des Robert-Koch-Krankenhauses: 

"Die Oberharzer lassen schön grüßen­
das Krankenhaus darf man_ nicht schließen!" 

Mit diesem Spruch auf einem großen Transparent werden heute d ie Gäste des Landkreis­
empfanges vor der Aula in Clausthai-Zellerfeld willkommen geheißen. Von 17.30 bis 18 Uhr 
findet - wie wir schon berichteten - heute eine vom Rat der Bergstadt initiierte und ge­
tragene Demonstration !ür den Erhalt des Robert-Koch-Krankenhauses statt.1 ln dieser hal­
ben Stunde soll aber nicht nur mit Plakaten und Transparenten demonstriert werden, 
sondern es soll auch verbal dieser Forderung Nachd ruck verliehen werden, denn wenn 
momentan auch alles dafür spricht, als ob die drohende Gefahr erst einmal gebannt sei, so 
möchte man der Forderung durch d iese Demonstration Nachdruck verleihen. Superintendent 
Jobmann wird im Namen der evangelischen Kirchengemeinden, der katholischen und der 
ev.-meth. Kirche zu der Frage Stellung nehmen. Sprechen wird weiter von der OTV der 
Geschäftsführer Jörg Ahlborn und natürlich Bürgermeister Karl Har.re, der von der . Be­
völkerung erwartet. daß sie sich ebenso eifrig an der heutigen Demonstration beteiligen 
wird, wie sie mit ihren Unterschriften dazu beitrug, daß 62 Prozent aller Wahlberechtigten 
der Bergstadt der Forderung. das Krankenhaus zu erhalten, Nachdruck verliehen. Also. 
heute vc " 17 30 bis 18 Uhr Demonstration für das Krankenhaus. HaBe 
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·Krankenhaus bleibt erhalten .. ! 
Einstimmiger Beschluß der CDU-Krelstaasfraktlon 

Im Mittelpunkt der zweitägigen· Klausurta­
'gung der CDU-Krelstagsfraktion Im .. Berghotel• 
Wolfshagen ~tand neben der Haushaltsberatung 
1982 vor allem der Krankenbaus-Rahmenplan. 
Dabei wurden die .,kostendämpfenden Entsdtel­
dungenu der Bundesregierung und Ihre Au!wlr· 
k"ungen für die Krankenhaus-Versorgung Im 
Landkreis Goslar Intensiv diskutiert und bera­
ten. 

Als SpredJer der von der CDU-Krelstagsfra,k­
tion eingesetzten Krankenhaus-Kommission er· 
läuterte pr. _Fuhrman·n (Bad Harzburg} Interes­
sante, zukunftsorientierte sowie funktion s- uncl 
bürgergereeilte Stru~turverbesserungen. Heraus: 
gestellt wurde dabei audJ, daß, im Gegensatz 
zu früheren Landesregierungen, Sozialminister 
SdJnipkoweit (CDU) der Bille der Kreistagsfrak­
tion sowie den drängenclen Vorschlärren des 
Landtagsabgeordneten W ern er Grübmeyer enf.­
sprodJen und die no twendigen Gelder zur Ver­
fügung gestellt bat. , 

Der Fraktionsvorsitzende Grübmeyer (MdL) 
bradJte in bezug auf die 'stellungnahme des 
SPD-Ortsvereins vom 8 . .Januar seine Verwun­
derung zum Ausdruck. Verärgert reagierte er 
auf die Behauptung der SPD, .• daß die für den 

Umbau vorgesehenen Landesmittel !Angst ·rar 
andere Projekte umgepolt seien•. 

Er verwies noch einmal· auf seinen Stand­
punkt, daß das Clausthal-Zeller.felder KranJ<.en­
haus-Projekt auf keinen Fall zu einem partel­
politisdJen Zankapfel werden dürfe. .Meirie 
SPD-Landtags-Vorgänger haben seit Jahren nur 
iiher das Krankenhaus-Problem geredet - ich 
habe gehandelt, mit dem Ergebnis, daß die Mit· 
tel für den Umbau bereitgestellt worden sind", 
betonte Wemer Grübmeyer. 

Zum Abschluß dieses Themenkreises appel· 
Jierte die Kreistagsfraktion an alle Politiker, 
im Interesse einer gemeinsamen Lösung auf 
jede Polemik und im Hinblick auf die beson­
rlere· Stellunq und die Leistung der Mitarbeiter 
rles Krankenhauses auf Panikmad!e zu verzieh· 
fen. 

Einstimmig wurde besdJ!ossen: Das 'Robert­
Ko<h-Krankenhaus in Clausfhal-Zellerfeld ist 
als funktionstüchtiges Krankenhaus der Grun·d·· 
versorgung zu erhalten. Als Ergiinzunq deT 
Landesmittel sind entsprechende Hausha·ltsmif· 
tel im Haushaltsplan des Landkreises berei tqe· 
stellt. Die Verwaltung wird gebeten, unverziiq­
lich alle erforderlid!en Vorbereitungen zu ver­
anlassen, damit mit der Baum&ßnahme· ·n·om i"" 
diesem Jahr begonnen wer'den kann:.· 

.. 
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f8P lud ein zur Diskussion Ober IIas Kranlsenllaus: . 

Appell an die Bürger: Das Krankenhaus auch· nutzen I 
. Clausthai·Zellerfeld braucht ein Krankenhaus der Grundversorgung 

p 
ij 
I, 

.. Wir brauchen ,unser' Robert-Koch-Krankenhaus• war auf einem Transpanint zu lesen, 
als dm Samstag die FDP zu einer Versammlung mit Kreistagsabgeordneten in die Gast­
stähe ,.Glüd!:auf" eingeladen hatte, um hier die so brennende Frage der Zukunft des 
Robert-Koch-Krankenhauses zu diskutieren. Leise Zweifel gab es aber ob dieser Wlllens­
bekundung auf dem Transparent von versmiedeneu Selten, denn wenn man betone, daß 
man das Krankenhaus brauche, dann müsse . man es auch nutzen, wurde gefordert. Daher 
der dringende Appell von Politikern aber audt anwesenden Bürgern an die Oberbarzer 
Bevölkerung, sich zu diesem Krankenhaus zu bekennen, sidt dort behandeln zu lassen, 
wenngleich auch die baulidten Voraussetzungen nidtt optimal seien. .Sie haben hier 
hervorragende Ärzteu, erklärte - dazu ein .Inslderu, der FDP-Krelstagsabgeordnete 
Dr. Thieme, der es als Arzt wissen muß. Andt Günter Klose appellierte an die Bürger, 
das Krankenhaus zu frequentieren, und an die hiesigen Ärzte, · ihre Patienten fn das 
~rankenhaus einzuweisen, damit es nidl.t so sei wie seinerzeit bei der Stlllegung der 
Bahn, a ls zwar auch alle geschrien hätten. sie dürfe nidtt stillgele!lt werden, aber nie­
mand mit Ihr gefahren sei. Die Oberharzer sollten sldt einfadt mehr mit diesem Haus 
identifizieren, damit es wirklidt zutreffe, daß es ~unserM Krankenhaus sei. 

zehrung des Krankenhauses herbeigeführt 
würde, die zur Schließung führen würde, dar­
über gäbe es wohl kaum _Zweifel. 

Hans Bahn forderte die Bürger auf, mit Ar­
gumenten und nicht mit Emotionen für den Er­
halt des Krankenhauses zu kämpfen. Er betonte, 
daß man als Kreistagsabgeordneter den gesam­
ten Landkreis sehen müsse und wies darauf hin, 
daß die FDP schon vor vier Jahren die Kosten­
überprüfung auf .dem Gesundheitssektor ins Vi ­
sier genommen habe. Leider seien nie Rufe sei­
nerzei t ungehört verhallt. Kirchturmpolitik und 
Angstmacherei warf er den hiesigen Politikern 
vor, deren Engagement man zwar verstehen 
könne. aber auch die Einsicht fordern müsse. 
das Ganze zu sehen. Bahn gab zu. daß Bad 
Harzburg und Goslar im Kreistag in beiden gro­
ßen Fraktionen eine solch starke Lobby hätten, 
daß man sich kaum dagegen durchsetzen könne. 

·. - . 

Sachliche Informationen wolle man geben, die 
:Emotionen möglichst zurückstellen, war zu Be­
ginn der Veranstaltung der Wunsch des FDP­
O rtsvereinsvorsitzenden Dr. Akstinat gewesen, 
ols er als Diskussionsteilneh·mer die FDP-Kreis­
tagsabgeordneten Dr. Thieme, Hans Bahn sowie 
von der SPD Günter Klose begrüßte. Daß die 
CDU ihrerseits keinen Vertreter entstandt hatte, 
I 'l.g dar an, daß dieser Termin kurzfristig von 
rler FDP anberaumt worden war, die CDU ihrer­
!<eits aber langfristig eine Klausurtagung ge­
plant hatte , auf der ebenfalls die Krankenhaus­
f rage behandelt wurde. Es gab dal'\n auch im 
V erl auf der Diskussion sachliche Informatio­
r en für die Bürqer. die in nicht überwältigend 
großer Zahl ersd\!eren waren, aber daß mim 
bei solch einer Frr~·P. und der Vergangenheit 
des Oberbanes se;t 1972 Emotionen nicht aus­
schalten kan n, i<:t. i" ·'•m klar, der hier die Ent-
wicklung mitverfolgt hat. ' 

Ausgangspunkt für den Landkreis, Betten zu 
reduzier en, sei die W eigerung der Kran-kenkas­
sen, so Dr. Thieme, den geforderten Pflegesatz 
zu erstatten. Nach gültigem Recht können die 
Kassen von dem vollen Pflegesatz Abzüge vor­
nehmen, wenn die Belegungszahlen von 75 Pro­
-r.ent nidlt erfüllt würden. Es sei im Gespräch. 
rliese Zahl von 75 Prozent auf 80 oder gar 85 
Prozen t anzuheben. Die Verluste. die dann ent· 
~tünden. könnte der Landkreis angesichts der 
leeren Kassen nicht tragen. Daher das vorläu­
fi!Je Konzept, Planbetten vorübergehend stillzu· 
leqen. um in den Genuß der vollständiqen Sätze 
rkr Krankenkassen zu kommen. Nebe>nher 
'ITJ Ü~se ein Ge~amtkonzept für die Neuordnun!J 
lm Krankenhausw·esen hPr~ ta n " 'pyfl on lrJc.r:R~J~ 
menplan) und erst wenn der vom Tisd! sei, 
falle die endgültige Entsd!eidung über Planbet­
tenreduzierung. 

'h.orl,nortc "'" "' rliP.~P Frane . die 

die Patienten schaffen konnte (4-Bett-Zimmer 
statt der früheren 6- oder gar 8-Bett-Zimmer). 
Nun aber sei "bei 102 Betten eine weitere 

Wenn man die bereitgestellten Mittel von 
über 5 Mio DM sinnvoll in dieses Haus inve­
stiere, dann könne auch die Attraktivität er­
höht werden, war Meinung von Politikern und 
Bürgern. Daß diese Mittel zur Verfügung ste­
hen. wurde von den Abgeordneten b ekräftigt. 
13efürd1lung wurde von rlen Vertretern der 
G_.>\ W geäußert, daß nach einer vorläufigen Bel-

wenn aud! vorläufige - Reduzierung nidlt zu 
verkraften, denn es sei zweifelhaft, ob mit nur 
88 oder gar 75 Betten die Rentabilität als Haus 
der Grundversorgung nodt gegeben sei. Das 
aber, nämlidt ein Krankenhaus der Grundver · 
sorgung. sehe der Krankenhausbedarfsplan des 
Landes für das Mittelzentr um Clausthal-Zelle r­
feld vor. Eine Bettenreduzierung sei dod! nur 
eine kosmetisdte Korrektur, merkte Klose an, 
um den Forderungen der Krankenkassen zu ent­
·spred!en, er meine, daß organisatorische Ver­
änderungen und damit verbundene Einsparun­
gen auf dem Personalsektor dazu führen könn­
ten, ;wirklid! Kosten zu sparen, denn die blei- , 
ben ja aud! nach einer eventuellen Bettenredu- " 
zierung in der jetzigen Höhe bestehen. Es 
könnte dann möglidt sein, so Klose. einen 
Pflegesatz zu bekommen, der sidt sehen lassen 
könne und von den Kassen akzeptiert wü rde. 
Er wies auch darauf hin, daß der Rahmenplan 
keinesfalls von einer • vorübergehenden • Bet­
tenreduzierung ausgehe, sondern es bereits An­
weisungen v on der Landkreisverwaltung gege­
ben habe, diese 14 Betten hier zum 1. Januar 
1982 endgültig stillzulegen. Wenn man dagegen 
nidll Sturm gelaufen wäre. dann wären die 
sdton weg, meinte Klose. Er stellte audt zur 
Diskussion. ob man angesichts der leeren Kas · 
sen nidl.t auf anderen Gebieten sparen könne. 
Seiner Meinun9 nadt sei es durchaus di skuta­
bel, die Zuschüsse an Volk shodtschule und Mu­
sikschule_ durdt höhere Gebühren niedriger zu 
halten. Einsparungen ja, aber nidl.t im Gesund · 
heitswesen, wenn es, wie hier, an die Substanz 
gehe. Warum könne man nidtt Bad Harzburg 
statt Clausthal-Zellerfeld zu einem Kranken­
haus der ~rimärversorgung abstufen? Die Ver­
hinrlHnrrPn ~~n HR.r7.hn rn-l,o~ln.r ~eien um vie-

r ~~r 
umreouzterung eme w teoeraulstufung kaum 
möglich sein werde, weil die nämlich vom So­
zialminister genehmigt werden müsse. Aud! gab 
es Zweifel, ob die Mittel für Umbaumaßpahmen 
wirklich zui: Verfügung stehen, wenn die Bet­
tenreduzierung durchgeführt würde und .damit 
bisherige Baupläne nid!t mehr relevant seien. 
Die Erfahrung, so eine Bürgerin, habe sie in 
ihrer Heimatgemeinde machen müssen, daß die 
vorher bewilligten Gelder nidtt mehr zur Ver­
fügung standen, als das Krankenhaus nach e i­
ner Bettenreduzierung andere Baupläne vorle­
gen mußte. 
'Dr. Thieme erklärte, daß hier in Clausthat-
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Zellerfeld unbedingt ein Krankenh aus der o · 
Grundversorgung un terhalten werden müsse, --.,· 
nur über die Bettenzahl müsse man sich unter- ..., 
ha-lten. g 

Und hier, so Klose, setzte d~s Mißtrauen ein, 1 ~ .+ 
der Angstmacherei und Kirdtturmpolitik zurück- ~ ......., 
wies, denn ob man mit 88 Betten (oder 75) den · ~­
Anspruch, als ein Haus der Grundversorgung zu ~ :r 
gelten, noch aufremterhalten könne, sei frag• . ~ 
Iid!. Er werde sid! gegen eine Bettenreduzie- l ~ 
rung zur Wehr setzen, denn man habe mit einer ·I\ "\ ~ 
Belegzahl von 75,2 Prozent noch Luft für Ent- \ '.) N. 
scheidungen, um mit organisatorischen Verän· C 
derungen Kosten einzusparen. .._. 

Hier im Oberharz dürften nid!t nur Zahlen CD 
und Fakten sprechen, sondern man müsse die :t 
menschlich,soziale Seite ebenfalls sehen, fot - 4 
derte Klose abschließend. Die Angst, die man 
hier habe, sei verständli-ch . Erfahrungen der 
letzten Jnhre hätten die Bevölkerung mif\­
trauisch gemacht. HaBe 
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Günter K1oS.. uwuuu-- · - • -··- • ••• --.. . , • 

liehlieBlich alle Oberharzer angehe, zu einer 
parteipolitisdlen Veranstaltung .degradiert .wor.­
den sei. Es habe sidl an der Untersduiftenak­
tion .g.ezeigt, daß es sirurvoll sei, wenn hier der 
gesamte Rat hinter der Sache stünde. 

Klose erinnerte daran, da-B man den bisheri­
gen Bettenreduzierungen im Robert-Kodl-Kran­
kenhaus stets zugestimmt habe, weil man auf 
die Art und Weise bessere Voraussetzungen für 

1;;-b-~~~e~ .;1~ in den Oberharz. Habe man nich t 
seine rzeit wegen der unzumutbaren Verbindun­
gen und schlechten Straßenverhältnisse im Win­
ier bei Einri"chtung der Dialysestation Bad H1uz· 
burg den Vorrang vor Clausthal-Zellerfeld ge­
geben? Und nun sollten diese • unzumutbaren • 
Verbindungen den Oberharzern zugemutet wer­
den, stellte Klose fest. denn daß langfristig bei 
Verwirklichung des Rahmenplanes eine Aus-
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SPD-Abteliung sucht Bürgernähe 
Zeitschrift soU sozialdemokratische ÖflentUchkeitsarbeit aktivieren 

LANGELSHEIM-LAUTENTHAL. Die SPD· 
Abteilung Lautenthai möchte in Zukunft auch 
zwischen den Wahlen das Gespräch mit den 
Bürgern suchen, Deshalb soll in regelmäßigen 
Abständen eine Abteilungszeltung, betitelt 
.,Im Blickpunkt", erscheinen, 

Mit Informationen, Meinungen, Kurzweil, 
Terminen und vielem anderen hofft der Vor­
stand, die Bürger anzusprechen und Wtinscht 
sich einen intensiven Meinungsaustausch mit 
den Lesern. Dazu können nach Mitteilung des 
SPD-Abteilungsvorstandes auch Leserbriefe 
geschrieben beziehungsweise die Verantwort­
lichen angesprochen werden. Roland Penk­
witz, Mitglied des Ortsrates Lautenthal, 
wohnhaft Kaspar-Bitter-Straße 23, Lauten­
thai, ist für den Inhalt verantwortlich. 

blik Deutschland von der Gemeinde bis zum 
Bundestag bilden und in deren Händen das 
Schicksal unseres Staates liegt. Es gehört seit 
eh und je zu den belebenden Elementen in­
n erhalb einer Par tei, daß sie bei gegebenen 
Anlässen ihre Mitglieder zusammenruft, um 
die Richtigkeit und Zweckmäßigkeit der bis­
herigen Arbeit zu überprüfen, um gemeinsam 
Rechenschaft abzulegen, um dem politischen 
Leben neue Impulse zu geben und den Weg 
für die Zukunft zu bestimmen. In unserer 
Zeitung ,Im Blickpunkt' können sich die Bür­
ger ausgiebig informieren und ihre Meinun­
gen und Anregungen zum Nutzen der Berg­
stadt Lautenthai einfließen lassen." 

Auch Dr. Jürgen Linde, Mitglied des Deut­
schen Bundestages, wartete mit einem Gruß­
wort auf: "Diese Zeitung wird einen wichti­
gen Beitrag für sozialdemokrutische Öf.ft!nt­
llchkeitsarbeit leis ten können und den direk­
ten Konta kt zum Bürger herstellen." 

Der Vorsitzende der SPD-Abteilung, Man­
fred Kaufeld, meinte zu der Neuerung auf 
örtlichem Sektor·: "Zum politischen Leben un­
serer jungen Demokratie gehören nun einmal 
demokratische Parteien. Sie sind in einer de­
mokratischen Staatsform unabdingbar. Durch 
sie und aus ihnen erwachsen die politischen 
........ _ -'' - "'~ na~t .. ..,,."t,. rlP.r Bundesrepu-

SPD-Ortsvereinsvorsltzender Henning 
Sehrader teilte mit, daß der Vorstand des 
SPD-Ortsver·eins Laugelsheim die Initiative 
der SPD-Abtellung Lautenthai begrüßt. - e 

Beobachter 
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IJeratungen des llaushalts-Aussclwsses erguben: 

Finanzen gesünder als erwartet 
Kämmerer des Landkreises Goslar errechnete freie Spitze von rund 2,1 Millionen Mark 

Goslar (Bg). Der Ausschuß für Haushalt und Finanzen des Goslarer 
Kreistages hat den ersten Durchgang bei der Beratung des Entwurfes des 
Kreishaushaltsplanes 1982 mit einer eingehenden Aussprache über den 
Vermögenshaushalt, die Wirtschaftspläne der vier Kreiskrankenhäuser, das 
Investitionsprogramm 1981/85 und den Finanzplan für diesen Zeitraum 
abgeschlossen. 

Eine beachtliche Zahl von Sparmaß­
nahmen wurde anvisiert, ohne daß 
konkrete Entscheidungen getroffen 
wurden. Das soll am 19. Januar anband 
der dann erwarteten Anträge der 
Fraktionen geschehen. Der Kreisaus­
schuß will in seiner Sitzung am 
1. Februar die Voraussetzung für die 
Verabschiedung des Gesamtplanes 
durch den Kreistag am 15. Febrt!ar 
schaffen. 

Inzwischen hat der Kreiskämmerer 
eine Verbesserung der Finanzsituation 
des Landkreises um rund 2,1 Millionen 
Mark errechnet. Sie ergab sich -
sicher ein wenig überraschend - aus 
den neuen Orientierungsdaten auf· 
grund neuer Steuerschätzungen des 
Finanzplanungsrates auf Bundesebe­
ne. Im wesentlichen erwächst diese 

Verbesserung allerdings aus der Kreis­
umlage aufgrund von günstigen Ent­
wicklungen bei Gemeinden noch im 
Vorjahr 1981, die ja nun erst für den 
Landkreis durchschlagen. 

Mit diesen 2,1 Millionen Mark 
kommt der Landkreis ein wenig von 
der Strafraumgrenze weg, denn nach 
den bisherigen Annahmen blieb 1982 
nur eine einzige Million DM an echter 
freier Spitze für die eigenen Investitio­
nen. Es bietet sich an, die Verbesserung 
zur Minderung der geplanten Dar· 
lehnsaufnahmc zu verwenden. Noch 
läßt sich nicht übersehen, welche 
negativen Folgen die Entwicklung der 
Arbeitslosenzahlen auf den Einzelplan 
Soziale Sicherung haben wird. 

Generell positiv hat sich der Aus­
schuß zu Investitionsmaßnahmen ge· 
äußert, die zwar Arbeit schaffen, aber 
keine hohen Folgelasten mit sich 
bringen. 

Dazu wird auch der erste Bauab· 
schnitt für das Verwaltungsgebäude a n 
der Klubgartenstraße gerechnet, für 
den im übrigen noch beachtliche 
Rücklagen aus der vom Lande gewähr· 
ten Starthilfe anläßlich der Kreisge­
bie tsreform zur Verfügung stehen. 
Oberkreisdirektor Müller gab die Eht· 
lastung durch nach Inbetriebnahme 
des Neubaues auf der Nordseite der 
Klubgartenstraße wegfallende Mieten 
für jetzige Außenstellen mit rund 
340 000 DM jiih rlich an. 

Positiv hat sich der Ausschuß auch 
übe r die in Aussicht genommene 
Erhöhung des Ansatzes für die Förde· 
rung des Wohnungsbaues geäußert. 
Nach den Richtlinien gewährt der 
Landkreis derzeit für Allenwohnungen 
15 000 DM ,.nach Maßgabe des Haus· 
haltsplancs". Ein höherer Ansatz bc· 
deutet also mehr geförderte Vorhaben. 



SPD-Fraktion tagt 
in Wlldemann 

GOSLAR. Ihre nächste Sitzung wird die 
SPD-Kreistagsfraktion am Freitag um 17 Uhr 
im Kurhaus in Wildemann durchführen. Da­
bei geht es ihr vor allem darum - neben der 
laufenden Arbeit der Vorbereitung von Fach­
ausschußsitzungen - unmittelbar vor Ort die 
Probleme dieser für den Ort Wildemann 
wichtigen Einrichtung sich erklären und In­
formationen über die geplanten Sanierungs­
maßnahmen geben zu lassen. -jw-

CDU will Ausbau von 
Pflegeplätzen verstärken 

GOSLAR. Um die Schwierigkeiten für die 
älteren Mitbürger beim Verlassen ihres ge­
wohnten Lebensbereiches abzumildern, setzt 
sich die CDU-Kreistagsfraktion für einen 
verstärkten Ausbau von ortsbezogenen Pfle­
geplätzen ein. Wie die CDU-Kreistagsabge­
ordneten bei der Beratung des Haushaltspla­
nes 1982 feststellten, sei die geplante Erweite­
rung des DRK-Alten- und Pflegeheimes in 
Clausthal-Zellerfeld eine gute Maßnahme, um 
die älteren Mitbürger wenigstens an ihrem 
bisherigen Wohnort zu behalten. Auch für die 
Angehörigen und Bekannten würden dadurch 
die Möglichkeiten verbessert, die Besuche und 
Knnb•ktP ,."frP.rht.7.uerhalten. 

Krankenhaus bleibt erhalten 
CD V-Kreistagsfraktion faßte einstimmigen Beschluß ln Wolfshagen 

GOSLAR. Im Mittelpunkt der zweitägigen 
Klausurtagung der CDU-Kreistagsfraktion im 
Berghotel Wolfshagen stand neben der Baus­
haltsberatung 1982 vor allem der Kranken­
haus-Rahmenplan. 

Dabei wurden die .,kostendämpfenden Ent­
scheidungen" der Bundesr·~gierung und ihre 
Auswirkungen für die Krankenhausversor­
gung im Landkreis Goslar intensiv diskutiert 
und beraten. 

Als Sprecher der von der CDU-Kreistags­
fraktion eingesetzten Krankenhauskommis­
sion erläu ter te Dr. Fritz Fuhrmann, Bad 
Harzburg, zukunftsorientiert e sowie !unk­
tions- und bürgergerechte Strukturverbesse­
rungen. Herausgestellt .wurde dabei auch, daß, 
im Gegensatz zu früheren Landesregierungen, 
Sozialminister Schnipkoweit, CDU, der Bitte 
der CDU-Kreistagsfraktion sowie den drän­
genden Vorschlägen des Landtagsabgeordne­
ten Werner Grübmeyer en tsprochen und die 
notwendigen Gelder zur Verfügung gestellt 
hat. 

Der Fraktionsvorsitzende Grübmeyer, MdL, 
brachte in bezug auf die Stellungnahme des 
SPD-Ortsvereins vom 8. Januar seine Ver­
w underung zum Ausdruck. Verärgert reagier­
te er auf die Behau ptung der SPD, "daß die 

für den Umbau vorgesehenen Landesmittel 
längst für andere Projekte umgepolt seien". 
Er verwies noch einmal auf seinen Stand­
punkt, daß das Clausthaler Krankenhaus­
projekt auf keinen Fall zu einem parteipoliti­
schen Zankapfel werden dürfe. "Meine SPD­
Landtags-Vorgänger haben seit Jahren nur 
über das Krankenhausproblem geredet - ich 
habe gehandelt, mit dem Ergebnis, daß die 
Mittel für den Umbau bereitgestellt worden 
sind", betonte Werner Grübmeyer. Zum Ab­
schluß dieses Themenkreises appellierte die 
CDU-Kreista·gsfraktion an alle Politiker, im 
Interesse einer gemeinsamen Lösung auf jede 
Polemik und im Hinblick auf die besondere 
Stellung und die Leistung der Mitarbeiter des 
Krankenhauses auf Panikmache zu verzich­
ten. 

E instimmig wurde beschlossen: Das Robert­
Koch-Krankenhaus in Clausthal- Zellerfeld ist 
als funktionstüchtiges Krankenhaus der 
Grundversorgung zu erhalten. Als Ergänzung 
der Landesmittel sind entsprechende Haus­
haltsmittel im Haushaltsplan des Landkreises 
bereitgestellt. Die Verwaltung wird gebeten, 
unverzüglich alle erforderlichen Vorbereitun­
gen zu veranlassen, damit mit der BaumaB­
nahme noch in diesem Jahr begonnen werden 
kann. 
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I Haltung der anderen Fraktionen 
zur aktuellen Gesundheitspolitik erwartet 

Folgekosten fDr Kurmittelhaus Hahnenklee zu hoch - Frage nach einer Bedarfsermittlung 
Sehr eingehend befaßte sich die SPD-Krels­

tagsfrakUon Im Verlauf ihrer ersten Sitzung 
im neuen Jahr bei der Vorbereitung der Krels­
ausschußsitzung mlt einigen Einzelfragen, die 
den Abgeordneten bis zur abschließenden Klä­
rung noch einiges Kopfzerbrechen bereiten wer­
den. 

Samtgemeinde Oberharz, sei nichls weiter als 
eine kosmetisdle Korrektur, die das Ubel aber 
nicht an der Wurzel anpacke. 

Im Zusammenhang mit der Diskussion über 
die Vorlage, die eine vorübergehende Stille­
gung von Planbetten an drei Krankenhäusern 
des Landkreises empfiehlt, wies Joachim Pedroß 
noch einmal eindringlidl darauf hin; daß nach 
der Gesetzeslage zur Frage der Strukturverän­
derungen und der Bettenreduzierung im Kran­
kenhausbereidl eindeutig und unzweifelhaft 
das Land gefordert und· in die Pflicht zu nehmen 
sei. Dieses drücke sich jedodl vor dieser Ver­
pflichtung und lasse die Krankenhausträger 
allein bei der Lösung der anstehenden Aufga­
ben in diesem Bereich. 

Die SPD-Kreistagsfraktion wünscht noch 
einige Auskünfte zu dieser Vorlage. Eine bloße 
Bettenreduzierung, so Günter Klose aus der 

Bedauert wurde auch, daß die größte Frdk· 
tion des Kreistages sich nodl nicht verbindlich 
zu der, von der Landkreisverwal tung vorge­
schlagenen Bettenreduzierung geäußert halle. 
Dabei muß auch eine Antwort auf die Bezahl­
barkeil aller wünschbaren Forderungen klar ge­
funden und gegeben werden. 

Ein weiterer Diskussionspunkt war die in 
einer anderen Vorlage abgeforderte Zustim­
mung zu Planungsmaßnahmen ' für ein neues 
Kurhaus in Goslar-Hahnenklee. In der Fraktion 
zeigte sidl durchaus Bereitschaft, hier helfend 
zur Stützung des Fremdenverkehrs einzugrei­
fen, weil die Notwendigkeit einer :;olchen Ein­
richtung für diesen Goslarer Stadtteil bei seiner 
besonderen Aufgabenstellung nicht bestritten 
wird. 

In Frage gestellt wurde aber dc1s Volumen 
der geplanten Maßnahmen. Man war der An­
sicht, daß ein Kur- bzw. Kurmittelhaus in etwas 

bescheidenerem Rahmen mit ein wenig zurück­
geschraubtem, damit nicht überzogenem An­
spruchsniveau sicherlich auch noch zur Erhal· 
tung des Anspruchs eines heilklimatischen Kur­
orts beitrüge. 

Klaus Homann stellte die Frage in den Raum, 
ob denn vorab für dieses Vorhaben so etwas 
wie eine Markt- oder Bedarfsanalyse angestellt 
worden sei. Die Antwort mußte noch offenb!ei­
ben. 

Erheblidle Bedenken wurden auch dahinge­
hend laut, daß das gesamte Projekt nur fremd­
finanziert werden soll. Die SPD-Kreistagsfrakr 
tion stellte abschließend fest, daß angesichts det 
angespannten Finanzlage die auf den LandkreiJ 
jährlich zukommenden Mindestiolgekosten aut 
diesem Vorhaben zu hoch und nicht mehr ver­
antwortbar seien. Mit großer Mehrheit, bei nur 
ganz wenigen Enthaltungen, lehnte sie in einem 
Beschluß eine Zustimmung zur Vorlage ab. Die 
SPD-Kreisausschußmitglieder werden dement· 
sprechend votieren. -jw-
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Aufruf lur Demonstration: 
lta~et u~t~eta *&~t-~o-d,Q~,., .. ke.c4au, 

Der Rat der Bergstadt Clauslhal-Zellerfeld ruft die Bevölkerung unsere r Stadt 
auf, am Mittwoch. dem 13. Januar 1982, in der Zeit von 17.30-18.00 Uhr für den 
Erh alt des Robert-Kod1-Krankenhauses in Clausthai-Zellerfeld mit seinen jetzi-
9en Ableilunuen für Chirurgie, Inn ere und Gy näkologische/Geburtshilfe öffent­
lidl zu demonstrieren. 

Di e Veranstaltung findet ab 17.30 Uhr vo r der Aula der Technisdlen Univer-
si lcil Clausthal (Eingang zur Aulas t ra ße) statt. . 

Ab 18.00 Uhr veransta lt et der Landkreis Goslar in der Aula der Tedlnischen 
UniYersitä l seinen Ncuj ahrsempfang. Wir haben somi t die Ge legenheit, durdl 
7.:lhlreic.h es Erscheinen bei dieser Demonstration den W illen der Oberharzer Be­
völkerung zu bPkllnden, d as Robe rt-Kcch-Krankenhaus in se iner jetzigen Lei­
!' l un~!sfähigk e it nidl t an lasten zu Jassen , sondern es zu verbessern und zu moder­
nisiPren. 

Tdl bi: tc- Sie daher hrrzlidl im Interesse unseres Krankenhauses: 

Komme!! Sie zur DemonstraUcn! 
Für den Rat der Bergstadt Clausthai-Zellerfeld 

K a r 1 Ha r r e , Bürgermeister 
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,.Könnte Robert Koch das seh' n- er würde sich im Grabe dreh' n ••• " 
Mit diesem markanten Spruch sind nicht etwa die drei Herren auf dem Foto gemeint. son­
dern es handelt sich dabei um einen der Sprüche, die hier gerade auf's Papier gebracht 
werden. Gemeint ist das Robert-Koch-Krankenhaus und seine ungewisse Zukunft. Um die 
morgige Demonstration vorzubereiten, hat man hier im Rathaus den Sitzungssaal zur . 
.. Demo-Zentrale" umfunktioniert, damit morgen . möglichst viele Ratsmitglieder mit einem 
Transparent vor der Aula erscheinen können. Will man doch mit dieser Demonstration 
erreichen, daß beim Landkreisempfang möglichst viele Abgeordnete aber auch andere Ein­
wohner des Landkreises auf die Krankenhausfrage aufmerksam gemacht werden und es 
nicht zu einer Abstufung oder gar Schli~Bung kommen wird, damit sich dann nicht ein 
·weiterer Spruch, der auch auf einem Transparent erscheint, bewahrheitet: Schon wieder · 
schneidet man schnipp, schnapp, dem Oberharz ein Stückehen ab! Also, auf zur Demon­
stration für das Robert-Koch-Krankenhaus in Clausthai-Zellerfeld. HaBe/öA-Foto 
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Clansthai demonstriert für 
Erhalt des Krankenhauses 

GOSLAR/CLAUSTHAL-ZELLERFELD. 
Der Rat der Bergstadt Clausthal-Zellerfeld 
steht hinter einer Demonstration, mit der 
heute vor dem Neujahrsempfang des 
Land!trcis es Gosla r dem Willen der Bevöl­
kerung Nachdruck verliehen werden soll, 
das Kreiskrankenhaus Clausthal-Zellerfelll 
a ls Krankenanstalt der Grundversorgung 
zu erhalten. Di!' Demonstration vor der 
Aula der Technischen Universität, in der 
der Neujahrsempfang stattfindet, soll von 
17.30 bis 18 Uhr dauern. Bürgermeister 
l{arl Harre selbst will dabei eine Anspra­
che halten. 

1\m B ürgen viiil-n ka nn der K reis nicht 
zweife ln : Am Monlag waren von <ICJ' Berg­
stadt dem im Ve1w altungsgebäude tagen­
den Kreisausschuß 5300 Unterschriften un ­
ter einer Resolu tion der Bergstadt vOl·ge­
lcgt worden, di e nach Fests tellung de r Or­
g;misati<•nsleitung von Ra tsmitgliedern in 
e iner gem einsam L'n Aktion ~~csammell 

wurden. Sie stammen nach dieser Aus­
kunft fast a usschließlich von Clausthal­
Zellerfelde r Bürgern. 

Rat und Bürger wenden sich gegen den 
Kr<lOkenhausrahmenplan, der von der 
Kreisverwaltung erarbeitet wurde und 
derzeit in den zuständigen Ausschüssen 
des Kreis tags diskutiert wird. Mit der 
Au(fassung, es sei zu befürchten , daß der 
Ruhmenplan zur Grundlage für eine 
Schließung des Krankenhauses in Claus­
tha l werden könne, haben sich in Resolu­
tionen bereits die Bergstadt und die Samt­
gemeinde gegen das umfangre iche Arbeits­
papier gewandt. Die 5300 dem Kreisaus­
:;chuf.\ vorgelegten Unterschriften stehen 
für d ie Forderung von Ra t und S amtge­
meinde rnt, um Kreislera nkenhaus Claus­
tha ! die Innere Abteilung, die Chirurgische 
Abteil ung u nd eine gynä kologisch- geburts­
h ilfl ich<: ßl'legabtcilung zu erhalten und 
die Moclcrn isicrung der Gcbüude fortzuset­
zen. tc-

• 
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Bürgerinitiative befaßt sich mit 
Folgen des Sanierungsprogramms 

Das Untersuchungsgebiet soH auch Preussag-Betrlebsgelände umfassen 

GOSLAR- OKER. Die Bürgerinitiative wird 
sich in ihrer nächsten Sitzung am Donnerstag 
um ::!0 Uhr im Klubraum der Paulus-Gemein­
de Oker, Am Breiten Stein, mit den nötig 
werdenden Folgemaßnahmen aus dem 
Schrumpf-Sanierungsprogramm der Preussag 
beschäftigen. 

Der ursprünglich beantragte, sehr viel um­
fangre ichere Ma ßnahmenkatalog h a t te dazu 
geführ t, daß der Ra t der Stadt Goslar auf 
Vorschlag der GEWOS das Be triebsgelände 
der Preussag aus dem Gebiet der vorbereiten­
den Unters uchungen für Sanierungsma ßnah­
men nach dem Städtebau förder ungsgesetz 
ausgenommen h atte. Vor allem auch deshalb, 
so die Bürgerinitia tive, weil die Preussag da­
mit gedroht hatte, keine Investitionen zu täti­
gen, wenn ihr Gebie t in das Unters uchungs ­
gebiet einbezogen würde. Die Herausn ahme 
sei a ber nur unte r der Voraussetzung vorge­
dchlagen und beschlossen worden, daß das ur­
spr ünglich vorgesehene P rogramm im Rah­
men der Altanlagensanierung durchgeführt 
würde. Nachdem die P reussag aber auf öf­
fentliche S ubventionen verzich tet h<llle und 
d ie Bleikom paktanlage nicht bauen W<>lle, sei 
diese Vorausset1.ung nun nicht mehr gegeben. 
Der Hat der· S tad t Gos lar soll aufgdorder t 

werden , das P reussag-Betriebsgelände nun 
ins Un tersu chungsgebiet einzubeziehen . Es sei 
nicht einzusehen, warum gerade das Gebie t 
des Hauptemittenten aus dem San ierungsge­
biet ausgenommen werden sol l. 

A uch wird sich die Bürgerinitiative in eige­
ner Sache beschäftigen. Da personelle Verän­
d erungen im Vorstand ins Haus stehen, wird 
ü berlegt werden müssen, wie die Arbeit der 
Bürgerinitia tive in der nächsten Zukunft aus­
sehen wird. Selbst wenn die Cadmium-Emis­
sionen bei der Preussag durch die Auslage­
r ung der Cadmium-Raffination - so die 
Hoffnu ng cicr Bürgerinitiative - n achlassen 
sollten, bleiben doch noch immer die Altla­
sten in den Halden u nd die akuten Emissio­
nen dieses und anderer Emittenten. Auch das 
Verkehrsproblem in Oker -vor altem im Be­
r eich der B'-'hnhofstraße - müsse in befriedi­
gender Weise angegangen werden, damit d ie 
Umweltbelastung, die d avon ausgeht, beseitigt 
werde. 

.. 
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Claustha·I·-zellerfeld (lni) Die Obe~harzer Bergsta~lt CI~usthal-ZeUerfeld 
will sich riüt allen demokratischen Mitteln gegen eln langsames ,,Ausblute.n" des 
örtlichen Robert-Koch-Krankenhauses wehren. Wie die Stadtverwaltung am 
Dienstag mitteilte, überreichte~). Bürgermeister .Karl Harre und Stadt«Jirektor 
Wolfgang Mönkemeyer am Montagnachmittag d~m Land.rat del! Kreises Goslar 
eine Unterschriftensammlung, in der sich mehr al~ 5000 Bürger der kleinen 
Universitätsstadt für die Erhaltung ihres Krankenhauses in seiner derzeitigen 

. Struktur ·aussprechen. Heute wollen sie mit eirier Kundgebung vor . dem 
traditionellen Neujahrsempfang des Landkreises auf Ihre Sorgen aufmerksam 
machen . . 

Grund der Unruhe in Clausthal·Zel· 
lerfeld ist eine Vorlage der Kreisver­
waltung in Goslar, die aus Kostengrün­
den eine Neuanordnung des Kranken­
hausverbundes im Landkreis und · 
einen Abbau vorhandener Überkapazi- · 
täten vorsieht. Danach sind langfrjstig 
nur noch die Kreiskrankenhäuser ·.in 

. Goslar und Bad ,Harzburg für medizini­
sche Grundversorgung vorgesehen. Die 
beiden anderen Krankenhäuser 
Braunlage und Clausthal-Zellerfeld 
würden dann nur noch für die primär­
ärztliche Versorgung einschließlich der · 
~otfallbehandlung zuständig sein. 
Außerdem sollten in den vier Kranken­
häusern insgesamt 80 Betten vorüber-

gehend stillgelegt werden. Davon allein 
vierzehn in Clausthal-Zellerfeld. 

Eine endgültige Entscheidung über 
die Pläne der Kreisverwaltung wird 
möglicherweise während der nächsten 
Kreistagssitzung Ende Januar fallen 
Die · Richtung wurde jedoch schon 
während der Sitzung des Kreisaus· 
schusses am Montag deutlich. Die 
Fraktionen sprachen sich mehrheitlich 
für die vorübergehende Stillegung von 
59 Betten, davon fünf in Clausthal-Zel· 
lerfeld, aus. Der eigentliche Rahmen· 
plan zur Kosteneinsparung im Kran· 
kenhauswesen des Landkreises soll 
erneut in qen Fraktionen beraten 
werden. · 

Robert-Koch-Krankenhaus 
soll erhalten bleiben 

Mittel für den Umbau stehen bereit 
Wolfshagen. Im Mittelpunkt einer zweitägigen Klausurtagurig der 

CDU-Kreistagsfraktion im Berghotel Wolfshageil stand neben der Haushaltsbe­
ratung 1982 vot: allem der Krankenhausrahmenplan. Dabei wurden die 
.,kostendämpfenden Entscheidungen" der Bundesregierung und ihre Auswir-

. kungen für die Krankenhausversorgung im Landkreis Goslar intensiv diskutiert 
und beraten. 

Als Sprecher der von der CDU-Kreis- werden dürfe. "Meine SPD-Landtags­
tagsfraktion eingesetzten Kranken- vorgängerhaben seit Jahren nur über 
hauskommission erläuterte Dr. Fritz das Krankenhausproblem geredet 
Fuhrmann, Bad Harzburg, interessan- -Ich habe gehandelt, mit dem Ergebnis, 
te, .zukunfts'orientierte sowie · ·funk~ . daß die Mittel für den Umbau bereitge~ 
tjons- und bürgergerechte Strukturver- stellt worden sind", betonte Werne~ 

· besserungen. Herausgestellt wurde da- Grübmeyer. 
bei auch, daß, im Gegensatz zu frühe- Zum Abschluß dieses Themenkrei­
ren Landesregiehmgen,.Sozialmlnister ses appellierte die CDU-Kreistagsfrak­
Schnipkoweit, CDU, der Bitte der tion an alle Politiker, im Interesse einer 
CDU-Kret!!tagsfraktion ·sowie den gemeinsamen Lösung auf jede Polemik 
drängenden Vorschlä.gen des L~nd, und im Hinblick auf die besondere 
tagsabgeordneten Werner Grübmey~r Stellung und die Leistung der Mitarbei­
entsprochen und die notwendigen Gel- ter des Krankenhauses· "auf Panikma-
der zur Verfügung geste\lt,ha,t. ' · ehe zu verzichten". 

Der Fraktionsvorsitzenäe Grübtney- Einstimmig wurde beschlossen: Das 
er, MdL, . brachte in bezug auf , di'e Robert-Koch-Krankenhaus in Claus­
Stellungnahme des SPD-Ortsvereins thal-Zellerfeld ist als funktionstüchti­
vom 8. J cmuar seine Verwunderung ges Krankenhaus der Grundversor­
_zum "Ausdruck. Verärgert reagierte er gung zu erhalten. Als Ergänzung der 
auf die Erklärung der SPD, "daß die für Landesmittel sind entsprechende 
den Umbau vur J r-sehenen Landesmit- Haushaltsmittel im Haushaltsplan des 
tellängst für andere Projekte umgepolt Landkreises bereitgestellt . Die Verwal­
seien". . tung wird gebeten; unverzüglich alle 

Er verwies noch einmal auf seinen erforderlichen Vorbereitungen zu ver­
Standpunkt, daß das Clausthaler Kran- anlassen, damit mit der Baumaßnahme 
kenhausprojekt auf keinen Fall zu noch in diesem Jahr begonnen werden 
einem parteipolitischen Zankapfel kann. 



Hockenems Bürgermeister gab Statement ab 

S e es e n 1 B o c k e n e m . Die Reduzierungspläne der Deutschen Bundesbahn im Bereich des 
Zonenrandgebietes - betroffen ist besonders die Strecke Derneburg- Seesen - waren am Mon­
tag Gegenstand eines Kurzberichtes des regionalen NDR-Femsehens, der am Montagabend im 
Niedersachsen-Echo ausgestrahlt wurde. NDR-Redakteur Dieter Haasis ließ in seinem Beitrag 
»Bundesbahn- Streckenstillegungen durch die Hintertür? .. die niedersächsische Wir;..;chafts­
ministerin, den OB-Direktor in Hannover, Dr. Peters, und auch den Bürgermeister der Stadt 
Bockenem, Werner Kunze, der sich in einem Statement gegen die Ausdünnungsabsichten der 
Bundesbahn wandte und auf die Folgen hinwies (der »Beobachter" berichtete ausführlich}, zu 
Wort kommen.- Unten im Bild (rechts) der CDU-Landtagsabgeordnete Grübmeyer, der im 
Rahmen einer Pressekonferenz in Seesen mit Nachdruck die Installierung eines kreisübergrei­
fenden Verkehrsbundes gefordert hatte, um die Situation des Personennahverkehrs im Zonen­
randgebiet nachhaltig zu verbessern. TV-Fotos: Jung 

»Grüne« wählten ihren Landtagskandidaten 
Seesen. (bo) Im Wahlkreis Seesen/Oberharz 

wurde auf der Wahlkreiskonferenz der .. Grü­
nen•· Rolf Grösch aus Clausthai-Zellerfe ld als 
Direktkandidat nominiert. 

Ihre Hauptaufgaben im niedersächsischen 
Landtag sehen die .. Grünen·· in der konstruk­
ti ven Opposition gegenüber der bisher betriebe­
nen Politik der etablierten Parteien. Sie wollen 
die Ziele. Kritik und Altemati ven aus der außer. 
parlamentarischen Bl'W<'g1mg in den Landt ilg 
~ .. .. ! •. :. .· ./;,;jl1! '! .• !:! ~ . .. i~~l!L ::·:.J~r !!· :' 

Pu:,to::u 11u<.:h taktischen Bündnissen mi t einer 
der etablierten Parteien. 

Auf der a m kommenden Wochenende in Salz. 
gitter stattfindenden 'Landesversammlung, wo 
dte Wahlplattform verabschiedet und eine Lan­
desliste aufgestellt werden soll, werden die 
>•Grünen ~·. unter anderem spezielle Vorschläge 
zur BesettJgung der Arbeitslosigkeit unterbrei­
ten. 

Die Wahlkreiskonferenz beschloß eben fal ls 
die Bewerbung von RoiJ'Grösch für die Landes­
!::;!~· {! ~r .. (;rj'tJH: n .. . 

Seesene r Beobachter 

1s.1.tz. 
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CDU für verstärkten 
Ausbau von Pflegeplätzen 
Seescn. (bo) Um die Schwierigkeiten für 

d ie ä lteren Mitbi.:rger beim Verlassen 
rh res gewohnten Lebcnsberciches_ abzu­
mildern, setzt sich die CDU-KreJstags­
frakt ion für einen vers tärkten Ausbau von 
ortsbezogenen Pflegeplätzen ein. 

Wie die CDU-Kr~istagsabgeordneten 
IJei der Beratung des HaushalL-;pl<mes 'B:l 
ft•stste llcn konnll~n. sei die geplante Er­
wei terung des DRK-Alten- und Pilege­
h e imes in Clausthal-Zellerfe ld eine gute 
Maßnahme, um die älteren Mitbürger 
wenigstens an ihrem bisherigen Wohn­
ort zu behalten. 

Auch für die Angehörigen und Bekann­
ten würde n dadurch die Möglichke iten 
vNbessert, d ie Besuche und Kontakte 
aufrechtzuerhalten. 

Zeitung 

Seesener Beobachte 
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CD U-Landtagskandidaten 
ringen um Listenplätze 

:\I ht·t•(·ht untl II ass.-1 man n au I' d.-n t't·stcn Pliitzt•n 

BRAUNSCHWEIG (grö) Der CDU-Landesverband Braunschweig strebt an, 
auf der Landesliste der niedersächsischen Union zur Landtagswahl am 21. März 
vier Bewerber aus seinen Reihe n auf den ersten 15 Plätzen unterzubringen. Die 
Landesliste wird auf eine m CDU-Parteitag am 23. Januar in Hannover 
verabschiedet. Bei der Landtagswahl vor vier Jahren waren die ersten vier 
CDU-Kandidaten aus dem Braunschweiger Raum auf den Listenplätzen acht, 
elf, 15 und 20 abgesichert. 

Sollte . der CDU a m 21. März ein 
ähnlich überzeugender Wahlsieg gelin· 
gen, wie bei der Kommuna lwahl im 
Herbst vorigen Jahres , muß sie davon 
ausgehen, daß ihrer Landesliste keine 
entscheidende Bedeutung bei der Man· 
datsverteilung zukommt. Es wird nicht 
ausgeschlossen, daß die Unionskandi· 
daten den Großteil der Wahlkreise in 
Niedersachsen e robern. 

Eine vordere Plazierung auf der 
Landesliste ist vor allem für die 
Kandidaten wichtig, die davon uusge· 
hen müssen, in ihrem Wahlkreis nicht 
direkt gewählt zu werden. Dies gi lt 
unter anderem für den Peiner Land· 
tagsabgeordneten Hors t Horrmann, 
den jetzt der Landesausschuß der 
Braunschweiger Union an die Spitze 
seiner Vorschlagsliste von Kandidate n 
aus der Braunschweiger H.egion für 
eine Absicherung auf der Landesliste 
gesetzt hat. . 

Die Plätze zwei bis acht nehmen 
Werner Grübmeyer (Goslar), Karl 
Lauenstein (Vechelde), Wilhelm Meyer 
(Schöppenstedt) , Erns t von J!:ssen 
(Salzgitter) , Wolfgang Sehrt, Verena 
Grundmann und Huruld Menges (alle 
Braunschweig) ein. 

Wahlkreis hat, von der Parteispitze 
zugesagt worden ist, auf der Liste 
berücksichtigt zu werden. Keine Zwei­
fel gibt es daran, daß Ministerpräsident 
Erns t Albrecht, Landesvorsitzender 
Wilfried Hasselmann und Sozialmini· 
ster Hermann Schnipkoweit als Vertre­
ter der Sozialausschüsse die Landesli· 
ste anführe n werden. 

Haaßengier· gab a m Diens tag be· 
kannt. daß der Landtagswahlkampf 
der CDU von prominenten Politikern 
der Union unterstützt werden wird. ln 
Niedersachsen wollen unter anderem 
der CDU-Vors itzende Helmut Kohl, 
CSU-Chef Franz Josef Strauß, die 
Ministerpräsidenten Gerhard Stollen· 
berg und Bernhard Vogel , Berlins 
Regierender Bürgermeister, Richard 
von Weizsäcker, sowie Rainer Barzel, 
/\lfred Dregger und Hanna Laurie n 
auftreten. 

In dieser Reihenfolge, die der Lun· 
desausschuß der Braunschweiger CDU 
erst nach zum Teil heftigen Kontrover· 
sen auf die Beine stellte und dem 
Vorstand der niedersächsischen CDU 
als seinen endgültigen Vorschlag un· 
terbre itete, können s.ich die Braun· 
schweiger Christlichen Demokraten 
auf dem Landesparteitag um Plä tze auf 
der Landesliste bemühen. 

Die Auseinandersetzung um einen 
aussichtsreichen Listenplatz gewinnt 
dadurch an Brisanz, daß Generalsekre· 
tär Dieter Haaßengier. de r keinen 

·-
Beobachter 
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Harzwasserwerke reagieren: I 
I Reparatur am Granestaudamm ohne 

Gedanken an eine Erhöhung 
BUrgerinitiative bemängelte Eingriff in die Talsperrensubstanz 

LANGELSHEIM. Wachsam sein, heißt 
nach wie vor die Devise der Bürgerinitia­
tive gegen die Erhöhung der Granetalsper­
re. Baumaßnahmen an der Westseite der 
Talsperre, unterhalb des Forstbanses Lütt­
genberg, veranlaßten sie jetzt zn einem ge­
harnischten Protest bei Landwirtschafts­
minister Glnp. Ob sie von seinem Ministe­
rium allerdings eine Antwort bekommen, 
scheint zweifelhaft. Es sei denn, es hätte 
ein LäuterungsprozeH stattgefunden, denn 
bisher wurde die Bürgerinitiative bei allen 
Eingaben keines Dialogs für würdig befun­
den. 

Nach Meinung von Wolfgang Heimeshoff 
und Rainer Breitkreuz von der Bürgerinitiati­
ve Granetalsperre sind in der Zeit vom 9. bis 
13. November 1981 unterhalb des Forsthauses 
erhebliche Erdmassen aus dem Uferbereich 
des Staudammes ausgekoffert und der so ent­
standene Hohlraum mit Beton ausgefüllt wor­
den. "Wir vermuten, daß eine Plombe gesetzt 
worden ist und man eine undichte Stelle fest­
gestellt hat. Das kann bei höherem Wasser­
stand natürlich gefährlich werden", sagte 
Wolf.~rane Heimeshoff n<>r r..7 

meint Rainf'r Breitkreuz, "daß um die geplan­
te Erhöhung der Granetalsperre eine Phase 
der sachlichen Beruhigung eingetreten ist, 
denn jede Seite tastet ihre Möglichkeiten ab." 
Die Harzwas~erwerke bauen dem Anschein 
n ach ihre Position als Bollwerk für das Plan­
feststellungsverfahren aus, vermuten die 
Gegner der geplanten Erhöhung des Grane­
staudammes. 

Glauben die "Wächter vom Granetal", daß 
sie vom Landwirtschaftsministerium ohne 
Antwort bleiben, so hat der Hauptkontrahent, 
die Harzwasserwerke mit Sitz in Hildesheim, 
spontan reagiert. "Bei den Arbeiten, so 
schreibt Dr.-Ing. Martin Schmidt unserer Zei­
tung, handelte es sich um Reparaturarbeiten, 
für die keine behördliche Genehmigung er­
forderlich war. Die Talsperrenaufsicht war 
unterrichtet. Durch das Sickerkontrollsystem 
im Staudamm war am äußersten Westende 
eine geringfügige Umläufigkeit (Wasserein­
tritt in den Sperrdamm) festgestellt worden. 
Diese ist durch Verlängerung der abschlie­
ßenden Betonmauer behoben worden. Die Rest­
arbeiten konnten wegen des plötzlich her­
einbrechenden Winters nicht abgeschlossen 
werden. Das äußere Erscheinungsbild des 
Dammes wird nicht berührt. Mit einer even-
tuellPn "F.rhiih"""' ~~~ ~"'-----•-·· -' - · 

Wenn sich die Pläne der Harzwasserwerke 
einmal realis ieren lassen, die eine Erhöhung 
der Granetalsperre um 15 Meter vorsehen, 
wird es dieses Panorama nicht mehr geben. 
Dann steht das Wasser in Höhe der Schorn­
steine des Forsthauses Lüttgenberg, und der 
Stausee wi rd zu den vorhandenen 46 Millio­
nen cbm Wasser weitere 40 Millionen auf­
nehmen können. Die Harzwasserwerke wollen 
mehr Stauraum für die Trinkwasserversor­
gung, stoßen dabei aber auf den erbitterten 
Widerstand der Bürgerinitiative gegen die Er- _ 
höhung der Granetalsperre, die sich zusam-, 
men mit den Politikern im Landkreis Goslar 
in "einem Boot" weiß. Fotos (2): Kraus 
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Die Bürgerinitiative bemängelt vor allem, 
daß diese Baumaßnahme ein erheblicher Ein­
grit! in die Talsperrensubstanz sei. Sie spricht 
von Geheimniskrämerei und davon, daß die 
Arbeit in einer Zeit ausgeführt worden sei, 
"in der es dunkel war und es keiner so richtig 
gemerkt hat". "Wir haben den Eindruck", 

oen diese Arbeiten nichts zu tun, a uch nicht 
d ie Vorarbeiten dazu. Von Geheimniskräme­
rei kann wohl nicht die Rede sein. Das Vor­
standsmitglied der Bürger~tiative, Scholz, 
hat die Bauarbeiten besichtigt, sich mit dem 
ihm bekannten Bauleiter der Harzwasserwer­
ke zwar unterhalten, aber nicht nach dem 
Zweck der Arbeiten erkundigt." hkr l 

I 

Der Winter hat den Arbeiten der Harzwasserwerke am Westufer des Granestausees ein vor­
läufiges Ende gesetzt. Die Bänder für die Absperrmaßnahmen flattern noch im eisigen Wind, I 
und unter dem Schnee sind die letzten Reste der Erdarbeiten sichtbar. Wolfgang Heimeshoff 
(im Hintergrund) und Rainer Breitkreuz von der Bürgerinitiative Granetalsperre schrieben einen 
geharnischten Brief an Landwirtschaftsminister Gerhard Glup. 
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Werner Grübmeyer 
in Liste abgesichert 
Seesen. Die CDU-Verbände im 

Landtagswahlkreis Seesen sind zufrie­
den: Ihr Direktkandidat Landtagsub­
geordneter Werner Grübmeyer ist am 
W~henende in Bruunschweig auf 
Platz zwei der Landesliste Braun­
schweig gewählt worden. Auf Platz eins 
wurde der auch den Seesenern nicht 
unbekannte schulpolitische Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion Horst 
Horrmann, Peine, gewählt. ' 

Zuvor hatte Landesverbandsvorsit­
zen~er Ernst-Henning Jahn auf eine 
~bsiCherung auf der ~andesliste ver­
Zlch~~t. Ja~n wollte damit, wie er 
a~sfuhrte, die Chancen jener Kollegen 
d~~ das Direktmandat kaum erringe~ 
konnen, verbessern. Die Landesliste 
~ra~nschweig wird nunmehr in Kürze 
10 die _Gesamt-Landesliste Niedersach­
sen "emgebracht". 

Zum Landtagswahlbezirk Seesen 
der neu geschnitten ist, gehören auße; 
Seesen noch Lutter, Langeisheim und 
der Oberharz. Die hier vertretenen 
CDU-Verbände setzen darauf in die­
sem Wahlbezirk die absolute Mehrhe it 
zu errmgen, obwohl bei den letzten 
Wahlen !loch die SPD vorn gelegen 
hatte. Wie Stadtverbandsvorsitzender 
Hans W. Ohlsen erklärte, freue sich die 
Seesener CDU über den a ußerordent­
lich guten List~nplatz. Die gute Plazie­
rung ?Jete fur 1hren Kandidaten nicht 
nur eme gewisse Gewähr, wieder in 
de_n Landtag zu kommen, sondern 
Zeige ~uch, daß seine Arbeit Anerken­
nung fmde. 

Landespolitische Themen diskutiert der Landtagskandidat der Sozialdemokratischen 
Partel Im Wahlkreis Seesen, Peter Koplschke (rechts), auch mit Vertretern des 
Oberharzes, hier mit SamtgemelndebUrgermelster Gllnter Klose aus Clausthai-Zel­
lerfeld (Samtgemeinde Oberharz). 

.-, 
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Werner 

Grübmeyer 
Erfahrung 

Können 

Wissen 

. Lftl'• Der Landtagsabgeordnete 
A

1 
'b für Langeisheim 

II~V CDU 
Mit seiner ablehnenden Haltung zur 
Erhöhung des Grane-Staudammes spricht er 
uns allen aus dem Herzen. 



Karl Ravens zur Erhöhung der Granetalsperre: 

"liJenn die SPD nicht von der S~che~heit des 
Konzeptes überzeugt ist, sagt sie: Nein!" 

Am vergangeneo Donners.tag besuchte der 
SPD-Spltzenkandidat zur Landtagswahl, Kar! 
Ravens, bereits zum zweiten Mal den Landkreis 
Goslar. In Langeisheim nutzte er nach einem 
offiziellen Besuch bei der Stadt die Gelegen­
heit, um mit Vertretern der Bürgerinitiative 
gegen die Erhöhung der Granetalsperre und 
Betriebsräten in einer Informationsveranstal­
tung der SPD-Ratsfral•tion über Langelsheimer 
Probleme zu spred1en. Angesprochen wurden 
ln dem Gespräd1 unter der Leitung des Frak­
tionsvorsitzenden Henning Sehrader die beab­
sichtigte Erhöhung des Granestaudammes, die 
geplante Umgehungsstraße für Langeisheim und 
Astfeld und die Arbeitsmarktsituation. 

Zum Problem Granetalsperre und Wasserver­
sorgung in Niedersachsen führte der SPD-Spit­
zenpolitiker aus, daß Niedersachsen zwar bei 
der Trinkwasserversorgung im Bundesgebiet die 
Spitzenstellung innehabe, aber man könne mit 
dem Trinkwasser nicht so umgehen, als sei es 
unerschöpflich. Niedersachsen sei bereit, so Ra­
vens, auch Bremen und Harnburg mit Wasser 
zu versorgen, aber dies dürfe nicht zu ein­
seitigen Belastungen für die Wasserversor­
gungsbereiche Heide und Harz führen. 

Ravens forderte die Landesregierung auf, end­
lidl einen Wasserbedarfsplan für Niedersachsen 
vorzulegen. Auch die Untersuchung des Battelle­
Instituts über den zukünftigen Wasserbedarf 
sei dem Landtag bisher nicht zugeleitet worden. 
Bei der Entscheidung der SPD-Landtagsfraktion 
über ein Kozept zur Trinkwasserversorgung 
lasse sich die SPD von folgenden drei Posi­
tionen leiten: 

I. Nachweis über den zukünftigen Wasser­
be<iarf: Ravens meinte dazu, daß·~r<keine qro­
ßt>n Zuwachsraten mehr erwarte. 

2. Verteilung der Wasserreservoirs ill! Land 
so, daß die Schäden für die Natur möglichst 
gering ausfallen und größtmögliche Versor­
gungssidlerheit entstände. 

werde dem geplanten Projekt nur dann zustim­
men, wenn der erhöhte Wasserbedarf nachge­
wiesen sei, keine erheblidlen Grundwassersd1ä­
den im Vorharz durdl den erhöhten Wasser­
entzug entständen und ihn das Sidlerheitslcon­
zept bei einer Erhöhung des Dammes überzeuge. 
Den Bau einer oberen Siehertalsperre lehnte 
Ravens ausdrücklich ab, weil nicht noch das 
letzte unberührte Tal im Westharz zu einer 
Talsperre werden dürfe. 

Gegen die Erhebung eines Wasserpfennigs, 
der im Harz ins Gespräch gebracht worden sei, 
äußerten Ravens und der SPD-Landtagsabge­
ordnete Günter Engelhardt aus Bad Harzburg 
verfassungsrechtliche Bedenken, aber über eine 
Konzessionsabgabe für die Gemeinden, die Was­
ser liefern, müsse ernsthaft nadlgedadlt wer­
den. 

Im weiteren Verlauf «!es tl~sprhdies spram 
sich Ravens für einen baldigen Baubeginn für 

3. Vermeidung von Hochwasserschäden. In 
diesem Zusammenhang bezweifelte Ravens die 
Wirksamkeit des bisherigen Hochwasserschut­
zes mit, Talsperren im Harz. Er habe den Ein­
druck, so der SPD-Poli tiker, daß das bisherige 
Konzept, mit Talsperren im Harz gleidlzeiti9 
Hochwassersdlutz zu betreiben und das Land 
mit Wasser zu versorgen, zu erheblichen Ziel- 1 
konflikten geführt habe. 

eine Umgehungsstraße für • Langeisheim und 
Astfeld im Verlauf der B 82 nach Abschluß des 
Planfeststellungsverfahrens aus. Engelhardt er­
gänzte, daß das zuständige Ministerium ihm 
versichert habe, daß die südliche Trasse, auf die 
man sich im Raumordnungsverfahren einver­
nehmlich geeignigt habe, höchste Priorität be­
sitze. 

Zum Thema Arbeitslosigkeit kam die ver­
deckte Arbeitslosigkeit durch die Abwanderung 
jüngerer Fachkräfte und die Ausbildungssorgen 
für die Jugend zur Sprache. Ravens versicherte 
den Teilnehmern, daß er, wenn er Minister­
präsident werden sollte, umgehend das von der 
SPD geforderte und mit Mitteln aus äem Erdöl­
Jörderzins finanzierbare 500-Millionen-Mark 
Investitionsprogramm verwirklichen werde zur 
Sdlaffung von zukunftssicheren Arbeitsplätzen 
und für die Sdlaffung von 1000 zusätzlichen 
Ausbildungsplätzen bei der 'öffentlidlen Hand 
sorgen werde, 

Anschließend sprach Karl Ravens bei einem 
Kaffeenachmittag in Wolfshagen vor ca. 280 
Besuchern über bundespolitische Themen. 

Str. 

Zur geplanten Erhöhung des Granestaudam­
mes führte der SPD-Spitzenkandidat aus, er Kar I Ravens bel seinem Besuch der Stadt Lange lshelm mit Bürgermeister .Michels (links). 
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Viele Lautenthaler 
klagen über 

schlechten Empfang 
LANGELSHEIM-LAUTENTHAL. Auf eine 

Verbesserung des Empfangs des Ersten Fern­
sehprogramms (NDR) müssen weite Teile in 
Lautenthai weiter warten. Das teilte die Ab­
teilung Sendertechnik des Norddeutseben 
Rundfunks in llamburg jetzt auf Befragen 
mit. 

Vor allem die Einwohner, die unterhalb des 
Füllsenders auf dem Kleinen Bromberg woh­
nen, beklagen seit der Inbetriebnahme An­
fang 1962 den Zustand. Aber seit nunmehr 
zwanzig J ahren wird eine Empfangsverbesse­
rung angestrebt. Vor zwei Jahren teilte der 
NDR mit, daß eine Mitbenutzung des Stand- . 
ortes det· Deutschen Bundespost, von dem das 
Zweite und das Dritte Programm vom Kra­
nichsberg abgestrahlt wird, in Frage kommen 
könnte. Allerdings seien umfangreich e tech­
nische Gesich tspunkte zu berücksichtigen. 
Eine Verb(;sserung solle durch einen rreuen 
Umsetzer <Jm Senderstandort der Post auf 
Kanal 12 er reicht werden. Der weitere Aus­
bau der sogenannten Restlückenversorg4ng, 
zu dem auch die angestrebten Versorgungs­
verbesserungen in Lautenthai gehören, wurde 
nunmehr bis auf weiteres gestoppt. Wie mit­
geteilt wurde, fehlen derzeit die notwendigen 
Investitionsmittel. Die Fernsehteilnehmer 
müssen sich wei terhin mit dem Regionalpro­
gramm des Hessischen Rundfunks begnügen. 
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Die Menschen drängten s ich bei der Demonstration bis hinauf zur Erzstraße. Bei der Demonstration vereint, im Wahlkampf gegeneinander: Pater Kopischke und Werner Grüb­
meyer, beide Kand idaten fü r den Landtag. Fotos: ÖA (2), es (1) 

Für das Krank'en·haus ·auf die Straße 
Demon·stration für den Erhalt des Robert·Koch·Krankenhauses hatte große Resonanz 

Hunderte v on Bürgern, der 
gesamte Ra t und immerhin 
auch Landtagsabgeordnete und 
-kandidaten holten sidl vor der 
Aula kalte Füße, während Land· 
kreisverwaltung, Kreistagsabge· 
ordnete und andere Gäste dwdl 
die "Hintertil.r" in die Aula 
sdlliipften und aus sicherer 
Entfe rnung, in wohliger Wärme, 
v e rfolgten, wie die Oberharzer 
ihrer Sorge um die Zukunft des 

Robert-Kodl-Krankenhauses 
Ausdrud<. verliehen. Längst nicht 
alle Abgeordneten jedoch regi· 
strierten, daß dort vor den Tü­
"'o " ohM~C. V n1" c::ldl ßina_ m an 

schließend, .ein ganz ernstes Anliegen. Wil 
clemonstrieren nicht gegen jemanden, sondern 
für unser Krankenhaus• . . 

Superin tendent J obmann, der für die ka tho­
lische, die methodistisdle und für die evange­
lische Kirche spradl, erklärte, daß die Verän­
derung der Funktion des Krankenhauses einen 
schweren Eingriff in das Leben der Oberharzer 
bedeuten und die Lebensqualität im hiesigen 
Raum erheblidl verschledltem würd~. Entsdlei­
dend und wichtig sei, wö, wie und in welchem 
Maß Einsparungen vorgenommen werden. Das 
gelte auch für den Bereich des · Krankenhaus­
wesens, dürfe jedodl nicht der einzige Gesichts­
punkt sein. Bei einem Krankenhaus komme es 
in erster Linie nicht auf die Größe und die 
Modernität an, meinte .Tobmann, sondern zu-

·- 1 ___ .._._t_ ...l .... .._ u;.;, .... n .a n_ Ll_o _r J!i:1:7__jp ;11\lf 

daß die Oberharzer zu verstehen seien, denn 
durch bittere Erfahrungen seien sie hellhörig, 
wenn nicht sogar mißtrauisch geworden. Zu­
viele Enttäuschungen habe die Kreisreform und 
ihre Auswirkungen den Familien in Clausthal­
Zellerfel'd und der angrenzenden Regionen be· 
schert. 

Großen Beifall erntete Werner Grübmeyer, 
als er erklärte, da·ß er sein Mandat 'als Land­
tagsabgeordneter zur Verfügung stellen werde, 
falls an dem Erhalt des Krankenhauses gerüt-
telt werde. HaBe/es 

Was ist, was bleibt? 
Zahlen und Informationen 
zum ßobert-Koch-Krankenhaus 

'Erklä rungen, Behauptungen und Speku­
lationen häuien sidlln. den.Jetzten Wochen. 
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CDU-Vorstand Wildemann 
weiter mit Peter Wellent'hin 

MdL Werner Grübmeyer zu Gast in Wildemann 

Zur ersten Mitgliederversammlung im neuen 
Jahr traf sidt der CDU-Ortsverband am ver­
gangeneo Mittwoch im Stadtcafe "Zun'i Harzer". 
Eine umfangreime Tagesordnung mit Neuwah­
len und einem Bericht zur Landtagswahl sorg­
ten für eine rege Beteiligung. Vorsitzender Pe­
ter Wellenthin konnte den Landtagsabgeordne­
ten Werner Orübmeyer begrüßen. 

In seinem Bericht wies der Vorsitzende auf 
das wohl wichtigste Ereignis des vergangeneo 
Jahres, die Kommunalwahlen, hin und zeigte 
sich überrascht, daß die Bürger aus dem Wahl­
kampf nicht erkannt hätten, wer sidl nachhaltig 
für die Finanzierung des Schwimmbades und 
den Beginn des 1. Bauabschnittes des Sport­
platzes eingesetzt habe. Werner Grübmeyer sei 
es zu danken, daß beide Vorhaben vollendet 
bzw. in Angriff genommen werden konnten, 
denn nur die mehrmaligen .,Finanzspritzen" des 
Landes brachten Wildewann cjen Neubau des 
Schwimmbades, und bei)n: Sportplatzneubau ist 
es der Initiative des St~lcr-etärs itn Kultus­
ministeriums zu V!frdanken gewesen, daß mit 
diesem Vorha,ben bego.xw.en werden konnte. 

Auch bei den noch aßß.:tellenden Problemen, 
wie der !Finanzierung des 2, Bauabschnittes Qes 
Sportplatzes, der Saniei!IJilg' des Kurhauses und 
dem Ausbau der Forststraße nach Hahne.nl,dee, 
um nur einige der wichti,gsten Probleme zu 
nennen, habe man in unserexn Landtagsilbge­
ordneten Grübmeyer einen ,guten Vertreter Wii'­
demanner Interessen gefund~. 

Zur Finanzierung des SpGrtplatzes könh~ man 
nur immer wieder feststellen, daß der Bund 
seine Zusagen zur Mitfinanzierung, trotz .großer 
Ankündigung in den· vergangeneo Jahren;-'hid1t 
gehalten habe. Man wird sehen, ob 1982 B~­
desmittel fließen ; nur dann könne man erwar­
ten, daß das Land auch ·seinen Zusdmß gäbe. 
Zur San ierung des Kurhauses hat die CDU 
schon vor einem Jahr festgestellt, daß bei der 
derzeitigen Finanzschwäche eine Bezuschussung 
dieser Maßnahme mit 31/2 bis 4 Millionen DM 
nicht erreichbar sei. Es müsse alles versucht 
werden, um im Rahmen einer Sanierung den 
Kunnitteltrakt, den gastronomischen Teil und 
den Eingang inslandzusetzen bzw. zu verbes­
sern und den Kostenaufwand hierfür auf bis zu 
höchstens 1 Million zu besduänken. Nur da)ln 
könne man hoffen, daß die Maßnahme auch be­
zuschußt werde. Keinesfalls sei der Standpunkt 
vertretbar, nur ·mit mehreren Millionen sei die­
ses Kurhaus zu retten und w enn die Mittel nicht 
kämen, müsse man eben das Kurhaus schließen. 

Zur Frage der Instandsetzung der Forststraße 
im Spie!:Jeltal ist die Stellungnahme des Kreises 
bekannt. Der Ausbau zur Kreisstraße mit einer 
Verbieiterung der Fahrbahn wäre- die ~fnilge 
Möglichkeit, dieses Vorhaben bezusdmßt zu pe­
kommen, denn das Interesse an einem Ausbau 
als Gemeindeverbindungsstraße läge zwar s~ark 

bei Wildemann, doch habe man in der Vergan­
genheit aus Hahnenklee nichts ähnliches gehört 
und außerdem ·müßten beide Gemeinden dann 
für die Ausbaukosten aufkommen. Hier kann 
man sich aber nicht damit abfinden, daß eine 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse und 
eine schnellere Anhindung über Hahnenklee an 
die Kreisstadt Goslar nicht durchführbar sei. 
Alles muß versucht werden, um zu einer Ver­
besserung der jetzigen Verhältnisse zu kom­
men. Begrüßenswert sei es, so sdtloß Wellen­
thin seinen Bericht, daß sich Grübmeyer, ob­
wohl eine Fülle von anderen Problemen hier im 
Oberhar;~: anstünden, sich dieser örtlidlen Pro­
bleme Wildemanns annehme und sie mitver­
trete, 

Der anschließen(je Kassenbericht des Sdlatz­
meisters Johannes Kleber zeigte eine ordnungs­
gemäße Kassenführung. Im Bericht der Kassen­
prüfer kam der herzliche Dank für die geleistete 
Arbeit zum Ausdruck. 

In den ansdlließenden Wahlen wurde der 
Vorsitzende Peter Wellenthin einstimmig wie­
dergewählt. Schon seit 1974 übt er dieses Amt 
aus. Seine beiden Stellvertreter wurden Helga 
Börker und Klaus Geyer. Zum Schatzmeister 
wurde erneut Johannes Kleber wiedergewählt 
Als Beisitzer für den Fremdenverkehr, die Ver­
einsarbeit, J ugend, Sport und Altenbetreuung 
wurden zunächst Otto Jordan und Hannelore 
Geyer bestellt. Auf der nädlsten Mitglieder­
versammlung wird man noch weitere Beisitzer 
hinzu wählen. 

Die Gewählten dankten für das Vertrauen 
und baten auch weiterhin um Unterstützung 
bei allen in diesem Jahr anstehenden Aufga-
b.en. · 

Der Vorsitzende leite mit Informationen über 
den kommenden Landtagswahlkampf sodann auf 
den Referenten des Abends, Werner Grüb­
meyer, über, der ausführlich über die Bundes­
und Landespolitik der CDU berichtete. Unter 
Hinweis auf die in Bund und Ländern herr­
schende Finanznot sei es wenig nützlidl, wenn 
hinsidltlich der hohen Arbeitslosigkeit auch in 
unserem Bundesland die SPD die Schuld der 
Landesregierung vorwerfe, obgleich sie genau 
wisse, daß die auslösenden Momente für diese 
nun schon lang andauernde und immer noch 
steigende Arbeitslosigkeit wesentlich durch die 
restriktiven Haushaltsmaßnahmen des Bundes 
gerade in unserem Zonenrandgebiet herbeige­
führt wurden. Arbeitslosigkeit ist furdltbar, sie 
zu bekämpfen und alles zu tun, um jeden 
Arbeitswilligen wieder in Lohn und Brot zu 
bringen, ist eine Verpflichtung aller Verant­

-wortlichen. Was im Landesbereich ..mögl~ 
um dieses Problem zu lösen, geschehe, nur dürfe 
keiner die Auswirkungen des Bundes verken­
nen und nur die Schuld . beim anderen suchen"! 

Grübmeyer ging in seinem Beridlt auch auf 
die außenpolitische Lage ein und warnte davor, 

daß man die ' derzeitigen Meinungsversdljeqen­
heiten zwischen Amerika und' der Bundesrepu­
blik verharmlose. Zwischen Freunden gelte das 
offene Wort, man müsse aber zusammenstehen, 
denn unsere Freiheit ist seit Jahrzehnten durch 
Amerika garantiert worden. Eine längere Dis­
kussion schloß sich den Ausführungen Grüb­
'meyers an. Kein Wunder. daß die Mitglieder­
versammlung erst zu später Stunde geschlossen 
wurde. 

Man war sich einig, daß es bei den kommen­
den Landtagswahlen darum geht, den im Ober­
harz bekannten und seit 1978 engagierten Lan­
despolitiker Werner Grübmeyer wieder in den 
Landt&g zu bekommen. Kein Zweifel, daß Wer­
ner Grtibmeyer der Mann ist, der sich seit Jah- · 
ren als .Freund und Helfer auf allen Ebenen 
auch für die Belange Wildemanns eingesetzt 
hat. Mit diesen Worten scbloß der Vorsitzende 
und bat alle Fr~qunde der CDU, in den kommen­
den Wochen für den Landtagsabgeordneten 
Werner Grübmeyer zu werben. Bö 



SPD-Uilterbezlrk zum Krankenhausrahmenplan: 

Optimale Versorgung -der Bevölkerung muß gewährleistet sein 
,.Die Krankenhausdiskussion muß zur Verbesserung und nicht zur Versdlledllerung 

der Krankenhausversorgung führen." Der SPD-Unterbez;rk Goslar äußerte sieb zum 
Krankenhaus-Rahmenplan und tritt für eine optimale Versorgung der Bevölkerung ein. 
Der SPD-Landtagskandidat Peter Kopisdlke fordert ein humanes und ortsnahes Kranken· 
kenhaussystem. 

Auf seiner letzten Vorstandssitzung befaßte 
sich der SPD-Unterbezirk Goslar mit dem von 
der L11ndkreisverwaltung vorgelegten Rahmen­
plan für eine Neuordnung des Krankenhausver­
bundes im Landkreis Goslar und einer geplan­
ten Be ttenreduzierung in den Kreiskrankenhäu­
sern Goslar, Bad Harzburg und Clausthai-Zel­
lerfeld. Nach einer ausführlichen Diskussion 
konnte der SPD-Unlerbezirksvorsitzende Jürgen 
Linde das Beratungsergebnis zusammenfassen : 

1. Die Diskussion über eine Neuordnung dPs 
Krankenhausverbundes im Landkreis Goslar 
muß zu einem langfristigen Konzept der opti· 
malen Versorgung der Bevölkerung führen. Da­
bel sind sow·ohl regionale und humane Ge-

siehispunkte als auch Kostenfragen zu berück­
sirhtigen. 

Zur aktue llen Di~km;!on t:··, d1c oe>plante 
Bettenreduzierung stimmt de r SPD-Cnterbezirk 
mit der Position der SPD-Kreistagsfraktion 
überein und betrachtet den von der Kreisver­
waltung vorgelegten Rahmenplan als eine Dis· 
kussionsgrundlage. 

3. Eine Stillegung eines Krankenhauses im 
Oberharz lehnt die SPD ab. Dabei hat die SPD 
qrolles Verständnis für die Sorgen der Ober­
harzer Be,·ölkerung um ihre Krankenhäuser. 

Zu Beginn der Aussprache erläuterte der HC· 
sundheilspolitische Sprecher der SPD-Kreistags­
fraktion und stellvertretende Vorsitzende des 
Gesundheitsausschusses des Kreistages, Wolf­
gang Janz, den Vorstandsmitgliedern den vom 
Landkreis vorgelegten Rahmenplan und den 
Diskussionsstand in der SPD-Kreistagsfrakt ion. 
.Tanz erläuterte, daß sich die gesamtwirtschaft­
lichen, sozialen und tinanzieHen Rahmenbedin­
gungen grundlegend gewandelt hätten. Daher 
sei die Kreisverwaltung der Auffassung, daß 
die gewachsene Krankenhausstruktur Im Land­
k reis Goslar verändert werden müsse, um eine 
nachhaltige Kostensenkung innerhalb des Kran-

kenhausverbundes zu errei'chen. Der Landkreis 
habe dem Kreistag vorgeschlagen, das vorhan­
dene Bettenangebot an den sich ändernden Be­
darf anzupassen durch eine Umstrukturierung 
des Krankenhausverbundes und durch den Ab· 
bau von Uberkapazitäten. 

Dazu vertrat \.Volfgang J anz die Auffassung, 
daß durch organisatorische Veränderungen eine 
nachhaltige Entlastung des Krankenhausträgers 
e rreich t werden müsse. eine Bettenreduzierung 
jt>doch nur eine kosmetische Reparatur dar­
s telle. weil die geplante Bettenreduzierung zu 
keiner Personalentlastung führen werde. Der 
Personalbestand- sei schon jetzt nach den Be­
legungszahlen ausgerichtet, und es bestehe im 
Pflegebereich ein Personaleinstellungsstopp. 

Ergänzend führte der Seeseuer $PD-Landtags­
kandidat Peter Kopischke aus, für die SPD­
Kreistagsfraktion komme eine zusätzliche Be­
lastung des Pflegepersonals nicht in Frage, weil 
dies eindeu tig zu Lasten der Patienten und der 
Arbeitnehmer im Pflegebereich gehen würde. 

W ichtiger als die Kostenfrage ist für die 
SPD, so Kopischke, ein ortsnahes und humanes 
Krankenhaussystem. Daher sei die SPD zu dem 
Ergebnis gelangt, konnte Kopischke mit Zu· 
stimmung des SPD-Unterbezirksvorstandes abo 
schließend feststellen, daß der vorgelegte Rah· 
menplan noch einer sorgfältigen Beratung unter 
den von ihm genannten Gesichtspunkten mit 
allen im Gesundheitswesen verantwortlichen 
Institutionen im Landkreis bedürfe. jw 
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Raum, Lehrer und Schüler sind da, aber: 

Realschule nur Init Elternhilfe 
Jürgen Sikora in Liehenburg für wohnorlJ!ahes Angebot - Zweifel aus ßraunschweig 
Liebenburg. Die Einrichtung einer Realschule für den Raum Liebenburg 

macht die Unterstützung der Elternschaft unabdingbar, erklärte der Landtags­
abgeordnete Jürgen Sikora in einem Gespräch mit dem Liebenburger 
Eltemratsvorsitzenden. Zu dem auf Initiative der Ratsgruppe von CDU und FDP 
Im Uebenburger Gemeinderat zustandegekommenen Gespräch begrüßte 
Fraktionsvorsitzender Hennann Haase auch den für die Liebenburger Schulen 
zuständigen Schulrat Schenk vom Schulaufsichtskreis. 

Nach den Worten Haases ist das 
Gespräch mit den Elternratsvorsitzen­
den der vier Grundschulen Döhren, 
Dörnten, Liebenburg und Othfresen 
sowie der Liebenburger Orientierungs­
stufe zur Einleitung erneuter Initiati­
ven erforderlich geworden, da von 
seiten der Bezirksregierung Braun­
schweig in ihrer jüngsten Stellung­
nahme erhebliche Zweifel am Eltern­
willen erhoben worden sind. Ausge­
hend davon, daß die Raumfrage, die 
Lehrerversorgung sowie auch die 
Schülerzahl als Voraussetzung für eine 
Realschule als gegeben angesehen 
werden können, bedürfe es jetzt als 
Unterstützungsmoment der erklärten 
Bereitschaft der Eltern, für ihre Kinder 
eine Realschule in Liebenburg auch 
tatsächlich anzunehmen. 

Seitens der Schulaufsicht wies 
Schulrat Schenk in diesem Zusammen­
hang darauf hin, daß bei Einrichtung 
einer Realschule, diese mit Anhindung 
an die Hauptschule, entsprechend den 
mit den neuen Bestimmungen zur 
Schulentwicklungsplanung eröffneten 
Möglichkeiten als sogenannte Haupt­
und Realschule dann pädagogisch 
wünschenswert sei. Landtagsabgeord­
neter Jürgen Sikora machte dazu 
deutlich, daß in Niedersachsen diese 
Schulform bereits zu etwa 30 Prozent 
vorzufinden sei, so daß für den Raum 
Liebenburg insoweit auch eine be­
währte Schulform zum Tragen kom­
menkönnte. 

Diese Schulform hätte nicht nur im 
pädagogischen Bereich unterstützende 
Funktionen, sondern sei als Angebot 
auch eine Chance für mögliche Gymna­
siasten. Das gelte auch für den Fall, so 
betonte Sikora, daß die Schülerzahl nur 
eine Einzügigkeit in der weiteren 
Zukunft zulasse und dabei langfristig 
die Schülerzahl nicht unter 16 Schüler 
absinke, so daß die Bildung von· 
Jahrgangsklassen erhalten bleibt. 

Nach den derzeitig angestellten Er­
hebungen und Geburtenprognosen für 
den Schuleinzugsbereich kann davon 
ausgegangen werden, daß für die 
ersten drei Jahre eine Zweizügigkei~ 
und in den Folgejahren eine sichere 
Einzügigkeit langfristig für die Real­
schule in Betracht käme. Unter Be­
rücksichtigung des ohnehin schon 

strukturschwachen ländlichen Raumes 
müsse daher ein wohnortnahes Real­
schulangebotals außerordentlich wert­
voll für die Gemeinde Liebenburg 
angesehen werden, sagte der CDU-Po­
litiker. 

Für die Ratsgruppe CDU und FDP 
erklärte Fraktionsvorsitzender Haase, 
daß die sich hieraus für die Gemeinde 
und ihre Bevölkerung ergebende 
einmalige und wohl auch letzte Chance 
mit a ller Entschiedenheit wahrgenom­
men werden sollte. Ziel müßte es dabei 
sein, nicht wie·nach dem Zeitplan des 
Schulentwicklungsplanes des La nd­
kreises Goslar vorgesehen für 1985/86, 
sondern bereits für das Schuljahr 
I 903/04 die Einrichtung de r Realschule 
zu erre ichen. 

Einer Fraktionsanfrage zufolge 
wird die Gemeincte zur Feststellung 
des Elternwillens eine entsprechende 
Umft·age für die Elternschaft vorberei-

ten. Die Elternratsvorsitzenden sind 
danach im Rahmen der Elternbeteili­
gung zur Abgabe einer Willenserklä­
rung aufgefordert, um den Elternwillen 
bei der aufsichtsbehördlichen Ent­
scheidung zum Tragen zu bringen, 
sagte Haase. Einvernehmlich wurde 
mit den Elternratsvorsitzenden die 
grundsätzliche Bereitschaft für diese 
Initiative mit der Zielsetzung festge­
r.tellt, noch im Februar das Ergebnis 
der Umfage zum Abschluß zu bringen. 

--
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Goslar. Auf seiner letzten Vorstandssitzung befaßte sich der SPD-Unterbe­
zirk Goslar mit dem von der Landkreisverwaltung vorgelegten Rahmenplan für 
eine Neuordnung des Krankenhausverbundes im Landkreis Goslar und einer 
geplanten Bettenreduzierung in den Kreiskrankenhäusern Goslar, Bad 
Harzburg und Clausthai-Zellerfeld. Nach einer ausführlichen Diskussion faßte 
der SPD-Unterbezirksvorsitzende Jürgen Linde das Beratungsergebnis zusam­
men: 

Die Diskussion über eine Neuord­
nung des Krankenhausve~bundes im 
Landkreis Goslar müsse zu einem 
langfristigen Konzept der optimalen 
Versorgung der Bevölkerung führen. 
Dabei seien sowohl regionale und 
humane Gesichtspunkte als auch Ko­
stenfragen zu berücksichtigen. 

Zur aktuellen Diskussion um die 
geplanten Bettenreduzierungen 
stimmt der SPD-Unterbezirk mit der 
Position der SPD-Kreistagsfraktion 
überein und betrachtet den von der 
Kreisverwaltung vorgelegten Rahmen­
plan lediglich als eine Diskussions­
grundlage. 

Die Schließung eines Krankenhau­
ses im Oberharz lehnt die SPD ab. 
Dabei hat d ie SPD großes Verständnis 
für die Sorgen der Oberharzer Bevölke­
rung um ihre Krankenhiiuser. 

Zu Beginn der Aussprache erläute rte 
der Krankenhausexperte der SPD­
Kreis tagsfraktion, Wo1fgang J anz, den 
Vorstandsmitgliedern den vom Land­
kreis vorgelegten Rahmenplan und 
den Diskussionsstand in der SPD­
Kreistagsfraktion. 

Janz erklärte, daß sich die gesamt­
wirtschaftlichen sozialen und finan­
ziellen Rahmenbedingungen grundle­
gend gewandelt hätten. Daher sei die 
Kreisverwaltung der Auffassung, daß 
die gewachsene Krankenhausstruktur 
im Landkreis Goslar verändert werden 
müsse, um eine nachhaltige Kosten­
senkung innerhalb des Krankenhaus­
verbundes zu erreichen. Der Landkreis 

habe dem Kreistag vorgeschlagen, das 
vorhandene Be ttenangebot an den sich 
ändernden Bedarf anzupassen durch 
eine Umstrukturierung des Kranken­
hausverbundes und durch den Abbau 
von Überkapazitäten. 

Dazu vertrat Wolfgang Janz die 
Auffassung, daß durch organisatori­
sche Veränderungen eine nachhaltige 
Entlastung für den Krankenhausträ­
ger erreicht werden müsse, eine Bet­
tenreduzierung jedoch nur eine "kos­
metische" Reparatur darstelle, weil die 
geplante Bettenreduzierung zu keiner 
Pe1·sonalentlastung führen werde. De r 
Personalbes tand sei schon jetzt nach 
den Belegungszahlen ausgerichtet. · 

Ergänzend führte de r Seescne r 
Landtagska ndidat Peter Kopischke 
aus, für die SPD komme eine zusä tz­
liche Belas tung des Pflegepersonals 
nicht in Frage, weil dies eindeutig zu 
Las te n der Pa tiente n und de r 1\J"beit­
nehme r im Pflegebereich ge hen würde. 
Wichtiger als die Kos tenfrage is t für 
die SPD, so Kopischke, e in ortsnahes 
und humanes Krankenhaussystem. 

Daher sei die SPD zu dem Ergebnis 
gela ngt, konnte Kopischke mit Zus tim­
mung des Unterbezirksvors tandes ab­
schließend feststellen, daß der vorge­
legte Rahme nplan noch einer sorgfälti­
gen Beratung unter den von ihm 
genannten Gesichtspunkten mit a llen 
im Gesundheitswesen verantwortli­
chen Institutionen im Landkreis be­
dürfe. 

::' l lfiiU U IIII II tiUJUI UUUUUUI UUHIJII IUUIHIIIUUitUff UtU h i U n • • Utt ••• ••u•,.H , . . .. , • • , • • ""••···· ·· ·· · • 

~ Kreislug in Lungclslwim 

I Bettenzahl im Gespräch 
§ Langelsheim. Der Kreistag 
:: des Landkreises Goslar wird in der 
§ nm 25. Januar im Rathaus der Stadt 
§ Langcisheim stattfindenden Sit­
§ zung über die Bettenreduzierung 
~ im Rahmen der Neuordnung der 
§ stationiircn Versorgung im Kran­
:; kenhausverbund des Landkreises 
~ beschließen. 
~ Auf der Tagesordnung steht 
g e benfalls die Entscheidung über die 
: Gültigkeit der Kreiswa hl am 
~ 27. September 1981. 
; Weitere Beratungsgegenstände 
f s ind die Entlastung der Verwa l-

tungsräte der Kreissparkassen in 
Salzgitter-Bad und Clausthal-Zel­
lerfeld für das Geschäftsjahr 1980, 
die Resolution zum Wirtschafts­
förderungsprogramm für den Land­
kreis Goslar - Maßnahmenpro­
gramm -,die Heimkostensätze für 
das Feierabendhaus .,Wolfsklip­
pen", Bad Harzburg, sowie der 
Plane ntwurf "Der Bedarf an Wohn­
und Pflegeplätzen in Alte nhilfeein­
rich tungen". 

Die Sitzung des Kreis tages be­
ginnt um 16 Uhr und wird mi t ein(•!· 
Einwohne rfragestunde eingeleitet. 
., 

I 



SPD-Unterbezirk zu >>Ausdünnungsplänen« der Bundesbahn: 

»Diese Radikalkur der Bahn wird nicht mitgetragen« • Vorhaben »unmöglich« 
Aber: Es reicht nicht, wie einige CDU-Landtagsabgeordnete nur in Kampfgeschrei auszubrechen 

Seesen. (bo) Unter dem Vorsitz von Dr: Jürgen 
Linde diskutierte der Vorstand des SPD-Unter­
bezirksjetzt über aktue lle Verkehrsprobleme im 
Landkreis Goslar. Im Mittelpunkt der Beratun­
gen standen natürlich die .. abenteuerlichen Plä­
ne" der Deutschen Bundesbahn, den Schienen­
verkehr im Landkreis Goslar »auf lange Sicht 
erheblich einzuschränken«. Daneben wurde ein­
mal mehr die Problematik des Busverkehrs mit 
den besonderen Schwierigkeiten bei der Fahr­
plangestaltung und gegenseitigen Fahrschein­
anerkennung erörtert. 

Einen interessanten Bericht über den neuen 
Baus-Gepäckservice von Bahn und Post gab der 
SPD-Landtagsabgeordnete Günter Engelhardt 
aus Bad Harzburg. Mit diesem Dienst und den 
bei der Einführung aufgetretenen Schwierigkei­
ten will man sich in einer besonderen Sitzung 
befassen. 

Die Mitglieder des Unterbezirksvorstandes 
waren sich bei aller Kritik an den geplanten Maß­
nahmen der Bahn zur Ausdünnung des Zugver­
kehrs im Vorharzbereich darüber einig, daß es 
nicht genüge - wie man es zur Zeit bei einigen 
CDU-Landtagsabgeordneten beobachten könne 
- in bloßes Kampfgeschrei auszubrechen und 
nur starke Worte vom Stapel zu lassen. Wer 
einerseits ständig eine fmanziell gesunde Bahn 
fordere, könne nicht die Beibehaltung schwä-

eher besetzter Züge um jeden Preis fordern. 
Damit werde er unglaubwürdig. Er setze sich 
dann detn Vorwurf aus, nach dem Motto zu han­
deln: "Wasch mich, aber mach mir den Pelz nicht 
naß!« 

Es sei jetzt endlich an der Zeit, daß der Bahn 
die Unmöglichkeit ihres Vorhabens klarge­
macht werde und zwar mit handfesten Argu­
menten. Es könne doch woh l nicht angehen, daß 
das Zonenrandgebiet durch die Stillegungs­
oder Ausdünnungspläne völlig vom Wirtschafts­
leben der Bundesrepublik .. abgehängt« werde. 
Dazu seien Gespräche mit kompetenten Vertre­
tern des Bundesverkehrsministeriums unver­
züglich erforderlich. 

Die SPD ist der Auffassung, daß so schnell wie 

»Krieger- und Schützen« 
ziehen Bilanz 

Bornhausen. (bo) Der Krieget~ und 
Schützenverein Bornhausen hält am 
Sonnabend, 30. Januar, im »Schützen­
haus« seine GeneralVersammlung ab. Der 
Vorstand bittet alle Mitglieder um ihre 
Teilnahme. 

möglich das Gespräch mit dem Parlamentari­
schen Staatssekretär im Bundesverkehrsmini­
sterium, Ernst Mahne (SPD), in Goolar gesucht 
werden sollte. An diesem Gespräch, das zweck­
mäßigerweise unter der Federführung des Land­
kreises als zuständige Behörde stattfmden soll­
te, müssen nach Auffassung des Unterbezirks­
vorstandes alle betroffenen Gruppen beteiligt 
werden, um ihre Argumente nachhaltig vortra­
gen zu können. 

Günter Engelhardt äußerte in der SPD-Unter­
bezirksvorstandssitzung den Verdacht, daß sich 
das mittlere Management der Btmdesbahn in 
Hannover bei der Neugestaltung der Fahrpläne 
über klare Anweisungen des Bundesverkehrs­
ministerium s hinweggesetzt habe: So sei es vor 
der Fahrplanneugestaltung nicht zu dem von 
Minister Hauff geforderten Abstimmungsge­
spräch mit den betroffenen Landkreisen gekom­
men. 

. Ergänzend zu den Gesprächsbemühungen mit 
dem zustäridigen Minister hat der Unterbezirks­
vorstand eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich 
mit allen Fragen des öffentlichen Personennah­
verkehrs befassen soll. Thre Aufgabe wird es 
unter anderem sein, aus dem Prognos-Gutach­
ten konkrete Vorschläge und Anträge für die 
Kreistagsfraktion der SPD zu erarbeiten. 
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?D-Landtagsltandidat in Neuekrug: 

»CDU-Landesregierung hat auf 
Wirtschaftssektor versagt!« 

Gespräch mit Fraktionen der SG Lutter -Probleme erörtert 

, u t t er. (Ia) Vor den vollzählig anwesenden Mitgliedern der SPD-Fraktionen in der Samt­
neinde Lutter und der Gemeinden Hahausen, Lutter und Wallmoden, die sich im Landhaus 
!)ermann in Neuekrug trafen, gab der SPD-Landtagskandidat Peter Kopischkc aus Seesen 
en Bericht über die politische Situation vor der Landtagswahl am 21. März dieses Jahres. 
Jei ging er auf organisatorische Fragen im Wahlkreis Seesen ein und erläuterte die bisherigen 
·bereitungen im »Wahlkampfausschuß.,, der am 21. Januar zu seiner nächsten Sitzung in 
:sen zusammenkommen wird. 

iesonere Bedeutung kam seinen Ausführun­
I über die Wirtschaftsforderung, die Struktur­
itik und die Investitione n im Haushaltsjahr 
2 des Landes Niedersachsen zu. Dazu führte 
{opischke unter anderem aus: »Die neuen 
>eitslosenzahlen, die wir zum 1. Januar 1982 
:ommen haben, sprechen eine d eutliche 
·ache des Versagens dieser Wirtschafts- und 
ukturpolitik der niedersächsischen CDU­
ldesre gierung. Niedersachsen hat die 
tlußlaterne mit der höchsten Arbeitslosen­
! im ganzen Bundesgebiet in die Hand 
:omme n. Selbst das Saarland mits.einer trad i­
wllen Arbeitslos igkeit durch die Dauerstahl­
;e is t hinter uns geblieben ... 
Iiese Ausführungen ergänzte der Vors itzend<· 
SPD-Ortsvere in Lutter, Landta~abgeordnc­
Kurt Klay, mit dem Hinweis darauf'. daß sci­
s der SPD-Landtagsl'raktion bereits zum 
Jsha ltsplan für 1981 Anträge auf zusätzlichl' 
mtlich e Aufträge ges te llt worden seien. Diese 
ltcn aus d em Mehrauflwmmen der Erdöll'iir­
zi ns-Einnahmen des Landes finanziert wer­
t: denn Niedersachsen sei so etwas wie l'in 
rdccktcs Ölschcichtum~ geworden. das illl 

1 Ölpreiserhöhungen der OPEC-Länder 
·eh das Berggesetz teilnimmt. Im Dezember 
I wurde die Landesregierung wiederum auf­
ordert, aus den Überschüssen der Erdölför­
'Zinsabgabe des Jahres 1981 undd~n zu erwar­
d e n Mehreinnahmen des Jahres 1982 500 
Iianen Mark zusätzlich für öffentliche In­
titionen bereitzustellen, womit auch weitere 
·estition e n angereizt und damit struktUiver­
;sernd gewirkt hätten. Diese Anträge a ber 
~n wicderlim abgelehnt worden . 

ch en wurde. »Auch der Tiefbau würde von 
einem 500-Millionen-Programm unmittelbar be­
rühit und begünstigt werden können, zumal 
Aufträge für Tiefbauarbeiten fast ausschließlich 
von der öffentlichen Hand erteilt werden. Das 
Land sollte deshalb endlich mehr Mittel für den 
weiteren Ausbau der Landesstraßen einsetzen 
und dabei vor allem die seit vielen Jahren vor­
b ereiteten und beabsichtigten Ausbaumaßnah­
men von Landstraßen - so a uch der Landes­
straße 500 in der Gemeinde Lutter - endlich aus­
führe n lassen. Auch hier geht es um ein Stück 
Glaubwürdigkeit; denn seitmehr alsfünfJahrcn 
wird dieser Ausbau immer wieder hinausge­
schohc!n! u 

Den Ausführungen des SPD-Wahlkrviskancli ­
dalen im Wahlkre is Secsen schlol.l sich nodt eine 
lä ngere Aussprache an, in der untvr and1•rem 
auch auf' die Problematik der vie ll'iilligcn Priva­
Lisierungs vorhaben. die aus de m nicd!~rsiie h si ­
schen Wirtschaftsministerium kommen, <·tngt·· 
gangPn wurrlt·. 

Seesener Beobachte 
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• uch auf weiter notwendige Zusatzflnanzie­
tgen aus Landesmitteln ging es in der Aus­
ache tnit dem aktuellen Bezug aufdie Finanz­
tation de r Geme inden. Klay: »Es müssen 
hr Haushaltsmittel und die Mehreinnahmen 
; der Abwasserabgabe in den 9emeinden zur 
wasserbeseitigung - also zum Bau der Kana­
ttionen - eingesetzt werden. Hier gibt es in 
~dersachsen einen besonders großen Investi-
1sstau bei den G eme inden, die - so auch in 
· Samtgemeinde Lutter - fertige Ausbau­
ne vorliegen haben. Aber sie benötigen zur 
itzenfinanzierung die Landesm ittel, die im 
:cnwärtigen Landeshaushalt in nicht ausrei­
mder H öhe vorhanden sind." 

Referierte: "·ter Kopischke (stehend). 

:in weiterer aktueller Bezug aufdie gemeind­
le S ituation in der Samtgemeinde Lutter gab 
als das Konjunkturtief im Tiefbau angespro-

Foto: pri • 
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Ungenutzte Ausbildungschancen an der TU Clansthai 
Ausbildungsplätze für Oberharzer Jugendliche standen im Vorderg'rund eines Informationsbesu­
ches des SPD-Landtagskandidaten Peter Kopischke bei der TU Clausthal. Prof. Griese, Leiter des 
Instituts fü r Hüttenmasch inen und maschinelle Anlagentechnik (hier im Gespräch mit Peter Ko­
pisclike), machte darauf aufmerksam, daß allein in seinem Institut zwei Meister in zwei vorzüg­
lich ausgestatteten Werkstätten zur Zeit nur zwP.i Auszubildende betreuten. Die Ausbildungskapa­
zitäten sind als·o. bei weitem nicht ausgelastet. Peter Kopischke bezeichnete es als ein schwere-; 
Versäumnis der CDU-Landesregierung, daß zehn mit hohen linanzietlen Mitteln eingerichtete Ar­
beitsplätze an diesem lnstil1Jt nicht mit den entsprechenden Facharbeitern bzw. Auszubildenden 
(Feinmechaniker, Schlosser, Elektroniker) besetzt werden. ln ein~m Brief an den Niedersächsi­
schen Minister für Wissenschaft und Forschung, Cassens, verwandte sich Kopischke dafür, diese 
Ausbildungsplätze bald zu belegen. Foto und Teilt: E. Linde 
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Harzer erscheint wochenilich m1t einer Auflaqe von 75 200 Exemplaren und w~rd in folgenden Orten grat•s zuge~tellt: Goslar. . · 
Jerstedt. Langelshe•m. Bredelem. Wollshagen. Astleld, Seesen. Rhudcn, Bornhausen, Hahausen: Mechtshausen. Bildertahe, Engelade. Herrhausen. Munchehof. Kirchberg, lldehause_n. Li~b~nbu~~ · 
Othfresen. He•merode. Posthof. Upen, Osthanngen. Dbrnten. Gr Dohren. Kl. Dohren. He•ssum. Neuenk~rchen. Luderode, Kl. Mahner. Schladen. G•elde. Werlaburgdorl, He•n•ngen, Börßum. Achim, Sefnstedl 
Homburg.·ls•ngerode. Wehre.'Beuchte. Vienenburg, Wiedelah, lmmenrodo. Woddmgen. Lengde. Lochtum. Bad Horzburg, Riindhelm Schtewecke. We~terode . Betllngerode. Harhngerode. G6tllngerode. 

5. Jahrgang 05321/·28 31 21.Januar1982 

Nachdem wir ln der vergangenen Woche mit Helmut 
Sander (SPD) den Landtagswahlkampf, auch bei uns 
Im Panorama einläuteten, besuchten wir ln dieser Wo­
che Wemer Grübmeyer im Landtagsgebäude der Lan· 
deshauptstadt Hannover. 
Grübmeyer(SS, CDU) Ist seit 1978 Mitglied des Nieder· 
sächsischen Landtages. Er Ist Mitglied in den Aus· 
schOssen Landwirtschaft und Forsten, Wlssens.chaft 
und Ku11st, Zonenrandfragen und Fremdenverkehr. 
Der Bürgermeister von St. Andreasberg kandidiert am 
21. März Im Wahlkreis 15: Seesen, Lutter, Langels· 
heim, Oberharz. 

Spitalstraße 2a Nr. 3 



Mit Werner Grübmeyer sprach Panorama-Redak1lonsleiter 
Achlm Balkhoff 
Panorama: Das Gebiet um 
Seesen bedeutet fOr Sie, der 
Sie seit Jahren eine politische 
Seele des Oberharzes sind, 
nNeuland«. Glauben Sie in 
acht Wochen des Vertrauen 
der Wllhler gewinnen zu kOn­
nen? 

Grübmeyer: in der Tat sind die 
zeitlichen Belastungen im Au­
genblick sehr groB. Zu dem 
Wahlkampf kommen noch die 
Arbeit im Landtag und die 
weiteren komunalpolitischen 
Aufgaben, die ja 'Zu Ende ge­
fahrt werden mOssen. Aber 
durch Hausbesuche will ich in 
den nächsten Wochen ein per­
sönliches Verhältnis zu den 
Wählern im Wahlkreis schilf­
fen, denen mein politisches 
Wirken noch unbekannt ist. 

Panorama: KOnnten hier nicht 
Privatangebote die Offentli­
ehe · Hand ein wenig entla­
sten? 

Grübmeyer: Nein, denn ein 
besseres öffentliches Ange­
bot sagt gleichzeitig den teil­
weise sehr unserlösen und 
unsoliden Privatangeboten 
den Kampf an. Hier wird viel 
Schindluder getrieben. Da 
gibt es private Altenwohnhei­
me, die an unseren älteren 
MitbOrgern Obergewöhnlich 
viel verdienen. 

Panorama: Fah1cfl wir doch 
fort in der Reihe der Sachthe­
men.' 

Grübmeyer: Die Infrastruktur 
for den Fremdenverkehr muß 

,.Bürgermeisterfrage neu überdenken" 

Panorama: Nehmen wir ein­
mal an, Sie werden fOr weitere 
vier Jahre in den Landtag ge­
wllhlt, kllme fOr Sie eine Entla­
stung auf irgendeinem ande­
ren Gebiet in Frage? 

Grübmeyer: Ich habe ernst­
haft vor, bei einer erneuten 
Wahl in den Landtag, meine 
Rolle als BOrgermeister von 
St. Andreasberg neu zu Ober­
denken. Diese Frage jedoch 
stellt sich erst am 22. März. 

Panorama: Nun reichen si­
cherlich Hausbesuche nicht 
allein, um eine Wahl zu gewin­
nen, zumal außer einem nGu­
ten Tag, hier bin ich« kaum 
weiter Zelt zu tieferen Gesprli­
chen bleibt. Mit welchen The­
men und Fragenkatalog hof­
fen Sie, die Wllhler-zu Ober-
zeugen? · 

Grübmeyer: Es gibt gewiß ge­
nug Probleme, die wir in naher 
Zukunft verstärkt bewältigen 
mOssen. Die wirtscliaftliche 
Lage besonders in unserer 
Region, ist mehr als prekär. 
Vor allem der Mittelstand, die 
kleinen und mittleren Unter­
nehmen, benötigen schnelle 
und unkomplizierte Förde­
rungsmaßnahmen. Die 
Hochcschule in Clausthal 
braucht zusätzliche For-
schungseinrichtungen und 
ein Mehrangebot an Studen­
tenwohnungen, obwohl man 
mit Ober 30 Prozent schon 
heute an der Spitze aller bun­
desdeutschen Hochschul­
städte liegt. Durch die Überal­
terung unserer Bevölkerung 
brauchen wir ein noch besse­
res Angebot an Altenpflege­
plätzen. 

verbessert und abgerundet 
werden. Das bedeutet in fast 
jedem Ort sind kleine, not­
wendige Verbesserungen und 
Sanierungen durchzufahren. 
Das Sportangebot in Claus­
thal muß meines Erachtens 
erweitert WPrden, so z.B. ist 
der Bau·einer Sporthalle Ober­
fällig . 

Panorama: FOr einen Wahl­
kampf versprechen Sie nicht 
gerade nBonbons«. 

Grübmeyer: Das ist wohl mehr 
als verständlich. Spektakulä­
reNeueinrichtungen sind in 
der nächsten Legis latur-

• Perlode jedenfalls nicht mög­
·lich. in Altenau, Wolfshagen 
oder Wildemann wird man 
sich damit abfinden mOssen. 
Es ist einfach nicht genug 
Geld da, um die WOnsche, 
speziell in den genannten Or­
ten, zu verwirkli chen. 

Panorama: Die· wirtschaftli­
che Entwicklung hat das Land 
Niedersachsen besonders 
hart getroffen. Der Harz ge­
hOrt innerhalb unseres Lan­
des zu den nSchluBiichtern«. 
Die Bundesbahn will zu allem 
Überfluß Strecken in unserer 
Region nausdOnnen«. Der Be­
griff nNiemandsland« ist be­
reits gefallen. Schwarzmale­
rei oder bittere Realitllt? 

Grübmeyer: - Was wir brau­
chen, ist eine offensive De­
monstration, das bedeutet ei­
ne aktive Friedenspolitk. Wir 
Politiker aus dem Harz mos­
sen immer wieder darauf po­
chen, daß der Harz, an der Pe­
ripherie der EG, den Men­
schen, nicht nur in Deutsch-

land, sondern in ganz t::uropa, 
nicht als ungeliebter Hinter­
hof angesehen wird. Die Poli­
tiker haben die Möglichkeiten, 
hier an der Grenze einen bla­
henden "Vorgarten« entste­
hen zu lassen. Behandelt wer­
den wir allerdings wie "Hinter­
hofkinderu. 

Panorama: Sie prägten gera­
de den Begriff der aktiven 
Friedenspolitik. KOnnen Sie 
das noch einmal genauer er­
klären? 

Grübmeyer: Aktive Friedens­
politik bedeutet den Vergleich 
Hinterhof· Vorgarten. Das Zo· 
nenrandgebiet muß ein 
Schaufenster mit biOhendem 
Granstreifen sein, mit ge­
wachsenem und gesundem 
Mittelstand, mit einem breit­
gefächerten Angebot im 
Fremdenverkehr, mit einer 
herausgehobenen Infrastruk­
tur, die das Arbeiten und Le­
ben hier reizvoll macht. Das 
verstehe ich unter aktiver 
Friedenspolitik. in dieser Hin­
sicht werde ich nicht nur im 
Land und Im Bund vorspre­
chen, auch das Europa- · 
Parlament sollte in dieser 
Richtung geimpft werden. 

Sieber-Talsperreu am ehesten ~-
lösen. · 
Panorama: Die B 82? 

Grübmeyer: Mit dem ur­
sprOnglichen Baubeginn 1990 I 
bin ich längst nicht einver- . · 
standen. Meine Untersuchun­
gen haben mich zu anderen · 
Daten gebracht. Das Planfest­
stellungsverfahren muß noch 
in diesem Jahr in Gang ge­
setztwerden. Der Baubeginn 
läge dann etwa am Ende der 
nächsten Legislaturperiode. 

Panorama: Welche LOsung 
halten Sie im Klllrproblem 
Lutter fOr die beste? 
Grübmeyer: Die beste Lösung 
ist sicherlich der Bau der ge­
meinsamen Kläranlage in 
Salzgltter-Ringelheim. 40 Mil· 
lionen Mark sind aber Ober­
haupt nicht realisierbar. Diese 
Summe ist bis in das Jahr 
2000 blanke Utopie. Es muß 
eine kleine vernOnftige Lö­
sung angestrebt werden, das 
bedeutet, je nach Größe des 
Ortes, beiOftete oder unbeiOf­
tete Klärteiche. 
Panorama: Legislaturperio­
den dauern ln der Regel vier 
Jahre. Nun gibt es um beide 
Spitzenkandidaten Minister­
prllsident Albrecht (CDU) und 

.. Aibrecht hat versprochen zu bleiben!" 

.,Löst Ehrenberg Kar/ Ravens ab?' ' 

Panorama: Kommen wir vom 
Europa-Parlament zurOck in 
den Wahlkreis 15. Grane­
Talsperre, B 82, Klaranlage 
Lutter, das sind doch Proble­
me, die den BOrger bewegen. 

Grübmeyer: Ich bin ein Ober­
zeugter Gegner der Erhöhung 
der Grane-Talsperre. ZukOnfti· 
ge Probleme könnten langfri­
strg durch den Bau einer obe­
ren Sieber-Talsparre gelöst 
werden. 

Panorama: Wie wollen Sie 
denn ein derartiges Projekt 
gegen die NaturschOtzer 
durchsetzen? 

OpposltlonsfOhrer Kar/ Ra· 
vens (SPD) GerOchte, die ei­
nen Wechselbzw.RDckzugim 
Jahre 1984 prophezeien. 

Grübmeyer: Im Falle des Mini­
sterpräsidenten Dr. Ernst Al­
brecht bin ich absolut sicher, 
daß er bis 1986 weiterhin die 
Richtlinien der Landespolitik 
bestimmen wird. Er hat der 
gesamten Fraktion erspro­
chen, nicht innerhalb der 
nächsten Legislaturperiode 
nach Bonn zu gehen. 
Panorama: Und Raven911 so// 
er von Ehrenberg abge/Ost 
werden? 

"Oertzen, der geistige Vater der SPO" 

Grübmeyer: Sicherlich bedeu­
tet eine 90 m hohe Staumauer 
eine psychologische Hemm­
schwelle, aber es gibt doch 
Mittel und Wege, diese Mauer 
auf etwa 250 Meter Länge 
sanft nabzuschleppencc. iDie­
ser Hang könnte bepflanzt, 
als Rodelbahn genutzt oder 
anderweitig genutzt werden. 
Die Probleme der Wasserver­
sorgung sowie des Hochwas­
serschutzes im sUdhannover­
schen Bereich lassen sich je­
denfalls mit einer •Oberen 

Grübmeyer: Das ist Sache der 
SPD. Karl Ravens, den ich per­
sönlich sehr schätze, den ich 
fOr einen sehr. integren Politi­
ker halte, ist keine lntegra­
tionsfigur. Den Linksdrall, vor 
allem im Bezirksverband Han­
nover, konnte er nicht brem­
sen. Der eigentliche geistige 
Vater der Partei ist for mich 
Peter von Oertzen. Bleibt die 
Frage, wenn Ravens nicht in 
der Lage Ist, die Partei zu re­
gieren, wie soll er dann ein 
Land regieren? 
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itgliederversammlnng der CDU-Mitte; Landtagsk~didat referierte: 

Zonenrandförderung - Beitrag zur Friedenssicherung! 
Bilanz zweijähriger Arbeit gezogen • Berichte aus Rat und Kreistag 

; e es e n. (poe) Mit der jüngsten Mitgliederversamml~g des Orts­
·bandes Seesen-Mitte läuteten die Christdemokraten m der Harz­
dt am Dienstag »Offiziell~ den Landtagswahlkampf ~in. Was Wun­
·, wenn der Landtagskandidat fiir den neu zugeschmttenen 'Yahl­
:is 15 - Seesen-, Wem er Grübmeyer, denn auch der wohl prommen­
.te Gast aufdieser Veranstaltung war. Erklärtes Ziel der Union sei-
Ortsverbandsvorsitzender Hans-Werner Obisen und Kandidat 

Wemer Grübmeyer übereinstimmend- der »direkte Gewinn.des Wa~ 
kreises«; aufgerufen wurde dazu, alles zu unternehmen, d1eses Z• 
auch zu erreichen. Doch bevor Grübmeyer über landespolitiscl 
Themen referierte, zog Hans-Werner Obisen zunächst eine Bilanz zw• 
jähriger Aktivitäten; berichtete der Fraktionsvorsitzende, Joachi 
Heermann, über die Arbeit im Rat; ließ Peter von Petersdorff-Camp 
die Initiativen im Kreistag Revue passieren. 

lans-Werner Ohlscn wußte in seinem Bericht 
e r anderem von zwölf Frühschoppen und 
I.( Iiede rve rsammlungen zu be~ichten; er erin-

ückwünsche für Hans-Werner Obisen (rechts). 

nerte noch e inmal an• das Bürgergespräch in CDU-Vorstandsmit'glied Hans Seiters.' Auch 
HeiThausen, an die Grillfeten und an die öffent- Zukunft - so OhJsen weiter - werde die poii· 
liehe Veranstaltung mit dem niedersächsischen sehe Hauptarbeit vom CDU-Ortsverband geh 

stet; der Ortsveröand Mitte wolle sich allerdin1 
auch in der kommenden Zeit den speziell1 
»Mitte«-Themen widmen; so der Verkehrspr 
blematik, der lnilenstadtgestaltung, und d 
Frage nach der Einrichtung eines Kernstac 
Ortsrates. 

»SPD legte keine 
Sparvorschläge vor« 

Noch einmal aufden Haushalt für das laufenc 
Jahr 1982 ging dann der Vorsitzende der CDl 
Ratsfraktion, Joachim Heermann, ein. Zu dc 
Rommel-Vorschlägen meinte Heermann, d; 
dieser »ZU recht auf die prekäre Situation" hi 
gewiesen habe. Scharf kritisierte e r die Haitut 
d e r Seesener SPD, die »öffentlich vom Spare 
um jeden Preis« rede, die bei den Haushall 
beratungen aber' jeden Einsparungsvorschl; 
der Christdemokraten abgelehnt hätte. Ku 
sprach er noch einmal die vorgenommenen Ki 
zungen an, bemerkte, daß »die SPD kein• 
einzigen Vorschlag für Einsparungen offeri< 
habe.« 

Breiten Raum widmete er auch dem Ther 
"Wil11elmshöhe Nord«. Er begrüßte in diese 
Zusammenhang die Anregungen und Forderu 

Foto: Poerschke Fortsetzung auf Seitt 

Vorstandsneuwahlen im CDU-Ortsvorstand Seesen-Mitte: 

Ohlsen-Gegenk.andidat Kaminski trat nicht an e Vorsitzender bestätigt 
Kaminski rügte Offentlichkeitsarbeit der Union- Vorstand um zwei Posten aufgeweitet 

Seesen. (poe) Der Gegenkandidat kandi­
dierte nicht: Dieter Kaminski, einst Stadt· 
Verbandsvorsitzender und Mandatsträger im 
Seesener Ratsplen um, bezeichnete schlicht­
weg als .. Ente«, was in der örtlichen Presse 
am Wochenbeginn zu lesen war. Er, Ka­
minski, habe gar nicht für den Vorstand kan­
didieren wollen; mit Befremden mithin den 
Bericht zur Kenntnis genommen ... Istdas der 
rwue S til in der Union? « fragte Kaminski den 
0Jtsvcrbandsvorsi tzenden Hans-Werner 
Ohl::;en, und erklärte, daß er »allenfalls vor ge· 
raumer Zeit einmal gegenüber dem Vorsit­
zenden de r Jungen Union Seesen, Markus 
Ritter, in <.'inem vertraulichen Gespräch seine 
Bereitschaft signalisiert habe. für einen Vor­
standsposten im Ortsverband zu kandidie­
ren. Offiziell habe er aber keinem Vorstands­
mitglied des Ortsverbandes gegenüber er­
klärt. gegen Hans-Werncr Ohlsen antreten zu 
wollen. 

Hans-Werne r Ohlsen selbst tat die .. stiJ .. . 
f'rag<.• Kaminski 's als »bösartige Bemer-

kung .. ab; er stellte fest, daß Markus Ritter, 
ihm, Ohlsen, offt.zi.ell erklärt habe, daß Dieter 
Kaminski kandidieren wolle. 

Ritter wiederum erinnerte sich durchaus an 
"Gespräche über eine Kaminski-Kandi­
datur» , die indes schon vor Jahresfrist ge­
laufen seien, und die nach der Wahl konkre­
tisiert worden sein sollen. Er, Ritter, habe 
Ohlsen vertraulich informiert; zum letzten 
Male sei dieses Thema im Rahmen der Frak· 

_ tionssitzung behandelt worden. Ritter: »Die 
Berichterstattung im Vorfeld der Mitglieder­
versammli..mg war »kein guter Dienst« an der 
Partei. 

Ohlsen war mithin der einzige Kandidat, 
der zur Wahl anstand; zumal bereits kurz 
nach der · Übernahme des Abstimmungs­
verfahrens durch den Ehrenvorsitzenden der 
Union, Hans-Kar! von S teinaecker, der Ruf 
nach Wiederwahl hörbar wurde. Von der 
Jungen Union kam, auch schon vor der Er­
klärung Kaminski's, kein Vorsc.:hlag; er blieb 

auch aus, als noch einmal »nachgehakt• 
wurde. 

50 gültige 'Stimmen wurden beim Wahl­
gang zum Ortsverbandsvorsitzendenabgege· 
ben; 38 Mitglieder d er CDU stimmten für 
Hans-Werner Ohlsen, drei enthieltensich de1 
Stimme und neun votierten mit .. Nein« 

Ohlsen, im Amt bestätigter Vorsitzender 
dankte für das Vertrauen, verhehlte abe1 
nicht, daß er sich eine »breitere Zustim­
mung« gewünscht hätte . . Ohlsen: »Offen. 
sichtlich ist· das Abstimmungsergebnis eine 
Folge des »Schlechten Lichtes~. in das ich ge. 
rückt wurde«. 

Der um einen Stellvertreter und einen Bei· 
sitzeraufgeweitete Vorstand des CDU-Orts· 
verbandes Seesen-Mitte setzt sich ·nun so zu. 
sammen: Hans-Werner Ohlsen (Vorsitzen 
der), P eter von Petersdorff-Campen und Car. 
s ten Heldt (Stellvertretende Vorsitzende) 
Felix Görtier (Schriftführer), Angela Nuß. 
baum, Hans Kirchhof und Gustav Uhde 
Herrhausen (Beisitzer). 



Mitgliederversammlung der CDU-Mitte; Landtags~~didat referierte: 24.. 40 I~ 

Zonenrandförderung - Beitrag zur Friedenssichenmg! 
Bilanz zweijähriger Arbeit gezogen • Berichte aus R;;tt und Kreistag 

S e e s e n . (poe) Mit der jüngsten Mitgliederversammlung des Orts­
verbandes Seesen-Mitte läuteten die Christdemokraten in der Harz­
stadt am Dienstag ,.offiziell« den Landtagswahlkampf ein. Was Wun­
der, wenn der Landtagskandidat fiir den neu zugeschnittenen Wahl­
kreis 15- Seesen -, Werner Grübmeyer, denn auch der wohl prominen­
teste Gast aufdieser Veranstaltung war. Erklärtes Ziel der Union sei-­
so Ortsverbandsvorsitzender Hans-Wemer Ohlsen und Kandidat 

Wemer Grübmeyer übereinstimmend- der »direkte Gewinn des Wahl­
kreises«; aufgerufen wurde dazu, alles zu unternehmen, dieses Ziel 
auch zu erreichen. Doch bevor Grübmeyer über landespolitische 
Themen referierte, zog Hans-WernerOhlsen zunächst eine Bilanz zwei­
jähriger Aktivitäten; berichtete der Fraktionsvorsitzende, Joachim 
Heermann, über die Arbeit im Rat; ließ Peter von Petersdorff-Campen 
die Initiativen im Kreistag Revue passieren. 

Hans-Werner Ohlsen wußte in seinem Bericht nerte noch einmal an das Bürgergespräch in CDU-Vorstandsmitglied Hans Seiters. Auch in 
unter anderem von zwölf Frühschoppen und Herrhausen, an die Grillfeten und an die öffent- Zukunft - so Ohlsen weiter- werde die politi­
Mitgliederversammlungen zu berichten; e r erin- liehe Veranstaltung mit dem niedersächsischen sehe Hauptarbeit vom CDU-Ort'sverband gelei­

Glückwünsche für Hans-Werner Obisen (rechts). 

stet; der Ortsvertiand Mitte wolle sich allerdings 
auch in der kommenden Zeit den speziellen 
»Mitte«-Themen widmen; so der Verkehrspro­
blematik, der Innenstadtgestaltung, und der 
Frage nach der Einrichtung eines Kernstadt­
Ortsrates. 

»SPD legte keine 
Sparvorschläge vor« 

Noch einmal auf den Haushalt für das laufende 
Jahr 1982 ging dann der Vorsitzende der CDU­
Ratsfraktion, Joachim Heermann, ein. Zu de n 
Rommel-Vorschlägen meinte Heermann, daß 
dieser »ZU recht auf die prekäre Situation« hin­
gewiesen habe. Scharf kritisierte e r die Haltung 
der Seesener SPD, die "öffentlich vom Sparen 
um jeden Preis« rede, die bei den Haushalts­
beratungen aber jeden Einsparungsvorschlag 
der Christdemokraten abgelehnt hätte. Kurz 
sprach er n och einmal die vorgenommenen Kür­
zungen an, bemerkte, daß .. die SPD keinen 
einzigen Vorschlag für Einsparungen offeriert 
habe. << 

Breiten Raum widmete er auch dem Thema 
»Will1elrnshöhe Nord«. Er begrüßte in diesem 
Zusammenhang die Anregungen und Forderun-

Foto: Poerschke Fortsetzung auf Seite 8 
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Werner Grübmeyer (CDU): Zonenrandförderung 
ein Beitrag zur Friedenssicherung 

Fortsetzung von Seite 3 

gender sich d01t konstituierten Initiative; nann­
te die in die Diskussion eingebrnchten Vor­
schläge »Sachlich und vernünftig<<. Man müsse 
sich , bis auf die Forde rung hinsichtlich einerter­
minliehen Verschiebung der Enderschließung, 
••auch gegen den Widerstand von Bauverwal­
tung und Bauausschuß,, mit diesen Anregungen 
e rnsthaft auseinandersetzen. 

Für öffentliche 
Rekrutenvereidigung 

Von Heermann in der Diskussion angeschnit­
ten, und zustimmend zur Kenntnis genommen, 
wure die geplante öffentliche Rekrutenvereidi­
gung in der Harzstadt Seesen. Heermann: »Der 
Veiwaltungsausschuß wird sich mit diesem 
Thema auch in seiner näChsten Sitzung beschäf­
tigen.<< 

Peter von Petersdorff-Campen sprach an­
schließend die Klausurtagung de r CDU-Kreis­
tagsfraktion an; ging auf die Haushaltsberatun­
gen ein, und auf den Beschluß, die Kreisumlage 
um einen Punkt zu senken, dafür aber die 
Kinde rgärten in den kommunalen Kompetenz­
be reich zu entlassen. Das Bestreben der CDU­
Kreistagsfraktion sei es, eine Neuverschuldung 
so gering wie möglich zu halten. Petersdorff­
Campen versprach sich davon mögliche Rück­
koppelungen auf das gegenwärtig hohe Zins­
niveau, und erhoffte s ich »neue Impulse<< aufdas 
Investitionsverhalten der Unternehmen. 

Freisportanlage noch 
nicht in S icht 

Was die ebenfalls geplanten Freisportanlagen 
im Seesener Schulzentrum angehe, so sah der 
Unionspolitiker für die nächsten zwei bis drei 
Jahre kaum Chancen, das Projekt zu realisieren. 
Peter von Petersdorff-Campen: »Die Seesener 
h aben es schwer, wenn es um de n Sport geht, 
denn: Allgemein wird die Ansicht vertreten , daß 
die Harzstadt überproportional mit Sporthallen 
bestückt ist.« Man werde sich aber bemühen, 
den Sportplatzbau vorzuziehen. Und Werner 
Grübmeyer, CDU-MdL und Vorsitzender der 
CDU-Kreis tagsfraktion, ergänzte: »Seesen steht 
mit dieser Planung nach Braunlage und Claus-

thal-Zellerfeld auf der Prioritäten-Liste an drit­
ter Position. « 

Daß die Harzstadt Seesen fü r den Landtags-· 
kandidaten Grübmeyer eine »SchlüsselroJJe,, 
spiele, machte er selbst zu Beginn sein es Refe­
rates deutlich. In Seesen - so der Landtagskan­
didat- würde die Entscheidung für ihn fallen. 
Er ging auf die Vorteile seiner nicht wohnsitz­
gebundenen Kandidatur ein, meinte, daß auch 
ohne das Landtagswahlergebnis aus Seesen d ie 
Union in Niedersachsen 79 von 155 Direktman­
daten erringen werde, sprach sich gleichzeitig 
aber dafür aus, daß d er Wahlkreis 15- Seesen­
auch zu »den S iegern« gehören müßte. Grüb­
meyer: »Wenn erstmals seit Jahrzehnten ein 
Abgeordneter der CDU aus diesem Bereich in 
den Landtag einziehen soll, dann müssen wir 
alles unternehmen, um dieses Ziel zu erreichen.<< 

Kritisch setzte er sich mit den P länen der Bu n­
desbahn auseinander, im Zonenrandgebiet eine 
)>Ausdünnungspolitik<< zu betreiben; kritisch 
wertete er aber die Zonenrandförderung in der 
jetzigen Form. Er selbst sehe n ämlich gernde in 
der Zonenrandförde rung einen »aktiven Ansatz 
zur Friedenspolitik<<. Wenn der Zonenrand »kein 
Hinterhof der EG«, sondern ein »Schaufenster << 
wäre, dann sei das der Beweis dafi.ir, daß die 
Bundesbürgerden Frieden wollten. Grübmeyer: 
"Wer sich einen blühenden Vorgarten anlegt, der 
will sicherlich nicht, daß Panzer durch ihn hin­
durch rolle n.« 

Mit Blick auf die anst~henden Landtagswah­
len setzte er sich mit der Rolle der FDP, aber 
auch mit <;!er der »Grünen« auseinander; kurz 
s treifte er zudem die Situation in der SPD. Er 
"bezeichnete den OppositionsführerKarl Ravens 
als einen Politiker, der weder Integrationsfigur 
noch ein e dynamische Persönlichkeit sei, und 
der den Linksdruck seiner Partei in Niedersach­
sen nicht verhindern könne. Grübmeyer: "Wir 
können uns aber eine schwache Opposition 
nicht leisten.'' 

Die CD U auf jeden Fall sei auch weiterhin 
bemüht, mit »Augenmaß und Konzentration 
darauf hinzuwirken, daß sich Niedersachsen 
wieder sehen lassen « könne. Bei allen Maßnah­
men, so der Landespolitiker, würde dabei der 
Mensch im Mittelpunkt stehen. 

Die Limdespolitk, von der SPD in der Verant­
wortung getragen, nannte er rückblickend .. ver­
fehlt <<; die Konzentration wirtschaftlicher Akti­
vitäten auf die Ballungsgebiete und die sonsti­
gen . Zentralisierungsbestrebungen hätten 
schwerwiegende Folgen gezeitigt. Er wandte 
sich auch gegen das von der SPD geforderte 
Beschäftigungsprogramm mit einem Volumen 
von 500 ·Millionen Mark; erklärte im weiteren 
Verlaufseiner Ausführungen, daß man »die Ziel­
setzung habe, die Aufgaben von morgen zu 
finanzieren , und nicht die Wünsche von ge­
stern.« 

Zur S ituation der Seesener beruflichen Schu­
len führte Grübmeyer letztlich aus, daß man der 
Gefahr begegnen müsse, daß diese in dim .. sog 
Goslars<< geraten. Er plädierte in diesem Zusam­
men})ang für eine »organisatorische Einheit<<, 
die aus den beruflichen Schulen Seesens und 
Clausthal-Zellerfelds« bestehen müßte. I 



Uwe Schwenke de Wall vor dem Kreisvorstand: 

Einsparungsfuitiativen bei der Sozialhilfe von 
Bedeutung für die Haushalte 

Arbeitslosenhilfe bleibt in allen wesentlichen Bereichen beim Bund 

Goslar/Seesen. (bo) Das Ergebnis der Ver­
handlungen im parlamentarischen Vermitt­
lungsausschuß sei im Interesse der Städte, 
Gemeinden und Kreise zu begrüßen. Zwar habe . 
man nicht alles erreichen können, was zur Ent­
lastung der kommunalen Haushalte notwendig 
wäre, aber immerhin seien die Erfolge für die 
Kommunalfinanzen sehr bedeutsam. Das erklär­
te der CDU-Landtagsabgeordnete Uwe Schwen­
ke de Wall jetzt auf einer Kreisvorstandssitzl!ng. 
Die Arbeitslosenhilfe bleibe in allen wesent­
lichen Bereichen beim Bund. Damit werde ein 
Teil des finanzpolitischen Verschiebebahnhofs 
der Bundesregierung zu Lasten der Städte, 
Gemeinden und Kreise nach dem Motto: Abmel­
den . bei Stingel, Anmelden beim örtlichen 
Sozialamt, verhindert. 

Die Einsparungsinitiativen bei der Sozialhilfe 
seien von entscheidender Bedeutung für die 
Gemeindehaushalte, da die Ausgaben in diesem 
Bereich bei den kommunalen Körperschaften in 
den letzten Jahren ••sehr stark« angestiegen 
seien und die dringend notwendige Investitions­
kraftder Städte, Gemeinden und Kreise aufzehr­
ten. Entscheidende Bedeutung habe ferner, daß 
die Initiativen der Bundesregierung zur Fest­
legung der Krankenhauspflegesätze entspre­
chend d er Grundlohnsumme nicht verwirklicht 
würden. Die Vorschläge der Bundesregierung in 
diesem Bereich hätten die kommunalen Kran­
kenhausträger mit rund einer Milliarde Mark be­
lastet. 

Mit ihrer eindeutigen Haltung im Bundestag, 
im Bundesrat und im Vermittlungsausschuß 
habe die Union die Kostenüberwälzungsaktion 
der Bundesregierung und der SPD/FDP-Koali­
tion auf Länder und Gemeinden in wesentlichen 
Bereichen gestoppt. Die fmanzpolitischen Be­
schlüsse der Bundesregierung vom 2. und 3. 
"September 1981, die durch die Mehrheit der 

SPD/FDP-Koalition am 1-2. November 1981 im 
Bundestag gebilligt wurden, hättendie Kommu­
nen mit mehr als zwei Milliarden Mark pro Jahr 
belastet. 

Im Vermittlungsausschuß hätten die Mitglie­
der, so Schwenke de Wall, der CDU/CSU diese 
zusätzlichen"Belastungen weitgehend abwehren 
können. Dieses sei ein großer Erfolg der Union 
für die Städte, Gemeinden und Kreise. Schwen­
ke de Wall nannte folgende Ergebnisse im einzel­
nen: 
• Die Abschafftung der sogenannten originä­
ren Arbeitslosenhilfe hätte den Bund um rund 
460 Millionen Mark entlastet, die Kommunen 
aber mit etwa 400 Millionen Mark in der Sozial­
hilfe belastet. Die originäre Arbeitslosenhilfe 
soll jetzt im geringen Umfang beibehalten wer­
den. Dadurch verringert sich die Belastung "der 
Kommunen um etwa 200 Millionen Mark. 
• Die Leistung de'r Sozialhilfe soll nach dem 
Vorschlag des Vermittlungsausschusses um an­
nähernd 500 Millionen Mark gekürzt werden. 
Hierunter sind von besonderer Bedeutung die 
Verschärfung der Bestimmungen über die Zu­
mutbarkeit einer Arbeitsaufnahme mit etwa 50 
Millionen Mark, die Begrenzung des Anstiegs 
der Regelsätze mit etwa 120 Millionen Mark, die 
Herabsetzung der Mehrbedarfszuschüsse von 30 
auf 20 Prozent mit 30 Millionen Mark, einsparen 
und die Kürzung des Zusatztaschengeldes für 
Heimbewohner mit einer Gesamteinsparung 
von rund 160 Millionen Mark. 
• Die Bundesregierung plante eine Koppelung 
der Krankenhauspflegesätze an den Anstieg der 
Grundlohnsurnme. Dies hätte die Defizite im 
Krankenhausbereich um jährlich über eine Mil­
lion Mark erhöht. Die Abdeckung hätte durch 
die Kommuhen als Krankenhausträger erfolgen 
müssen. Dieser Plan konnte im Vermittlungs­
ausschuß zu Fall gebracht werden. 
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Werner Grübmeyer (CDU): Zonenrandforderung 
ein Beitrag zur Friedenssicherung 

Fortsetzung von Seite 3 

gender sich dort konstituierten Initiative; nann­
te die in die Diskussion eingebtachten Vor­
schläge »Sachlich und vernünftig ... Man müsse 
sich, bis auf die Forderung hinsichtlich einerter­
minliehen Verschiebung der Ender.>chließung, 
.. auch gegen den Widerstand von Bauverwal­
tung und Bauausschuß« mitdiesen Anregungen 
ernsthaft a useinandersetzen. 

Für öffentliche 
Rekrutenvereidigung 

Von Heermann in der Diskussion angeschnit­
ten, und zustimmend zur Kenntnis genommen, 
wure die geplante öffentliche Rekrut.mvereidi­
gung in der Harzstadt Seesen. Heermann: .. Der 
Verwaltungsausschuß .wird sich mit diesem 
Thema auch in seiner nächsten Sitzung beschäf-
tigen.« 

Peter von Petersdorff-Campen sprach an-
schließend die Klausurtagung der CDU-Kreis­
tagsfraktion an; ging auf die Haushaltsberatun­
gen ein, und auf den Beschluß, die Kreisumlage 
um einen Punkt zu senken, dafür aber die 
Kindergärten in den kommunalen Kompetenz­
bereich zu entlassen. Das Bestreben der CDU­
Kreistagsfraktion sei es, eine Neuverschuldung 
so gering wie möglich zu halten. Petersdorff­
Campen versprach sich davon mögliche Rück­
koppelungen auf das gegenwärtig hohe Zins­
niveau, und erhoffte sich »neue Impulse" aufdas 
Investitionsverhalten der Unternehmen. 

Freisportanlage noch 
nicht in Sicht 

Was die ebenfalls geplanten Freisportanlagen 
im Seesener Schulzentrum angehe, so sah der 
Unionspolitiker für die nächsten zwei bis drei 
J ahre kaum Chancen, das Projekt zu·realisieren. 
Peter von P etersdorff-Campen: »Die Seesener 
haben es schwer, wenn es um den Sport geht, 
denn: Allgemein wird die Ansicht vertreten, daß 
die Harzstadt übetproportional mit Sporthallen 
bestückt ist ... Man werde sich aber bemühen, 
den Sportplatzbau vorzuziehen. Und Werner 
Grübmeyer, CDU-MdL und Vorsitzender der 
CDU-Kreistagsfraktion, ergänzte: .. Seesen s teht 
mit dieser Planung nach Braunlage und Claus-

thal-Zellerfeld auf der Prioritäten-Liste an drit­
ter Position.« 

Daß die Harzstadt Seesen für den Landtags­
kandidaten Grübmeyer ,-eine .. schlüsselrolle" 
spiele, machte er selbstizu Beginn seines Refe­
rates deutlich. In Seesen '- so der Landtagskan­
didat - würde die Entscheiduhg fUr ihn fallen. 
Er ging auf die Vorteile seiner nicht wohnsitz­
gebundenen Kandidatur ein, meinte, daß auch 
ohne das Landtagswahlergebnis aus Seesen die 
Union in Niedersachsen 79 von 155 Direktman­
daten erringen werde, sprach sich gleichzeitig 
aber dafür aus, daß der Wahlkreis 15- Seesen -
auch zu ··den Siegern• gehören müßte. Grüb­
meyer: .. wenn erstmals seit Jahrzehnten ein 
Abgeordneter der CDU aus diesem Bereich in 
den Landtag einziehen soll, dann müssen wir 
alles unternehmen, um dieses Ziel zu erreichen.• 

Kritisch setzte er sich mit den Plänen der Bun­
desbahn auseinander, im Zonenrandgebiet eine 
»Ausdünnungspolitik« zu betreiben; kritisch 
wertete er aber die Zonenrandförderung in der 
jetzigen Form. Er selbst sehe nämlich gerade in 
der Zonenrandfördemng einen .. aktiven Ansatz 
zurFriedenspolitik«. WennderZon31rand .. kein 
Hinterhof der EG «, sondern ein .. Schaufenster .. 
wäre, dann sei das der Beweis dafür, daß die 
Bundesbürgerden Frieden wollten. Grübmeyer: 
.. Wer sich einen blühenden Vorgurten anlegt, der 
will s icherlich nicht, daß Panzer durch ihn hin­
durch rollen." 

Mit Blick auf die anstehenden Landt<.~gswah­
len setzte e r sich mit der Rolle der FDP, aber 
auch mit der der · Grünen« auseinander; kurz 
streifte er zudem die Situation in der SPD. Er 
bezeichnete den Oppositionsführe r Kar! R<.~vens 
als einen Politiker, der weder Integrationsfigur 
noch eine dynamische Persönlichkeit sei, und \ 
der den Linksdruck seiner Partei in Niedersach­
sen nicht verhindern könne. Grübmeyer: .. wir ! 
können uns aber eine schwache Opposition 
nicht leisten." 

Die CDU auf jeden Fall sei auch weiterhin 
bemüht, mit .. Augenmaß und Konzentration 
darauf hinzuwirken, daß sich Niedersachsen 
wieder sehen lassen« könne. Bei allen Maßnah­
men, so der Landespolitiker, würde dabei der 
Mensch im Mittelpunkt stehen. 

Die Landespolitk, von der SPD in der Verant­
wortung getragen, nannte er rückblickend .. ver­
fehlt«; die Konzentration wirtschaftlicher Akti­
vitäten auf die Ballungsgebiete und die sonsti­
gen . ZentralisierungsbeStrebungen hätten 
schwerwiegende Folgen gezeitigt. Er wandte 
sich auch gegen das von der SPD geforderte 
Beschäftigungsprogramm mit einem Volumen 
von 500 Millionen Mark; erklärte im weiteren 
Verlauf seiner Ausführungen, daß man ~die Ziel· 
setzung habe, die Aufgaben von morgen zu 
finanzieren, und nicht die Wünsche von ge­
stern ... 

Zur Situation der Seesener beruflichen Schu­
len führte Grübmeyer letztlich aus, daß man der 
Gefahr begegnen müsse, daß diese in den ··Sog 
Goslars« geraten. Er plädierte in diesem Zusam­
menhang für e ine .. organisatorische Einheit .. , 
die aus den beruflichen Schulen Seesens und 
Clausthal-Zellerfelds" bestehen mußte. I 
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Klausurtagung der Soziuldem okrulciJ Lullt·r~ inllulwwum: 

,,Land ist verdecktes Ölscheichtum'' 
SPD-Lamltagskamlidat Peter Kopischke referierte - Aktut·lle Bezüge auf Kommunalpolitik 

Lutter. Vor den vollzählig a nwesenden Mitgliedern der SPD-Fraktionen in 
der Samtgemeinde Lutter und den Geme inden Haha usen, Lutter und 
Wallmoden, die sich im "Landhaus Oppermann" in Neuekrug trafen, gab 
SPD-Landtagskandidat Peter Kopischke aus Seesen e inen Bericht über die 
politische Situation vor der Landtagswahl am 21. März dieses Jahres. Dabei ging 
er auf organisatorische Fragen im Wahlkreis Seesen ein und erläuterte die 
bisherige n Vorbereitungen im "WahlkumpfausschuU", der am heutigen 
Donnerstag zu seiner nächsten Sitzung in Seesen zusammenkommen wird. 

Besondere Bedeutung kam seinen .,traditionellen Arbeitslosigkeit durch 
Ausführungen über die Wirtschartsför- die Dauerstahlkrise" ist, so Kopischke, 
derung, die Strukturpolitik und die hinter Niedersachsen geblieben. ,.Wir 
Investitionen im Haushaltsplan 1982 haben den höchsten Abstand zum 
des Landes Niedersachsen zu. Dazu Bundesgebiet, den es je gegeben hat: 
sagte Peter Kopischke unter anderem: Zwei Prozentpunkte klaffen zwischen 
,.Die neuen Arbeitslosenzahlen, die wir der Quote von 7,3 im Bundesdurch­
zum 1. Januar 1982 bekommen haben, schnitt und 9,3 Prozent in Niedersuch­
sprechen eine deutliche Sprache des sen. Das heißt 27,3 Prozent mehr 
Versagens der Wirtschafts- und S truk- Arbeitslosigkeit in Niedersachsen a ls 
turpolitik der niedersächsischen CDU- im Bundesdurchschnitt", errechnete 
L~ndesregierung. Ni~dersachs.~n hat Kopischke. __ 
dte Schlußlaterne mtt der hochsten Diese Ausführungen erganzte der 
Arbeitslosenzahl im ganze n Bundesge- Vorsitzende im SPD-Or tsverein Lutter, 
biet in die Hand bekommen." Landtagsabgeordneter Kurt Klay, mi t 

Selbst das Saarland mit seiner dem Hinweis darauf. daß seite ns der 

Zu aktuellen landespolitischen Themen nahm SPD-Landtagskandldat Peter 
Koplschke (links Im Bild mit Mdl Kurt Klay) vor Lutters SPD Stellung. 

SPD-Landtagsfraktion bereits zum 
Haushaltspla n für 1981 Anträge auf 
zusätzliche öffentliche Aufträge ge­
stellt worden seien. Diese sollten aus 
dem Mehraufkommen der Erdölförder­
zins-Einnahmen des Landes finanziert 
werden; denn Niedersachsen sei sc 
etwas wie ein .. verdecktes Ölscheich­
turn" geworden, das von den Ölpreiser­
höhungen der OPEC-Länder durch das 
Berggesetz profitiere. 

Im Dezember 1981 sei die Landesre­
gierung wiederum aufgefordert wor­
den, aus den Überschüssen der Erdöl­
förderzinsabgabe des Jahres 1981 und 
den zu erwartenden Mehreinnahmen 
des Jahres 1982 500 Millionen Mark 
zusätzlich für öffentliche Investitionen 
bereitzustellen, womit auch weitere 
Investitionen an,gereizt und damit 
struk turverbesseilnd gewirkt hätten -
diese Anträge aber seien wiederum 
abgelehnt worden. 

Auch um weiter notwendige Zusatz­
.finanzierunge n aus Landesmitteln 
ging es in der Aussprache mit dem 
aktuellen Bezug a uf die Finanzsitua­
tion der Gemeinden: Es müßten mehr 
Haushaltsmittel und die Mehreinnah­
men aus der Abwasserabgabe in den 
Gemeinden zur Abwasserbeseitigung 
- also zum Bau de r Kanalisationen -
eingesetzt werden. Hier gebe es in 
Niedersachsen einen besonders großen 
Investitionsst au bei den Gemeinden, 
die - so auch in der Samtgemeinde 
Lutter - fertige Ausbaupläne vorlie­
gen hätten. Aber sie benötigten zur 
Spitzenfinanzierung die Landesmittel, 
die im gegenwärtigen Landeshaushalt 
in nicht ausreichender Höhe vorhan­
den seien, betonten Kopischke und 
Klay. 

Einen weiteren aktuellen Bezug auf 
die gemeindliche Situation in der 
Samtgemeinde Lutter gab es, als das 
Konjunkturtief im Tiefbau angespro­
chen wurde. Auch der Tiefbau würde 
von einem 500-Millionen-Programm 
unmittelbar berührt und begünstigt 
werden können, zumal Aufträge für 
Tiefbauarbeiten fast ausschließlich von 
der öffentlichen Hand erteilt würden. •· 

~~ .. 



.llit 38 Ja-Stimmen: 

Ohlsen bleibt weiter Vorsitzender 
\litgliederver·sammlung des CDU-Ortsverbandes Seesen-Mitte - Heftige Diskussion 

Seesen. Hans-Werner Obisen bleibt Vorsitzender des CDU-Ortsverbandes 
Seesen- Mitte. Das entschied die Mitgliederversammlung mit 38 Ja-, neun 
Gegenstimmen und drei Enthaltungen am Dienstagabend im Hotel "Zur 
Krone". Ohlsens Stellvertreter wurden Peter von Petersdorff und Carsten Heldt. 
Das Amt des Schriftführers bekleidet Felix Görtier und als Beisitzer wurden 
Hans Kirchhof, Angela Nußhaumund Gustav Uhde (Herrhausen) gewählt. 

In seiner Antrittsrede nach der Wahl 
zum Vorsitzenden erklärte Ohlsen, er 
hätte sich ein größeres Vertrauensvo­
tum gewünscht. Sicherlich sei dies die 
Folge des ,.schlechten Lichtes", in das 
er an diesem Abend gerückt worden 
sei. Ohlsen nahm hiermit Bezug auf 
ei ne vorausgegangene Diskussion zur 
Kanidatur von Dieter Kaminski. Die­
ser hatte vor dem Wahlvorgang erklärt. 
daß er n icht für den Vorstandsposten 
kandidieren werde. obwohl dies vom 
Vorsta nd vorher der Presse mitgeteilt 
worden sei. Kaminski stellte die Frage, 
ob dies der neue Stiel der CDU sei, 
Kandidaturen preiszugeben, ohne daß 
m~t den Betreffenden vorher Rück­
sprache genommen worden sei. Ka­
minski bot aber seine Mitarbeit dem 
neuen Vorstand an. 

Ohlsen verwehrte sich darauf gegen 
jie :\ußerungen von Kaminski und 
~rklärte, daß ihm hochoffiziell vom 
Vorsitzenden der Jungen Union, Mar­
kus Ritter, die Kandidatur von Kamin­
;ki zugetragen worden sei. Ritte r 
jagegen betonte, er habe Ohlsen 
vertraulich darüber informiert, daß 
Ka minski bei der Jungen Union als 
Kand idat im Gespräch sei. Ritter zeigte 
:m:h unglücklich über die Diskussion 

von Kamins!ks angeblicher Kandida­
tur in der Öffentlichkeit, da es den 
Eindruck verstärke, daß es einen 
Ohlsen- und einen Kaminski-Flügel in 
der Seesener CDU gebe. 

Zu Beginn der Mitgliederversamm­
lung hatte Ohlsen einen Rückblick auf 
das vergangene Jahr gegeben. In 
diesem Zusammenhang erklärte er, 
daß sich die routinemäßig von der CDU 
organisierten Frühschoppen wegen 
des geringen Besuches nicht bewährt 
hätten. In Zukunft sollten sie nur noch 
sporadisch veranstaltet werden. 

Fraktionsvorsitzender Joachim 
Heermann erklärte in seinem Bericht, 
daß der Haushalt 1982 als Sparhaus­
halt wahrscheinlich gegen die Stim­
men der SPD in der nächsten Ratssit­
zung verabschiedet würde. Er, Heer­
mann, verstehe jedoch nicht die vom 
SPD-Fraktionsvorsitzenden Joachim 
Pedroß in der Presse veröffentlichte 
Forderung ,.Sparen um jeden Preis", da 
während der Haush altsberatungen 
CDU-Sparvorschläge von der SPD 
grundweg abgelehnt worden seien. Alle 
Sparbeschlüsse seien gegen die Stim­
men der SPD gefaßt worden und kein 
eigener Vorschlag sei von der SPD zu 
diesem Thema zu hören gewesen. 

Heermann kündigte an, daß mit dem 
Haushaltsplan 1982 die Verschuldung 
der Stadt Seesen zum ersten Male 
nicht s teigen werde. 

Heermann ging auch auf die Forde­
rungen der Anlieger-Initiative Wil­
helmshöhe Nord ein, die er bis auf den 
Vorschlag zur einjährigen Verschie­
bung der Enderschließung als sehr 
sachlich und vernünftig bezeichnete. 
Auf der geplanten Bürgerversamm­
lung müsse sich sehr ernsthaft mit dem 
Thema auseinandergesetzt werden. 
Thema der näc.hsten Fraktionssitzung, 
so gab Heermann bekannt. werde die 
Frage sein, ob das Freibad Brillteich 
saniert werden solle oder ob ein 
Neubau billiger sei. 

Der Landtagsabgeordnete Werner 
Grübmeyer. der im Wahlkreis Seesen 
für die CDU kandidiert, erklärte, seine 
Wahl stehe und falle mit der Stadt 
Seesen. Ein besonderer Reiz liege für 
ihn darin. für diesen Wahlkreis zu 
kandidieren, da sein Gegenkandidat, 
Peter · Kopischke. hier wohne. Als 
existenzielle Frage des Seesener Rau­
mes bezeichnete Grübmeyer die Zo­
nenrandförderung. Sie sei auch ein 
aktiver Ansatz zur Friedenspolitik. 
Wenn die Zonenrandförderung kein 
Hinterhof in der Europäischen Ge­
meinschaft sondern ein blühender 
Vorgarten sei. lasse man hier. auch so 
schnell keine Panzer durchrollen, gab 
der Politiker zu bedenken. ·bü-
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Viele Gratulationen konnte der Vorsitzende des COU-Ortsverbandes Seesen-Mitte, 
Hans-Wemer Ohlsen, nach seiner Wiederwahl entgegennehmen. Unser Bild zeigt von 
links nach rechts Bürgermeister Wllhelm Gerke, Landtagsabgeordneten Wemer 
Grübmeyer, Alterspräsident Hans C. von Steinaecker, Fraktionsvorsitzenden 
Joachim Heermann und Hans-Wemer Ohlsen. Foto: Büseher 
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SPD-Landtagskandidaten diskutierten mit Betriebs- und Personalräten: 

»Von der ·CDU-Landesregierung nichts zu erwarten« 
Engelhardt, Kopischke Und Sander forderten Investitionsprogramm 

zum Abbau der Arbeitslosigkeit 
S e e s e n I G o s I a r • (bo) Der Einladung der drei SPD-Landtags­

kandidaten im Landkreis Goslar, Günter Engelhardt, Peter Kopischke 
und Helmut Sander, war ein großer Kreis der im DGB organisierten 
Betriebs- und Personalräte gefolgt, um die sozialdemokratischen Po­
litiker einmal näher in zwangloser Runde kennenzulernen und mit 
ihnen über die aktuellen, brennenden politischen Themen zu disku­
tieren. Engelbardt, Kopischke und Sander sind für die Arbeitnehmer-

vertreter keine Unbekannten, zumal alle drei 'SPD-Politiker r 
auch aktive Gewerkschaftsarbeit geleistet haben: Günter Engel' 
als Vertrauensmann der IG-Metall bei VW in Salzgitter, Pete. 
pischke als Mitglied im DGB-Kreisvorstand und im OTV-Bu 
jugendausschuß und Helmut Sander als aktiver IG-Metaller b4 
Preussag in Goslar. 

Das Thema »Arbeitsmarktpolitik• stand €1'· 

wartungsgemäß im Mittelpunkt eines inten­
siven Meinungsaustausches zwischen den SPD­
Landtagskandidaten und den DGB-Betriebs­
und Personalräten. Eine traurige Bilanz für Nie­
dersachsen mußte der SPD-Landtagsabgeord­
. nete und Mitglied im Wirtschaftsausschuß, Gün­
ter Engelhardt, zu Beginn seiner Ausführungen 
ziehen: Mit jetzt 9,3 Prozen:t im Dezember 1981 
liege die Arbeitslosigkeit in Niedersachsen 
schon um mehr als 20 Prozeni über der des 
Bundesgebietes«. Wir müssen schon mit einiger 
Verbitterung feststellen•, sagte Engelhardt, 
»daß es die Albrecht-Politi.k geschafft hat, Nie­
dersachsen zum Land mit der höchsten Ar­
beitslosenzahl im Bundesgebiet zu machen•. 

Noch vor sechs Jahren sei die Albrecht­
Regierung mit· dem Vorsatz angetreten, die 
Schulden in Niedersachsen drastisch abzu­
bauen und die Strukturschwäche des Landes zu 
beseitigen. Die Bilanz, die· Albrecht jetzt auf­
machen müsse, meinte der sozialdemokratische 
Landtagsabgeordnete, sei jedoch vernichtend: 
Die Schulden des Landes haben sich seit Über­
nahme der Regierung durch die CDU verdrei­
facht und sogar in ehemals strukturstarken Ge­
bieten habe es gewaltige Einbrüche gegeben. 

Während die SPD auf Bundesebene ein Be­
schäftigungsprogramm in engem Kontakt mit 
den Gewerkschaften ausarbeite und gegenüber 
dem Koalitionspartner durchsetzen wolle, wäh­
rend die SPD-Landtagsopposition einfmanzier­
bares Investitionsprogrammzum Abbauder Ar­
beitslosigkeit vorgelegt habe, sei die »Regie­
rung Albrecht nach wie vor ideologisch« auf die 
Vorstellung fodert, führte der Harzburger SPD­
Landtagsabgeordnete weiter aus, daß dieSelbst­
heilungskräfte der Marktwirtschaft für Wachs­
tum und Beschäftigung sorgen, wenn nur die 
Lohnzuwächse gering blieben unä die Sozial­
leistungen begrenzt und abgebaut würden. Ab­
schließend vertrat Engelhardt die Auffassung, 
daß die Arbeitnehmer von der CDU-Landes­
regierung nichts zu erwarten hätten. Engelhardt, 
Kopischke und Sander versicherten den DGB­
Betriebs- und Personalräten, daß siedas von der 
SPD geforderte Investitionsprogramm zum Ab­
bau der Arbeitslosigkeit aktiv mit unterstützen 
und sich im Landtag dafür einset2en werden, 
daß die bisher von der Landesregieruilg ver­
nachlässigte Harzregion verstärkt gefOrdert 
würde. 

Angesprochen auf die Arbeitsplatzsituation 
im Raum Goslar und die Gefahr, daß die Harz­
region zu einer •Schlafeckec .für Salzgitter und 
Bmunschweig werde, spmch sich der Goslarer 
Landtagskandidat Helmut Sander für eine ge­
meinsame Konzeption zur Sicherung der Ar­
beitsplätze im Harz aus. Hierbei sollten alle am 
Wirtschaftsgeschehen verantwortlichen Kräfte 

Die SPI):Landtapkandidaten Günter Enrelhardt (Bad Harzbur&'), Peter Kopiscbke (Sees~ 
Helmut Sander (Goslar) bei einem Meinungsaustausch mit DGB-Betriebs-. und Persona 
in Goslar. · · 

des Raumes aktiv mitwirken. Entsprechende Krankenhausversorgung im Landkreis 
Initiativen habe er über die SPD im Kreis- Dazu führte der Seesener stellvert 
tagund im Rat der Stadt Goslar mehrfach er- Stadtdirektor und SPD-Landtagskand · 
griffen. Man solle nicht nur jammern- meinte Wahlkreis 15 ,.seesen• Peter Kopisch 

· Sander - sondern gegebenenfalls durch ge- daß Streckenstillegungen und Krank« 
zielte Förderung die bestehenden Arbeitsplätze schließungen die angesprochenen Pr· 
sichern. sicherlich nicht lösen. Solche Art von J 

Weitere Themen, die den DBG-Betriebs- und rungen gingen voll zu Lasten der Arb 
Personalräten auf den Nägeln brannten, waren mer und ihrer Familien, meinte Kopiscl 
der öffentliche Personennahverkehr . und die ~rrlcrte auch im Namen seiner Kollegen ' 

j' .ric:htung eines Verkehrsverbundes im 
,kreis Goslar unter Einbeziehung der E 

r·nahn. 
Das Angebot der -"Verkehrsträger mil 

·und Bus müsse auf die Bedürfnisse d( 
wohner abgestimmt sein und besser ~ 
niert werden. Dies würde dann auch z1 
besseren Auslastung und zu größerer Win 
lichkeit führen. 

Kopischke sprach sich dann weiter e. 
tig gegen die Schließung eines Krankem 
im Oberharz aus. Der Krankenhausral 
plan bedürfe noch einer sorgfciltigenDiskt 
mit allen im Gesundheitswesen veran 
liehen Kräften. Der Grundsatz eines hw 
und ortsnahen Krankenhaussystens hal 
ihn absoluten Vorrang. 
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~. _· ... s·:.p···.·o~ tandatoa,~g; s··k=a-n'* dl·d-~al·~e· n-- h~a-tte' n -~~~=~~~~=~~e~e~~~~tae~~ . 
den Gewerkschatten ausarbeite und gegenül 

· · · fl :· -.., • '· · dem Koalition-spartner durchsetzen wolle, w . . ; . . den": '. D G'B Arbe l•·ts kre I. s rend die SPD-Land'lagsopposl:tion ein fina'llz i .,;.' i;:\ .;· ··::, 'l. . . ·~·. , . :.~ ·• . . . . :~~~~-t~~~:~~~\i;~~~oJ~~~ab~~~et~~~~~er: 

Betr·,·e1· ~. u· -~,DaliL~a·Jd't~ e ··-~uJ Ga·st-i;r ;y:r~~~}=tx~t. ~h~~:~~e~~~~~ar~l. . ua~· · II~ n-a I. ·' La.n.d~s~rdnete·weJter an-s;daß 'dteS'ell. 
. . , . . . . . ·- ~.:: --- . , li~~~ä.lt}t.der· Markt~l~tschaft für . 'Wac.1 
1! Ihr ' ..i K 1 h · '( tum uoo Beschäftigung sorgen, wenn nur c llönga arut· OP SC ke und Sander fordern aln Investitionsprogramm Lohnzuwächse gering blieben und die Sozi . 

... · . zum Abbau der Arbeitslosigkeit . lels~t.mgen begrenzt und abgebaut würden. Jl 
. . · . . . ., schließend vertrat Engelhard·t die AuffassUJ 

Der EinladUng ~er' drei SPD·Landf~?-gskandl· ' tagskandldaten und den DGB-Betriebs; u.oo Per- daß die ~'rbeitnehmer von der CDU-Lande~ 
daten Im Landkreis Goslar, Günter Engelbardt, sonalräten. Eine t raurige Bilam für Niedersadl· gierung mchts :m erwarten hätten. Engelhar 
Peter Kopisebke und Helmut Sander, war ein sen mußte der SPD-Landtagsabgeordnete und Kop~sdlke und Sa·nd-er ~ersicher.ten . den 0( 
großer Kreis der Im DGB organisierten Be- Mitglied im Wirtsdl·a ftsausschuß, Günter Engel- Betnebs- und Personalraten! daß s1e das v 
t riebs· und Personalr~!e gefolgt, um die sozial- ha·rdt, zu Beginn seiner Ausführumgen ziehen: rl er SPD geford er~e In~estl_tionsp_rogra~m z• 
demokrattseben Pohhker einmal näher in Mit jetzt 9.3 Prozent im Dezember 1981 lieqt Ab-bau der ArbeilslosigkeJt a·khv m1t unt• 
zwanglose r Runde kennemmlernen und mit die Arbei tslosigkeit in Nie<!ersad1sen schon uin stützen und si?' .i'?J Landtag da für einset7. 
Ihnen übe r die aktuellen, brennenden politl- mehr <tls 20 Prozent über der des Bundesgebie- werden, daß rhe b1sher von der Landesren 
Beben Themen zu diskutieren. - Engelhardt, tes .• Wir müssen sd10n mit einiger Verbitte- rung vcrnadJiässigte Harzregion ve rstärkt r 

Kopischke und Sander sind für die Arbeltneh- rung feststellen ", sagte Engelhardt, . daß es fördert würde. 
mervertreler keine Unbekannten, zumal alle die Albredli-Politik gesdu1ffl hat, Niedersadl-
rlre i SPD-Polltlker früher auch aktive Gewerk- sen zum Land m it der hödls ten Arbei·lslo-sen- Helmut Sander: 
Iebalisarbeit geleistet haben: GünterEngelhardl za·hl im Bundesgebiet zu mad1en. • Wir brauchen ein arbellsmarktpolltlsches 
als Vertrauensmann der IG Metall bei VW in Nodl vor sechs Jahren sei die Albrecht-Re- Konzept für den Raum Goslar 
Salzgitter, Peter Kopisebke als Mltgl~ed Im g.ie rung mit dem Vorsatz angetreten, die Sdllll- Angesprochen auf die Arbeitsplatzsituatl 
DGB-Kreisvors tand und Im OTV-BundesJugend- den in Niedersachsen draslisct1 abzubauen und im Raum Goslar und die Gefa·hr, daß die Ha 
ausschuß und Helmut Sander als aktiver IG- die Strukturschwäche des L<~ndes zu beseitigen. reg ion zu e iner .Schlafecke" fü r Salzq illter u 
Metaller bei der Preussag ln Goslar, Die Bilanz, die Albrecht jetzt aufmadlen müsse, Braunschweig werde, sprach sich der Gosla 

meinte der sozialdemokrat is che Landtagsabge- Landtagskandidat Helmut Sander für eine ' 
orcl'!lete, sei jedod1 vernichtend: Die Schulcien meinos<t me Kom:epliou zur Skheruug clP.r I 
des Landes haben si ch seit Ubernahme der He- heilsplätze im Harz <HIS . Hierbei sollten il 

aierung durch di-e CDU ver-dreifach t un<l so~Jdr <~m WirtschaflsgesdJP.hen ve rantworll id• 
in e hema·ls struklurstarkf'n Gebieten habe es Kräfte unseres Ra·umes aktiv mi-twirke n. E 
!JP.Willtirre Einbrüch e qcqrhf' n. sprechende Initiativen habe er über die S • 

Engelhardl: NIJKlersachsen hat Jel7.l die 
höchste Arhellsloslgke.U Im Bundesgebiet 

Das Thema Arbeitsme-:rktpolilik stand e rw~tr· 
tu nnsqcmäß im Mittelpunkt eines intensiven 
MC' ir~: -- ~;~ du Stdusdles zwischen den SPD-Land -

Unser Foto zeigt die SPD-Landlagskandida ten Gün ter Engelha rdt (Bad Ha rz~urg), Pater . Ko· 
pischke (Seesen) und Helmut Sander (Goslar) bei einem Meinungsaustausch m;t DGB·B~tnebs­
und ~e~opalrßten in Goslar. Foto. pnvat 

im Kre islag und im RiJ·I der Stad-t Gooslar mel 
rath ergriffen. Mc~n solle nithl nu r jammern 
mei~n.te San_der - sond_f'rn geneb'enen\_a lls clu 
gez1elte Forderung d1e bestehenden Arbei 
plätze sichern. 

Pe ter Koplschke gegen Stred,enstlllegungen 
und Krankenhausschlleßungen 

Weitere Themen, die rlen DGB-Betriebs- u 
Personalrä ten au-f den Nägeln brannten, war• 
der öf.fenllich·e Perso nenna'hverkehr und d 
Krarukenha'll·~;versorgu n!J im Land kreis Goslar. 

Dazu führte der Seesener slellvertrelen· 
Slarl tdirektor und SPD-Lan.cHagskandidat 
Wahlkreis 15 • Seesen •, Peter Kopi-schke, a• 
daß Streckenstillegungen und Kranken·ha • 
schließungen die angesprodlenen Probleme 
eherlieh nidlt lösen. Soldle Art von Ei.nspaTI 
gen gingen voll zu Lasten der Arbeilnehn. 
und ihrer Familien.. meinte Kopischke. 

Er fo rde rte aud1 im Namen seiner Kol!e(] 
clie Ei nri ch tun·q eines Verkehrsverbu-ndes· 
Landkreis Goslar un1e r Einbeziehu.ng der B• 
desbahn . 

Das Angebot der Verkehrsträger mit T:l a 
und Bus müsse auf die Bedürrn.i sse der Einwo 
ner abgesNmmt sein und besser koordinic 
werden. Dies würde dann auch zu einer bes ~ 
ren Auslastung uml zu größerer Wirtschafllic 
keit führen. 
Kopi schke sprach sid1 da.nn weiter elnrleu· 
11egen die SchlieJYunn eines Krankenh auses 
Oberharz aus. Der Krankenhaus rahmenplan I 
d-ürfe noch einer sorg•fä ltigen Diskussfon I• 
;,Jlen im Gesnndlheits wcsE>n veran twortlid1 
Kräften. DPr Grundsalz e inf's hum<~ IH'n 11 1 

ortsnahen Krankenhaussystems habe fü r if 
absoluten Vorrang. 
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SPD-~anatagskandidaten fordern ein 
Investitionsprogra'mm 

~präch der SPD-Landtapkandidaten mit dem DGB-Arbeltskreb Be'trle~s~~~ 
Pel'SOnalrite · · · ~ 

• .J. 

I
. . nea~ung d~r ~· SPD-L~dtapkandldateo Im Landkreis <;tos'lar. ~flntet. Eoge_i-:. 

bardt, Peter Kopiscbke und Belmut Sand~r. war ein Jl'Oß·er Kn!ls der IlD .DGB organi­
sierten· Betriebs- und Personalrite ge1olß, um die smdaldemo~Uaehen Polltiker ein­

. inal nlber ID zwangloeer Runde kennenzulernen und mit ihnen über dle.aktuellen. bren­
. neoden pollüscben·'lbemen zu dlskuUeren. · . . ............................................................................ ~ . . •: 

Das Thema Arbeitsmarktpolitik stand- er- den in Niedersachsen drastisch abzubau. 
wartungsgemäß im Mittelpunkt eines intensi- und die Strukturschwäche des Landes Zu b 
Vt:n Meinungsaustausches zwfschen den ~P~--- seitigen. Die Bilanz, die Albrecht jetzt au.frn 
L~dtagskandidaten und den DGB-BetrieOO,. 'chen müsse, meinte der sozialdemokratisc 
~(i Personalräten. Eine traurige Bilanz ~- Jr,.andtagsabgeordnete, sei jedoch vernichte I 
~1edersachsen mußte· der SPD-Landtagila}>.: Die. St:hulden des Landes haben sich s. 
geordnete und Mitglied im Wirtschaftsaus-:. Obernahme der Regierung durch die er. 
schuß,.Günter Engeltlard~ ~~··~burg), zu verdreifacht und sogar in ehemals struktu 
Beginn seiner-Ausführungen Ziehen: Mit jetzt ·starken Gebieten habe es gewaltige Einbr 
9,3 % im Dezember 1981llegt die Arbeitslosig- ehe gegeben. 
keit in Niedersachsen schon um mehr als 20 o/ci · 
über der-, des Bundesgebietes. "Wir ·müssen. · Während die SPD auf Bun~esebene ein J 
schon mit einiger Verbittenmg teststell~n" schättigungsprogramm in engem Kontakt 1 
sagte EJigelhardt, daß es.di.e Albrecht-Polittk;-A;ien .Gewerkschaften ausarbeite. und geg• 
ges~ hat, Niedersachsen zum Land mit -über dem Koalitionspartner durchse~en v. 
der höchsten Arbeitslosenzahl im Bundesge- le, während die SPD-Landtagsoppps1tion 
biet zu machen." l., · · : · . .: · · ·Jlnanzierbares Investitio~programm z, 

, :·"' · . , · . · . 'Abbau der Arbeitslosigkeit vorgelegt habe, 
1 Noch vor 6• J~r~ sei <He Albrecht-Regi~- die Regierung Albrecht nach wie vor ider 
rung mit dein .Vorsatz angetreten, die Schul- gJsch auf die Vorstellung fixiert, führte 

I Harzburger SPD-Landtagsabgeordnete v. 
ter aus, daß die Selbstheilungskräfte • 
Marktwirtschaft fUr Wachstum und Beschä 

· gung sorgen, wenn nur die Lohnzuwächse 1 

ring blieben und die Sozialleistungen begre1 
:"und abgebaut würden. Abschließend vert 
! Engelhardt die Auffassung, daß die Arbt 
, nehmer von der CDU-Landesregierung nie• 
zu erwarten hätten. Engelhardt, Kopisd 
und Sander versicherten den DGB-Betrie 
.und Personalräten, daß sie das von der S 
·geforderte Investitionsprogramm zum Abi 
· der Arbeitslosigkeit aktiv mit unterstüt: 

I und sich im Laridtag dafür einsetzen werd 
daß die bisher von der Landesregierung v 

' nachlässigte Harzregion verstärkt geför< 
. wUrde. 

· Angesprochen auf die Arbeitsplatzsitua1 
im Raum Goslar und die G~ahr. daß die He 

1 region zu einer "Schlafecke" für Salzgi 1 
'und. Braunschweig werde, aprach sich 
.. GOslater Landtagskandidat Helmut San 
~ füt eirie gemeinsame Konzeption zur Sie. 
•. rung der Arbeitsplätze im Harz aus. Hier. 
~ S:Ollten alle alt) :Wirtschattsgescheheil vera: 
· · •· Jtllchen ~e unseresßiluines aktiv rr 

:Ke_p. ·Ent~r~~nde . ~tiatiYen habe tier -die SPD im Kreistag und im Rat 1 

I· Stadt Goslar mehrfach ergriffen. Man s< 
1 .mCht nur .. jainin~m -meinte Sander - sond• 
g~gebenenfalls durch gezielte Förderung 

, •bestehenden Arbeitsplätze sichern. 
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Kopischke 
schrieb an 

den Minister 
Cla u sth a 1- Zelle rf e I d- Seesen. 

Das Thema ,,Ausbildungsplütze für 
Jugendliche" stand im Mittelpunl<t 
eines Informations~:esprüchs, das der 
SPD-Lnndtngskandidat für den Wahl­
kreis 15 {Seesen), Peter Kopischke, in 
der Technischen Universität Cluusthal 
führte. Professor Griese, Leiter des 
Instituts für Hüttenmaschinen und 
maschinelle Anlugentechnik, machte 
darauf aufmerksam, duß allein in 
seinem Institut zwei Meister mit zwei 
vorzüglich ausgestatteten Werkstüllen 
zur Zeit nur zwei Auputrl!th;ndc 
betreuen. Die Ausbildufigskapuzitätcn 
seien bei weitem nicht ausgelastet. 

Nach diesem Gespräch in der TU 
Clausthal hat sich Peter Kopischke 
unverzüglich an de n niedersächsischen 
Minister für Wissenschaft und Kunst 
gewandt und auf diese Möglichkeiten 
der Nutzung von vorhandenen Ausbil · 
dungskapazitäten hingewiesen. In seJ · 
nem Schreiben weist Kopischkc darauf 
hin, daß die zunehmende Jugendar· 
beitslosigkeit in Niedersuchseil - und 
das Zonenrandgebiet sei davon i11 
besondere m Maße be troffen - UnruhP · 
und Sorge bereite. 

An der TU Clausthal seien J'Ü umlich 
und personell d ie Voraussetzungeil 
gegeben, ctwu Zl'hn l'l iitzl' für 1\usw 
bildende zu nutzen ... Ich darf S it• diliH·J· 
herzlich bitten, meine 1\ml'gUIIJ.! /.u 
prüfen und mit dazu beizutragen, d;Jl.l 
in unserer strukturschwachen Hl'gion 
Harz einige weitere 1\usbildungspl ii l/.<' 
geschaffen werden", heißt es in dem 
Brief an den n iedersächsischen Mini · 
ster Cassens in Hannove r. · 

In e inem Gespräch mit dem S P D· 
Landtagsabgeordneten Kurt Klay (Lut· 
ter) bezeichnete es Pete r Kopischke als 
,.ein schweres Versäumnis de•· CDU­
Landesregierung", daß zehn mit hohen 
finanziellen Mitteln eingerichtete Ar· 
beitsplätze an de m betreffenden lns ti· 
tut an der TU Clausthal nicht mit den 
entsprechenden Facharbeitern und 
Auszubildenden · (Feinmechaniker. 
Schlosser, Elektroniker) besetzt seien. 
Der SPD-Landtagsabgeordnete Kurt 
Klay hat sich inzwischen ebenfalls an 
:len Minister füf Wissenschaft und 
Kunst, Cassens, gewandt und unter 
Bezugsnahme auf das Schreiben von 
:)eter Kopischke um eine Stellungnah· 
ne und Antwort zu den aufgezeigten 
\usbildungsmöglichkeiten für Juge nd· 
iche an der TU Clausthal gebeten. 

Zeitung 

Seesener Beobachte;~ 
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_ _,_ : ~ ~=-.- '·"' ·· -· ~~ .. 1 "' ":.,.~'"~~~~< «Wl' e~l)J.C>tO,IIIIlj 1. 
, ., . ,...,_ ~~··"·~•auuu uoernarz rtir d ie erstma~ige (ebeMalilnahme, 'tWlifd~dti!~Ol't'e,V~:;;.;: ViU'!lh l 

_ b Cl · Nadl e iner Einfü hrung über di~ Entwickiut\g; ··Emridl~un~g der StaLion einen Zus chu8 . des schiedet; 1·• ' ' ~- ./". ·.· ;"'': ·..:" · ' / IUB• ~}. • 

'h a~·Zell~rfekJ am Dle{lstag ·mfttag, lwra .n,Ch, • der Besdläftigungszahl werden die Teilnehmer OKD MUll · b St II ~" .' ,.., ... ., ··. . .n<<> l !njfl• \100 aer FfeLwll,llgen,. Feuerwe r ~ ~u.s-. des Produk tionswerte;, der Produktivität UI!d . . I '· . \., .•. ' . •. .• ·· .. ' I .. 
13 Uhr. :PI~ ,~ln6atzste~le war · el'!l Wohnhaus dieser V e ranl'i tnltung Ge legenhe it haben, über ' er na m e UftD · ' - ' 
a uf d~m .z~nweg. Bereit-s nadt Ein-treffen des aktuelle Pro bleme aus dem hiesigen Raum zu , . ' '· "' •. 
~ dnk:o~ahr~eu~es d" de~ü~adtlde Z·ellfe~fel~ ,diskutieren. Zn die r Veranstaltungsreihe sind zur Müllumschlagstatlon Clausthai-Zallerlald . '. ''Ii· ;' 
on~ e \1 ~r un le e UllJ!! er.o gen alle Bürger ein e n. Es wird wieder mit einem ' · · · . .J · 

.Keme wetteren Kräfte erforderlidt · Dte Be- interessante auf g erechnet , .SPD-Krelstagsabgeordneter Janz krlUslerte "zähen IDformatlonsfluJl ·.dttJJ.~Verw&nu.gt!. : 
aatzu.ng des TLF wartete ab, bis der Schom- ' · · ,. - ·1'1·. , , •• 
at~in sich abgekühlt ha!te .• u'lld konn,te dann ·· In el.ne.- Anfrage an die Verwaltung des vertagt worden sei, w~rde 4er1 Au,ascbulS "nodl 
w 1eder ln ~e. W acht; emrudten. Sach1idtaden ~ 

6 
. Lan4krelses Goslar kritisierte der SPD·Krell- Informiert. . . _ , . 

e nts tand !>!ll,che!iWJl Em~~~ n,i~t;l , ,.HYf.,_ ,, eset tfele tagsabgeordnete Janz, daß der Fachaussdmft 1 Di A l -r.. 't . t Müll " . .,. 
. • . I • • I r Umwelt nidlt umfassend übeT den Zustand der e ganze .,.,~ e ge.l'•t\1 I ~Ul e e~ a .... 

Senlorentreff Zellerleldar Post" · I Müllnmschlagstatton Clausthal-Zellerfeld lnfor- s~Heßend, sel, eme rel~e; f09elegenh eit d e r : 
· · " · · · · mlert worden· sei. Welterbin forderte er Aus- laudende_n Verwaltung ... 1m .}lbrlgen bab~ · der 

Am 28; Januar wird. um 15 Uhr zu emer Film (Aufter Veraotwortung der Redaktion) k ft Qb dl t _. 1 ~ Lö u dl l and!kre&s Regreßa!16plu~e geltend gemad u . 
vorführung eingeladen . • Lausbubengeschidtl . · un ~r e "neue e .... n Su•e sung· • e , , · • ·, " 
nadl dem gleichnamigen Budt von Lud~i · IKü rzunQen vorbehaltenl Im _Gesprildl sei und vertrat die Anslchl, .daft . , , ,, _,·· , • • l 
ma ist ein Film zum Ladten . und Sc.b dl!lse Sad1e mehr als nur eine Angelegen~~lt r . . 
A ußer den St~ei~en de~ ' Lausejunge . 'bt es Berlch~ von Dr. Linde . . . der. Jaqf~nden Verwalt.ung sei. · · · .mnnnmmnumuuuuul!n~lltllltllltlllflll!il!'..,.lllllllliiiJUI!IItur 
vi el vom Leben in Baye rn Z\lT dalna- _gen Zelt Es . IJS I . s dlon lraung m; l a nzusehen, w te In der letzten Kreistagssitzunog erklärte OKD · · ;.. . · · 
zu sehen. Der Lausbub· bei Thomil hat ·es sicher ." Dr. Lmdc 1mmer w en n er merkt, d~ß em an_derer lvtü11er zu dieser Anfrage. sdton seit der In- ' · 
nrg übertrieben mif seinen ständig neuen Elp- Abgeordne.ter. mehr Erfolg .11 ':1d audl belle~ter betrieb11ahme am 20. · Dezember 1977 se i die Ab- • Vom Facharbeiter zum Tecbnlker­
fä ll en - vielleimt madtt di!lSCr heitere Film I i~t als e r, Sldt _lmme_r zu Be~eldJgungen lunrelßen ste11:t.nig von Mä ngeln bei der Müllumsdllagsta- Zukunft$slcharunn durch besie" re 
aber dodl a\lch n achdenjdidt darüber/ ob. Kin~ ·Jä~.!· So empfm~e 1dt es Jedenlalls . (s 1ehe F.~ll tion C la us thal-Zellerleld v erfolgt und a.us d en · "'- !.,., . 
d e r und Enkel heufe 'ni~t zu sehr. a)s · a·nge<.. Grupmeyer .Mun~hausen_ von Wildemann ). Erlahru\l~en des Betriebe s seien wertverbes- FOrtbildung . · 
Paßte k leine Erwachsene gewünsdtt werden- ,. · • . Wer wohl der großere Mundlhausen aus dem sernde hm en geplant worden.. Am • . D DA . , . . -

· · · ' 0" h · t d ··b 1 b ·eh braudlt · · · • as G-Tedlmkum .e1ne gememnutzige An Jedem Montag von 1. 5 bts 17 Uhr wir~lm .,.e r arz JS • aru e r, so g au e ~ • . 28. S er 198 1 habe man mJl den Repar~- . . d .• . ,. ' I , . A. 
· · . , • n 1·chl Ia ge nadt~u ... -nken M .. 11 · d 1 · h · · B1l ungsemncht ung der Deutsdlen .ngesteUten- • · S enlorentreff zur Kaffeestunde emgeladen. as ma n n ~ "" · tu er u ums 1 agslal.&on egonnen, so · G · k dtalt t ·· kt . ..,. l . B " h · 
· · • · · · ·' E "eh M "" \l d b · · ·· ß Sdt.äd "A-t ewer S; , VflT'jl ar J.,.,z .seme · emu ungen, Ist eme Geleg~nhell , ohne große Unkosten eme n u er er, tmd a e1 se1cn g ro ere en s& .... , · d ,;,.. 1 ·l F · tb"ld ... · • .. · ' 1 r ,_ b 

. · . . • • ' t U . · ·w· . ""ff UTu1 gee gne e 'Or I UugS~Q-trona UO'eD mS 8• gu te Tasse Kaffee m Gesellsdtaft zu tnnken. - ·, . . . ar ge"\1/oraen. m trotzdem e1ne 1ederero - d ~ F .... : b "t r~· ... d\ . B . . . . * ll'Ung de r A\llage so sdtne ll wie möglidl zu ge- ' son ~re au,UI au,ar e) ern_,.,_e nou/en ~e , e-
wiihren, sei man zu einer sofortigen -Änderung rufs_sldl~Jrung und Iien beru~1dten ,A~e~ zu ,. ' 
der Plamlng gezwu n9en gewesen. ·. · fesllgen. · · · · · ... , ~ • Kel~e voreilige V~rffillung 

Die nädlste Mülle~b.eratung führ t das <:Jesupd- , des Kaiser-WIIhelm-S~adttes . . . Für die wei te re Uote rr idl t~lflfJ des Fa dlaus-

Mütterberatung 

he it!>dnlt des LandkreiJSes Goslar 11m D1enstfg, Man sollte bezüghdl des Katser·Wllhehn· sdlusses, so Müller, ha be k e 1ne Veranlassung 
2. Fe bruar, von 14 bis 15,30 Uhr -il:n Qesundhelw· Sdtadttes d ie fe rnere Zuk unft von ~laustha l- bestanden, d.a d ies berei ts durch die Ansetzun­
amt Clausthal-Zelierield durch. . .. · Zellerleid und deren fremdenverkeh rlic:J:le Ent- q en im Haush alls plan bek a nnt new~en sei. 

widdu1119 nich t außer acht lassen . Idl me m e das Audl handele es sidl be i d~n öurdlzul~hrend~.n 
so: Allein mit der Bezeid1nung Luftkurort Ist Arbeiten -nicht u m eine . ne ue tedlmsdle Lo· 
keine Sta<llef\twickl unog er~eidlt, un<l wenn m~n sung" , sondern um Män.gelbeseitl~ungen und 
will, daß me hr Urlauber 1m Oberha rz oder tn ted!n~sdte Verbesse ru n9en im Deta1l. Eine Un­
Clausthai-Zeller fe ltl . hängenble ibe n• ~oll ~n terrldttunq des Aussdlu sess für Umweltsdlutz, 
und nicht im Ausand, wäre eine AttraktiOn m 5 0 der Obe rkreisdi rekto r, über di ese Arbeiten , 
Form des befa h rbare n Ka iser-Wilhelm·Sdla<:f!· sei b eabsidltigt gewesen. Da die Sitzung jedodt 
tes idea l. Die Verfüllung des Sd1ad1 tes 1s t 

\. W SV meldet: 

Sportabzeichenausgabe 
ln der Skledte am· .morgigen Frei~ag werden 

die Sdlüle r" und Jugendsportabzeidten des letz­
te n Jahres ausgegeben. Die Skie dte fi11qet um 
18 Uhr im Jugendraum der Mildtbar statt. Der 
Schüle rlanglauf am heutigen Abend fällt aus. 

Fragon der BeschlfllgungspoiiUk 
werden besprochen 

A m heutigen Donnerstag, 20 Uhr, wird in d~r 
Goldenen Krone in Claus thai-Zellerfeld der 
xwe ite Bildupgsabend vom DGB-Ortskartell 
Samtgemeinde Oberharz durenge führt Das 
Thema la utet : Problemgruppen des Arbei l~mark· 
tes -· Spiegelbild unternehmeri.sd1er · Po litik I 
w~ .ist wieder Kilri·Heint: friecmch, eMler . ' 

~ 
.. 

sdtl•ießlidt nur e ine frage, ob dieser in Zu-
k undt e ine Verw endung findet oder nidtt. Zur 
Zeit d'i!r finan-ziellen Tiefpu nkte is t zwar n idlt 
an große bau·lid1 e Maßopahme n zu de~cken , a ber 
es kommen ja· mit Sidle rhei t auch Wl~der bes­
sere Jahre und dafür müßte der Kn&ser-W&I­
helm·Sc:hacht bere i!Jgehalten we rden. Soviel Zu­
kuTI'ft splanun!]' müßte eigen tl id1 von Komrr.' unal ­
und Landespolitike rn e rwCHte t wer rlen ko nne n . 

Di rk Malth ies 
Cla.w.iUlaJ:..ZeUerfe}ld, Am Cjalgttniborg 4 

I 

or~ -~ ~& &! ~~ 
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~ Wir Sind feiefonisch ZU erreichen 
~ unter (0 5.3 23) 70 08 und 70 09 

Offentliehe Anzeigen f!lr den Han 
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und Verlagaanatall 
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. Das Insti ~ut rät allen Facbarbeite~,' sich insbe­
sonde re übe r die beru(sbegleiten~e Ausbildung 
zum st aa4lidl geprüften Tedtn.lker in den Fach­
ridttungen Masdtinenbau, EleklrQtedtnik und 
ßautedlnik zu .il\formieren und macht in diesem · 
Zusammenhang auf die s.ehr gtl.nstige Ausbil· 
dungsform aufmerks am - keine Aufgabe dea 
Arbeitsplatzes, kein Verdie nstausfall, Kombi· 
s tudium mit Unterridlt an arbeitsfreien Samsta· 
gen. 

Interessierte Fadtarbeiter werden gebeten, die 
neues te Informatibnsschrifl bei' d er Informations- · 
zentra le des DAG-Tedlnikums, 6(57 Maintal 2, 
Gute nbergstraße 5, oder telef(lniscb unter der 
Rufnummer (0 61 94) 6 20 28, anzufordern. 

Nach Auffassung des Instituts kommt der An· 
passung der beruflidlen Kenntnisse an die s~än· 
dig steigenden Anforderungen eine große Bedeu­
tung für die zukünftige Sld:terung des Arbeits­
p la tzes zu; dies is t audl die wesentlidle Ursache 
fii r das ge ra de bei Facharbeitern stark a.owac:bo 
1ende Interesse an beruOicher Portbildung, 

~ · 



."W-ir. habe il hi~t eln~tJI' gaD!L verrückten H&U- ••uoi!C!!'r l..:nrt&La r..rau10~ <>us J..uuo::U\., '" '<lnt:H out· 
Jen kennet~~gttle~ und · fühl~n uns ·unbelm11dl , melfter aus Hamburg. - Damen (über 50): Ur· 
wohl'" , s~t Ha'l,15 Kolbe. Zusammen mit ·n .an- sula Ko4be aus Bonn. - Herren (40-50) : Gert 
deren Gästren heftM .di~ 'Kolbes am Skfi..Unter- Gut'leben MJiS Lübedc, Bernlhard Krauss aus Lü­
rlcht teilg~ea, 'Nach dem Umerrl'<ht blieb bedc, Jürgen Burmaster aus Ham.burg. - Her­
die Trul'pe gleich ZUSaJIIllle'n. .Leicht, tacker, ren (O.ber. 50): ~s Kolbe aus Bonn. Die Ur­
tli)~sig", lautete dfe Deviee beim Skl'loaufen. · kunden überre1drte der Fremdenverkehrs ver­
• Wir haben danach gehandelt·. A:tp.' Vormittag eins-Vorsitzende Adalbert BI!Undt mil Jidlt~ 
le icht tmd lo<i:er, am Abend ftQHig. • Schließ- U(Jler Preu'de. 
lieh mußten • ja.' Ihren MUsltelka.ter wied~r AM der Zufallsbekannmdiafl haben steh ln­
loswerden. • Wii'Mben· t!m abends einfa<h weg- zwlsdlen angehende _Freundscha.toon gebUdet. 
{l'etru nke11. Einer schaftte· 17 Ble~· h1ntereln- .Die Bilder und P!hne werden wir sidler ge­
·~dc r. • -Auen ein Tagesrekon1 melnsam ansehen •, sagten atle ilberelns·tim-

Ris 11uf zwei, ·waren al1e Kursusteiln-ehmer mend, .auch wenn Lübeck, Hamburg und Bonn 
. hlut•ne Anfiingn• . • Am schwierigsten war es erwas -a~•< "' n,n~t er liegen•, P. W. 

... 
. Vor den Erfolg hatte hJer der ~i'e~eJWetkellrs"'~r.eln Wildemann den FIE'ß (und , .. : g&n)Rinsa 
men Sp_aß) gesetzt. Stol1 wtldOD die Urkunden von den frischgelraclu;,,en ,.Skisi...; präsentiert. 

' --~~~ ...... . __ .:· . · .. _,. . . _.: : ·-·· ·"'-:- .. · F~t;p, VJ. 

Sdll'itn.gen.lin!en fuhr. Nachdem der Alk~koltes.i 
posH•iv · Mtsflel, wurde auch bei Ihm •lne Btut" 
prObe entnommen. 

I 

A'!1toaufbruch · · 
In Allenau haben zwei nod1 unbeka'llnte Ju· 

gendUdle Ti-ter ein Komblfahneug autgebro• 
·dt.en und daraus einen Stereorekorder und 
einen Fahn:eugsdlein emwendet. Als sie merk· 
teli. daß sie d<l'bel beobachtet wurrlen, ergrl.f­
fen sie die Fl~t. 

Einbruch ln eln .Lokal 
Durdl EinschiJagen ein>f!r Scheibe versuchte 

ein unbekannter Täter in eln hiesiges Lokal 
zu gelangen. Als ihm das nid:it gelall'g, schlug 
er eine il!ll.dere Sdleibe ein und en1wendete 
4 Ratrehen Wein im Wert von ca. 200 DM. 

Pebneug zerkratzt 
Unobekannte Täter zerkratzten mutwll~ lg den 

Lack eines parkenden Pkws und verursacht .e n 
dacturdl einen Sdladen von ca. 600 DM. 

Diebitabi Im Kaufbaus 
In einem Kaufhaus wurden zwei Schü·ler 

beim Diebstahl von 3 Mus i ~l ·•etten a'!lge· 
troffe11.. 

Betrug 
Eine junge Frau mietete sich unter AngabP 

- falscber Persona-1i en h'l einem hiesigen Hotel 
ein.. Nadi ihrem plöt:tlichen Versc:bwinden 
wurde sie zur Anzeige gebracht. Ihre P~rsona­
lien konnten ermittelt werden. Bei den ange­
stellten :Ermi-ttlungen konnte noch der Dieb­
stahl eines Mofoas, eines Sparbuchs und an· 
derer Papiere geklärt werden. Von dem Spar­
buch hatte sie bereits 700 DM abge.hoben. 

Zwei AutoaufbrOdle 
Unbekannte Täter hebalten die Tilr eines 

0 kw1 auf und entwendeten 1 Autoradio, 
t Lautlspre~er und Ersatzbirnen. Es entsta·nd 
d n Smaden von ca. 500 DM. · · 

Auf ' einem Parkplatz bei Stlenll1zed< wurdto 
VOll 1lftbekallllten Tll.tern das DreiedcfenRter 
elnea Pltwa a.ufgebrodlen. Aus einer Im Fahr· 
1.eug llegrmden Damenhandtasche wurden ca 
550 DM geatohJen. ,.. 

t. 
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9. Giintersen . 
I 0. Lfndlau · 
11. Wt~anann 

. .,.:~~;;:/ ~ < i8;2ö:·:·"':; 8'4'$3~ 
, Tk~l'l ·~:24 . 84 581 . 

~ . '~·~·;.-.~ t~:24 ·1· 83129 
.. ·'·' 6:~ . 8t 518 12. VaatoJf li 

WM- 1982111 Kanada , · 
.• - ,. . ~ ·. . ~:' .. ... 

A:ri) bian~fag; ' 215 .. Jal!uar;. ~ll:den hD Ver­
cinalokal, Ga!\tha1J1! .. zum :wilden, Marne", awet 
Serien für die Skat~ WM in . .K'anada•\nefllie}t .. 

. Spielbeginn 19 Uhr. Um pühl(tl!dle•· !lsdlel· 
nen wird· gebeten. · · . • ; ~~: > co{ll 

Dr. Linde: ·"l • 
..• i 41~. 

GrDbmeyer"sche Dichtkunst .. ti"' ., 

Die Aussage von MdL Grübmeyer, der Bund 
haobe SICine Zusagen zur Mitflnenzie.rung det 
Sportplatzbaues in Wildemann nid:it e ingehal· 
ten (siehe . OA" vom 18. ' I. 1982: M&. Grüb· 
meyer zu Gast in Wildemann),' sei &chlicht un­
wahr, erldärte der sozioldernokratlsdle Bundes• 
lags&bgeordnete Dr. Jürgen Linde. Tatsache 
sei, daß bis jetzt das Land Nledersadl~en den 
Bu~ keinen Fördemngsantr~ für diese MaB· 
na•hlne vorgelegt habe und deshalb auch keine 

, Zusage vom Bund gebrochen werden konnte. 
Grübmeyer &dlel;ne d&rüber hlnaiH wenig 
Kenntnis von den För'derungsridltUnien zu ha· 
ben, sonst müsse selbst er wissen, daß der 
Bund nur fördern könne. was das Limd Nie­
deradlsen ihm vorschlage. Scherzl'!aft fügte 
Linde hinzu: Wi'ldemann sei nldlt Bodenwer­
der, aber Grübmeyer eben doch ein Münch­
baus'en. 

f'lberbarzer helfeit ICrakau 
Die Konten fOr dJe Aktion Polenhflfe auf die 
ein0f'7.ahlt werden kann lauten 

Krelaiparllassp· 10(1 160 647 
Volksbank : 8 S4t 300 ' 
DeutschP Bank 3 38t 043 
Kennwor1 Polenhjlfe 

P\b Bad Grund. Leutentha i Wtldemana' 
· y~bank Obeftur~: R 9ll0!80 · 



CDU bere.itete sich . 
auf Landtagswahlkampf vor 

Gute Chance für erneuten Wahlsieg Grübmeyers 

R~d adlt Wodlen vor den Landtagswahlen 
am· 21. März traf sldl jetzt das W ahlkampfteam 
des CDU-Ortsverbandes Clausthal-Zellerfeld un­
ter der Leitung von Josef Dienert, um die heiße 
Phase des Wahlkampfes vorzubereiten. Anwe­
send war audl der Wahlkampfleiter der CDU 
flir den Wahlkreis Oberharz/Seesen, Heribert 
Meier. 

Cassens und Sdlwlnd kommen 
Heribert Meier gab zu Beginn des Treffens 

einen kurzen l;Jberblick über die Wahlkampfpla­
nung der CDU"1im WahiKreis. Eine Rein~ nie· 
der&-ä<hsi-sdfer'Spitzenpolitiker habe ihr ·Ersdlei· 
nen "'iiii :Landkreis Goslar ange'kündigt, kont\te 
Heriberf Meier beridlten. So werde der nieder· 
sächsische Justizminister Schwind am 5. Februar 
nadl Clausthal-Zellerfeld kommen und auch der 
Wissenschaftsminister Cassens werde in Claus­
thal-Zellerfeld in den :Wahlkampf eingreifen. 
Schwerpunkt des Wahlkampfes im Wahlkreis 
Oberharz/Seesen ist nadl Meinung Meiers für 
Wemer Grübemeyer der Bereich Seesen, der 
bisher nidlt zu seinem Wahlkreis gehörte. Da· 
gegen habe sidl Grübmeyer im Oberharz und 
insbesondere in der Bergstadt als Landtagsab· 
geordneter großes Vertrauen erwerben können. 
Meier verwies dabei auf den Bau eines neuen 
Studentenwohnheimes, neue Institutsbauten für 
die TU, die Bereitstellung von Landesmitteln 
für den Umbau des Robert-Koch-Krankenhauses 
usw:, so daß Werner Grübmeyer auf eine erfolg· 
reiche Arbeit in der ablaufenden Legislaturpe· 
riode zurückblicken könne. 

Pers~nllche Gespräche stehen im Vordergrund 
.In Clausthal-Zellerfeld wird die CDU auf 

eine Materialschlacht verzidlten", betonte der 
Wahlkampfleiter Josef Bienert. Man werde viel· 
mehr auf Einzelgespräche mit den Bürgern set­
zen, die sich im übrigen audl schon während 
des Kommunalwahlkampfes im vergangeneo 
Jahr bewährt hätten. Bienert kündigte an, daß. 
audl v.or den Landtagswahlen wieder die Wahl­
zeitul'\n .. Obcrharz-Edlo" erscheinen wird. Ge­
pie>-' · · --l weiterhin Veranstaltunqen mit Wer­
ner · '~yer (MdL) und dem Bundestagsab-

geordneten Dr. Rudolf Sprung. Audl einzelne 
Informationsstände in der Bergstadt sind ge­
plant, wenn das Wetter mitspielt. 

Kein Wahlkampfabkommen 
Ein Wahlkampfabkommen zur ~egrenzung 

der Plakatierung, wie es anläßtich früherer 
Wahlkämpfe gesdllossen wurde, wird von der 
CDU nicht angestrebt. .Diese Abkommen haben 
sidl nicht bewährt •, meinte Bienert. Sowohl im 
Bundestagswahlkampf als audl im Kommunal­
wahlkampf seien diese Abk0"1""'"''1 entweder 
ovon der SP1i> oder von der FT''" ~ ' ·'·• eingehal· 
ten worden .• Die CDU wi r" ·'' '' n'· l'lehin bei 

·der-Plakatierung zurück.haltP.n". •<J!Jle Bienert. 

SPD gegenwärtig keine Alternative 
Heribert Meier stellte abschließend fest: .Die 

Landtagswahl ist für uns erst am 21. März ent­
schieden, auch wenn heute sdlon viele einen 
sidleren Sieg der CDU voraussehen wollen. • 
Die in sich selbst zerslrittene niedersädlsische 
SPD biete gegenwärtig keine überzeugende Al­
ternative .• Die SPD bat die Chance, sich in der 
Opposition zu regenerieren, nicht genutzt•, er­
klärte Meier. 

b.w. 



Pater Koplschkll 

Niedersachsen-brauchi 
wi.eder eine SPO-Regieruno 

Aus der Sitzung des SPD-Ortsveretns 

Keine Regierung vor Albredtt hat es ge­
schafft, Niedersachsen so herunterzuwlrtschaf­
ten, wie es im Moment der Fall Ist. Umso widt· 
tiger Ist es, so Peter Kopischke, SPD-Landtags­
kandldat für den hiesigen Wahlkreis, die Ver­
antwortung für . Niedersachsen wieder in so· 
zlaldemokratlsche Hände zu legen. 

Peter Kopische war neben Jürgen Linde Gast 
bei der SPD-Mitgliederversammlung am letzten 
Freitag in der Krone. 

Der stellv. Stadtdirektor von Seesen hat sich 
mit seinen Parteifreunden das Ziel gesetzt, als 
Abgeordneter nach Hannover :j:U gehen. Da Ko­
pischke nicht auf der Landesliste abgesichert 
ist, wird es sicherlich ein hartes Stück Arbeit 
werden. Aber er ist zuversiChtlich. Wie er vor 
der Mitgliederversammlung erläuterte, hat die 
SPD bei den Kommunalwahlen eine unver­
diente Schlappe erlitten. Die Ereignisse in Bonn 
waren dafür zum größten Teil verantwortlich. 
Wenn es am 21. März darum geht, einen neuen 
Landtag zu wählen, hofft er jedod1, daß die 
Regierung Albrecht den verdienten Denkzettel 
erhalten wird. Es geht nicht an, so Kopischke, 
daß heute fast jeder 10. Niedersachse arbeits­
los ist, ohne daß die Regierung die Hände 
rührt, um diesen Zustand zu beenden. 

Die SPD sieht einen Schwerpunkt Ihrer 7.l1· 

künftigen Arbeit darin, ein wirkungsvolles Be­
schäftigungsprogramm zu verwirklichen. Man 
kann die Verantwortung .nicht einfadl von sidl 

sdlieben, es muß endlidl was getan werclen. 
Es sind seitens der SPD bereits K6nzepte er­
arbeitet, die durdl die Einnahmen aus dem För­
derzins finanziert werden sollen. • Wir dürfen 
nicht wie in den letzten sedls Jahren die Wirt­
smattsförderung heruntersdlrauben, wir müssen 
fest zupacken und schnell handeln. • 

Das Robert-Koch-Krankenhaus 
muß erhalten bleiben 

Ein weiterer Schwerpunkt neben den Aus­
führungen von Peter Kopischke war die Dis­
kussion um den Erhalt des Robert-Koch-Kran­
kenhauses. Die Mitgliederversammlung war 
sich darin einig, daß es unbedingt als Kran­
kenhaus der Grundversorgung erhalten bleiben 
muß. Ortsvereinsvorsitzender H.-R. Strang be­
dankte sich im Namen aller Mitglieder bei Pe­
ter Kopisd1ke und Jürgen Linde, deren massiver 
Einsatz für das Krankenhaus sicherlich dazu 
beigetragen hat, daß der Kelch noch einmal 
vorübergegangen· ist. Während von seilen der 
SPD, so Strang, hart gearbeitet wurde, haben 
sidl andere unverdiente Lorbeeren aufs Haupt 
gesetzt. Aber das sei ja kein Einzelfall, wenn 
man in die Vergangenheit blicke. Harte Ar­
beit wird kaum belohnt, aber wer am lautesten 
schreit, e rhält am meisten Beifall. 

Dom trotz der erreichten Erfolge ist noch 
nidlts Endgültiges besdllossen. Um ein vollwer­
tiges Krankenhaus in Clausthal-Zellerfeld zu 
erhalten, ist es jetzt, so Strang, das al!erwich­
tigste, mit den notwendigen Modernisierungs­
arbeiten zu beginnen . • Denn ein Krankenhaus. 
in das 5 Millionen investiert wurden, wird man 
nicht so sdmell schließen. • 

Regierungskoalition ln Bonn gefestigt 
wie noch nie 

Direkt von der Haushaltsdebatte im Bundes­
tag war Jürgen Linde gekommen, um den Mit­
gliedern seines Ortsvereins die neuesten Er­
t:!ignisse in Bonn zu erläutern. Noch im Som­
mer hat kaum einer geglaubt, daß die Koali­
tion mit 264 Stimmen einen Haushalt verab­
schieden würde. Doch sie steht heute gefestigt 
da. Und was das wichtigste ist: Mit dem Haus­
halt 1982 wurde, so Linde, die Grundlage für 
eine solide Zukunft gelegt. Mit dem Haushalt 
soll jetzt eine Neubelebung der Wirtschaft ein­
geleitet werden. Langfristig muß man jedoch 
sehen, daß nur ein Umbau der Wirtschaft Be­
sdliiftigung sichern kann. Hierbei hob Linde be­
sonders die Bedeutung von Fernwäme, Abwas­
serreinigung und Ausbau der öffentlichen Ver­
kehrsmittel als Zukunftsaufgaben hervo'r. Fur 
besdläftigungswirksame Maßnahmen stehen bis 
1985 25 Milliarden DM bereit. Sie sinnvoll ein­
zusetzen, ist jetzt die Hauptaufgabe der Regie­
rung. 

Viele Fragen und eine lebhafte Diskussion 
sdllossen sidl an das Referat Lindes an, das 
hier nur in groben Zügen wiedergegeben wer· 
den konnte. Und es wurde· spät, bis Hans-Rai­
ner Strang die interessante und informative 
Mitgliederversammlung sdlließen konnte. ReS 





Werner Grübmeyer: . 

Mit der·cou in Nie.dersachsen . 
. weiter auf bewährlern Kurs 

71 000 neue Arbeltspljl.tze und über 17 000 auf 
Dauer gesicherte Arbeitsplätze in den letzten 
Jahren - eine Bilanz, die sich gerade in der 
durch politische Versäumnisse und Fehlentschei­
dungen der Bundesregierung heraufbeschwore­
nen schlechten Wirtschaftslage sehen lassen 
kann. Eine neue Phase in der Schulpolitik, die 
das Lernen und nicht das Experimentieren mit 
Schulmodellen in den Vordergrund stellt, eine 
Sozialpolitik, die sich an den Bedürfnissen alter 
Menschen, Kranker, kinderreicher Familien un_d 
der behinderten Mitbürger orientiert, dies alles 
sind Gründe, so W erner Grübmeyer (MdL) und 
erneut CDU-Landtagskandldat Im Wahlkreis 
Oberharz, in Niedersachsen weiter auf bewähr­
lern christlich-demokratischen Kurs zu · fahren. 
Grübmeyer war am vergangeneo Freitag wie­
der einmal Gast des CDU-Ortsverbandes Claus­
thal-Zellerfeld, um sich über örtliche Probleme 
zu unterrichten. 

Weitere Stred<enstillegung 
der Bahn im Harz nicht hinnehmen 

Gegen eine weitere .Ausdünnung• von Bahn­
strecken im Harz wandte sich Werner Grüb-

. meyei" entschieden. Ein Unternehmen wie die 
Deutsche Bundesbahn hat insbesondere auch 
gegenüber Randgebieten , zu denen der Harz 
zweifellos zählt, gewisse Verpflichtungen. In 
Clausthal-ZeiJerfeld könne man nach eigenen 
schlechten Erfahrungen hiervor nur warnen. 
Grübmeyer bedauerte, daß dieses Thema in den 
letzten Wochen zur Profilierung örtlicher Bun­
des- und Landtagsabgeordneter der anderen 
Parteien habe herhalten müssen. • Taten über­
zeugen deri Bürger mehr". so Grübmeyer . • Aber 
wo keine Taten sind, muß man wohl wenig­
stens durch große Worte auf s ich aufmerksam 
machen.• 

Möglichst schnell mit dem Umbau beginnen 
. Der Erhalt des Robert-Koch-Krankenhauses 

der Grundversorgung ist nun gesichert", dies 
konnte MdL Grübmeyer bei seinem Aufenthalt 
in der Bergstadt zufrieden feststellen. Die CDU 
sei, nachdem sie von den anderen Parleien auf 
Grund der Mehrheitsverhältnisse in Kreis- und 
Landtag die Führungsrolle übertragen bekam. 
in die Offensive für dieses Krankenhaus ge­
(jangen . Man habe dann gemeinsam mit den an­
deren Parteien das e~klärte Ziel, nämlid1 .die 
Erhaltung des Robert-Koch-Krankenhauses ge­
genüber dem Landkreis durchsetzen können, 
sagte Grübmeyer. Der niedersächsische Sozial­
minister Schnipkoweit habe sich bereits früher 
für die Erhaltung auch kleinerer Krankenhäu­
ser zur ortsnahen ärztlichen .Versorgung der 
f.levölke rung aus(.Tesprochen, erinnerte der 
Landtagsabgeordnete. Dies sei auch der Grund 
qewesen, weshalb die n~s.clersiirhsisc:he Landes­
regierung unter Ernst Al'brecht 4,5 Millionen 
DM für den Umbau des Krankenhauses in der 
Bergstadt bereitgestellt habe. .Diese Mittel 
sind bereits in den Haushalt"'n ausqewiP«Pn 
und nfdlt, wie vor kurzem falsdt berichtet. 
wurde, anderweitig verplant". stPilte WPrnf>r 
Grübmeyer rldltig .• Es geht jetzt darum", so 
Grübmeher weiter, . mögl!dtst schnell mi't den 
Umbauarbeiten zu b eginnen: Auch hierzu wird 
die CDU in Kreis und Land ihren Beit rag lei­
sten•. 
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Mit der Landesliste unzufrieden 
Die CDU im Bezirk Braunschwelg fühlt steh unterrepräsentiert 

VIENENBURG (ca). Ihren Unmut über die 
Landesliste der 'Union zur niedersächsischen 
Landtagswahl äußerten am Wochenende De­
legierte des Landesparteitages der CDU 
Braunschweig und deren Vorsitzender, Ernst 
Henning Jahn, in Vienenburg. Mit nur zwei 
Braunschweigern auf den ersten 20 Listen­
plätzen sei der Bezil·k ltlar unterrcJ>räsentlert. 
"Wir sind mit dieser Aufstellung nicht zufrie­
den", erklärte der Unionspolitiker unter Bei­
fall der mehr als 200 Delegierten. 

Aufgabe der Unionskandidaten sei es jetzt, 
"möglichst viele Direktmandate zu erringen" 
und an den Erfolg der CDU bei der Kommu­
nalwahl im vergangeneo Jahr anzuknüpfen. 
Hart ins Gericht ging .Jahn mit der Politik 
der Bundesregierung, die gerade dem ohnehin 
benachteiligten Zonenrandgebiet besondere 
Opfer zumute. Die Bonner Koalition wurde 
aufgefordert, ihren Verpflichtungen gegen­
über dieser Region weite r im vollen Umfang 
nachzukommen, um drtfüt· zu sorgen, .,daß die 
Lebensbedingungen der Menschen im Zonen­
randgebiet nicht immer stlirker hinter denje­
nigen des übrigen Rundesgebietes zurückblei­
ben". 

An einige schmerzhafte Einschnitte müssen 
sich die Bürger nach Ansicht des CDU-Politi­
kers in Zukunft allerdings gewöhnen. Beson­
ders die Leistungen der S tädte und Gemein­
den ließen sich in der bisherigen Form nicht 

aufrechterhalten. "Das bedeutet praktisch, 
daß die Kommunen in einigen Fällen nur 
noch Hilfe zur Selbsthilfe geben." Ehrenamt­
licher Einsatz der Bürger müsse wieder stär­
ker gefordert und gefördert werden. 

Ablehnend steht der Braunschweiger Lan­
desvorsitzende, der wie seine beiden Stellver­
treter Dr. Rudolf Sprung aus Goslar und Joa­
chim Clemens mit großer Mehrheit wieder­
gewählt wurde, den Plänen der niedersächsi­
schen SPD-Opposition gegenüber, mit einem 
500-Millionen-DM-Programm die Arbeitslo­
sigkeit in Niedersachsen zu bekämpfen. Das 
Problem der überdurchschnittlich hohen Ar­
beitslosigkeit in diesem Raum sei nicht nur 
ein konjunkturelles Problem, sondern auch 
auf strukturelle Nachtelle des Landes zurück­
zuführen. Die Landesregierung habe bei der 
Aufhebung dieser Nachteile bereits Erfolge zu 
verzeichnen, die allerdings erst Ende dieses 
Jahrzehnts spürbar würden. 

Bekräftigt wurde diese Ansicht auch durch 
den Vorsitz.enden der CDU in Niedersachsen, 
Wilfried Hasselmann. Hasselmann, der a ls 
Gastredner über "Niedersachsen vor der 
Wahl" referierte, rief die Delegierten auf, im 
Wahlkampf erneut an den Einsatz vor den 
Kommunalwahlen 1981 a nzuknüpfen. "Die 
Zeichen stehen gut", meinte der Minister, 
"aber eine Wahl ist erst dann gewonnen, 
wenn ausgezählt ist." 

Beobachte . r 
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Aus dem Förderzins finanzieren 

Für Beschäftigungsprogramm 
in Niedersachsen plädiert 

Pet•~•· 1\upischke bei MilgliPtJe~-vcrsammlung von SPI>-Ortsvcrein 
Seesen. Um die gegenwärtige Ar­

bcitsmarktlage ging es bei der jüngsten 
Mitgliederversammlung des SPD­
Ortsvereins Seesen, auf der Landtags­
kandidat Peter Kopischke zunächst 
einen umfassenden Situationsbericht 
gab. Er hoffe, daß es .,jetzt endlich zur 
Auflage eines Beschäftigungsprogram­
mes auf Bundesebene" komme, sagte 
Kopischke und vertrat weiter die 
Auffassung, daß man dieses Programm 
jedoch'absichern und die bereitgestell­
ten Mittel zielgel'ichtet einsetzen 
müsse. Seine Kritik galt der Lundes!·e­
gierung, die .,letztlich für die Wirt­
schahspolitilt in Niedersuchsen zu­
ständig sei und die mithin auch die 
Vemntwortung für die gegenwiiJ·tigc 
Situation miUrnge, aber n icht han­
de le". 

Kopischke plädierte nachdrücklich 
für ein niedersächsisches Beschäfti­
gungsprogramm mit einem Volumen 
von 500 Millionen Mark, das über die 
Einnahmen aus dem Förderzins finan­
ziert werden solle. Das Land dürfe die 
Erlöse aus dem Förderzins nicht dafür 
verwenden, Defizite im Haushalt aus· 
zugleichen. Die Ziele der SPD seien 
also im wesentlichen der Abbau der 
Arbeitslosigkeit, d,ie Bestandssiche· 
rung der Landschaft und die bessere 
~usstattung der Kommunen, so Ko­
pischke. Darüber hinaus gelte es, die 
gesundheitliche Versorgung der Bür­
ger zu optimieren und verstärkte 
Aktivitäten auf dem Gebiet des Frem­
denverkehrs freizusetzten, wobei Ko­
pischke eine Möglichkeit darin sah, 
einen sogenannten ,.Wasserpfennig" 
ein zuführen. 

Ein a nderes Thema in Kopischkes 
Ausführungen war die bevorstehende 

Landtagswahl, wobei er sich als Land­
tagskandidat recht .. optimistisch" gab. 
was das Ergebnis a nge ht. Kopischke 
meinte dazu, daß die SPD mit 0,5 bis 
zwei' Prozent Vorspt·ung vor der CDU 
das Rennen machen könnte, allerdings 
nur dann, wenn gemeinsam am Ziel 
gearbeitet werde, den Wahlkreis fünf­
zehn zu gewinnen. Er berücksichtigte 
dabei den Neuzuschnitt des Wahlkrei­
ses und erinnerte an die Ergebnisse 
der Kreistags- und Stadtratswahle n 
vom letzten Herbs t. ln Niedersachse n 
trete die SPD aus der Opposition 
heraus zur Wahl un und Kopischke 
mahnte: .,Wir müssen uns hüten, a ls 
Opposition für die Fehler der CDU­
Lundespolitik zu büUen." 

Speziell uuf Seesen zugeschni tten 
war sein nächstes Thema innerhalb 
des Situationsberichtes. Hier ging es 
um die Problemati k der beruflichen 
Schulen in Seesen und Clausthal-Zel­
lerfeld, da ihre Selbständigkeit durch 
den Mammut-Bau in Goslur gefährdet 
sei . .,Ein Mittelzentrum wie Seesen 
braucht eine selbständige Berufs­
schule", sagte Kopischke und verwies 
darauf, daß mit a llen Mitteln gegen 
Reduzierungstendenzen angegangen 
werden müsse. In diesem Punkt wurde 
Kopischke von Joachim Pedroß, Vorsit­
zender der SPD-Ratsfraktion, mit zu­
sätzlicher Kritik unterstützt. Perlroß 
meinte: ,.Ohne daß bereits politische 
Entscheidungen gefallen sind, hat der 
Oberkreisdirektor gegenüber der Be­
zirksregierung zu erkennen gegeben, 
daß er gegen eine Verlagerung des 
Berufsfeldes III (Elektrotechnik) von 
Seesen nach Goslar nichts einzuwen· 
den hat." 

Seesener Beobachte r 

.. 
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Fernsehversorgung in Lautenthal: 
Linde wendet sich 

an NUR-Intendant Räuclter 
Aufgrund ve rschiedener Pressemilteilun­

gen habe er sid1 . an den ~ntendante_n des 
NDR, Friedrich-W tlhelm Raucker, mtt der 
Bille gewa ndt, die Entscheidung über d_ie 
Zurückstellung der Resllückenversorg_ung m 
Lautenthai nodl einmal zu überprüfen, •:r­
klärte der SPD-Bundestag5abgeordnete Dr. 
Jürgen Linde. Er habe dabei deu llid1 ge­
madlt, da ß die vom NDR ge troffene Ent­
scheidung besonders im Hinblick . auf die 
Talsache unve rständlid1 sei, daß dte Deut­
sdle Bundespost bereits im Oktober 197!1 
e rk lürl habe, daß ge~wn e ine Mitbe nutzung 
des DP-Standortes Kra nid tsber(J durch cl en 
NDR keine ßedenken be5lehen. Im übriHr. n 
widerspredH: die EnlsdH:idun~J d es N DR 
audt de n Forde ru nge n dt:s Nicd<:rs;idlsisdwn 
Minis terpräs ide n t Alhrerht , rlc:r eine s tär­
ken~ R e~Jion u l isierunq d1 ·s NDR IJeford ~: r t 
habe, um ein e bessere DMsll'llun(J der eu)­
zelncn RC!Jioncn zu 'l''wii l" l < ·i~ l,•n. Er h ,~IJe 
desha lb - so LindC' ilh<··h:· ·· llr·nd - setne 
Erwurlun g zum Ausdr\111, • · ' """ ' ' · d,ll\ d ie 
erhl'IC'ne {J bcrprülllll!l du r 1 Ir olr ·n I nlenddn­
lr:n rl,tzu fiiltr~:n wNrle. dott; di~: nolwenrli­
~JE'II t\rbci l~ n zu r Vcrlw»~t'l'll ll! l ~.l<:s_ Fernsei~­
cmp fc tnl'JS 111 Lautenthai IJ,II dnw(Jllchst \lu .­
~Jcnommen werden. 
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Grübmeyer dankt Schnipkoweit für Hilfen an Seesen 
Nach Krankenhaus-Modernisierung, Sozialstation und Alten-Wohnheim 

jetzt Behindertenwerkstatt? 

Seesen. (ho) CDU-Landtagsabgeordneter Wer­
ner Grübmeyer hat Landessozialminister Her­
mann Schnipkoweit angesichts der zu Ende 
gehendende Legislatur-Periode Dank gesagt für 
die ••tatkräftigen Hilfen«, die für den sozialen 
Bereich nach Seesen geflossen sind. So hätten 
ganz erhebliche Investitionen im Krankenhaus 
durchgeführt werden können, so sei die Sozial­
station eingerichtet worden und schließlich 
habe Schnipkoweit die entscheidende Hilfe für 
den Bau des Altenwohnheimes gegeben, als 
Bonn wegen der Finanzmisere die Zahlungen 
für die Restfmanzierung sperrte . 

Werner Grübmeyer gab vor den Stadtver­
bands- und Ortsverbandsvorsitzenden seines 
Wahlkreises Seesen einen Überblick über die 
Hilfen für Behinderte in Niedersachsen. Durch 
den konsequenten Ausbau und die _Förderung 
beschützender Werkstätten, Wohnanlagen und 
Wohnheime für Behinderte habe das Land Nie­
d ersachsen eine Spitzenposition unter allen 
Bundesländern eingenommen. So seien die Aus­
gaben für die Behinderten-Werkstätten von 1975 
bis 1982 von 34,5 Millionen auf 116,5 Millionen 
Mark gesteigert worden. Über 50 Prozent der 
über 2000 Wohnheimplätze für Behinderte, die 
in Werkstätten arbeiten, seien seit 1976 geschaf­
fen worden. 

Griibmeyer führte weiter aus, daß Niedersach­
sen in den letzten Jahren jährlich über eine 
Milliard e Mark für die Behinderten zur Verfü­
gung gestellt habe. »Noch nie wurde für unsere 
Behinderten so viel getan wie in den letzten 
Jahren«, bemerkte der Abgeordnete dazu. Grüb­
meyer verwies auch auf die Hilfen fiir die hiesige 
Lebenshilfe Seesen-Gandersheim sowie auf die 
Pläne für einen Werkstatt-Neubau. 

Auch hier habe der Sozialminister seine Dank an Sozialminister Schnipkoweit: 
Bereitschaft zur Hilfe zu erkennen gegeben. Werner Grübmeyer überbrachte ihn. 

i. z. k2 .... 



Werner Grübmeyer- der Mann aus dem Harz - ist schon seit 
langem als einflußreiche und geachtete Persönlichkeit 
bei den Regierungsämtern in Hannover bekannt. Er hat 
gute Kontakte zu den Ministern und besitzt das Vertrauen 
von Ernst Al brecht, der von ihm sagt: 

Ein bewährter Kämpfer für die Harz-Region. 
Das meine auch ich 



SPD-Landtagskandidat vor den Mitgliedern der SPD-Mitte: 

»Albrecht-Politik ·hat ihre Ziele nicht erreicht« 
Kopischke: »Die knappen Mittel planmäßig und zielbewußt einsetzen« 

S e e s e n . (poe) Die bevorstehenden Landtagswahlen bildeten einmal mehr einen Schwer­
punkt: Im Rahmen der jüngsten Mitgliederversammlung der SPD-Abteilung Mitte ging's um 
sozi.aldemokratische Zielsetzungen, aber auch um eine »Bestandsaufnahme« Albrecht'scher 
CDU-Landespolitik. Peter Kopischke, SPD-Landtagskandidat für den Wahlkreis 15- Seesen -, 
war indes nicht bereit, den »politischen Gegner« nur global zu beuteln. ,. Wir Sozialdemokra­
ten«- so meinte der selbstkritisch- »haben in der Vergangenheit Fehler gemacht, und wir 
werden in der Zukunft, trotz besten Willens, immer wieder einmal Fehler machen. Wie alle 
Menschen"· Und er betonte, daß man »allein schon so gesehen den politischen Gegnern ihre guten 
Absichten nicht streitig machen könne«. Die Verantwortlichen, die Mitglieder und die Anhänger 
der Regierungspartei - so der Landtagskandidat - dienten der Allgemeinheit sicherlich nach 
besten Kräften; aber: In der Politik ,.zähle nun mal das Ergebnis, nicht die gute Absicht«. Ko­
pischke: »Und da muß man doch feststellen, daß die lautstark angekündigte Albl·echt-Politik 
ihre Ziele nicht erreicht hat«. 

Was er denn auch an Zahlen deutlich zu ma- mit einer Quote von 9,3 Prozent die rote Laterne 
chen versuchte. Zunächstnahm ersieh dabei die aller Bundesländer«. 
Finanzen des Landes. vor; die CDU - so Ko- Er kritisierte in diesem Zusammenhang die 
pischke - wollte die angeblich von den Regie- Argumentation der Landesregierung, daß diese 
rungen Diederichs und Kubel herbeigeführte Entwicklung eine Folge Bonner Politik sei. Ko­
Finanzkrise überwinden. Heute aber sei die pischke: >>Wirtschaftspolitik ist in nicht uner­
Finanzlage Niedersachsens schlechter denn je, hebliebem Umfang auch eine Angelegenheit der 
und der » Schuldenberg dreimal so hoch wie vor Länder; schließlich gibt es deshalb auch ein 
sechs Jahren«. So habe der Schuldenstand des Wirtschaftsministerium und eine Wirtschafts-
Flächenlandes Niedersachsen im SPD-Jahre ministerin«. · 
1975 insgesamt 7,5 Milliarden Mark betragen; bis Bei dieser Gelegenheit warnte er ohnehin 
1981 hätten sich die Landesschulden mehr als · davor, die Glaubwürdigkeitvon Politikernnoch 
verdoppelt. Kopischke: »Sie betragen jetzt 19,9 mehr zu unterminieren. Es könne nicht angehen, 
Milliarden Mark«. unterstrich Kopischke in seinen Ausführungen, 

Nach den Prognosen der oppositionellen SPD daß das Fehlverhalten verschwiegen, und den 
dürften sich die Schulden bis zum Auslaufen der politischen Gegnern angelastet werde. Es gelte 
Legislaturperiode verdreifacht haben (rund 22,4 vielmehr darüber nachzudenken·, was die poli­
Milliarden Mark); und analog zu den Planungen . tischen Parteien in der Vergangenheit versäumt 
der CDU-Landesregierung werde 1984 "gar ein hätten, um aus diesen Erkenntnissen zu lernen. 
Schuldenberg von 27,1 Milliarden Mark auf- Kritik übte er aber auch an der Schulpolitik 
getürmt sein« (Kopischke). des Landes Niedersachsen. Die CDU habe in 

Befremdlich stimme dabei die Tatsache, daß wenigen Jahren den Lehrermangel beseitigen 
• parallel zur Erhöhung des Schuldenstandes wollen, erinnerte er sich; Lehrer und Eltern 

auch die Arbeitslosenzahlen gestiegen seien. Die klagten aber heute zu Recht über nach wievor zu 
Arbeitslosenquote des Landes Niedersachsen - große Klassen und einen ständigen Stundenaus­
so wußte Kopischke zu berichten- habe immer fall bei gleichzeitig Tausenden arbeitsloser Pä­
»unter dem Bundesdurchschnitt« gelegen; erst dagogen.Kopischkevertratdarüberhinausauch 
seit einigen Jahren zeichne sich die negative die Auffassung, daß ,. keine der früheren Landes­
Tendenz ab. Und heute ••habe Niedersachsen regienmgen jemals die niedersächsischen Korn-

munen so stark politisch einengteund fmanziell 
beschnitt, wie die Albrecht-Regierung•. 

Aus den Fehlern der CDU-Landesregierung zu 
lernen sei das Gebot der Stunde; so leitete Ko­
pischke auf die SPD-Zielsetzungen über. Man 
müsse für das Land Niedersachsen eine P olitik 
entwickeln, die »realistischer und bescheidener 
ist als die bisherige, die aber trotzdem oder ge­
rade deshalb wirkungsvoller• sei. Unter Berück­
sichtigung der Gesamtsituation könne der tra­
ditionelle Weg zur Lösung sozialer oder poli­
tischer Probleme, nämlich einen Teil des wach­
senden Wohlstandes abzuzweigen und iii Ge­
stalt öffentlicher Leistungen neu zu verteilen, 

. »in der Regel nicht mehr begangen werden•; 
nach Meinung Kopischkes führe aber auch der 
genau entgegengesetzte Weg in die Irre; nach 
dem Motto »Sparen um jeden Preis«. 

Man könne die öffentlichen Leistungen nicht 
rücksichtslos beschneiden, die Großverdiener 
entlasten und auf die »Selbstheilungskräfte• der 
privaten Wirtschaft vertrauen; meinte Kopisch­
ke, und folgerte:» Wohin ein solcher Weg führen 
kann, sehen wir im England der Frau Thatcher• . 

Wie er abschließend bemerkte, könnte weder 
die Wirtschaft noch der Staat, weder die Arbeit­
geber noch die Arbeitnehmer, weder die Wissen­
schaft noch technische oder kaUfmännische Ex­
perten für sich allein, oder gar jedergegen jeden, 
die wirtschaftliche Leistungsfah.igkeit der Bun­
desrepublik steigern. Aber sie alle miteinander 
könnten in vernünftiger, planmäßiger Zusam­
menarbeit einen wesentlichen Beitrag dazu 
leisten. Als wichtigste Aufgabe der Landes­
politik bezeichnete er es mithin, eine Wirt­
schafts- und Strukturpolitik zu entwickeln, die 
die knappen öffentlichen Mittel entsprechend 
den besonderen Bedingungen Niedersachsens 
und seiner Region planmäßig und zielbewußt 
einsetzt, um die Wirtschaftskraft des Landes 
nachhaltig zu stärken. 

Kopischke führte Informationsgespräch mit Ravens 
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Seesen I Hannover. Am Rande des SPD-Bezirksparteitages führte der SPD-Landtagskan­
didat für den Wahlkreis 15 · Seesen•, Filter Kopischke, ein Informationsgespräch mit dem SPD­
Landesvorsitzenden und Spitzenkandidaten fürdie niedersächsische Landtagswahl am 21. März, 
Kar! Ravens. Es ging dabei um Sicherung von Arbeitsplätzen und Fremdenverkehrsinvestitio­
nen in Kopischkes Wahlkreis. Kopischke konnte die Versicherung des SPD-Landesvorsitzendeo 
Kar! Ravens mit auf den Weg nehmen, daß sich die SPD-Landtagsfraktion weiterhin für den 
Raum Seesen einsetzen wird, zumal die CDU-Landesregierung bisher die Harzregion vernach­
lässigt hat. 



,,Harzwasser AG'' fordert Oko-Gutachten 
über Konsequenzen des Harzwasserabzuges 
Umweltschiltzer bezweifeln Notwendigkelt von mehr Speicherraum - Alle Bauvorhaben sollen gestoppt werden 

: LANGELSHEIM. Ein unabhängiges, ökologisches Gesamtgutachten über die Konse- : 
: quenzen eines drastisch erhöhten Harzwasserabzuges forderte jetzt die "Arbeitsge- I 
: meinschaft Harzwasser" in Osterode. : 
• • • • •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

Das Gutathten soll die ökologisch vertret­
baren Grenzen des Harzwasserabzuges sowie 
mögliche Schädigungen des Ökosystems Harz 
aufzeigen. · 

Die Arbeitsgemeinschaft, ein Zusammen­
schluß verschiedener Umweltschutzverbände 
und Bürger initiativen aus dem Harzraum, be­
zweifelt die Notwendigkeit weiterer Talsper­
ren und Staumauererhöhungen. Die Harzwas­
serwerke (HWW) des Landes Niedersachsen, 
Initiatoren dieser Pläne, wurden a ufgefordert, 
bis zur Fertigstellung des Gutachtens sämtli­
che Bauvorhaben zu stoppen. 

Die Versammlungsleilnahmer waren einhellig 
der Meinung, daß die in der Folge des Was­
serabzuges entstehenden ökologischen Proble­
me von außerordentlicher Bedeutung für den 
südniedersächsischen Raum sind, da mit Ab­
senkungen der Flußwasserstände und Störun..: 
gen des Grundwasserhaushaltes zu rechnen 
sei. Die Maßnahmen der HWW, eine Steige­
rung des Harzwasserabzuges um 260 Prozent 

von derzeit 70 Millionen Kubikmeter pro Jahr 
auf 180 Millionen Kubikmeter pro Jahr zu er­
reichen, werden als unverantwortlich abge­
lehnt. 

Im einzelnen planen die HWW den Bau von 
zusätzlichen Wasserüberleitungsstollen zwi­
schen Grane-. Söse- und Siebertalsperre, den 
Bau der Unteren Sieberta lsperre und der 
Sammelsperren von Kulmke und Sieber mit 
Verbindungsstollen sowie den Bau der Lut­
tertalsperre. Nach Angaben der HWW dienen 
diese Maßnahmen der Trinkwassergewin­
nung, dem Hochwasserschutz, der Niedrig­
wasseraufhöhung und der Belebung des 
Fremdenverkehrs. 

Die Arbeitsgemeinschaft Harzwasser $prach 
sich gegen diese gravierenden Eingriffe in 
den Wasserhaushalt des Harzes aus. da eine 
stark ansteigende Nachfrage nach Trinkwas­
ser bei dem derzeitigen Stills tand der Bevöl­
kerungsentwicklung unwahrscheinlich sei. 
Außerdem reiche der vorhandene Hochwas­
serschutz aus, würde nicht durch Flußbegra-

digungen und andere Maßnahmen die Was­
serabflußgeschwindigkeit beschleunigt. 

Auch die Niedrigwasseraufbähung sei illu­
sorisch, denn woher soll das dafür benötigte 
Wasser kommen, wenn, wie geplant, 260 Pro­
zent Wasser mehr als bisher abgezogen wer­
den. Die erhoffte Fremdenverkehr sbelebung 
der Siebertalsperre bleibt nach Meinung der 
Arbeitsgemeinschaft aus, da mit Wasserpegel­
schwankungen um 40 Meter gerechnet wer­
den müsse. Dadurch würde eine häßliche, 
graue und be\vuchsfreie Uferzone entstehen. 
Die Erfahrungen mit den anderen Talsperren 
hätten außerdem gezeigt, daß sich , außer an 
Badetalsperren, fast nur "Kurzzeittouristen" 
einstellen, die höchstens eine Imbißbude be­
suchten. 

In den kommenden Wochen wollen die in 
der Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlos­
senen Verbände durch Postkartenaktionen 
und Rundbriefe die Bevölkerung gezielt über 
die Konsequenzen der geplanten Baumaßnah­
men für die Region informieren. Dringend 
notwendig ist diese Information der Bevölke­
rung nach Meinung der Arbeitsgemeinschaft 
auch deshalb, weil nach dem übereilten 
Raumordnungsverfahren für die Untere Sie­
berialsperre bereits in Kürze mit dem Plan­
feststellungsverfahren zu rechnen sei. 
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MdL Werner Grübmever (CDU}: 

. Dr. Linde unatdie Wahrheit : 
.Es Ist nldtt das erste Mal, ·daß Dr. Linde 

das MltteJ bösartlger Diffamierungen gebraud11, 
um dem Ruf des politis chen Kontrahenten :r.u 
schaden", dies erklärto der Oberharzer CDU­
Landtagsabgcordnete Werner GrUbmeyer. 

.. r. '. ~j,,, 

I . Mit V erfügung vom 26. Februar 1~80 konnte 
rl ie flezirk s rer~ierun!l millP.i l en, rlaß der Bund 
:lfiO 000 DM (<~uf VorsdJl,lg der Ldndesre­
~Jicrun!ll fiir den Bau des Sportplatzes he­
r f! itnestellt habe. Durdt eine erhebliche Kur-Man miisse sich liher <iie Partciverrlrosscn­

h<' il der IHir!]er nid1t wundern. w enn rficsl'r 
.. Stil cfps persönlichen Umfidll!fs" <l ls 1\usffiP.irh 
l<,h lendcr S<!ch<Jr!]Ulllente henulzt wiirde. EiqP.nl- ~­
lidJ sol lten dodt Parl<~mentarier, nanz !tlci<h, 
weldwr Partei sie angehören, gcmcins<~ m ZUIIJ 

Wohl der M ensdJCn bzw. Kommunen arbcil. Fr 
- so Grübmeyer - biete seine Zusammenur­
beit, tro lz der wiederholten bt!l c idinenden An· 
griffe bes timmter Politiker, i.lUtil w eiter hin an. 

zunrr der Mittel, die der Aund dem Lclnd 
Niederselchsen zuweisen wollte, kam en ddnn 
die Zll!fi!Sd!]ten Mitlei nidlt zur 1\uszahlun!l · 

Nur rlurm rn ei nen pcr~önlichf!n Einsa lz 
lddrl.c sid1 die LandeHegierung herciJ, 
vorzeitiue Erlaubnis zum Bdubeginn zu 
teilen . 

::r. 
die 
er-

.. Die Leistungsbilanz meiner 1\rbeit fiir die 
nernstadt und die Samt!JCmcinrle". m!'inte dP.r 
Lt~ndLd!fSdbfiP.Ordn e te, .hält j edem, clher dlldl 
jedem Ver!lleich im Untersd1ietl zu Lancltii!JS· 
und Bundestagsahgeordneten rler SPD sto1ndl" 

Zum ProbiPrn <ies Sportplal:ws in Wi ldemann 
wolle er, G rübmeyer, nur auf zwei Fclkt!'n h i•l· 
weisen : 

Nod1 am 22. f>ebrucll' 19!:10 erkldrtc Dr. Linde, 
tlc~ß rlcr ßund !JCnÜ!Jentl Geld für so ld1e Vor­
hc~bcn zur Verfügung sleiJe, w enn nur das Lond 
si<.h verpflidJte, mi lzuzi chen. Di(~s i st fllr j eden 
nddnule~<:n in den OA vorn selben Datum. Nun. 
sieht es so <HIS, als werde wieder der HMzr<lllnt, 
ohnehin sd1on durch seine Randlane bonach tc l­
lint. drrrd1 die Sparpl..ine der Donner SPD/IFDP· 
RcrJiNun!J als einer der ersten zur K asse !JC· 
beten. Du, 



.. lf•i!' t.nrec.~ !I!. 

· • .,'j 

r ·- ... ~..'V!:~ bnl 

.. Es ist nidll das erste Mal, daß Dr. Linde 1. 
das Mittel bösartiger Diffamierungen gebrauCht, 

Mit Verfügung· vohl 26. Fel:iru·ar 1980 konnte 
die Bezirksregierung mitteilen, daß der Bund 
160 000 DM (auf ·vorschlag der Landesre­
gierung) für den Bau des Sportplatzes be­
reitgestellt habe. Durdl eine erhebliche Kür­
zung der Mittel, die der Bund dem Land ' 
Niedersamsen zuweisen wollte, kamen dann 
die zugesagten Mittel nicht zur Auszahlun!J, · : 

um dem Ruf des politischen Kontrah enten zu 
schaden", dies erklärte der Oberharzer CDU· 
Landtagsabgeordnete Werner Grübmeyer. 

Man müsse sich über die Parteiverdrossen­
heit der Bürger nicht wundern, wenn dieser 
,.Stil des persönlichen Umgangs" als Ausgleich 
fehlender Samargumente benutzt würde. Eigent- 2 lid1 sollten doch Parlamentarier, ganz gleidl, . · 
weldler Partei sie angehören, gemeinsam zum 
Wohl der Menschen bzw. Kommunen arbeit. Er 

Nur durdl meinen· persönlidlen E insatz er­
klärte sidl die Landesregierung bereit, d ie 
vorzeitige Erlaubnis zum Baubeginn zu er­
teilen. - so Grübmeyer -' biete seine Zusammenar­

beit, trotz der wiederholten beleidigenden An­
griffe bestimmter Politik.er, auch weiterhin an . 

• Die Leistungsbilanz meiner Arbeit für die 
Bergstadt und· die Samtgemeind·e"; meinte der 
Landtagsabgeordnete, .. hält jedem, aber audl 
j edem Vergleich im Unterschied zu Landtags­
und Bundestagsabgeordneten der SPD stand!" 

Zum Problem des Sportplatzes in Wildemann 
wolle er, Grübmeyer, nur auf zwei Fakten hin­
weisen: 

Nod1 am 22. Februar 1980 erklärte Dr. Linde, 
daß der- Bund genügend Geld für soldle Vor­
haben zur Verfügung stelle, wenn nur das Land 
sidl verpflidlte, mitzuziehen. Dies ist für jeden 
nadlzulesen in den DA vom selben Datum. Nun. 
sieht es so aus, als werde wieder der Harzraum, 
ohnehin schon durdl seine Randlage benadltei· 
ligt, durdl die Sparpläne der Bonner SPD/iFDP· 
Regierung als einer der ersten zur ·Kasse ge­
beten. Bu, 

l.f. 2 . 19JZ 

~eset6tie/e 
tA uBer Verantwortung der Redakttxo · 

· IKürzunqen vorbehalten) 

Beric von Dr. Linde 
Es ilst sdlon traurig mit anzusehen, w ie 

Dr. Linde immer wenn er merk t, daß ein andere r 
Abgeordneter mehr Erfolg und aud1 belieb ter 
ist als er, sidl immer zu Beleidigungen hinreißen 
läßt. So empfinde idl es jedenfalls (siehe Fall 
Grübmeyer .. MündlhaUJ5en von W ildemann"). 

·Wer wohl der größere Münchhausen aus dem 
Oberharz ist, darüber, so glaube idl; braudlt 
man nidlt lange nachzudenken. 

Eridl Mülle r 

* 
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CDU-Fraktion prüfte Frage derfmanzieller Erleichterungen beim Grunderwerb 
Zurückhaltung bei Erweiterung der Erschließung des Baugebietes »über der Brunsche« 

Lutter. (bo) Unter dem Vorsitz von Samt· 
gemeindebürgermeister Paul Markus hatte sich 
die CDU-Fraktion mit der Frage zu befassen, ob 
beim Verkaufvon Baugrundstücken finanzielle 
Erleichterungen gewährt werden sollten, um 
dadurch neue Kaufinteressenten zu gewinnen. 

Hierzu wurden die von der Verwaltung er­
arbeiteten Finanzierungsbeispiele eingehend 
geprüft. Man kam in der Fraktion überein, 
Bauwilligen alternative Finanzierungsmöglich­
keiten anzubieten. 

Die Empfehlung des Bauausschusses, die Er­
schließung »Über der Brunsche« um neun Bau­
plätze zu erweitern, wurde von den CDU-Rats­
herren mit Zurückhaltung aufgenommen. 

Durch diese Maßnahme würden sich zwar die 
Erschließungskoten je Quadradmeter verrin­
gern, müßten aber mit zusätzlichen Kreditauf­
nahmen finanziert werden. 

Als weiteren Punkt der Beratungen im Bau­
und Planungsausschuuß hob Ratsherr Gerhard 
Adam die Bereitstellung von 30000 Mark im 
Haushalt 1982 für die Planung einer Mehrzweck­
halle in Lutter hervor. Hierzu »habe er im Gegen­
satz zur SPD seine Zustimmung nicht geben 
können, da der vorgesehene Betrag nur einen 
Teil der tatsächlichen Planungskosten aus­
mache« sagte er. »Habe man die Planung erst 
einmal in Gang gesetzt, werde der Rest schon 
folgen «, dies hätten frühere Planungen gezeigt! 

Aus dem Bericht von Ratsherrin Renate Nie­
mann über die Arbeit des Ausschusses Jugend 
und Sport ging hervor, daß zwischen der Ge­
meinde un dem TSV Lutter Einigkeit über einen 
neuen Pachtvertrag erzielt werden konnte. » Vor 
allem die Übernahme des Hartplatzes und cüe 
damit verbundene Unterhaltung hätten eine 
Regelung der finanziellen Seite zwingend not­
wendig gemacht~ führte sie weiter aus. 

Mit den Vorständen der Verbände und Ver­
eine in Lutter, Ostlutter und Nauen will die 
CDU-Fraktion Informationsgespräche führen, 
um sich über deren Arbeit ein besseres Bild 
machen zu können. 
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Gemeinde Lutter will Bauherren 
Grundstückskauf erleichtern 

CDU-Fraktlonssltzung - Gegen Ausweisung von mehr Bauplätzen 

LUTTER. U~ter dem Vorsitz des Samt­
gcmeindebürgermeisters Paul Markus be­
faßte sich die CDU-Fraktlon mit der Fra­
ge, ob beim Verkauf von Baugrundstücken 
finanzielle Erleichterungen gewährt wer­
den sollten, um dadurch ~eue Kaufinteres­
senten zu gewinnen. 

Hierzu wurden die von der Verwaltung er­
arbeiteten Finanzierungsbeispiele eingehend 
geprüft. Man kam in der Fraktion überein, 
Bauwilligen alternative Finanzierungsmög­
lichkeiten anzubieten. 

Die Empfehlung des Bauausschusses, die 
Erschließung ,.Über der Brunsche" um neun 
Bauplätze zu erweitern, wurde von den COU­
Ralsherren mit Zurüclthaltung aufgenommen. 
Durch diese Maßnahme würden sich zwar die 
Erschließungskosten je Quadratmeter verrin­
gern, sie müßten aber mit zusätzlichen Kre­
dit:mfnahmen finanziert werden. 

Als weiterer Punld der Beratungen im 
Bau- und P lanungsausschuß hob Ratsherr 
Gerhard Adam die Bereitstellung von 

30 000 DM im Haushalt 1982 für die Planung 
einer Mehrzweckhalle in Lutter hervor. Hier­
zu habe er im Gegensatz zur SPD seine Zu­
stimmung nicht geben können, da der vorge­
sehene Betrag nur einen Teil der tatsächli­
chen Planungskosten ausmache, sagte der 
Ratsherr. Habe man die Planung erst einmal 
in Gang gesetzt, werde der Rest schon folgen 
- dies hätten frühere Planungen gezeigt, so 
Adam. 

Aus dem Bericht von Ratsherrin Rennte 
Niemann über die Arbeit des Ausschusses Ju­
gend und Sport ging hervor, daß zwischen der 
Gemeinde und dem TSV Lutter Einigkelt 
über einen neuen Pachtvertrag erzielt werden 
konnte. "Vor allem die Übernahme des Hart­
platzes und die damit verbundene Unterhal­
tung hätten eine Regelung der finanziellen 
Seite zwingend notwendig gemacht", !tihrte 
Renate Niemann weiter aus. 

Mit den Vorständen der Verbände und Ver­
eine in Lutter, Ostlutter und Nauen will die 
CDU-Fraklion Informationsgespriiche fUhren, 
um sich über deren Arbeit ein besseres Bild 
machen zu können. 

Beobachte r 

--· 
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Justizminist·e'r P'rof. Schwi·nd 
am Freitag in Clausthai-Zellerfeld 

· .. • · • •· • • i'i ~:r .o. ' .: .~-. · 

Der . N_i~dersächsische J.us!izminister, Professor 
Schwi~1c1. ·kommt heute zu · einein lnformatlonsbe-" · 
such in di"e Bergstadt Gemeinsam mit dem CDU­
Landtagsabgeordneten Werner Grübmeyer wird 
der Justizminister dem Amtsgericht Clausthai­
Zellerfeld einen Besuch abstatten, Am Abend 
wird Prof.\ Schwind die Gelegenheit nutzen, auf 
einer öffentlichen Veranstaltung der CDU ln der 
Bergstadt zu sprechen. Diese Veranstaltung fin­
det heute abend um 19.30 Uhr in Wolfs Hotel 
statt. Das Thema des Abends wird ,.Niedersach­
sen vor der Landtagswahl" lauten. Interessierte 
Bürger, 'Freunde der CDU und alle CDU-Mitglie­
der sind zu dieser Veranstaltung . recht herzlich 
eingeladen. 

--· 
Seesener Beobachter 
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Ministerbesuch in der Ha~tadt Seesen 

S e es e n . Mit_tisterbesuch in der Hanstadt Seesen: Gestern war der niedersächsische Justiz­
minister, Professor Hans-Dieter Schwind (zweiter von links), Gast des Seesener Amtsgerichtes. 
Er wurde vom CDU-Landtagskandidaten Wemer Grübmeyer, vom Leiter des Amtsgerichtes, 
Bemward Heldt, und vom zweiten stellvertretenden Bürgermeister der Hanstadt, Wolfgang 
Rietschel, begrüßt. Wie Schwind gegenüber dem »Beobachter~ erklärte, stehe sein Besuch in 
Seesen im Zusammenhang mit einer landesweiten Bereisung »Seiner<< Amtsgerichte. Ein aus­
führlicher Bericht folgt. Foto: Poerschke 
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- . . . llStizminister-Besuch 1n der Harzstadt Seesen: 

Nachdriickliches Plädoyer für's »kleine Amtsgericht« 
Gespräche in gelöster Atmosphäre • Situationsbericht und »Wunschkatalog« .. 

Se e s e n . (poe) »Das Ist der erste Justizminister, der uns in den vergangeneo 44 Jahren einen 
~uch abstattete«, meinte rückblickend ein Mitarbeiter, der es wissen muß, steht er doch schon 
it fast viereinhalb Jahrzehnten in den Diensten Justitias. Am Freitag machte, wie bereits kurz 
wähnt, der Niedersächsische Justizminister Professor Dr. Hans-Dieter Schwind Station in der 
!li'7.Stadt; gut zwei Stunden langbesichtigte er das ehemalige Amptshauß; sprach er mit dem 
~iter des Amtsgerichtes, Bemward Heldt, und mit den Mitarbeite.m. Die Atmosphäre war 
:löst; sicherlich nicht zuletzt eine Folge der Tatsache, daß der Justizminister ein »Gegner von 
!mentbauten« ist und sich in der ,.Burg Sehusa" an allen Ecken mit der Geschichte konfrontiert 
h. Er lobte das Betriebsklima; meinte in einer kleinen Pressekonferenz am Schluß der sight­
eing-Tour: »So viel gelacht, wie in den letzten zwei Stunden, habe ich selten.« 

Was es zu lachen gab, wer weiß das schon! 
eher ist nur, daß es auch »recht wenig Grund 
un Klagen" gab. Zu mal Professor Dr. Schwind 
it einem einzigen Satz mögliche Bedenken 
1sräumte, die auch »nur im entferntesten etwas 
it einer Bestandsgefährdung des Seeseiler 
mtsgerichts« zu tun haben könnten. Im Gegen­
il: Er, Schwind, plädiere nachdrücklich für das 
deine Amtsgericht«; unternehme sogar alles, 
:n diese Einrichtungen der Justiz zu stärken. 
ie früher einmal propagierte »Auflösung klei­
:!r Amtsgerichte« bezeichnete er schlichtweg 
s »justizpolitische Fehler«, da so die Bürger­
ilie verloren gehen würde. · Rechtsprechung 
ann nur vor dem sozialen Hintergrund erfol­
~n «, betonte Schwind; mithin dann, wenn man 
ie örtlichen Gegebenheiten kennt. 

Es brauche also nicht über die Frage des 
Bestandsschutzes diskutiert zu werden, erklärte 
er in diesem Zusammenhang; die Zielsetzung 
seines Ministeriums sei da ganz klar. Man wolle 
die »kleineren Amtsgerichte ausbauen«; sei es 
durch die Übertragug von »Landwirtschafts­
angelegenheiten«, sei es durch die zusätzliche 
Übertragung von Konkurs- und Vergleichsver­
fahren«. Mehr noch: Erwogen werde zudem, den 
Amtsgerichten eventuell auch· die Bearbeitung 
von Ordnungswidrigkeits-Verfahren zu übertra­
gen. Schwind: »Allein daran wird deutlich, daß 
wir das kleine Amtsgericht bejahen.« 

Allerdings setzt eine umfangreiche Aufgaben­
stellung auch einen erhöhten Personalbestand 
voraus. Das Gericht Seesen nun, von der perso­
nellen Ausstattung her in den vergangenen Jah-

espräche mit Amtsgerichts-Mitarbeitern: Niedersachsens Justizminister Schwind (Mitte) 
ihrte sie am vergangeneo Freitag. Neben ihm Wolfgang Rietschel (2. stellvertretender Bürger­
leister der Hso .... c:toiU\ Foto: Poerschke 

reneher bescheiden, könne zumindest dann n 
. einer weiteren Richterstelle »nebst Unterba 
rechneh, wenn in der Tat die Bußgeld-Verfah1 
künftig von den Amtsgerichten bearbeitet w 
den sollten. 

Hinsichtlich der sonstigen, personellen A• 
stattung verwies Minister Schwind auf die : 
s tändigen Stellen in Braunsch'weig; er sell 
habe in den vergangenen Jahren allerdi1 
dafür Sorge getragen, daß rund 1000 Mitarbe i 
mehr in den Dienst der Justiz berufen wurd 
darunter 346 Richter und Staatsanwälte. 

Allein: Er wußte auch, das irgendWann eim 
die >>Grenze 'der Gerechtsgewährur'lg« errei. 
werde; nicht umsonst hätten· sich die Länd 
J'ustizminister zusammengesetzt, um überM 
lichkeiten zur zügigeren Abwicklung von V 
fahren zu beraten. Im Mai dieses Jahressol 
übrigens die entsprechenden Gesetzesentwii 
eingebracht werden. 

Gedacht sei' unter anderem an Alternativen 
gerichtlichen Streiterledigung. Verwiesen v. 
de da auf die durch den Braunschweiger 01 
Iandesgerichtspräsidenten RudolfWasserm: 
angesprochene, herkömmliche SchiedsgericJ 
barkeit, daneben aber auch auf dieSchlichtw 

Fortsetzune- auf Sei 
Fortsetzung von Seite 3 

s tellen der Ärztekammern, des Kraftfahrz~ 
handwerks und auf ähnliche Einrichtungen 
diesen Bereich gehörten zudem aber auch E: 
gungen, Rechtsmittel wegfallen zu lassen :. 
zu beschränken. 

Spezielle Ausführungen machte der Lano 
minister indes zum Asylanten-Verfahren. 
gehe nicht an, daß bei rund. 100000 Asylbco. 
bern die entsprechenden Verfahren teil weis, 
zu sieben Jahren dauerten; zu mal sicher sei 
90 P rozent aller Asylbewerber nicht aus r· 
sehen, sondern aus wirtschaftlichen GrüJ' 
ihre Heimat verlassen ' würden. 

Wie gesagt: Grundsätzliche Probleme ht•l 
der Minister und der Leiter des Amtsgeriet I 
Bernward Heldt, nicht zu erörtern. Weru1f!l• 
man die Teilnahme des CDU-LandtagsabgP• 
neten Werner Grübmeyer nutzte, einige klei1 
Wünsche anzumelden. So müßte, wie unter: 
chen wurde, den Räumen des Amtsgerichte:, 
freundlicheres Aussehen verliehen wen 
Farbe soll's möglich machen . 

Grübmeyer notierte sich zudem das Fel 
des Wetterhahns, der einst das Gemäuer krb 
und - die fehlende ·Fahnenstange. Vielle 
wird sie so rechtzeitig installiert, daß sicl 
diesem Jahr zum Sehusafest bunte Fahner. 
Winde wiegen können. 

Die Anwesenheit des Landgerichtspräsil 
ten Wilheltn Kutscher bot den Mitarbeitern 
Seesener Amtsgerichtes zudem dieMöglichl· 
auf die personellen Engpässe im Schreib- 1 

mittleren Dienst einzugehen. Man verband . 
Situationsbericht mit der Bitte, zu prüfen, o 
diesem Bereich in absehbarer Zeit nicht ' 
Stellenaufstockung realisierbar sei 

Apropos Sehusafest: Der zweite stellvertre 
4e Bürgermeister, Wolfgang 'Rietschel, lud 
Minister zum diesjährigen historischen 'Irei 
auf den Straßen der Harzstadt ein. Ob er " 
kommt? 





R Detlef Drape fCDU): 

"Der Haushalt ist zwa·r angespannt, 
ab·e'r noch n·i ~cht kritisch" 

MdL Werner Grübmeyer lud zu einem Gespräch 
mit dem Sprecher der CDU-Landtagsiraktion für Haushalts- und .Finanzfragen ein 

"Was Ravens forder t, haben wir längst er­
fülll", erldärte Detleff Drape, Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion für llaushall s- und Fi· 
nanzfragen in einem Gesprlidt mit der Presse, 
zu dem der Landtagsabgeordnete Grübmeyer 
am Donnerstag, 4. Februar, in Seesen einge­
laden hatte. 

Ravens sei der Meinungi, daß e in Investi­
tionsprogramm von 500 Mio. DM falsch sei, so 
Drape, und eine Erhöhung der Förderzinsab­
gabe ein neuer bürokratischer .Bremsklotz• 
wäre. Die CDU sei jedoch anderer Ansicht und 
handele. Zwar sei der Haushalt sehr ange­
spannt, könne jedoch nicht a ls krilisdl bezeidl­
net werden. Sdlwierig sei im Haushalt 198:!, 
daß die · Steuerehrnahmen nodl einmal nadl 
unten korrigiert wurden, was einen Steueraus­
fa ll innerhalb von zwei Jahren in Höhe von 
1,7 Mr<;i. DM zur Folge habe. 

Trotzdem, so Drape, habe die Fraktion mit 
der Regierung und dem Finanzausschuß sich 
Gedanken über zusälzlidle Investitionen ge­
madlt und zu dem regulären Programm ein 
Sonderprogramm entwickelt. Da der Erdölför­
derzins von 490 Mio. DM auf 1 390 000 DM 
erhöht werden konnte, seien also trolz Strei­
chungen weitere Investitionen möglich. 

Das Sonderprogramm sieht z. B. vor, statt 
200 Mio'. DM 300 Mio. DM für den Hodlschul­
bau zu investieren. Für den Studentenwohn­
heimbau wurden 1981 nur wenige Millionen, 
für 1982 dafür ca. 50 Mio. DM veransdllagt. 
.Auch hier werden wir neue Wege gehen", 
meinte D. Drape. 360 neue Studentenwohnheim­
·plätze seien geplant, allerdings nidlt in der 
Form von Neubauten, sondern alte Bauten sol­
len renoviert werden. Außerdem seien außer-

halb des Haushalls der Bau von 950 Wohnun­
nungen für verheiratete Studenten geplant. 

195,4 Mio. DM stehen für den sozialen Woh­
nungsbau zur Verfügung. Das Wohnungsbau­
Sonderprogramm, erklärte Drape, sei für Kill­
derreidte, junge Familien und Altenwohnungen 
vorgesehen. Mit diesem Beitrag sei .ein weite­
rer Bau von rund 5 000 Wohnungen möglidl. 
Da jedoch schon im Grundhaushalt 1 800 neue 
Wohnungen eingeplant seien, madle dies eine 
Summe von 6 800 Wohnungen, was sich natür­
Jidl auch auf das Zonenrandgebiet auswirken 
werde. 

Die gesamte Bauinvestition belrage e twa 
800 Mio. DM und sdlaffe über 13 000 Arbeits­
plätze für mindestens ein Jahr. 

Mit dem regulären Programm und dem Son­
derprogramm werde in Niedersamsen ein In­
vestitionsvolumen von über 1,5 Mrd. DM er­
warte t. Drape nannte weitere Maßnahmen des 
neuen Sonderprogramms. Insgesamt wurden für 
das Sonderprogramm 490 Mio. DM veransdllagt 
und der Rest, also fast eine Milliarde, geht zur 
allgemeinen Deckung in den Haushalt ein. 

Die Priorität der Arbeitslosigkeit müsse man 
weiterhin ernstnehmen, die Konsolidierung des 
Haushalts konsequent fortführen und durch 
die Erhöhung des Förderzinses mehr investie­
ren, stellte Drape fest. 

Die Vorwürfe der SPD, die Verschuldung 
habe sich, seit die CDU regiere, zweifach oder 
gar dreifach verdoppelt, bezeidlnete Drape als 
unverschämt . 1976 habe die Verschuldung 12,u82 
Mrd. DM betragen (damals regierte die SPD), 
1981 betrage die Verschuldung 22,770 Mrd. DM, 
also rund 3 Milliarden' weniger als e ine Ver­
doppelung. es 

~~ .. --....~~~:~ ......,..~. ~- _.....,........~ ~..,.--~ 
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Detleff Drape, Sprecher der CDU-Landtagsfraktio n für Haushalts- und Finanzfragen (rechts) und 
Werner Grübmeyer (MdUCDU) bei einem Pressegespräch in Seesen. Foto: es 
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den letzten zehn Jahren zu verzeichnen, teilte 
Minister Schwind mit. Die Konfliktbereitschaft 
der Bevölkerung habe zugenommen, die Bürger 
würden ja geradezu ermutigt, sich zu streiten; 
diese Welle spüre man nun sehr deutlich. Im 
Strafrecht habe man es mit einem verminderten 
Unrechtsbewußtsein, vor all~m bei Jugend­
lichen, zu tun. So meinten ca. 60 Prozent der 
Jugendlichen, Hausbesetzungen seien legal. 
Ebenfalls gelte der Ladendiebstahl bei ihnen als 
Kavaliersdelikt. Steigende Tendenz zeigten auch 
die Ordnungswidrigkeiten. Der Minister for­
derte, den Mindestbetrag auf 100,- DM hoch­
zusetzen. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit sei 
stark belastet du ich die Asylvepabren: 200 000 
Asylanten gäbe es in der gesamten' Brindesrepu-· 
blik, und das Verfahren da·uere dur-mschnittlich 
zwei bis drei Jahre. Danach sei eine Abschie­
bung oft nicht mehr mög}ich, weil die Leute 
untergetaucht seien. 90 Prozent seien Wirt­
schaftsasylanten und keine politischen, daher 
habe man einen Gesetzentwurf vorgelegt, um 
das Verfahren zu vereinfachen. Das sei ein ge­
meinsamer Vorstoß von CDU und SPD regierten 
Ländern, nur bedauerlicherweise habe die Bun­
desregierung noch nichts unternommen, wie 
auch in vielen anderen Bereichen. 

Im Bereich der Juristenausbildung bemühe 
sich das Land Niedersachsen um eine Verein­
heitlichung, denn ein Uni-Wechsel sei derzeit 
bei der Vielfalt der Ausbildungsgänge kaum 
möglich. Im Hinblick auf die Juristenschwemme 
stellte Schwind fest, daß sie das Ergebnis der 
katastrophalen Bildungspolitik der SPD sei, man 
brauche keine Politologen, Soziologen usw., 
sondern Facharbeiter. Hier werde am Bedarf 
vorbeiproduziert 

In' der Humaniserung des Strafvollzuges sei 
man in Niedersachsen ein gutes Stück vorange­
kommen. Man habe die modernste Jugendstraf­
vollzugsanstalt Europas in Niedersachsen und 
habe in den sechs Jahren seit Obernahme der 
Regierung rund 1000 neue Haftplätze gebaut. 
1"ätig sei man außerdem bei der Wiedereinglie­
derung in der Entlassenen in die Gesellschaft. 
Dort arbeite man erfolgreich eng mit den Wohl­
fahrtsverbänden zusammen. Man habe eineu 
Resozialisierungsfond geschaffen, der bei der 
Schuldenregulierung helfe und es ermögliche, 
daß die Straffälligen nicht an die Schuldner, 
sondern an den Staat zahlten. Die Rückzah­
lungsquote betrage 100 Prozent. 

Daß im Bereich der vorbeugenden Kriminali­
•tät vieles geschehen müsse, zeige die Steige­
rungsrate bei den Verbrechen. Vor 15 Jahren 
habe man 1,8 Millionen Straftaten verzeichnet, 
1980 seien es 3,9 Millionen in der Bundesrepu­
blik gewesen. Vor allem die Zunahme bei den 
Jugendlichen Straftätern sei erschreckend. Pro­
fessor Schwind führte einige mögliche Gründe 
an, so z. B. die hohe Scheidungsquote, berufs­
tätige Eltern, nicht-intaktes Familienleben, fal­
sche Erziehung in der Schule und fehlende Vor­
bilder. Zum anderen machte er das gestiegene 
Anspruchsdenken für die Steigerung bei den 
Straftaten verantwortlich. Auch müsse man die 
hohe Quote bei den Gastarbeitern, vor allem 
hier auch bei den Jugendlichen, sehen. Es gelte, 
den Zuzug von Nachzugskandidaten zu stoppen, 
dabei aber nicht die schon hier arbeitenden zu· 
rückzuschicken in ihre Heimatländer, sondern 
durch gezielte Industrieansiedlung in den Hei­
matländern den Gastarbeitern die Rückkehr zu 
ermöglichen. 

Abschließend wies Minister Prof. Schwind auf 
etliche Modellversuche hin, bei denen das Land 
Niedersachsen Vorreiter ist und die voller Auf­
merksamkeit von den anderen Ländern verfol!Jl 
werden, um hier gemachte Erfahrungen über-
nehmen zu können. HaBe 





.,Land hesitzt ein eigenes Förderprogramm " · 

490 Millionen Mark für .Investitionen 
Heinz-Detleff Drape sprach in Seesen- "Haushalt wird weiter konsolidiert werden" 

Seesen. Was die Sozialdemokraten, allen voran Fraktionsvorsitzender Karl 
Ravens, in der Vergangenheit ständig gefordert hätten, sei von Landesregierung 
und CDU-Landtagsfraktion in Hannover schon seit geraumer Zeit (genauer seit 
den Beratungen zum Landeshaushalt 1982, der Ende Februar verabschiedet 
werden soll) verwirklicht worden. Heinz-Detleff Drape, stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender der CDU im Landtag und haushalts- und finanzpoliti­
scher Sprecher seiner Fraktion, betonte dies arn Donnerstag in einer 
Pressekonferenz in Seesen, die er als "Hilfestellung" für seinen Landtagskolle­
gen und CDU-Kandidaten im Wahlkreis Seesen, MdL Wemer Grübmeyer, 
bezeichnete. 

Heinz-Detleff Drape legte in der 
Pressekonferenz eine Zusammenstel­
lung der für 1982 geplanten zusätzli­
chen Investitionssummen vor, die eine 
zahl von 490,5 Millionen Mark errei­
chen soll. Insbesondere, so betonte der 
CDU-Abgeordnete, habe man durch 
Verhandlungen mit den erdölfördern­
den Firmen erreicht, daß der Förder­
zins von 22 auf 32 Prozent erhöht 
wurde, so daß allein daraus statt 
bislang rund 900 Millionen nunmehr 
ein Betrag von 1,39 Milliarden Mark in 
die Staatskasse fließen wird. Das sei, so 
Drape, aber vor allem auch deshalb so 
wichtig, weil Mindereinnahmen auf 
dem Steuersektor insgesamt rund 
1,7 Milliarden Mark ausgemacht hät­
ten. Dem gelte es natürlich ·gegenzu­
steuern. 

Die Finanzierung dieses 490-Millio­
nen-Programms sieht Heinz-Detleff 
Drape gesichert durch eben die ge­
nannten Mittel aus der Förderzinser­
höhung, durch Umschichtungen inner­
halb des Haushaltes und Verpflich­
tungsermächtigungen der kommenden 
Jahre. Darüber hinaus aber, so betonte 
der finanz- und haushaltspolitische 
Sprecher, sei wohl k;ein Sonderpro­
gramm mehr zu finanzieren: .,Die 
Mark, die ich habe, kann ich nur einmal 
ausgeben." 

Eingehend befaßte sich MdL Drape 
mit der von Ministerpräsident Ernst 
Albrecht vor vier Jahren verspreche· 
nen Konsolidierung des Staatshaus­
halts und betonte, auch 1982 werde die 
Netto-Kreditaufnahme 2,3 Milliarden 
Mark nicht übersteigen, und die von 
seiten der SPD kolportierte Zahl der 

Verdoppelung oder gar Verdreifachung 
des Schuldenvolumens des Landes 
Niedersachsen habe sich als falsch 
erwiesen: Als die Union 1976 das Ruder 
übernommen habe, seien 12,682 Mil­
liarden Mark Schuldenvolumen regi­
striert worden. Heute sei dieses Volu­
men auf nur 22,770 Milliarden Mark 
angewachsen- im Vergleich zu ande­
ren Ländern, vor allem aber im 
Vergleich zum Bund ein recht geringes 
Wachstum. 

Im Mittelpunkt der Bestrebungen 
des Landes stehe die Verbesserung der 
Infrastruktur (Drape nannte dabei vor 
allem das Projekt Dollarthafen in 
Emden), die aber innerhalb von vier 
Jahren noch gar nicht greifen könne. 
Die Maßnahmen der Landesregierung 
wirkten sich vermutlich erst 1986 aus. 
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Der stellvertretende Vorsitzende der CDU·landtagsfraktlon, Detleff Drape (rechts), 
berichtete über den Landeshaushalt Unks neben Ihm Mdl und CDU-Landtagskandl· 
dat Wemer Grübmeyer, der Im Wahlkreis Seesen kandidiert. 
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r.~~l~r~r.hP. 7P.;tuna Offentliehe Anteigen Ho~~~~-leitung Seesener Beobachte;' 
lehr Mittel für Hoch-, Tief- und Straßenbau • Mittelstandsförderung wird intensiviert: 

490 Millionen Mark zusätzlich für Investitionen 
Haushalts- und Finanzexperte der CDU-Landtagsfraktion, Detleff Drape, zum Etat 1982 

S e es e n . (poe) Eine mögliche Oberschrift wurde gleich mitgelie­
rt: •Der Haushalt des Landes Niedersachsen .. - so formulierte es der 
>recher der CDU-Landtagsfraktion für Haushalts- und Finanzfragen, 
~tleffDrape (MdL)- »ist zwar angespannt, aber noch nicht kritisch.« 
!Chs Wochen noch bis zur Landtagswahl; man merkt's auch in der 
arzstadt Seesen. Je. näher der Wlhltennin rückt, umso »hochkaräti­
:r« die Politiker, die zu landespolitischen Themen gezielt und umfas­
nd informieren. Detleff Drape gab denn auch unumwunden zu, daß 
ine Reise in die über lOOOjährige Harzstadt als Schützenhilfe für den 

CDU-Landtagsabgeordneten Wemer Grübmeyer, Kandidat für d 
Wahlkreis 15 - Seesen -, anzusehen sei; er warte~e aber auch n 
interessanten Zahlen auf. Und miteinem Maßnahmenkatalog, wie m 
zum einen der hohen Arbeitslosigkeit und zum anderen der niedersäe 
sischen Strukturschwäche begegnen könne. Wenngleich auch 
wußte, daß alles seine Zeit braucht. Drape: .. um die strukturell 
Schwächen des Landes Niedersachsen als Folge einer verfehlten Stru 
turpolitik in den Jahren der SPD/FDP-Regierungsverantwortung 
beseitigen, reichen vier Jahre nicht aus.« 

u in Seesen: Detleff Drape, Experte der CDU-Landtagsfraktion in Sachen Haushalt und Finan­
n. Links neben ihm: Wemer Griibmeyer. Foto: Poerschke 

Harte Worte gegen die ehemaligen Landes­
gierungen; harte Worte aber auch an die 
:lresse der Bonner Koalition. Es stimme nicht, 
tß Wirtschaftspolitik in den Ländern gemacht 
erde, betonte der Landespolitiker; die »Finanz­
ld Wirtschaftspolitik wird in Bonn gemacht. 
nd die Länder können da nur flankierend tätig 
erden.« 
Klar, daß der Bereich »Haushalt- und Finan­
n• im Mittelpunkt seiner Ausführungen stand. 
rape ging auf die Ausgangssituation ein; merk­
an, daß das Land Niedersachsen im letzten 

ihr 350 Millionen Mark durch das seinerzeit 
,rabschiedete .. steuerpaket • eingebüßt habe. 
eitere 700 Millionen Mark mußten »in den 
ind geschrieben werden•, weil die Steuerein­
thmen nicht die Höhe erreichten, die geschätzt 
orden war. Über eine Milliarde Mark Steuer­
indereinnahmen habe man mithin im letzten 
thr verkraften müssen; Probleme gab's aber 
tch beim 82 Etat. Dort seien es rund 650 Millia­
m Mark an Mindereinnahmen gewesen (rund 
0 Millionen Mark netto), die es 211 Verschmer­
n galt. Drape: ,. Wenn man dann noch überlegt, 
tß uns nur ein freier Spielraum von rund zwei 
rozent vom Haushaltsvolumen bleibt (alles 
tdere ist teilweise rechtsverbindlich festge­
gt), so kann man erahnen, wie schwierig es ist, 
npulse zu geben.• . 

Zusätzliche Mittel 
für Investitionen 

Dennoch habe die CDU-Landtagsfraktion, so 
etleff Drape nicht ohne Stolz, die Mittel für 
ne Reihe »Zusätzlicher Investitionen freischau­
In könne n«. Und damit meinte er eine zusätz-

liehe Investitionssumme von 490,5 Millionen 
Mark. Sie sollen die Impulse auslösen, die die 
Wirtschaft im Fläche nland Niedersachsen 
braucht. 

Wie nun sieht das Sonderprogramm aus? Im 
Bereich des Hochbaus wurden - wie Drape 
kundtat - in den Haush<Ht '82 insgesamt 16,5 
Millionen Mark mehr als 1981 eingestellt. Hinzu 
kämen fünf Millionen Mark zusätzlich flir den 
Bau des J ustizzentrums, 18,6 Millionen Mark für 
die Förderung der Krankenhäuser und 100 Mil­
lionen Mark mehr für den Hochschulbau. 

195 Millionen mehr 
für den Wohnungsbau 

Ebenfalls derri Sektor .. Hochbau" hinzuzu­
rechnen seien als Mehrinvestitionen 50 Millio­
nen Mark für den Studentenwohnheimbau und 
195,4 Millionen Mark für den sozialen Woh­
nungsbau (davon 50 Millionen Mark im Rahmen 
von Verpflichtungsermächtigungen für die 
nächsten Jahre). . 

»Gravierend«,·SO Drape, seien aber auch die 
zusätzlichen Mittel, die in den Bereich »Straßen­
bau« fließen würden. So weise der Haushalt des 
Landes Niedersachsen allein für Unterhaltung 
und Instandsetzung ein Mehr von 1,3 Millionen 
·Mark auf; 20 Millionen Mark zusätzlich kommen 
1982 durch Ergänzungsvorlagen zum Tragen; 
rund 15 Millionen Mark durch die Initiative von 
Fraktion und Regierung. Zwei Millionen Mark 
mehr als 1981 wurden in de·n Etat beim Haus­
haltsansatz "Verbesserung .. der V erkehrssicher­
heit eingestellt. 

ZusätzlicheMittel machte man darüber hinaus 
aber auch für den Sektor »Tiefbau• frei; 4,3 

Millionen Mark mehr stehen 1982 zur Unted 
tung der Gewässer zur Verfügung, fünf Mill 
n en Mark für" die Vorfinanzierung des U-Bal 
Baus und 10,9 Millionen Mark für den Bere 
»Fernwärme•<. Für diese Haushaltsstelle würc 
nach Drapes Angaben 1982 mithin insgesa 
21,8 Millionen Mark bereitgestellt; die Mittel r 
ten sich also gegenüber 1980 und 1981 verd! 
facht. 

Und in die Mittelstanäsiörderung wür< 
schließlich in diesem Jahr 128 Millionen M; 
fließen; 46,5 Millionen Mark mehr als noch 1.9 

Mittelstandsförderung war denn auch 
Stichwort: MdL Detleff Drape sprach Änder: 
gen der entsprechenenden Richtlinien an, 
von der Wirtschaftsministerin Birgit Bre 
Mitte Februar verkündet werden dürften. 
werden künftig Unternehn'len in den Ger 
dieser Mittel kommen. die maximal bis sie! 
Millionen Mark Umsatz im Jahr tätigen (bis! 
fünf Millionen Mark); die Förderungshöhe v. 
de von 150 000 Mark auf dann 300 000 Mark " 
doppelt; eine a ltersmäßige Begrenzung bei , 
Förde rung von Exis tenzgründungen (l:jisjetzt 
Jahre) we rde dann entfallen. 

Sonderpre:ramm 
optimistisch beurteilt 

Drape gab sich, was die Auswirkungen 1 

Sonderprogramms betraf, optimistisch. 
glaube, daß dieses zusätzliche lnvestitionsp 
gramm, das übrigens a us den Einnahmen 1 

Förderzinses finanziert wird, greife. Man 
davon ausgegangen, daß der Fördenins für I! 
mit rund 1,39 Milliarden Mark zu Buche schla, 
sollte diese Summe zu niedrig gegriffen sein, 
würden die Mehreinnahmen ebenfalls voll 
den investiven Bereich fließen. 

Er wandte sich allerdings gegen dieFordertJ 
der SPD, weitere 500 Millionen Mark für einS· 
derprogramm aufzulegen. ·nrape: •Wir köm 
diesem zusätzlichen Programm nicht zust1 
men, weil wir als •Familienväter des Steuerz 
lers• nur unter Berücksichtigung des »lst .. -St. 
des tätig werden können ... 

AJs Hauptaufgaben sah er mithin die Bekän 
fung der Arbeitslosigkeit und die Konsolit 
rung des Haushaltes an; er gab abschließend 
verstehen, daß sich die Landesregierung ein· 
Bundesprogramm nicht entgegenstellen wer 
sondern daß man vielmehr bereit sei, die E: 

sprechenden Landesmittel gegenzusetz 
Drape: »Auch deswegen sind wir bei unse1 
Einnahmeschätzungen so vorsichtig zu Werk 
gangen.« 

Er wandte sich aber auch noch einmal ge1 
die »Ftechheit der SPD, mit falschen Zahlen 1, 
sichtlich der Verschuldung über das Land 
ziehen.« Nach seinen Worten habedie Versd. 
dung Niedersachsens in den Jahren 1973 
1976 von 6,854 Milliarden Mark auf 12,682 1\ 
liarden Mark zugenommen; bis 1981 sei s ie . 
jetzt 22,770 Milliarden Mark gest iegen. Dra 
»Das ist noch nicht einmal eine Verdoppelu 
viel weniger die von der SPD stets angefül 
Verdreifachung.« 
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,Unhaltbare Zustände' herrschen im 
Nahverkehr des Landkreises 

Horst Brennecke kritisierte die Informationspolitik der Bundesbahn 

GOSLAR. In ihrer letzten Sitzung befaßte 
sich die SPD-Kreistagsfraktion noch einmal 
mit den Problemen' des öffentlichen Perso­
nennahverkehr auf Schiene und Straße im 
Landkreis Goslar. Dabei ging der Fraktions­
vorsitzende Horst Brennecke noch einmal auf 
die Ausführungen des Staatssekretärs Mahne 
vom Bundesverkehrsministerium im Langels­
heimer Rathaus ein. 

Er könne sich, so Brennecke, nicht der Mei­
nung einiger Berichterstatter anschließen, 
derzufolge der "scharfe Protest" aus den Rei­
hen der Kreistagsabgeordneten sowie der 
Rats- und Verwaltungsvet·treter gegen d ie 
Ausdünnungspläne der Deutschen Bundes­
bahn und den de.-zeitigen Zustand des Perso­
nennahverkehrs im Landkreis Goslar ausge­
blieben sei. Die Vertreter von SPD, CDU und 
FDP hätten ganz im Gegenle.il sehr deutlich 
auf die unhaltbaren Zustände bei Fahrplan­
und Fahrprcisgcstnllung sowie der gcgenseili -

.gen Anerkennung von Fahrausweisen - be­
sonders im Harzgebiet - hingewiesen. 

Natürlich habe Staatssekretär Mahne die 
Zwänge der Bundesbahn für ihre Maßnahmen 
dargestellt. Das habe man mit großem Inter­
esse zur Kenntnis genommen. Niemand sei 
denn auch davon ausgegangen, daß mit die­
sem Gespräch in einem spektakulären Sofort­
erfolg alle Probleme gelöst werden könnten. 

Immerhin, so meinte Brennecke, habe man 
die Diskussion um die Konzessionsregelungen 
in Gang bringen und der Deutschen Bundes­
bahn klarmachen können, daß ihre bisherige 
Informationspolitik verbesserungswürdig sei. 
Als einen ersten Schritt in die Richtung zur 
Verbesset·ung des Busverkehrs bezeichnete 
Brennecke den Antrag seiner Fraktion, früh­
zeitig über die Neuorganisation der Busdien­
ste infot·miert zu werden. Hier wie auch bei 
den Plänen der Bahn zur künftigen Gestal­
tung des Schienennetzes werde die SPD­
Kreistagsfraktion "am B<~ ll bleiben" und 
"sich nicht abhängen lassen". 

"Städtebausanierung sollte 
positiv gewertet werden" 

CDU·F•·aktlonsvorsltzender Slkora verwies auf Mittel im Landesetat 

GOSLAR-OKER. Im Zusammenhang mit 
Sanierungsmaßnahmen für Oker warf der 
CDU-Fraktionsvorsitzende Jürgen Sikora der 
Verwaltungsspitze vor, sie nehme einfach 
nicht Kenntnis von den Angeboten des Lan­
des. So sei es ein einmallg zu nennender Vor­
gang, daß eine Stadt im Sozialhaushalt des 
Landes direkt a usgewiesen sei. Im Haushalts­
ansatz 1982 ständen 1,5 Mio. DM für die Sa­
nierung Oker-Harlingerode und ·eine Ver­
pflichtungsermächtigung von 3 Mio. DM. · 

,.Als CDU-Fraktion sind wir der Meinung, 
daß die Stadt davon Gebrauch machen", er­
klärte Sikora, "und ihre städtebaulichen Maß­
nahmen auf diese Mittel ausrichten sollte, 

insbesondere den Ausbau des Okerflußbettes 
und weitere Projekte. Schließlich sei das 
Olterflußbett erheblich schadstoffbelastet. 

In diesem Jahr werde eine Entscheidung 
über eine Sanierung erwartet, sie soll nach 
Ansicht der CDU-Fraktion der Anlaß sein, 
frühestmöglich auf diese finanzielle Unter-. 
stützung zurückzugreifen. 

"Man sollte Städtebausanierung nicht als 
etwas Abträgliches sehen", meinte der CDU­
Fraktlonsvorsitzende, .,sondern sie positiv als 
Beendung eines unerfreulichen Zustandes 
werten." Selbstverständlich würde auch die 
Stadt kräftig zur Kasse gebeten, aber diese 
Sanierung ziehe sich über eine Reihe von 
Jahren hin. um 

·-
Beobachter 

~- .. 
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Stärkung der kleineren Amtsgerichte 
Justizministe r in Seesen- Gespräche iiber die Struktur- Et·ster Besuch seit 44 Jahren 
Seesen. Der niedersächsische Justizminister Professor Dr. Hans-Dieter 

Schwind machte in diesen Tagen in der Harzstadt Sta tion und bes ichtigte nicht 
nur das Amtsgericht, sondern sprach auch gut zwei Stunden mit dessen 
Direktor, Bernward Heldt, und seinen Mitarbeitern. DuU dieser Besuch eines 
Justizministers der erste seit 44 Jahren is t, wurde a ls Tatsache am Rande des 
Geschehens vermerkt. Professor Dr. Schwind gab sich gelöst und räumte a uch 
innerhalb des Gespräches gleich alle Bedenken um eine Bestandsgefährdung 
des Seesener Amtsgerichts aus. 

Schwind plädierte sogar nachdrück­
lich für das ,.kleine Amtsgericht", da 
seiner Meinung nach eine .,Rechtspre­
chung nur vor dem sozialen Hinter­
grund erfolgen kann", a lso wenn man 
die örtlichen Gegebenheiten kenne. 
Die Zielsetzung seines Ministeriums 
sei somit ganz klar, sagte der Justizmi­
nister, man wolle die kleineren Amts­
gerichte ausbauen, sei es durch Über­
tragung von Landwirtschaftsangcle­
genhcilEm oder Konkurs- oder Ver­
gleichsverfahren. Man erwäge auch, 
die Bearbe itung von Ordnungswidrig­
keilsverfa hre n eventue ll den .kleinen 
Amtsgerichten zu übertragen. Aller­
dings setze diese umfangreiche Aufga­
benstellung auch eine n erhöh ten Per­
sonalbestand voraus, demnach könne 
das Amtsgericht Seesen·dann auch mit 
einer weiteren Richte rs te lle und dem 
,.nt•mrPrhPnrlPn .. Unterbau" re chnen. 

In den vergangeneo Jahren seien 
rund 1000 Mitarbeiter mehr in den 
Diens t der Jus tiz berufen worden, 
wofür er, Dr. Schwind, selbst Sorge 
getragen habe. Irgendwann allerdings 
sei einmal die .,Grenze der Gerechtsge­
währung" erreicht, das wisse der 
Justizminister, und die Länderjustiz­
minis ter hätten s ich zusammengesetzt, 
um über Möglichkeiten einer zügige­
re n Abwicklung von Ve rfahren zu 
bera te n. Entsprechende Gesetzent­
würfe dafür sollen im Mai dieses 
J alu·es e ingebracht werden. Unter an­
derem sei a n 1\lb!rnutive n .-.ur gerichtli­
chen Streiterledigung gedacht und in 
diesem Zusammenhang a n die durch 
den Braunschweiger Oberlundesge­
r ich tspräs ide nl<!n Hudolf Wassermann 
angesprochene, herkömmliche 
Schiedsger ichLc;barkeit, danebe n .. a ber 
a uch die Schlichtungsste llen der Arzte­
kammern, des Kraftfahrzeugha nd­
werks und ähnliche Einr·ichlungen. 

In dem Verlauf des zweistündigen 
Gespräches im Amtsgericht kam auch 
das Thema ,.Asylantenverfahren" zu r 
Sprache. Hier war man a llseits der 
Meinung, daß es nicht angehe, bei rund 
100 000 Asylbewerbern d ie entspre­
chenden Verfahren teilweise bis zu 
s ie be n Jahren hinzuziehen. Man sah 
als sicher an, daß 90 Prozent aller 
Asylbewerber aus wirtschaftlichen und 
nicht aus politischen Gründen in die 
Bundesrepublik kämen. 

Nach diesem ernsthaften Thema 
hatten die Mitarbeiter des Seesener 
Amtsgerichtes noch die Möglichkeit, 
einen .,Situa tionsbericht", der Eng­
pässe im Schreib- und mittleren Dienst 
aufwies, und kle ine Wünsche für e in 
freundliche res Aussehen der Am tsge­
richtsräume beinhaltete, loszuwerden, 
da a n der Gesprächsrunde mit de m 
Justizminis ter a uch de r CDU-Land­
lagsubgeordnete Werne r Grübmeyer 
teilnahm. Seesens zweiter stellvertre­
tender Bürgermeister Wolfgang Riet­
sehe! brachte zum Schluß noch das 
Gespräch a uf das diesjährige Sehusa­
fest und lud den Jus tizminis ter ku rzer­
ha nd dazu e in. 

--

r 



9. 2 .19fJv 

Kleinere Amtsgerichie sollen 
gestärkt werden 

N.iedersädtslscher Justizminister Prof. Schwlndt besuchte AmtsgerldttClausthal-Zellerfeld 

"Wie ich schon betont erklärt habe, sollen 
alle bestehenden Amtsgerichte erhalten bleiben. 
In meiner Al}ttszeit ist keines der kleineren 
Amtsgerichte aufgelöst worden, ich betrachte 
ein solches Vorgehen als einen gravierenden 
Feliler", -erklärte am Freitag der Niedersäeh- · 
sisd1e.J-ustlzminister Prof. Dr. Schwind in Claus­
thai;zeUerfeld in einem Pressegesprädl. Justiz­
minister Schwind hatte nadirniltags das Amts­
gericht in Clausthal-Zellerield besudlt und hielt 
abends ein Referat vor einer CDU-Versamm­
lung. 

Prof. Smwind führte weiter aus, daß das 
Weiterbestehen kleinerer Amtsgerimte aum be­
inhalte, daß man deren Zuständigkeit stärke 
und ihnen Kompetenzen zurückgebe, die unter 
der SPD-Regierung seinerzeit verlagert worden 
seien. , Für das Amtsgerimt in Clausthal-Zeller­
feld bedeute das z. B., daß man hier wieder die 
Landwirtsmaftsangelegenheiten behandele. Wei­
ter sei geplant, die Ordnungswidrigkeiten sowie 
die Konif.urs- und Vergleicbssad:len zurückzuge­
ben. Prof. Schwind kritisierte die früheren Zen­
tralisierungsbestrebungen, denn es habe sim in 
vielen Bereichen, wie z. B. aud:l bei Schule und 
Polizei gezeigt, daß diese Zentralisierungen ver­
kehrt gewesen seien .. Dabei ginge Bürgernähe 
verloren, was besonders im Bereich der Gerichte 
zu bedauern sei. Prof. Smwind führte an, daß es 
sicherlieb unerläßlicb sei, wolle man die kleine­
ren Gerichte stärken, das audl im Personalbe­
reim zu tun. Im Amtsgericht Clausthal-Zeller­
feld könnte das bedeuten, daß die bisher vor­
handenen 21/2 Rimterstellen auf drei aufgestockt 
würden. Der Justizminister erinnerte, daß er 
bereits zum zweiten Mal das hiesige Amtsge-

riebt besucht habe, damals bei seinem ersten 
Besudl sei er auf die desolate Situation der 
Hausmeisterwohnung aufmerksam gemacht wor­
den. Mit Zufriedenheit habe er nun feststellen 
können, daß hier eine Wohnung entstanden sei, 
die einem Scbmuckkästmen gleiche. 

Sehr angenehm habe er, so fuhr der Minister 
fort, das besonders gute Betriebsklima bemerkt 
Das gelte ebenfalls für Seesen, dessen Amtsge­
richt der Minister vorher ebenfalls gemeinsam 
mit dem Landtagsabgeordneten Werner Grüb­
meyer besumt hatte. In einem Gespräch mit dem 
Personalrat habe sidl dieser anerkennend ge­
äußert, daß in den letzten Jahren so vieles im 
Bereidl der Justiz getan worden sei. Worin 
diese Taten bestanden, erläuterte der Minister, 
indem er mitteilte, daß allein 1000 neue Stellen 
in den' letzten vier Jahren geschaffen worden 
seien. daß man für 170 Mio. DM neu gebaut 
und mit diesen Maßnahmen geholfen habe, 
Arbeit zu rationalisieren und zu helfen, mit der 
Gesmäftslast fertig zu werden. Weitere neue 
Stellen sollten geschaffen werden im mittleren 
und im Kanzleidienst Dabei sei der Abgeord­
nete Werner Grübmeyer ein eifriger Fürspre­
d:ler, erklärte der Minister. 

Weiter gab der Minis ter einen Uberblick über 
die Themen, die er auch abends in seinem Refe­
rat behandelte, wobei sehr deutlim wurde, daß 
neben den obligatorischen Aufgaben, die ein 
Justizminister wahrzunehmen hat, e in beson­
derer Schwerpunkt des Nieders. Justizministers 
im Bereim der vorbeugenden Verbremensbe­
kämpfung liegt. 

Einen erheblimen Zuwachs an Zivilstrafsachen 
hätten die Gerimte und Staatsanwaltsmart in 

Den ,. hause:9ene n" Aufkleber des Landtagsabgeordneten und -kandidaten der CDU für den Ober­
harz, Werne r Grübmeyer (rechts), präsentiert Minjstsr P.relf. Schwind. öA-Foto 

b.u. 



a Andrealberg 

Unser Bild zeigt Uwe Schwenke de Wall im Gespräch mit Werner Grübmeyer und Kari-Heinz Baum­
garten. 
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Uwe Schwenke de Wall im St. Andreasberger Rathaus: ·-

CDU·Landtägskandida·t 'hdormierte sich 
Um sich üb~r die Probleme der Bergstad't 

Sl. Andreasberg iu informieren, machte der 
CDU-Landtagskandidat im Wahlkreis 17, Uwe 
Schwenke de Wall, kürzlich einen kurzen Be­
such bei Stadtdirektor Kari-Heinz-Baumgarten 
im St. Andreasberger Rathaus. Dabei betonte 
der Landespolitiker, daß, obwohl Braunlage, 
Hohegeiß und Sl. Andrcasberg durch Neuschnei­
dung der Wahlkreise für ihn Neuland seien, 
ein Großteil der Schwierigkeilen und Sorgen 
dieser Oberharzgemeinden ihm bereits bekannt 
seien, weil sich einmal die Probleme aller Ge· 
meinden in seinem Wahlkreis ähnelten, weil 
aber aud1 zum anderen ein enger und freund­
schaftlicher Kontakt zwischen ihm, Schwenke 

9. 2 . 1984-

de Wall, und dem ·derieiligen Landtagsabgeord­
-neten dieses Oberharzer Wahlkreises, Werner 
Grübmeyer, bestehe. Werner Grübmcyer halte 
seinen Landtagskollegen auch bei diesem Be­
such im St. Andreasberger Rathaus begleitet. 

Im übrigen gab Uwe Sdnvenke de Wall sei­
ner Freude Ausdru& über diesen ·wahlkreis 17, 
der zwar der kleinste im Land sei, aber dafü r 
mit Abstand der schönste. Und der CDU-Poli­
tiker war zuversichllich, daß er diesen Wahl­
krais besonders deshalb gut vertreten werde, 
weil <>r seit vielen Jahren Mitglied im Ausschuß 
für \.Yirtschafl und Verkehr des Niedersädlsi­
sd!en L<Jndtages sei und daher audl gerade in 
Fragen des Fremdenverkehrs an entsdleidender 
Stelle mitarbeite. Eine seiner widlliqsten Auf­
gaben werde es sein, so Uwe Sd!wenke de Wall . 
qenau zu prüfen. wo gewisse Abrundungen im 
Fremdenverkehrsangebot dieser Region noch 
notwendig seien und den Gemeinden dann be­
hilflidl sein, dies,e möglidlst zu realisieren. 

In e inem zwanglosen Gespräd! wurden nodl 
zahlreime andere Fragen angesdlnillen. wobei \ 
gerade Werner Grübmeyer seinem Parteifreund 
viele wertvolle Hinweise geben konnte. 
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Mit von der Partie: A. Tünnermann, H. Koch, P. Kopischke und Peter Schütte (von links). Mit von der Partie: W. Link und Klaus-Dieter Müller (von rechts). Fotos: Poerschke 

Parteien und Sportorganisationen diskutierten Jugendprobleme: 

Erstarrte Fronten durch gemeinsame Gespräche lockern 
»Debatte '82« in der Bildungsstätte >>Domäne Bilderlahe« 

Seesen I B i 1 d e r Iahe. (bo) Unter Leitung von lngo Kurth - einem freien pädagogischen 
Mitarbeiter der Bildungsstätte Domäne Bilderlabe - diskutierten am vergangeneo Wochenende 
führende Vertreter der CDU und SPD, der Sportverbände und der Seesener Sportvereine in der 
Bildungsstätte »Domäne Bilderlahe« über aktuelle Jugendprobleme. Ausführlich und außer­
ordentlich sachlich wurden dabei die gestellten Themen von den Teilnehmern der ,.Debatte '82« 
bearbeitet. 

Nach den einleitenden Referaten von w. Link die auftretenden Jugendprobleme: abzubauen, 
(CDU), Peter Kopischke (SPD) und W. Staake muß der Sport in der Jugendarbeit vorbeugend 
(Sportjugend Niedersachsen) entwickelte sich arbeiten. Wir haben das frühzeitig erkannt und 
schon bald eine lebhafte Diskussiön, die schon wissen , daß eine harte Arbeit 'vor Ort' auf uns 
früh erkennen ließ, daß die zur Verfügung s te- Wcu:;tet , um die jugendlichen Aussteiger wieder 
hende Zeit nicht ausreichen würde, um den zur in die Gemeinschaft zurückzuführen. .. 
Diskussion gestellten Fragenkomplex ausführ­
lich abzuhandeln. So beschränkte man sich auf 

Diese gesellschaftspolitische Aufgabe könn­
ten die Sporverbände gegenwärtig jedoch nur 
unvollkommen übernehmen, da es an - für 
diese Aufgaben ,ausgebildete - Jugendleitern 
fehle. Man habe daher am 26. AprilletztenJahres 
in Aurich eine Neukonzeption der Jugendle iter­
ausbildung beschlossen, die die neuen Anforde­
rungen an die Stadtjugendpflege stark berück­
sichtige. 

Umdieses Konzept verwirklichen zu können, 
sei man auf die Förderung von Seiten der Poli­
tiker angewiesen. Nur wenn der Sport dieses 
Programm durchführen könne, sei er in der Lage 
- in Zusammenarbeit mit der offenen Jugend-
--""~----- .I.: ____ T .. . .---..J--...-..\."1,.....,...,.. - - A ...,... u ,.. ... .: ..... ,.. _ _.. • 



die wichtigsten Progra.T.mpurJtte. 1Jorr-..ng1g 
wurde auf das Aussteigerproblem der Jugend 
Stellung bezogen. 

Auf die Frage nach den Ursachen der Jugend­
unruhen und wie man diesen von Seiten der Poli­
t ik, der Sportjugendpflege und der offenen 
Jugendarbeit begegnen sollte, erklärte unter 
anderem der CDU-Landtagsabgeordnete W. 
Grübmeyer: •Die tieferen Ursachen für die Un­
ruhen in unserer Jugend liegen darin, daß de r 
Glaube an das Machbare eines sorgenfreien 
Daseins, den wir jahrzehntelang durch Wissen­
schaftsgläubigkeitund im Vertrauen auf tech­
nischen Fortschritt und wirtschaftliches Wachs­
tum kultiviert haben, brüchig gewocden ist. Es 
wäre deshalb geradezu paradox, den Jugend­
Liruuhen mit politischen Heilslehrm begegnen 
zu wollen.« 

Et sei deshalb davon überzeugt, daß man auf 
die Herausforderung in Gestalt von Jugend­
uruuhen und Jugendprobleme nicht mit einer 
isolierten Jugendpolitik, mit bürokratischen 
Maßnahmen und kostpieligen Sozialprogram­
men reagieren dürfe. ,. Wir müssen vielmehr in 
allen Bereichen der Politk, im Umgang mit 
unserer Jugend, tragfähige Perspektiven sicht­
bar machen und in allen politischen Entschei­
dungen für unsere Jugend glaubwürdig han-
deln~, unterstrich Grübmeyer. . 

Zur gleichen Frage meinte Stadtjugendpfleger 
Peter Schütte: · Das Aussteigerproblem entsteht 
hauptsächlich durch den ständig steigenden 
Leistungsdruck in den Schulen und der Berufs­
ausbildung, durch ein nicht intaktes Elternhaus 
und durch unsere konsumorientierte Gesell­
schaft. Der Drogen- und Alkoholmißbrauch, 

I 
Rechts- und Linksradikalismus sind Ohn­
machtsbeweise unserer Zeit.• Hier könne nur 
eine ehrliche und glaubwürdige Zusammen­
arbeit der Jugendpflege lind den politischen 
Parteien für eine befriedigende Lösung sorgen. 

Der Vorsitzende der Sportjugend Niedersach­
sen, W. Staake, führte unter anderem aus: ,. Um Leitete die Diskussion: lngo Kurtb. 
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packen und dann auch abzubauen. 
Beide anwesenden Parteien (SPD und CDU) 

stünden dabei voll hinter diesem Programm. W. 
Grübmeyer (CDU): ,. Ich begrüße und unter­
stütze die von der Sportjugend Niedersachsen 
vorgelegte Neukonzeption der Jugendleiteraus­
bildung. In der Öffnung eines vorbürokrati­
schen, für Entfaltung und Eigengestaltung offe­
nen Raumes, liegt die größte Chance des Sports 
für unsere Jugend.• 

Zum Schluß der "Debatte '82« konnte festge­
stellt werden, daß sowohl die Politiker als auch 
die Sportvertreter darin übereinstimmten, daß 
die erstarrten Positionen zwischen der Jugend 
und den Erwachsenen nur· dann überwunden 
werden können, wenn die politischen Parteien, 
die Sportverbände, die Sportvereine und die 
offene Jugendpflege gemeinsam an der Fro­
hlernlösung arbeiten werden. 



R~bert-Koch-Krankenhaus bleibt endgültig 
als Krankenhaus der Grundversorgung erhalte·n 

Mdl Werner Grübmeyer (CDU) konnte Finanzierung sichern 

In einem Gespräch mit dem niedersächsischen 
Sozialminister Hermann Sdtnlpkoweit und dem 
zuständigen l{rankenhausreferenten des Soziill· 
ministertums erörterte der Oberharzer CDU­
Landtagsabgeordnele Werner Grübmeyer noch 
einmal die Notwendigkeit der Erhaltung des 
Kreiskrankenhauses für die Bergstadt 

W erner Grübmeyer betonte dabei, daß die 
Abteilung für innere Medizin eine Verbesserung 
der chirurgischen Einrichtungen erhalten solle. 
Dadurch könne auch die Versorgung im gynäko­
logischen Bereich ausgebaut werden. Weiter 
wurde die Frage der patientengerechten Ein­
gangslösungund die funktionelle Zuordnung der 
ambulanten Behandlung angesprochen. 

Minister Sdmipkoweit betonte ...,.. unter Hin­
weis auf..das Clausthal-Zellerfelder Kranken-

haus - die Bedeutung kleiner, übersd1aubarer 
und damit patientenfreundlicher Einrichtungen 
neben großen Krankenhäusern mit Spezialklini­
ken, die natürlich auch ihre Berechtigung hät­
ten. 

Uber die 500 000 DM hinaus, die für 1982 in 
den Landeshaushalt aufgenommen wurden, wer­
den die restlichen Landesmittel für die Haus­
halte I 983/84 bereitgestellt. Die Bereitschaft des 
Landkreises Goslar, trotz der Haushaltsenge 
die Landesmittel seinerseits um 1 Million DM 
zu ergänzen, begrüßte der Sozialminister . • Da­
mit ist die Finanzierung der Umbaumaßnahmen 
an unserem Robert-Koch-Krankenhaus endgültig 
gesid1ert. Die Umbaumaßnahmen sollten n'l." 
sobald wie möglidl begonnen werden", stellte 
Wemer Grübmeyer zum Absdlluß seines Ge­
spraches mit dem 'Sozialiilinister lest: · 

/fO. 2. 19?2./ 
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Landtagsabgeordneter Grübmever 
besuchte die TU Clansthai 

Zum z'·· · · , Mal in dieser Legis la turperiode 
besuchte MdL Grübmeyer am vergangeneu Don­
nerstag die TU Clauslhal. In e inem a usführ­
lichen Gespräch erörter te der l andtagsabgeord­
nete mit Vertretern der Hochschulspitze Fragen 
der Lehrlingsausbild ung an der Techn!sd1e n 
Universität Clausthal, die a llgeme ine Benad t­
teiligung kleiner Universitäten bei der Mitlei­
zuweisung und die Proble matik der StellenkUr­
zungen im wissensdtafll ichen Bereich. 

Bedrohlich ist nach Ansicht von Rektor Prof. 
Dr.-Ing. R. Jeschar der weitere Ausbau neuer 
Universitäten, weil Siellenbewilligungen für di e 
letzteren zu Lasten der bereits bestehenden 
Hochschulen erfolgen. Die TU Clausthal ist hier­
von in besonderem Maße betroffen, weil sid1 
die. Hod1schule -was die modernen Forsdlm~gs­
disziplinen betrifft - selbst nod1 in der Aus­
bauphase befindet und hier bisher lediglich mit 
einer Grundausstallung ausgerüstet ist. Ein zu­
friedcnstellendes Lehrangebot kann dauerh•tft 

nur gewährleistet werden, wenn der Ausbau 
konsequent fortgeführt wird und Stellenstrei­
chungen vermieden werden. Grübmeyer sicherte 
zu, die Technisdle Universität Clausthal vor 
allem in diesem Punkt aktiv zu unterstützen. 

Was die Lehrlingsausbildung an der Tedlni­
sdlen Universität Clausthal betrifft, madlte Reg.­
Direktor Rawald darauf aufmerksam, daß an der 
Tedlnisdlen Universität Clausthal zu den 68 
planmäßigen Auszubildenden 26 Stellen durd1 
Sondermaßnahmen aus dem Arbeitsbesdlaf­
fungsprogramm hinzugekommen sind und dar­
über hinaus von 16 neu bean tragten Stellen vor­
aussidltlich mindestens fü nf bewilligt werden. 
Im Rahmen der Verteilung der n ich t planmäßi­
gen Stellen wird audl das Institut für Hü tten­
masdlinen und Masdtinelle Anlagentechnik be­
rücksidlligt werden können. Grübmeyer sagte 
zu, sid1 für die langfristige Festsdlreibung der 
neuen Stellen einzusetzen. 

Ein weiteres Problem liefern die Besd1lüsse 
der Kultusministerkonferenz und die darauf be­
· uhenden Äußerungen des Niedersädlsisdten 
!-4inisters für W issensmart und Kunst hinsidlt­
lidl der Neuregelung der Zulassung von Aus­
liindem zum Studium. Demzufolge kann zum ge­
r.enwärtigen Zeitpunkt keine Stellenbewilligun9 
fü r das in C lausthal geplante Studienkolleg er­
wartet werden. Wie sidl unter diesen Umstän­
den die Einsdlreibungszahl ausländisdler Stu­
denten en twickelt, muß vorerst abgewartet wer­
den . Die Tedmisdle Universität C lausthal akzep­
tiert, daß d ie Einrichtung neuer Stellen für ei!l 
Studienkolleg aufgesdloben w ird, legt aber 
größten Wert darauf, sidt die Option für d ie Zu-
kunft offenzuhalten. · 
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"Die Forderung von Opposi· 
tionsführer Karl Ravens, die 
Förderzinsabgabe von 32 auf 
40 Prozent zu erhöhen, ist 
nicht nur ein bürokratischer 
Bremsklotz, die erdölfördern­
den Firmen würden tellweise 
ihre Bohrungen elnstellen.cc 
Heinz-Detleff Drape, stellver­
tretender Frakt!Qnsvorsitzen-

den Mark übernommen hat, 
ledigl ich auf 22,77 Mill iarden 
Mark anwachsen lassen. 
.. und das in einer Zeit, in der 
die Vers~huldung des Bundes 
geradezu atemberaubend vor 
sich oinQ.cc 
Die jährliche Zuwachsrate der 
Verschuldung liegt nun wie­
der bei etwa 10 Prozent. wäh· 

geschaffen, natürlich werden 
bei der Vergabe der Mittel be­
sonders die strukturschwä-

Sämtliche Maßnahmen, die 
die Regierung Albrecht zur · 
Strukturverbesserung in Nie-

Zusätzliche Investitionen 
sind nicht machbar 

dersachsen 'ein leitet, können, 
so Drape, erst am Ende dieses 
Jahrzehnts zum Tragen kom­
men. 

Erhöhung des Förderzins 
wäre ein Bremsklotz 

cheren Gebiete, wie auch das 
Zonenrandgebiet besonders 
berücksichtigt, machte Drape 
den Anwesenden Mut. 
Finanziert wird dieses Pro­
gramm durch die erhöhten 
Mittel aus dem Förderzins, ein 
Geschäft, das erst durch die 
CDU-Wi rtschaftsmi ni sterin 
Birgit Breuel Oberhaupt zu­
stande kam, durch Umschich-

Strukturmaßnahmen gab es 
in der Ara Kubel leider gar · 
nicht, die eingeleiteten Be­
strebungen dauern etwa acht 
bis zehn Jahre, die Beispiele 
Baden WOrttemberg und Bay 

der der CDU im Landtag und 
haushaltspolitischer Spre­
cher seiner Fraktion räumte in 
einer Pressekonferenz in der 
vergangeneo Woche in See· 
sen mit einigen Vorstellungen 
der Sozialdemokraten auf. Er 
leistete dem CDU-Landtags­
kollegen und Kandidaten im 
Wahlkreis Seesen Werner 
Grübmeyer für dessen Wahl· 
kampf in Sachen Haushalts­
und Finanzpolitik " Hilfestel­
rungcc. An der Diskussion be­
teiligten sich außerdem Hans­
Werner Ohlsen, der Vorsitzen­
de der CDU in Seesen, Jürgen 
Ebert, der Haushaltspoiiti· 
sehe Sprecher der CDU· 
Seesen und Bürgermeister 
Wilhelm Gehrke . 
.. was die SPD und natürlich 
ihr Fraktionsvorsitzender Karl 
Ravens von uns fordern, näm­
lich ein zusätzliches 500-
M i II ionen· l nvest it I o n s­
Programm ist schon längst re­
alisiert.« so Detleff Drape wei­

he Investitionen 

da ich jede Mark nur einmal 
ausgeben kann.« 
Die weitere , Konsolidierung 
des Landeshaushalts genießt 
also weiterhin absolute Priori­
tät. Schließlich hat die CDU 
den Schuldenberg, den sie im 
Jahre 1976 mit 12,682 Milliar-

rend sie in den Jahre·;, vor 
1976 bei weit Ober 20 Prozent 
pro Jahr lag. 
Das neue 490-Millionen­
Programm soll vor allem dem 
Wohnungs- und Straßenbau 
zu gute kommen. Über 13.000 
Arbeitsplätze können durch 
diese Maßnahme zumindest 
gesichert werden. 6800 zu-
sätzliche werd 

I I • I I I • I • I I · I I 

Erfolg in etwa acht 
bis zehn Jahren sichtbar 

haushalts und Verpfhch 
tungsermächtigungen der 
kommenden Jahre. - -

be; onders günstig dastehen, 
beweisen das eindeutig. 

Detleff Drape (2. v. links) ließ während der Pressekonferenz in Seesen kein gutes Haar an seinen poli­
tischen Gegnern. CDU-MdL Werner Grübmeyer (ganz links) sowie Bürgermeister Wilhelm Gehrke, 
CDU-Vorsitzender Werner Ohlsen und Jürgen Ebert, haushaltspolitischer Sprecher der CDU Seesen, 
hörten interessiert zu. Foto: Balkhoff 



SPD-IPilzenkandidal Karl Ravens 
eröllnel in Goslar die heiße Wahlkampfphase 

Der SPD-Spltzenkandidat zur Niedersachsen ist mit rund 
Landtagswahl in Nledersach· 280.000 Arbeitslosen (1 0,5 % 

• sen am 21. März 1982, Karl Ra· Arbeitslosigkeit) weiterhin 

I vens, spricht am Donnerstag, Schlußlicht im Länderver· 
den 11. Februar 1982 um 19.30 gleich. Mit einer Arbeitslosen-
Uhr im Hotel »Der Achter- quote von 10,0 % sieht das 

• manncc in Goslar zum Thema Bild fOr den Hauptamtsbezirk 

I »Sichere Arbeitsplätze für Goslar nicht wesentlich bes-
Goslarcc. An das Referat von ser aus. Daher fordert die SPD 
Karl Ravens wird sich eine ·in Niedersachsen endlich ar-

• ausführliche Diskussion an- beilsmarktpolitische lnitiati-

1 
schließen. Der SPD-Unterbe- ven durch die Landesregie-
zirk hat zu dieser öffentlichen rung, die dann auch mit zur Si-
Veranstaltung fachkundige cherung der Arbeitsplätze in 

• Bürger aus der Wirtschaft und der Harzregion beitragen wer-

lGewerkschaftsvertreter ein· den. 
geladen. . -·-·-·-· ·-·-· 

Karl Ravens hat for die SPD· 
Fraktion ein 500-Millionen­
lnvestitionsprogramm vorge­
iegt, das in den Landeshaus­
halt 1982 eingearbeitet und 
Ende Februar im Landtag ver­
abschiedet werden soll. Die 
Finanzierung dieses Pro­
gramms, so der SPD-Spitzen­
kandidat, sei leichter möglich 

Milliarde DM als Dividende ins 
Ausland übertragen. Ange­
sichts dieser Zahlen könne 
Herr Albrecht doch nicht be-
haupten, me.mt Kari Ravens, 
daß ein 500-Millionell­
Programm zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit nicht zu 
finanzieren sei. 

in Niedersachsen als auf Bun- An dieser Diskussionsveran-
desebene, weil Niedersach- staitung in Goslar werden 
sen hohe Einnahmen aus den auch die SPD-Landtagskandi-
Abgaben der Unternehmen daten GOnter Engelhardt, Pe-
habe, die bei uns Erdöl und ter Kopischke und Helmut 
Erdgas fördern. Diese Unter- Sander teilnehmen und Rede • 
nehmen haben mehr als eine und Antwort stehen. 1 

·-· ·-·-·-·-·---



Lokales 

MdL. Engelhardt stand Rede und Antwort 
Gesichtspunkte zur bevor.;tehenden Landtagswahl erörtert 

SPD-Landtagskandidat Günter Engelbardt 

ST. ANDREASSERG - Zu vorgerückter Stunde, 
aber nocn rechtzeitig zum letzten Tagesordnungs­
punkt der SPD-Jahreshauptversammlung (von den 
Vorstandswahlen haben wir bereits berichtet), er­
schien der Landtagsabgeordnete Günter Engelhardt, 
vom neueo Ortsvereinsvorsitzenden Ulrich Wem­
heuer herzlich begrüßt. Der letzte Tagesordnungs­
punkt war der bevorstehenden Landtagswahl am 
21. März gewidmet. Keiner wäre kompetenter gewe­
sen, darüber etwas zu sagen, als der Landtagskandi­
at selber: Günter Engelhardt. 

Es sieht so aus, als hätten die St. Andreasberger 
Sozialdemokraten und überhaupt alle Bürger der Berg­
stadt von Günter Engelhardt einen interessanten, in­
formativen und ereignisreichen Wahlkampf zu erwar­
ten. Seine feste Vorstellung davon, wie es in unserem 
Ort laufen soll, hat er bereits, macht seine Vorschläge 
und findet auf Anhieb Zustimmung. Persönlich möch­
te er sich den Andreasberger Wählern vorstellen, nach 
dem Motto: "Hier bin ich - fragt mich - nehmt 
mich auseinander!" So spricht nur einer, der seiner 
Sache sehr sicher ist. Dennoch sind saloppe Formu­
lierungen dieser Art für ihn nicht die Regel. "Ich will 
keine Sprüche machen, sondern Probleme lösen", 
sagte er, und bekennt, daß ihm deshalb Schwenke 

. 
de Wall al~ Gegenkandidat lieber is~ als es Werner 1 
Grübmeyer gewesen wäre, der ja bekanntlich diesmal 
in einem Wahlkreis kandidieren muß, zu dem St. f 
Andreasberg gar nicht gehört. Und er ist Realist genug, · 
zu sagen : Wenn demnächst der Wahlkreis durch zwei , 
Abgeordnete im Landtag repräsentiert wird, - und 
das ist sehr wahrscheinlich, - dann, so wörtlich, 
" ist es für den Kreis allemal besser, wenn beide i 
in der Sache an einem Strang ziehen." Günter En­
gelhardt läßt keinen Zweifel an seiner Bereitschaft I 
dazu. 

Was Sache is~ nennt er auch bei Namen. Obenan 
steht der Kampf gegen die Arbeitslosigkei~ d. h. 
die Entwicklung eines Arbeitsbeschaffungspro­
gramms für Niedersachsen. Konfliktstoff ist hier al­
lerdings die Verwendung von 500 Mio. DM aus dem 
Förderzins (Sonderabgabe, die von Nieders. Ölför­
derern erhoben wird), mit denen die CDU Schulden 
decken, die SPD aber Arbeitsplatzbereitstellung si­
chern will. 

Bald schon wird Gelegenheit sein, Günter Engel­
hardt zu diesen Themen "auseinanderzunehmen": 

- Bereits. am 19. Februar kommt er als erstes zu einer 
Stammtischveranstaltung nach St. Andreasberg. Eine 
Folkloregruppe aus Harlingerode bringt er mi~ und 
schon heute sind alle Bürger dazu herzljch einge­
laden. 

Bei den Mitgliedern des OrtsvereinS verabschiedete 
sich Günter Engelhardt mit der ermutigenden Nach­
richt, daß die SPD nach der letzten Umfrage für die 
Landtagswahl schonjetzt mit 10 Prozentpunkten über 
dem Kommunalwahlergebnis von 1981 liegt. Na 
denn .. . 



(;ab iicinen Einsfand in St. Andrea.'lberg: SPD-Landtagskandidat (;üntt>r Engelhanlt (ganz rt><·hts) und st•int' 
/ Stammti.o;chrunde. -------....._ 
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Kreistag verabschiedete 266-Mio-DM-Haushalt 
Hetmathütt~ Hohegeiß und Verbraucherzentrale sorgten für kontroverse Diskussionen :-Ansonsten: Haushalt der Vernunft 

Im Mittelpunkt der Kreistagssitzung am Monlag in Vienenburg s tand der Haushalt ftir 
~as J ahr 1982- genauer gesagt nicht das Werk mit einem Seitenumfang von 682 Seilen 
und einem Volumen von 266 Mlo DM, sondern e her die Reden der Fraktionsvorsitzen­
den, bei denen es SPD und 'cDU wohl darauf angelegt halten, .. wer kann länger ". Beide 
Reden bewegten sich um den Zeitraum von einer halben Stunde herum, und ma n konnte 
sich der Frage nicht erwehren, für wen diese Reden eigentlich gehallen werden. Die 
Zuhörer - eine anscheinend vom Lehrer • verdonnerte" Schulklasse - sd1lug es nach 
kurzer Zeit in d ie Flucht, so daß o!e Abgeordneten und die Presse mit der Verwallung 
unter sich waren. Da werden immerhin 266 Mlo DM bewegt und das Interesse der Uffenl­
llchkeit ist gleich Null! Auch ließ di~ Aufmerksamkeit in den Reihen der Abgeordneten 
bei diesen Mammutreden arg nach, so daß von der SPD in Richtung CDU gedroht 
wurde, wenn nicht mehr Ruhe herrsd1e, sähe s idl die SPD genötigt, aus dem Kreistag 
auszuziehen. Nun, der Landrat sprach ein mächtiges Wort, so daß die Rede dann doch 
beendet werden konnte. Nun haben nid1l nur wochen-, sondern monalelang die Frak­
tionen und Aussdlüsse sich e ingehend mit dieser Vorlage beschäftigt, so daß die Verab­
sdlledung des Hausl:alls für die meisten zum Schwelgen und Zuhören verur teilten Ab­
geordneten nur nod! eine Pflidltübung war, eine Pflid!lübung, bei der man dann aller­
dings aufpassen mußte, wie die Abstimmung ergab. Halte man nämlich einen Antrag 
befürwortet, so wie die GA W den Zuschuß fllr die Heima thütte Hohegeiß, so mußte s ie 
alld! nolens volens für die Annahme des Vermögenshaushaltes stimmen, obwohl sie 
vorher verkünde t hatte, sie werde.,. den Haushall ablehnen. - Bei den Reden de r Frak­
tionssprecher selbst kam, zumindest bei der CDU, der Haushalt selbst, um den es hier 
ja gehen sollte, rech t knapp weg. Man mußte sich sd!on vergegenwärtigen, daß hier 
ein Kreislag und nicht etwa ein Gremium auf Bundes- oder Landesebene ta gte. Es wäre 
gut, wenn man sich d.,rauf besinnen würde, daß hier Kreispolitik und nicht Landes- oder 
Bundespolitik gemacht wird, die Chancen stehen nicht schlecht, denn wir blid<en ja 
zwei wahlkampffreien Zeilen entgegen. 

Den Haushalt selbst, so halle es der Berichter­
statter Wilhelm Baumgarten erläutert, mußte 
;idl, bevor er nun zur Verabsdliedung vorgelegt 
werden konnte, erst einmal einer grüil'dlid!en 
Durdlleuchtung des Haushalts- und Finanzaus­
sd!usses unterziehen. Dort wurden in 15 Stun­
den d ie V-orsdlläge der Fraktionen eingearbei­
t et - im Klartext: Der Haushalt wurde einer 
.Streidlaktion" unterzogen, so daß die Netto­
versd!uldung auf 5,2 Mio DM gesenkt werden 
konnte. Baumgarten teilte mit, daß man zahl­
reime Positionen einer strengen Kontrolle un­
t erzogen habe, mit Erfolg, wie man sehen 
könne. Darüber hinaus habe der Ausschuß den 
Oberkreisdirektor ermuntert, Rid!tlinien für den 
Sd!üler- und Krankentransport vorzulegen. 
Diese beiden Posten würden den Haushalt über 
Gebühr belasten. Daß man auch im Stellenplan 
sparsam verfahren ist, berichtete der Abgeord­
nete Brusch. 13 Stellen sind weniger ausgewie-

. sen als im Jahr zuvor. Stellenkürzungen, so 
Brusd!, habe man mit den Personalräten auch 
in den Krankenhäusern abgesprod!en. 

ßer Sondersd!ulen) weitere 10 Prozent zu sper­
ren. Die Sd!ulen des Landkreises seien so gut 
ausgestattet, daß man meine, diese Sperrung 
vertreten zu können. Es sollle keineswegs der 
Unterrid1t darunter leiden. Notfalls werde man 
im Nad!trag die Ansätze korrigieren. Kürzun­
Hen um 10 Prozen t müssen sich auch die Sdlul­
verans taltungen gefallen Jassen. In Angriff neh­
men werde man in diesem Jahr den Schüler­
transport. Im Bereid! der Krankenhäuser habe 
die CDU herausgestellt, daß die Häuser_ der 
Grundversorgung erhalten bleiben sollten. Man 
müsse aber gemeinsam über den Komplex Ge­
sundheitswesen beraten. Die CDU sei der Kreis­
verwaltung außerordenllid! dankbar für die 
Vorlage des Rahmenplanes, er setzte den Kreis­
lag in die Lage, die Diskussion besser begleiten 
zu können. Man dürfe jedoch keine voreiligen 
Schlüsse aus diesem Rahmenplan ziehen .• Wir 
Jassen uns auch bei dem Bemühen um eine Neu­
ordnung der Krankenhäuser nicht unter Druck 
setzen •. erklärte Grübmeyer. Der Kreistag sei 
verantwortungsbewußt genug, um hier richtige 

Einschneidende Veränderungen werde es ·im 
Laufe der näd1sten Monate geben, so teilte 
Brennecke mit, denn die Verwaltung habe von 
sid1 aus einige Ä nderungen vorgesdllagen oder 
diese auf Anregung der Mitglieder des Kreis­
tages aufgegriffen. Die SPD-Fraklion sei bereit, 
immer mit dem Ziel mitzuarbeilen, daß Mittel 
frei würden für Investitionsmaßnahmen, Man 
wolle diejenigen Investitionen fördern, die ohne 
große Folgekosten blieben und die Arbeits­
plätze sd1üfen. 

Fraktionssprecher der FDP, Dr. Thieme: 
.Die Zeld!en stehen auf Sturm" 

Eine Nettoneuversdmldung von 5,2 Mio. DM 
zusätzlid! zu den .geerbten Sd!ulden" von 
10 Mio. DM, das drüd<e am meisten, meinte 
Dr. Thieme (FDP), das bedeute immerhin eine 
Steigerung von 50 Prozent im letzten Jahr und 
zeige, daß die Zeidlen auf Sturm stünden. Alle 
hätten nun begriffen, daß man sparen müsse, 
und daß der Fad!aussd!uß hier 3,2 Mio. DM 
.,eingespart" habe, sei ein gutes Stück Arbeit, 
erkannte Dr. Thieme an. Die FDP stehe jedo<.h 
zur Heimathütte Hohegeiß, obwohl sie wisse, 
daß außer den 750 000,- DM nod! einige In­
vestitionen wie Heizung und Sanitärbereid! 
zusälzlid! in den nädlsten Jahren kämen, das 
sei der FDP die Hütte jedodl wert. Die FDP 
lege Wert darauf, daß die Heimathütte ihren 
.Hüllendlarakter" bewahre und gehe davon 
aus, daß mit den genannten Maßnahmen diese 
Hütte für die nächsten zehn Jahre saniert sei. 

Die FDP begrüße den Vorschlag der CDU, im 
Personalbereich zu sparen, denn die Amtsstuben 
in Deutsd!land seien sowieso überproportional 
bestückt im Vergleid1 zu anderen Ländern. Man 
müsse allerdings .klar sagen, daß man damit 
aud1 öffentlid!e Leistung abbaue, das heiße 
aber aud! weniger Bürokratie, und das begrüße 
die FDP. Die iFDP habe versucht, im Sozialhaus­
halt Sireidlungen anzubringen, da dieses Paket 
heule der gro ße Defizitträger sei, jedoch sei man 
aus redlllichen Gründen hier gesd!eitert. Daß 
man in Sdmlbereichen z. T. aud! sparen könne, 
sei ebenfalls Ansicht der FPD. .So wie jetzt 
geht es niCht weiter". sagte Dr. Thieme im Hin­
blick auf die Defizite im Krankenhaus- und 
Transportwesen ... Wir werden uns hier vor kei­
n Pr v"._rantworuma drücken". erklärte er. Die 

Mtttwodl, !7. Pebntar tat 

Wenn der FDP der Ruch anhafte, daß die 
• umfalle" , dann sei sie dieses Mal wirklich 
• umgefallen•. erklärte Dr. Thieme zur Frage 
der Verbraudlerberatung, denn nad! erneuter 
Uberlegung bringe die FDP einen eigenen An­
trag ein. iDieser lautete auf 5000,- DM Zu­
schuß und wurde mit Gegenstimmen der CDU 
angenommen, nad1dem der der SPD abgelehnt 
worden war.) Uber die Diskussion wird geson­
dert berichtet. 

Insgesamt, so Dr. Thieme, habe die FDP keine 
l edenken zum Haushalt. 

Fraktionsspred!er Severilt (GA W): 
Sparen heißt hier Streid!en 

Der Fraktionsspred!er der GA W, Severilt, 
warf die Frage auf, ob bei so viel Sparappellen 
die früheren Kreislage nid!t .sparsam" gewirt­
schaftet hätten. \Nenn das so wäre, dann hälle 
man ja gegen die NGO verstoßen, die ein so l­
dies sparsames Haushalten vorschreibe. Die 
GAW sei der Auffassung, daß hier vom Sparen 
geredet werde, aber Streidlen gemeint sei. 
Sparen heiße bei der GAW, Verringerung de r 
1<oslen bei gleichbleibender Leistung. dahe r 
'fordere sie die Kürzung der Aufwandsentsdlä­
digungen. Um das Verkehrsproblem in den Griif 
zu bekommen, seien Uberlegungen in Richtung 
Verkehrsverbund notwendig, im übrigen for­
dere die GA W die Wiedereinrichtung der Bahn· 
stred<e Langeisheim- Altenau, evtl. auch als 
Fremdenverkehrsattraktion. Die Mittel für die 
Verbraucherzentra le und für die Heimathülle 
Hohegeiß seien nach Meinung der GA W gut an­
gelegt. Die GAW wehre s ich aber gegen eine 
pausdlale Kürzung bei den Sd!ulen, wie ,.mi t 
dem Rasenmäher". Severill sdllug vor, daß ~JUt 
a usgerüstete Sd!ulen (z. B .. im Bereid1 der Me­
diengeräte) einiges abgeben sollten an weniger 
gut ausgestalte. Zum Krankenhausbereid! 
merkte er an, daß den Äußerungen im heuli· 
gen Kreistag sd!on zu entnehmen sei, daß hier 
mit Schlie,.ßungen spekuliert werde. 

Die GA W lehne den Hausha lt im übrigen a h, 
da hier nur die Schuld von einem (z. B. Bund 
und Land) auf den anderen gesd!oben werde, 
aber keine Lösung aufgezeigt werde. HaBe 



Der GesamthalM>halt hat ein Volumen von 
266 220 300 DM. Davon entfallen auf den Ver­
waltungshaushalt 152 063 500 DM und auf den 
Vermögenshaushalt 43 291 600 DM. Die Wirt­
schaftspläne der Kreiskrankenhäuser weisen in 
den Erfolgsplänen 64 901 400 und in den Finanz­
plänen 5 963 800 DM aus. 

Fraktionsspred!.er der CDU, Grübmeyer: 
Mut.zu unpopulären Maßnahmen 

Der Sprecher der CDU-Fraklion, VVerner 
Grübmeyer, ging auf die gesamtwirtschaftliebe 
Lage in der Bundesrepublik ein und zeigte auf, 
daß die Nichtbeachtung der vier k lassisdlen 
Kriterien .,Wadlstum, Vollbeschäft igung, Preis- · 
stabilität und außenwirtschaftlidles Gleidlge­
wicht als Zielsetzung zur Wirtsdlaftskr ise ge­
führt hätten. Grübmeyer, der den gegenwärti­
gen Zustand als den traurigsten Nachkriegsre­
kord bezeichnete, forderte folgende Zielsetzung: 
Wiederherstellung des Gleidlgewich tes zwi­
schen Investitionen und Konsumieren und Wie­
derherstellen eines Gleichgewichtes zwisd1en 
wirtsdwftlid1em Leistungsvermögen und ·sozia­
len Ansprüchen. Beide Aufgaben erforderten 
aber Konsens zwisdlen Gewerkschaften, Unter­
nehmen und Staat. Beide Aufgaben müßten zum 
Ziel haben : Durd1 mehr private Investitionen 
mehr Arbeitsplätze zu schaffen, d ie Anpassung 
von Arbeitnehmern und Unternehmen an die 
v eränderten wirtsdlaftlid1en Bedingungen zu 
sdlaffen und die Handlungsspielräume von Ar­
beitnehmern, Unternehmen und Staat zu vergrö­
ßern. 

Die größte Sorge bereite die steigende Ar­
beitslosigkeit, und die könne n id1t durch ein 
Besd1äftigungsprogramm, sondern nur durd1 zu­
sätzlidle private Investitionen beseitigt werden. 
Grübmeyer ging in seinen Vorbemerkungen 
zum Haushalt auf einen weiteren Komplex ein, 
der die Haushalte der Kommunen unmittelbar 
berührt: Die Lastenverschiebung vom Bundes­
haushalt auf die kommunale Finanzwirtschaft. 
Hätten sich die Sparbeschlüsse der Bundesregie­
rung durchgesetzt, hätten die Kommunen Bela­
stungen in Höhe von mehr als rd . 2 Milliarden_ 
DM zu verkraften gehabt. Dank der Interven­
tion des Bundesrates auf A nregung des Land­
kreistages wurde ein erh.eblidler Teil der Ko­
stenüberwälzungsaktion auf Länder und Kom­
munen verhindert, erklärte Grübmeyer. Weldle 
Auswirkungen die Ergebnisse des Vermittluriqs­
vcrfahrens jedoch für den Landkreis Goslar 
hätten, könne man mit Sid1erheit erst im Laufe 
der nädlsten Monate beurteilen, wodurd1 eine 
Beratung und Verabsdliedung eines Nadltrags­
h aushaltes noch vor der Sommerpause notwen­
di9. werde. 

J, 
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J:ntschetdungen treften zu können. 
Die CDU st~llte den Antrag, im Vermögens­

haushalt den Ansatz von 750 000 DM für die 
Heimathütte Hohegeiß zu streichen, daß ihrer 
Meinung nadl dieser Betrag nur ein erster 
Schritt sei, um die notwendigsten Dinge zu 
e rledigen. Die CDU sähe weitere Kos ten auf 
den Landkreis zukommen, daher l ehne sie den 
Betrag ab. Absd!.ließend meinte der Fraktions­
sprecher, daß dieser Haushalt zwar nicht befrie­
digen könne und man die Gemeinden vert rösten 
müsse. Der Kreistag aber habe mit diesem 
Haushalt e in Signal gesetzt, so wenig konsum­
tive Ausgaben und so viel investive wie mög: 
Iidl vorzunehmen. 

SPD-Fraklionsspredler Brennecke: 
Sparen - aber mit Augenmaß 

Die allgemeine w irtsdlafllidle Lage mit Aus­
wirkungen auf den Kreishaushalt war auch für 
den Sprecher der SPD-Fraklion, Brennecke, Aus­
gangspunk t seiner Betradtlungen. Ziel dieses 
Landkreises sollle · es sein, die . Nettoneuver­
schuldung auf Null DM festzuschreiben, meinte 
Brennecke, das sei jedoch trotz-der Streichun­
gen nidlt gelungen. Sparen dürfe aber auch 
kein Selbstzweck sein, sondern müsse mit Au­
genmaß geschehen, um die konjunkturelle Ent­
wick:lung nicht nodl weiter zu belasten. Für ei­
nen neuen Verteilungssdllüssel bei der Ver­
gabe der Sdrulmittel setze s ich auch die SPD 
ein, jedoch befürworte sie nicht den Vorsdllag 
der CDU, die Mittel generell zu streid!.en (hier­
zu gab es einen Antrag der SPD-Fraktion, der 
zur Beratung an den Fachausschuß verwiesen 
wurde). Brennecke ging mit der CDU hart ins 
Geridlt und zitierte Aussagen des Abgeordne­
ten Grübmeyer aus der Kreistagssitzung im No­
vember vergangenen Jahres. Grübmeyer habe 
seinerzeit fü r einen Dialog mit der Jugend in 
verstärkter Form plädiert und nun, so Eren­
necke, fordere die CDU, die erkläre, sidl ver­
stärkt um die Jugend kümmern zu wollen, die 
Schließung der Heimathütte Hohegeiß. 

Neben der Heimathütte (über die Diskussion 
wird gesondert beridllet) war die Ve(braucher­
zentrale e in Anliegen der SPD. Sie wollte hier­
für e inen Betra~J von 10 000,- DM eingesetzt 
haben. Brennecke erklärte, daß die SPD bereit I 
sei, diesen Gesamtb'etrag von rund 1 Mio. DM 
zu tragen. Weitere Punkte, die Brennecke 
nannte, waren der· öffentliche Personennahver­
kehr, der einer Neuordnung bedürfe, wie Sdlü­
lertrans~;>rt und Kra nkentransport und Ret­
tunqswesen. Der Zusdlußbedarf sei hier zu 
hod1, und der Oberkreisdirektor wurde aufge- 1 
fordert, dem Kreistag Richtlinien für eine Neu­
ordnung zu unterbreiten. Brennecke deutete an, 
daß die Bürger keine 110prozenlige Versorgung 
erwarten dürften und daß die ehrenamtlichen 
Kräfte, die ja schließlich audl mit· Zuschüssen 
bedadlt würden, stärker als bisher am Einsatz · 
beteiligt werden könnten (DRK und THW). 1 

~ 
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FDP sei der Meinung, daß Bereiche wie die r 
Kreisvolkshochschule gebührendeckend arbeiten 
sollte. Eine Anpassung sollte jedoch nicht über 
weit~re Gebührenerhöhungen erfolgen, sondern 
über eine Verwallungskostenpausdlale, die je­
der Hörer zu zahlen habe. 

-1 
Mit der Vorlage dieses Haushalts, so Grüb­

mey.er, werde der Bevölkerung deutlich qemadlt, 
claß der Kreistag audl zu unpopulären Maßnah­
men bereit sei, um den Haushalt zu konsolidie­
r~n. Die CDU-Fraktion habe hier die meisten 
und einschneidendsten Veränderungen vorge- · 
schlagen. Auf e inige Positionen wies Grüb­
meyer hin. So soll es das Bestreben der CDU 
sein, in den nächsten fünf Jahren den Stellen­
plan um 5 Prozent zu kürzen, d. h. jährlidl um 
ein Prozent. Da der Verwaltungshaushalt einige 
Unsid1erbeitsfaktoren aufweise, wie z. B. Finanz­
ausgleidlsleistungen und Grundgewerbesteuer­
anteil, Sozialhilfe des örtlichen Trägers, Lohner­
höhungen, Veränderung der Sozialausgaben, 
Auswirkun9 der Kostendämpfung im Gesund­
heitswesf'n, Zinsverctnderungen, sei ein Prster 
Nadltraq im l. Halb jahr 1982 unerläßlich. 

Grübmeyer ginu auf den Vorschlag der CDU­
Fraktion ein, über die IOprozentige Sperrung.lm 
Ansatz-ffrr.·<lie--allgemeinbildenden .Sdmlen (au-

z 
Zur Krankenhausfrage sagte die SPD ganz 

deutlich, daß die Krankenhäuser in ihrer jetzi­
gen Form nicht weiterbestehen könnten, er­
klärte Brennecke. Allein mit emotional gelade­
nen Resolutionen könne eine Verbesserung ni~t 
erreidll werden, es sei denn, die Städte und 
Gemeinden seien bheit, die Defizite der Kran­
kenhäuser zu tragen. Klare Beschlüsse, die das 
Krankenhauswesen auf gesunde Füße stellten, 
seiPn vonnöten. Mnsikschu le nnd Kr~>isvolks­
hodt!fdmle wurden. weiter unter die Lnpe ~Jt'· 
nommen, wie auch die Betei ligung an den Kur­
betriebsHesellschaften. Die SPD werde einer 
Ubernahme der Landesanteile niemals zustim­
men, .betonte-der IF.raktionsspl!eeher, 
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Wissen 

, .,. Der Landtagsabgeordnete 
II k .. .."- für Langeisheim 

~.P CDU 
Seine fangjährige Erfahrung als Landtags­
abgeordneter wird sich auch für unsere 
Mitbürger vorteilhaft auswirken. 

11. Februar /91~ 

Politiker suCht Bürgemähe 
Frühschoppen mit wemer Crübmeyer ln Astfeld 

Der Landtagsabgeordnete werner GrObmeyer stellte sich auf Wunsch 
der Langelshelmer CDU am Sonntag Im •Gasthaus Lampe• den 
Fragen der Astfelder Bürger. - Einleitend vertrat GrObmeyer mit 
Nachdruck seinen persönlichen Standpunkt: Das nämlich Politiker, 
die diesen Namen auch verdienten, unabhängig vom Wahltermin 
eine einmal als richtig erkannte Position auch dann vertreten 
mUßten, wenn sie unbequem sei und damit sogar Wählerstimmen 
kosten könnte. ln diesem Zusammenhang verurteilte er die markt­
schreierischen Wahlversprechen der SPD von 1976 und 1980, deren 
negative Folgen jeder von uns zu spUren bekommen hat. •Wahl· 
aussagen, die nur dem Stimmenfang dienten, sind vor allen die Ur­
sache dafür, daß ein Teil der Jungen Generation sich von den 
demokratischen Partelen abwendet und in die Arme radikaler oder 
alternativer Gruppen treibt,• meinte der Abgeordnete. GrObmeyer, 
seit 21 Jahren Bürgermeister, zeigte an wenigen, aber markanten 
Beispielen auf, daß er um der Glaubwürdigkelt Willen nur das 
versprechen wUrde, was auch dann tatsächlich machbar sei. Bisher 
habe er als Kommunal- und Landespolitiker seinen Wählern noch 
immer klar in die Augen schauen können. Nicht ohne Grund sei 
er auch vom politischen Gegner wegen seiner obJektiven und 
unpartelliehen Arbeit geachtet. •Wenn es um den Menschen geht, 
ist die Sachentscheldung wichtiger als ein augenblicklicher Erfolg 
einet' politischen Partei,• betonte Werner GrObmeyer. überzeugend 
konnte er darstellen, daß er bereits vor der letzten Landtagswahl 
11978) fOr den Bau der oberen Slebertalsperre eingetreten Ist, obwohl 
ihm das Wählerstimmen hätte kosten können. Durch die Ober­
schwemmungskatastrophe Im sUdhannoverschen Bereich fühle er 
sich zusätzlich bestärkt in seinem Standpunkt. Man sollte in Astfeld 
wissen, daß sein Einsatz fOr den Bau der Slebertalsperre in seinem 
jetzigen Wahlkreis durchaus kontrovers gesehen werde und ihm nach 
wie vor Stimmenverluste einbringen könnte. Der Bau der Slebertal­
sperre sei eine vernünftige wasserwirtschaftliche Lösung, schon allein 
darum wende er sich gegen eine Erhöhung der Granetalsperre. 
GrObmeyer bedankte sich bei der Astfelder BOrgerinitiative fOr Ihre 
sachangemessene, besonnene Argumentation. Er sei sicher, daß sie 
durch diese Haltung viele Freunde und Mitstreiter gefunden hätte. 
Als Beweis führte er unter anderem das Votum. des Landespartei­
tages der CDU in Vienenburg an. EinStimmig habe man sich gegen 
eine Erhöhung der Granetalsperre ausgesprochen. Anschließend 
beantwortete Werner GrObmeyer Fragen in Hinblick auf die B 82 
und die Problematik der Klärschlammbeseitigung. seine Ausführun­
gen ließen erkennen. daß er sich mit diesen Themen Intensiv 
auseinandergesetzt und bereits aktiv an der Lösung dieser Fragen 
arbeitet. Der CDU-Stadtverbandsvorsltzende Bernd Garthoff beendete 
den FrOhschoppen mit herzlichem Dank für die ausführliche und 
offene Diskussion. Abschließend stellte er fest, daß es für Langeis­
helm von Vortell wäre, wenn Werner GrObmeyer die Belange der 
Stadt auch nach dem 21. März in Hannover durchsetzen könnte. 
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»Seesens Brauchtumspflege beispielhaft« 
,5, / ....... . ~ ••. •• )/.. • • • -~'--:1- .. ~ ;r -
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Seesen. (ho) Die Seesener CDU hat mit ihrem 

Landtagsabgeordneten Wemer Grübmeyer 
einige der kulturhistorisch wertvollen Seesener 
Gebäude besichtigt. Dem Landespolitiker und 
Vorsitzenden der CDU-Kreistagsfraktion sollte 
,, plastisch vor Augen geführt« werden, daß See­
sen zum Beispiel mit der Sehusa-Burg, dem 
Jagdschloß, dem Ratskeller und dem ehe­
maligen Kochsehen Hof über eine ganze Anzahl 
von Baudenkmälern verfügt, für die au~h in 
Zeiten spar samer Haushaltsführung der Auf­
wand fmanzieller Mittel notwendig ist. 

Grübmeyer wies vor den Seesener Unions­
politikern darauf hin, daß in den letzten fünf 
Jahren landesweit etwa 70 Millionen Mark für 
die Denkmalspflege eingesetzt worden seien. 
Aufinitiative der CDU sei das Denkmalsschutz­
gesetz verabschiedet worden, und die Landes­
regierung habe die Restaurierungswerkstät­
ten ausgebaut. 

Der CDU-Politiker zeigte sich beeindruckt 
von den vielen, größtenteilsgutgepflegten,alten 
Seesener Gebäuden. Weiter stellte Grübmeyer 
fest, daß dank privater Initiative nicht nur das 
bauliche Kulturerbe erhalten werde, sondern 
daß Seesen mit seinem Sehusafest »beispiel­
gebend « sei für die P flege von Brauchturn und 
Tradition. Letzten Endes komme das auch dem 
Fremdenverkehr des gesamten Harzes zugute, 
weshalb eine öffentliche Förderung in mehr­
facher Hinsicht gerechtfertigt sei. 



MdL GrUbmever: Opposition benutzt 
Zahlen willkUrlieh 

,.Aus wahltaktischen Gründen versucht die 
SPD, durch das willkürliche Herausziehen von 
Monatszahlen und Mona tsvergleichen eln schie­
fes, für Niedersachsen ungünstiges, der Wirk­
lichkeit jedoch nicht entsprechendes Bild der 
Arbeltsmarktlage zu zeichnen", stellte der CDU­
landtagsabgeordnete und Kandida t für den 
Wahlkreis Oberharz/Seesen, Werner Grübmeyer, 
fest. 

Der Landtagsabgeordnete der CDU führte 
weiter aus, daß es zwar richtig sei, daß die Ar­
beitslosigkeit im Dezember 1981 in Niedersach­
sen um 25 Prozent über dem Bundesdurchschnitt 
lag, es dürfe jedoch nicht verschwiegen wer­
den, daß die Arbeitslosigkeit zu Zeiten sozial­
demokratischer Regierungsführung in Nieder­
sachsen im Dezember 1966 um 71,4 Prozent, im 
Dezember 1970 um 50 Prozent, im Dezember 
1971 um 58 Prozent, im Dezember 1972 um 
54 Prozent und im Dezember 1973 um 36 Prozent. 
über dem Bundesdurchschnitt lag. 

So habe ihm Frau Minister Birgit Breuel auf 
· A nfrage mitgeteilt, fuhr MdL Grübmeyer fort, 
daß wegen der besopders starken Saisonein­
brüche in Niedersachsen hier der Abstand zum 
Bund im Winter immer wesentlich höher sei a ls 
im Frühjahr und im Sommer. Der CDU-Abge­
ordnete wörtlich: . Besonders wir Harzer wissen, 
wie saisonabhängig die Beschäftigung im Be-

reich des Fremdenverkehrs ist." Ein fairer Ver­
gleich der Arbeitslosenzahlen zwischen den ein­
zelnen Bundesländern ist deshalb nur bei der 
Benutzung der Jahresdurd1sdmittszahlen mög­
lidl, meinte v..r. Grübmeyer. . Interessant ist 
auch, daß sich die durchschnittliche Arbeitslo­
senquote von 1980 auf 1981 in Niedersachsen 
um 46,8 Prozent erhöht hat, im Bundesgebiet 
insgesamt jedoch um 47,4 Prozent •, s tellte der 
CDU-Landtagsabgeordnete fest. 

Nach Grübmeyers Ansicht muß bei der Beur­
teilung der Arbeitsmarktentwicklung und bei 
einem Vergleim der Arbeitslosenquote der ein­
zelnen Bundesländer die Entwicklung der Er­
werbsbevölkerung in betreffenden Ländern be­
rücksichtigt werden. Die Zahl der sozialversiche­
rungspflichtig Beschäftigten ist vom Frühjahr 
1976 bis zum Herbst 1980 in Niedersachsen um 
9,2 Prozent, im übrigen Bundesgebiet nur um 
6,8 Prozent angewamsen, teilte MdL Werner 
Grübmeyer mil. 

Der überproportionale Anstieg der Arbeits­
losenquote in Niedersamsen lasse sich also mit 
der Tatsache begründen, daß in Niedersad1sen 
überdurchsmnittliche Menschen in den Erwerbs­
prozeß einzugliedern gewesen seien. So stieg 
die Zahl der 15- bis 20jährigen von 1976 bis 
1980 in Niedersachsen um 18,7 Prozent, im Bun­
desdurmsdmitt nur um 15,9 Prozent. Auch dit 
Zahl det nach einer Beschäftigung suchenden 
Frauen stieg in Niedersamsen von 1976 bis 1980 
um 8,6 gegenüber 6,9 Prozent im Bundesgebiet 
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an. Diese Zah~en seien · ihm vorn Niedersäm­
sismen Sozialminister Hermann Schnipkoweit 
mitgeteilt worden, berichtete der CDU-Landtags­
abgeordnete ... Bei einem Ländervergleich bezüg­
lidl der Arbeitslosenzahlen muß außerdem be­
rücksichtigt werden, daß der Anteil der im Bau­
gewerbe besd1äfliglen Arbeitnehmer in Nieder­
samsen 9,5 Prozent beträgt, im Bundesdurdl­
schnilt jcdodl nur 8,1 Prozent. Wie konjunktur­
anfällig und vom Wetter · abhängig diese Bran­
che ist, kann zur Zeit besonders deutlim ge­
sehen werden •, äußerte Werner Grübmeyer. 

Beziehe man diese von 1hm genannten Son­
dereinflüsse in die Beurteilung der Arbeitslo­
sen mit ein, so verringere sich der Abstand 
zwisdlen. den Arbeitslosenquoten in Niedersam­
sen und im Bundesgebiet. Der noch verbleibende . 
Prozentsatz einer überdurchschnittlichen Ar­
Öeitslosenquote in Niedersamsen erklärt sidl, 
so betonte MdL Grübmeyer, mit der Struktur­
schwäche der niedersächsischen Wirtsmaft, die · 
nodl nicht überwunden sei. .Diese volkswirt­
schaftlichen Strukturen lassen sim nicht in fünf 
oder sechs Jahren, sondern nur in größeren 
Zeiträumen verändern. Die Verantwortlichen für 
die heute nom bestehende strukturelle Smwä­
che Niedersamsens muß daher den SPD-Regie­
rungen, die bis in die 70er .Jahre am Ruder wa­
ren, angelastet werden" , meinte CDU-Landtags­
abgeordneter Werner Grübmeyer .• Solme Struk­
turprobleme lassen sidl nidlt mit einem Be­
schäftigungsprog'rarnm Iössen, dessen Finanzie­
rung noch nicht einmal gesichert sei, beheben, 
sondern nur mit hartnäckiger, langwieriger Ar* 
beit, wie sie von der Niedersächsisdlen Wirt­
smaftsministerin geleistet werde", s tellte Wer­
ner Grübmeyer absdlließend fest . 



. 
Positive Resonanz zum VolkslaUf 

wemer Crübmeyer zeigte siCh beeindruckt 
•Großartige Veranstaltung, vorzügliche Organisation, gutes zusam­
menspiel des MTV·Astfeld, der Feuerwehr, des DRK und der Polizei.• 
so faßte am Sonntag der Landtagsabegeordnete werner Grübmever 
seine Eindrücke vom sportlichen Geschehen an der Granetalsperre 
zusammen. Unter den interessierten Zuschauern entdeckten wir 
den engagierten Politiker, der sich über die hohe Beteiligung 
beim Volkswandern sowie beim Volkslauf erfreut zeigte. Dieses war­
tete er als ein Zeichen dafür, daß der MTV·Astfeld mit seinen 
freiwilligen Helfern einen guten Ruf Innerhalb der Jogging-Bewegung 
genießt. Grübmever erinnerte daran, daß den Teilnehmern hier die 
Chance geboten wurde, Ihr ganz persönliches Leistungsvermögen 
zu überprüfen. Mitmachen sei für viele wichtiger, als die gemessene 
Zeit. was man wissen sollte! werner Grübmever ist selbst Experte 
bei der Ausrichtung und Durchführung nationaler und internationaler 
Sportveranstaltungen. 

Zu einer Mitgliederversammlung mit dem 
Landtagsabgeordneten und Vorsitzenden der 
CDU-Kreistagsfraktion 

Werner Grübmeyer 
lädt der CDU-Stadtverband Langeisheim am 

Mittwoch, den 17. Februar '82, um 20.00 Uhr, 
nach Wolfshagen, "Berghotel" 

alle Mitglieder und interessierte Gäste recht 
herzlich ein. 

Werner Grübmeyer Mdl, spricht zum Thema 
"Niedersachsen vor der Wahl" 

Anschließend besteht ausreichend Zeit für die 
Diskussion. 

"" k/IIL. CDU 2 
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SPD-Frühschoppen 
in Bredelem 
Alle interessierten Mitbürger 
und Freunde lädt die SPD­
Abteilung recht herzlich zu 
einem politischen 
Frühschoppen am 

Sonntag, d. 21. Febr. '82 
ab 10.30 Uhr 

ins Gasthaus .. Zum letzten 
Heller" ein. 

Peter Kopischke, 
Landtagskandidat und 

Kurt Klay, 
Landtagsabgeordneter, 
sprechen mit Ihnen über die 
politische Lage in 
Niedersachsen, speziell 
unserer Region. 



SPD-Versammtung mtt Peter Koptschke 
Schlußlieh Nledersachsen: Folgen der CDU-Fehllelstungen 
Langelshelm. Viele SPD-Mitglieder und Interessierte Bürger 
fanden sich bei der öffentlichen Mitgliederversammlung der 
SPD-Abteilung Langeisheim unter dem Motto •Sozialdemokra­
tische Politik Ist besser für Nledersachsen• im Hotel •Zum 
Löwen• ein. Nach einer kurzen Rückschau des vorsitzenden 
Hermann seeband und einem Vorwort Rudolf Michels zur 
nächsten Landtagswahl hielt der Landtagskandidat Peter 
Kopischke ein umfangreiches Referat über seine landespoliti­
schen Vorstellungen. Ober Einzelheiten wurde dann ausführ­
lich mit dem Kandidaten gesprochen. Auf die Frage, ob er 
für die von den Harzwasserwerken und der Albrecht-Admlnl­

. stration geplanten Erhöhung der Granetalsperre sei, antwor-
·t-ete der -· SPB-Kandidat Kopischke mit einem lobenswert 
klaren »Nein• und fügte hinzum daß. die c;ou-Landtags­
abgeordneten Sikora und Schwenke de Wall sich in Hannover 
Jedoch unseeligerweise für die Staudammerhöhung ein­
setzen. Für eine Lösung nach dem Verursacherprinzip trat 
der SPD-Politiker Koplschke bei der Diskussion über die 
Klärschlammbeseitigung und deren Finanzierung ein. Sollten 
dadurch bei einigen Verursachern erhebliche Wettbewerbs­
nachteile auftreten, sei er für bedingte Zuschüsse, damit 
keine Arbeitsplätze gefährdet würden. von seinem - gar­
nicht jn djesem wahlkreis wohnhaften CDU-Gegenkandlda­
ten Grübmeyer sei diesbezü$1Ch leider noch kem ~or­
~chla~ zu diesem Problem vero entlieht worden. Die gep an­
te ö sumgehung der 8 82 wurde von Rop1schke als gute 
Maßnahme erachtet. Sollte er am 21. März in den Landtag 
gewählt werden, wird er sich für diese Lösung stark machen. 
Im Gespräch über das Arbeitslosenproblem führte der SPD· 
Kandidat unter anderem aus, daß durch die verweigerungs­
.taktik der CDLJ!CSU Im Bundesrat kein einziger Arbeits­
suchender wieder zu einem Arbeitsplatz kommt Er meinte, 
daß die Sonthofen-strategie der cou •Es muß wesentlich 
tiefer sinken ... • in Anbetracht der höchsten Arbeitslosenzahl 

· unter allen Bundesländern, vom Wähler durchschaut und 
quittiert werden muß. 

..:." 

Peter 
Kopischke 
will ruhig und sachlich für die 
Harzer Belange in Hannover eintreten . 
Durch große Sprüche ist bisher nichts 
verändert worden. 
Darum wählen Sie am 21. März 

Peter Kopischke - SPD. 

wird von Günter Klose und Karl Harre unterstützt. 
Er wird mit seinem Wissen und ihren 
Informationen in Hannover für die Interessen~ 
der &ürger eintreten. · 
Darum wählen Sie am 21. März . 

Peter Kopischke - .SPD. SPD 



Land Niedersachsen 
bewilligt Zuschuß: 

538 000 Mark für 
Erschließung. des 
lndustrieareals. 

»'lliftstraße<< 
bereitgestelltl 

Bessere Verkehrsführung 
möglich 

S e e s e n . (poe) Die Kontakte zwischen dem 
Seesener Bürgermeister Wilhelm Gerke und 
dem CDU-Landtagskandidaten Wemer Grüb­
meyer (MdL) funktionierten einmal mehr: 
Knapp vier Wochen vor den Wahlen zum Nie­
dersächsischen Landtag wurde jetzt von bei­
den Politikern übereinstimmend mitgeteilt, 
daß das Land Niedersachsen aufgrund einer 
Initiative von Wefner Grübmeyer einen Zu­
schuß in Höhe von 538000 Mark für die Er­
schließung des. Industriegeländes »Trift­
straße« in der Harzstadt bereitgestellt. Damit 
könnte - so Bürgermeister Wilhelm Gerke auf 
Anfrage des >>Beobachter<<- bei gleichzeitiger 
Ausweisung der anteiligen Mittel durch die 
Stadt Seesen die seit Jahren diskutierte, ver­
kehrstechnisch modern konzipierte, Aufmün­
dung im Bereich Triftstraße/Pastorenweg aus­
gebaut werden. 

Wie zu der schon einige Jahre »alten<< Planung 
ergänzend erklärt wurde, sei mit dem Ausbau 
dieser Aufmündung auch ein Problem vom 
Tisch zu bringen, das bis jetzt zahlreiche Anlie­
ger der >>Triftstraße<<, besonders im Einmün­
dungsbereich Frankfurter Straße, ärgert. Die 
Anrainer nämlich klagen nicht erst seit gestern 
über das hohe Verkehrsaufkommen, über Lärm­
belästigungen und Verkehrsgefahren. 

In den Ausschüssen des Rates, aber auch im 
Plenum selbst, wurde in jüngerer Vergangenheit 
häufiger das Thema >>Triftstraße<< erörtert; die 
allgemein anerkannte Zielsetzung war klar um­
rissen: Der Schwerlast-Verkehr müsse aus dem 
Triftstraßengebiet herausgenommen werden. 

Konzeptionen dafür gibt es bereits seit Jahren. 
Unterschiedliche Konzeptionen übrigens. Wäh­
rend das Straßenbauamt für eine direkte Ablei­
tung des Schwerverkehrs über die Triftstraße 
und denPastorenweg in Richtung Engelade und 
dann weiter zum BAß-Zubringer plädierte; setz­
ten sich die zuständigen Stellen aus Rat und Ver­
waltung schon recht frühzeitig fürdie sogenann­
te >>Links-Lösung<< ein. Der Verkehr sollte das 
Industriegebiet >>Triftstraße<< in Richtung Pasto­
renweg verlassen, dann über den Bereich der 
Frankfurter Straße/Hammershäuser Mühle und 
Schlackenmühle geführt werden, und so die 
Anhindung an das überregionale Straßennetz 
finden; oder aber über den Pastorenweg und die 
Frankfurter Straße stadteinwärts die Harzstadt 
erreichen können. Bei Realisierung dieser Kon­
zeption, so hieß es, könne man sowohl den 
Verkehr aus Engelade, wie auch aus dem 
Bereich >>Triftstraße<< heraushalten. · 

Daß eine Lösung dringend vonnöten ist, be­
streitet niemand. Zumal sich gezeigt habe, daß 
das Industriegebiet >>Triftstraße<< sehr wohl als 
Standort für kleinere und mittlere Betriebe 
genutzt wird. Und man glaubt zudem zu wissen, 
daß auch die bisher dort ansässigen Unterneh­
men eine bessere Verkehrsanbindung an das 
Straßennetz begrüßen würden. 

Beantragt worden waren die Landesmittel 
übrigens von der Stadt Seesen;. die - sollte das 
Projekt verwirklicht werden- auch zahlen muß; 
zumindest anteilig. Bei der Höhe der städtischen 
Investitionssumme komme es dabei darauf an, 
welche der beiden Konzeptionen in Angriff ge­
nommen wird. 
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zeption, so hieß es, könne man sowohl den 
Verkehr aus Engelade, wie auch aus dem 
Bereich »Triftstraße<< heraushalten. · 
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genutzt wird. Und man glaubt zudem zu wissen, 
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men eine bessere Verkehrsanbindung an das 
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SPD-Stammtisch mit guter Beteiligung 
ST. ANDREASSERG - Von allgemeiner Partei­

verdrossenheit kann in St. Andreasberg nicht die Rede 
sein. Wie soll man s ich sonst erklären, daß es hier 
tatsächlich Leute gibt, die auf die Sendung "Mainz 
bleibt Main" pfeifen und statt dessen zum SPD­
Stammtisch ins Kurhaus gehen. Günter Engelhardt, 
der Landtagskandidat für diesen Wahlkreis, konnte zu­
frieden sein, zufrieden auch über den Verlauf des 
Abends, zu dem er eingeladen hatte. Gemütlich bei 
Bier und dezenter Musikumrahmung - die Harlin­
geroder Musikanten waren Klasse! - fand man 
schnell den richtigen Ton für erstaunlich gescheite 
Diskussionen. 

Dabei ging es anfangs gar nicht um Günter En­
gelhardt, sondern um seinen Gegenspieler hier im 
Ort, der eigentlich gar kein Gegenspieler ist. Man wird 
den Eindruck nicht los, so hieß es, daß man ab­
sichtlich die Leute im Unklaren darüber lassen will, 
welche Rolle Werner Grübmeyer fiir die Landtags­
wahl in St Andreasberg spielt. Welchen Sinn hätten 
sonst seine Anzeigen auf den Andreasberger Seiten 
der Heimatzeitungen? Es müsse einmal ganz deut­
lich gesagt werden, daß diesmal kei.n Andreasberger 
Bürger aus Lokalpatriotismus die CDU zu wählen 
braucht: Grübmeyers Wahlkreis liegt ganz woanders, 
ftir St. Andreasberg ist er nicht zuständig. Und der 
Kreistagsabgeordnete Albert Kehr konnte ergänzend 

' darüber berichten, wie die Andreasberger auch in 
anderer Hinsicht im Unklaren gelassen werden. So 
sei kurz vor der letzten Kommunalwahl ein Inter­
view mit Grübmeyer in den "Kommunalpolitischen 
Blättern" 7/1981 (wer liest die schon?) erschienen, 
worin es hieß, er wolle zum letzten Mal fiir das 
Amt des Bürgermeisters kandidieren, wie er, Grüb­
meyer, "mit aller Entschiedenheit und Überzeugung 
im Gespräch betonte". Sein Ziel sei, "zwei oder drei 
jüngere Fraktionsmitglieder auf das Amt eines Bürger­
meisterkandidaten vorzubereiten". Wie es aber auch 
anders kommen kann, zeige ein zweites Interview; 
das in der Wochenzeitung "Harzer Panorama" vom 
21. Januar 82 abgedruckt war. "Ich habe ernsthart 
vor", erklärte hier Grübmeyer, "bei einer erneuten 
Wahl in den Landtag, meine Rolle als Bürgermeister 
von St. Andreasberg neu zu überdenken". Ob wir 
uns da nach dem 2J . März auf einige Überraschun­
gen vorbereiten müssen?", fragte Albert ~ehr. 

In eine ganz andere Richtung zielte die Frage an 
Günter Engelhardt, ob er denn nicht auch glaube, 
daß das Debakel um die Geschäftsführung der Neuen 
Heimat für die SPD negative Auswirkungen auf die 
Landtagswahl haben wird. "Da gibt es keinen Zweifel", 
mußte er zugeben, "man kann nur hoffen, daß die 
Angelegenheit gradlinig gelöst wird". 

Er machte klar, daß d ie Verfehlungen der Verant­
wortlichen ja weniger juristischer, als vielmehr mora­
lischer Art seien. Moral, das wurde nun über weite 
Gesprächsstrecken das Stichwort, das unterschwellig 
durch die Diskussionsrunde geisterte, und in seiner 
Bedeutung immer irgendwo wieder auftauchte, nicht 
nur bei der Verurteilung der Bereicherungsmanöver 
der Neuen-Heimat-Bosse. Es war gegenwärtig z. B., 
als das Gespräch auf das Schwerbehindertengesetz 
kam, und von brilliantenberingten Fingern berichtet 
wurde, die den Schwerbehinderten-Ausweis in öffent­
lichen Verkehrsmitteln fü r die kostenlose Beförderung 
vorzeigen; oder wenn die Rede davon ist, wieviel 
Geld ins Ausland transferiert wird , statt es hier in 
Investitionen zu stecken; oder als eine bestimmte 
Medienpolitik erwähnt wurde, die dem Kommerz­
funk das Wort redet, dabei vom mündigen Bürger 
spricht, tatsächlich aber in zynischer Sl'ekulation auf 
die Vermarktung menschlicher Schwächen abzielt, 
und der es nicht darum geht, dem Publikum ein Pro- · 
gramm anzubieten, sondern darum, den Werbung­
treibenden ein Publi kum zu verkaufen. 

Auch wenn die unterschiedlichsten Fragen an 
Günter Engelhardt gerichtet wurden, immer wieder 
führte das Gespräch in diese Richtung. Als er auf 
seine wiederholte Bemerkung angesprochen wurde, 
das Arbeitsbeschaffungsprogramm sei gut und richtig, 
aber auf lange Sicht nicht ausreichend, wurde er ge­
fragt, was denn nach seinen Vorstellungen geschehen 
müsse. Und als er dann ansetzte zu einer längeren 
Erklärung, daß weder Markt- noch Planwirtschart die 
letzt~n Weisheiten seien, daß die Faktoren Boden, 
Kap1tal und Arbeit in ein gleiches Verhältnis ;wein~ 
ander gebracht werden müßten, daß man aufhören 
solle, sinnlos zu produzieren, daß es in der EG zu 
einer einheitlichen Wahrung kommen müsse usw., 
und den Zuhörern die Zusammenhänge langsam zu 
dämmern begannen, da wurde auf einmal klar, auf 
welcher Linie der Politiker Günter Engelhardt liegt: 
Der Name Erhard Eppler kommt einem unwillkü r­
lich in den Sinn. In der Tat, Günter Engelhardt ge­
hört offensichtlich zu der Schar jener Nachdenklichen 
in seiner Partei, die über die Lösung von Tagespro­
blemen hinaus, sich schon heute für die Zukunft 
verantwortlich flitllen. 

Aber zu Wahlzeiten hat Tagespolitik Vorral!g. Als 
er gefragt wurde, wie man ältere Leute noch dazu 
bringen solle, SPD zu wä hlen, wo ihnen doch gerade 
im Zuge der Sparmaßnahmen sogar das Taschengeld 
in Altersheimen gekürzt wurde, konnte er antworten: 
"Ganz einfach, indem man ihnen wahrheitsgemäß 
erzählt, daß sie diese soziale Missetat der CDU zu 
verdanken haben, die das im Vermittlungsausschuß 
durchgesetzt hat" 

Selbstverständlich wurden immer wieder landespo­
litische Themen erörtert. Dabei war der Fremdenver­
kehr bevorzugter Gesprächsgegenstand. Es könne ja 
wohl nicht vernünftig sein• ganz Niedersachsen zu 
einem einzigen großen Fremdenverkehrsort zu ma­
chen, wie es die Werbeinserate der Landesregierung 
auszumalen versuchen. Vielmehr sei gerade jetzt Be­
standspflege wichtig, zu einer Zeit, in der ohnehin 
keine Großprojekte mehr finanziert werden sollen. 
Unvermeidlich fiel hier nun jemand mit dem Reiz­
wort Folgekosten in die Debatte ein. "Warum", so 
wurde wieder einmal gefragt, "hat die SPD in St. 
Andreasberg es eigentlich ganz allein der FDP über­
lassen, s ichgegen das Knöchelprojektauszusprechen ?" 
Da fühlte sich Albert Kehr, als Fraktionschef der 
SPD im Rat, herausgefordert: Es sei schon ärgerlich, 
daß die FDP dank dieses falschen Eindrucks, der weit 
verbreitet war, der SPD einen großen Teil ihrer Wäh­
ler ausgespannt hal "Es stimmt nämlich gar nicht, 
daß die FDP gegen das Knöchelprojekt ist, sie will 
es nur anders". D'eshalb müsse es für alle, die immer 
noch glauben, die FDP sei dagegen, besonders gro­
tesk wirken, wenn man berichten muß, daß sie Än­
derungsvorschläge mache, deren Finanzierung sich in 
Größenordnungen von 400000 bis 500000 DM bewe­
gen müßte, wie das ein Architekt der NI LEG berech­
net hat. 
Bewundernswert, wie die Harlingeröder Musikanten 
in die Verblüffungspause, die nach d iesen Informa­
tionen entstand, ihre friedfertigen, dezenten Melo­
dien einstreuten. Nicht aufgeregt, sondern angeregt 
löste sich die Stammtischrunde auf. G. Engelhardt 
hat seinen Einstand gegeben; er kommt bald wieder. 

16.1. 191~ 
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Herrn 
Werner Grübmeyer (MdL) 
CDU-Landtagsfraktion 
Nieder sächsischer Landtag 

3ooo Hannover 1 

Sehr geehrter Herr Grübmeyer, 

Hannover,o1.o3.82 

am Diens tag,dem 23 .o2.1982,hatte der NDR-Redakteur Gunter Hartung von 
der Pressetribüne des Landtags aus Gelegenheit,Ihren Debattenbeitrag zum 
Thema "Nienover-Film" mitzuerleben. 

Während Ihr Vorredner,der SPD- Abgeordnete Silkenbeumer,über die Gründe 
für die Absetzung des Films spekulierte,gaben Sie zu erkennen,über 
alle Zusammenhänge ganz genau informiert zu sein.Das Landtagsprotokoll wird 
diesen Eindruck bestätigen.Schon in der Sitzung am 12.12.198o haben Sie 
laut Protokoll (s.2o?) u.a. wörtlich erklärt : 
" ••• es gibt eben auch Leute,die sich über die Binnenstruktur eines solchen 
Senders unterhalten,die sich die Mühe machen,Tage und Wochen in solche 
Sender hineinzugehen und Redakteuren,Kameraleuten und Cuttern bei der 
Arbeit zuschauen,sich mit ihnen unterhalten ••• " 
und Sie ließen damals keinen Zweifel daran,daß Sie Sich selbst damit meinteno 

Nun sind die Mitarbeiter dieses Hauses aufgefordert,keine NDR-Interna 
nach draußen zu tragen.Und wir gehen davon aus,daß.auch unsere mit Ihnen 
bekannte Kollegin diese Dienstanweisung kennt und befolgt. 

Aus dieser Sachlage heraus ergeben s i ch Fragen: 

1. Wie dürfen wir es vers tehen,wenn Sie einen nicht gesendeten Beitrag 
öffentlich als "unmögliche Sendung" und "brüskierend" bezeichnen? 

2. Stehen Ihre häufigen Besuche im NDR_Funkhaus Hannover damit und mit 
Ihrer Äußerung am vergangenen Dienstag, daß Sie Sich auf sorgsames 
Recherchieren verstünden,in Zusammenhang? 

3. Kann es sein,daß Sie ohne die Genehmigung verantwortlicher NDR-Mita rbeiter 
Schneideräume des Funkhauses und Redaktionsräume betreten um dort 
Filme zu betrachten und .Hanuskripte zu l esen? 

4. Können Sie Belege für Ihre Behauptung anführen,daß NDR-Mitarbeiter Teile 
der Öffentlichkeit vor der geplanten Sendung auf den Beitrag hingewiesen haben? 

Sie haben mit Ihrer Landtagsrede am 23.o2.1982 dem Autor des Beitrags 
die journalistische Qualifikation abgesprochen. 
Wir verwahren uns entschieden gegen die Diffamierung eines Kollegen,dessen 
journalistische Qualitäten von uns nicht in Zweifel gezogen werden -
auch nicht im Zusammenhang mit der abgesetzten Film-Glosse,die vdr, im 
Gegensatz zu Ihnen,beurteilen können und dürfen.Wohlgemerkt: Ihre Kritik 
an Beiträgen des NDR i s t uns grundsätzlich sehr willkommen.Nur müssen Sie 
natürlich Gelegenheit gefunden haben,die Sendungen zu hören oder zu sehen. 
Uns interessiert,auf \-telchem Wege Ihnen das am Beispiel des nicht gesendeten 
Ni enover-Films gelungen i s t. 
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Wir bitten Sie um Aufklärung und fordern Si e auf,die von Ihnen 
geäußerten Behauptungen zurückzunehmen.Sollten Sie dazu nicht bereit 
sein und / oder Sich in Zukunft in ähnlicher Weise öf fentlich über 
NDR- Interna äußern,werden 1rTir den Direktor des Funkhauses Hannover, 
Herrn Dr.Kobler,um Prüfung der Frage bitten,Si e mit Hausverbot zu 
belegen. 

Zu Ihrer Information: 
Diesen Brief erhalten mit gl eicher Pos t zur Kenntnis 

Herr Dr.Kobler,Direktor NDR Hannover 
Herr Stavenow, Leiter FS Hannover 
Herr Brinkmann,Personalrat 
Herrn Hertel,Redakteursausschuß 

Nachsatz: 
Adressat Ihrer Rückantv1ort Norddeut scher Rundfunk 

Red. "Nieder s . Echo" 
z . Hd. Gunter Hartung 
3ooo Hannover 1 
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Vizepräsident .\'arnec 'r.:e; 

Wortmildungen lie~ea ~-c.b.t- mehP vor. -·· ··----
(Engel~{ 6: D): Und die Landesregierung s chweigt! 
·~fj e~-t;erer Zuruf: Genießt und schweigt 1 - Nei tere 

/ urufe.) 

~sehen hat s ich der Y. ollege Grübmeyer noch gemeldet. 

(CDU): 
~--

He.:.:. r 1-r~Sident! .. teine lieben i.olleginnen und Kollegen! Lassen 
Sie mich ganz weni _e .. o~·te zu dem s agen , wa s der Kolle~e 
8Slkenbeumer i m :l inblic~ auf die beabsichti6te dendung des 
NDR ausgef~hrt hat. Lieber Kolle6e SilkenbeQ~er, 3ie sin d sich 
doch wohl im klaren dar:..:oer, daß Sie wider bes seres .Jiss en 
hierzu etwas gesa~t h ~benl 

( .;erns t edt ( StD) ; An t.,estellter des f.IDR , 
Herr ·3-r-:..:bmeJ er I) 

- Lieber K9llege Nerns t edt, es gibt Leute, die sich für die 
Dinc e interessieren , die r:_:;r~ : ndl lch recherchieren und die nicht 
durch die Gegend schwafeln! 

( Beifall tei der CDU.- Dehn (S D): Einige s i nd 
f ür Rundfunkfreiheit und an dere nicht! - :ieiterkeit.) 

- Lieber Kollege De hn, Ihr e Thesen kenne ich nun sc hon seit 
Jahren, und ich wei ß , •.v ie .Sie - - -

( Dehn ( S ., J ) : Das ~c hlimme i s t, daß Sie immer noch 
nicht gelacht habenJ - Heiterkeit.) 

J - I m Gegensatz zu Ihnen , lieber ~ollege Dehn, k enne ich mich 
in diesem Metier aus, withrend Sie nur nachplappern, was andere 
Leute Ihnen vorsin5enl 

( Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und ffer .. :en I :: er s i ch einmal mit dieser SendJ18s~aae­
einandergesetzt hat, der weiß ganz genau, daß sich die Dii'S.e,e 
völlig anders abgesp ielt haben. ::c hon v orher wurde, nicht w n 
sachlich aufzuklären, sondern um zu polemisieren, von ganz be­
stimmten Kollegen I hl'er Couleur aus dem HDR die I-rasse infor­
miert. 

(Hört, hcrt! bei der CDU .) 

Lieber Kollege Sc heibe, Sie wissen ganz genau, daß nicht v on 
i)fgendwober eine :i eisun6 e .rf ol t,te, sondern daß der Funkhaus­
direkter _pflic ht gemä ß e inen I!'ilm abg enommen und dabei !eatge-
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et ell t hat, daß eine unmögliche ·.Sendung vorberei tat worden war, 
die brüskierend lllar, die der Sache nicht entsprach und von daher 
aus sachgerechten Gründen abgesetzt werden mußte. 

~~ . 
Das si~ Tatsachen, und das wissen Sie ganz genauf 

(Beifall bei der Cou. - luruf von Stauake (CDU).) 

Vizeer ä sid~nt Warnacke: 

Weitere Wortmeldungen? Herr Abg eor dneter Scheibe! 

Scheibe (SPD): 

.//r -···---~-· 

Herr Präsident! Meine Damen und Herr en1 Herr Kollege Grübmeyer, ich 
weiß nicht, warum Sie mich angesprochen haben. I eh hatte mich zu 
der Sache gar nicht geäußert. / 

(Zuruf von Janßen/ (CDU).) 

Ich möchte aber doch fast~tellen, daß am ~1it twach der verganganen 
Woche in einer hannovers~en Zeitung mitgeteilt worden ist 

(Zuruf von der COU: Wie hieß sie dann? 
(COU)a wie hieß denn die Zeitung?) 

- es kann auch Di~stag gewesen sein -, 

(Z~tuf: Dienstag!) 
I 

Baldauf 

daß am Abenj/~in 8ai trag über Nienover ausges ·trah 1 t werden 3oll te . 

/ (Kasimier (SPD)I Das stand in dar HAZI) 
.. / · 

- Es __,.s tand in der HAZ, wie ich eben vom Kollegen Kasimier gesagt 
bekomme . Deshalb k(j nnen Sie sich di e Zwischenfragen sparen. - Der 
Ba)rtrag Ober Nienover ist dann jedoch nioht ausgestrahlt worden f Jlfd es hat 

.. . . 
fa/M 
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Spekulationen darüber gegeben, woran es denn lllohl_ liegt,.. daß et 
nicht auegestrahlt worden is t . ·,-

(Glocke des Präsidenten. - Zuruf ·~on Vajen (CDU).) , 

J~urnali sten haben beim funkh ausdir ek to r? na chge fragt und haben die 
Auskunft bekommen, daß der Beitrag weg~n mang e l nder Aktualit ä t und 
wegen der Qualität nicht gesendet ~erd en sei. 

Ich möch te hier f3sthalten - einzig un d a ll e in demuegen habe ich 
mich noch einma l gemeldet -, daß 111 ohl allenfalls jemand a us dem 
Hausa d~a Norddeutschen Rundfunks diesen Beitrag gesehen habon 
kann, nämlich diejenige n, die ihn produziert haben, und diejenigen, 
die entschieden haben, daß er nicht ausgest r ahlt wi rd . Ich möchte 
einmal wi ssen, ~oran es liegt, daß denno ch ein Abge o rdneter der CDU 
meint, beurteilen zu ki:inn en, daß diese r Bei trag nioht hinreichend 
qualifizi e rt ~ar, 

(Baldauf (CDU): War er auch nicht!) 

um ausg estrahlt 111 erde n zu können. 

(Beifall be i der SPD. - Zurufe von der CDU.) 

Vizepräsi dent Warnecke: 

Herr- Abgeorneter Grübmeyer, ich erteile Ihne n das Wo rt. ,, 

~~~me>:er (CD~)t . 
He~r Präsident f t1eine Damen und Herren ! Herr Kollege Scheibe, ich 
habe Sie aus zwei Gründen angasprochenr Zum einen, weil Sie 
perstlnlich ~egen der Nichtse ndung sehr deutli c h i~ t er ven iert haben. 

(Zuruf von der SPD: Das tri fft auc h n i cht zu!) 

Liebe» Herr Kollege Scheibe, das erzählt man s ich i m ganzen 
funkh-aus I Nun wiedephole iof'l• was ich vorhjn !Jesag t habe: 
InteressantEHilieise ist von ganz bestimmten o.r-at7 interes s i ert en 
jour~alistischen Kollegen aus dem funkh aus vor~eg mitgeteilt wor den, 

:ta..o Ac.ba.o iJl.<.,. ~IJ··.fOch in Gesprä chen mit Kollegen, die Journalisten sind, 
l~eber Herr Raven~l . 

f'a/M 
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Insofern ist me ine Informationsquelle sicherlich ähnlich wie Ihre. 
Nur kümmere ich mich dann auc h um die Sache . und rede hier nicht 
einfach in die Gegend hinein. ohne die $ach~erhalte zu überprüfen • 

....... c1 ., !.hf ,,..:, ~· :, .r ..:/!< ?r~!;Hsr.!.& 

I c h w i e d er h o 1 e : V. o n<J e g ... vo r ~ ~ w u r d e ~ u f d i es e n • s e n s a t i o n e-1 1 e n • 
Beitrag hi ngewiesen . Da r um konnte auch nur auf diesen Beitrag an 
dem fraglichen Oienstag hingewiesen werden. 

-
(Raven s (SPO): Das ist doch jeden Tag so!) 

,\Ci .z e p r_ä s i d_e_n t rla_r_n e c.~.e: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Silkenbeumer! 
----------~ 

/ Gr ü bmey_e r:. ( Cül!) : __ _.... 

Gern. 

Si_lk_e_nb e_ume_r_ ($PD): 

t~ie kommt e s eigen t lich, daß d€'~ fu nkhausc hef , Herr Köhler , ge ... 
g e n ü b e r dem Red a k t e u r der . 11 Sü d d e u t s c h e n Z e i tu n g" s a g t : 11 Der Bei -
t r a g i s t n i c h t n u r n i c h t a k tu e 1 1 , s o n d e r n es if a t j a a i 1 es s c h o n 
in den Ze itungen gesta nden. V.ielleicht bringen wir das einmal 
i r g e n d \'/ a n n i n v i e r H o c h e n • 11 ? 

(Jahn (CDU): ~a müssen Sie mal Herrn Or. Köhler fra ... 
gen!) 

Die z w e i t e frag e • 'Herr Ko 1 1 e g e Gr üb m ey e r : Warum darf dann e i n 
Fernsehteam des NDR Hamburg . ... $ie habe n j a meist sehr gute Infor­
mationen über den ND~ Hannover -

/ 
( Grü bmeyer:. ( C:üU) : 
---...__._. _____ ; --

Genauso wie über den NDI Hambur g. Herr Kollege Silkenbeumer! 

SiJ~e nbß~mer (SPO): 
~ . ---- - --

nicht innerhalb de~Jagdschloss es Nienover drehen? 
---- -· ~--..........-- (zuruf von 

~ye~ __ .,... ..... 

"ans ä u er ( G:il U ) • ) 

-~----~ -· Lieber Kollege Silkenbeumer, die letzte frage kann ich leider 
nicht beantworten. Da müßte man sich wahrscheinlich an Ort und 
Stelle erkundigen. 

Zu Ihrer ersten Bemerkung kann ich nur sagen: Es ist ja gesagt 
worden, es gehe um die fehlende Aktualitä t. ~as weist eigentlicn 
auf das hin, was beabsichtigt war , 

(Zuruf ~on Silkenbeumer (SPD) 
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und auf die mange lnd e Qualit ät . Me hr ha be ich vorhin nicht ge­
s agt. Das ist im Grunde genommen das, was ich hier sagen wo ll te . 
Ich wollte eigentlich nur deutlich machen, daß der Sachzusammen­
hang zwischen Ihr er Frag e mit die sem Th ema hier nich t gegeben 
war, mehr nicht. 

( Beifa ll bei der CDU.) 

Viz epräs id ent .War nec ke: 

Weitere Wortme l dungen liegen mir nicht mehr vor~-- fc h schließe die 
Be rat un g . I 

Wir kommen zur Abst i mmung über den Einze l plan 02 ·- Niede r sächsi ­
s cher Mini sterpräs id ent - Staatskanzlei -. I ch lasse absti mmen 
über di e Besch l ußempfeh lung des Ausschusses - Drucksache 3173 -
ins gesamt. We r dieser Empfehlung folgen will, den bitte ich um 
ein Ha nd zeichen . 

{Außer den Mitg li ede rn der CDU-Fraktion heben der 
Abg eor dn ete Kas i mie r (SPD) und sp äter der Abgeord ­
nete Ravens (SPD ) die H ~nd .) 

- Danke schön. Ich bitt e um di e Gegenprobe, 

(Gansäuer (CDU): Das · ist aber wen ig da hinten! -
Unruhe bei der CD U.) 

- Dan ke schön. Enthaltungen? - Das erste war die Mehrheit, 
-

{Anhaltende Unruhe. - Stauske ( CDU) . (sich vom Platz 
erhebend): Das habt ih r eben wohl gar nicht mitge ­
kriegt!) 

Ich rufe vereinbarungsgemäß auf den 

Einzelpl an 13 - Allgemeine Finanzv erwaltun g - Besch lu ßempfehl ung 
des Auss chus ses f ür Haushalt und Finanz en - Drs 9/3184 - Ände ­
rungsantrag der Fraktion der SPD - Drs 9/3 246 

und den 

Einzelpl an 04 - Niedersächsisches Mini steri um der Finanzen -
Beschluß empf ehlung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen -
Drs 9/3175 

I 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache über die aufgerufenen . Ein­
zelp1äne, Dazu liegt mir eine Wortmeldung des Abgeordneten von 
Wangenheim vor. Ich erteile ihm das Wort, 

Frei~r von Wangenheim (CDU): 

He w(. Präsident! Meine D~men und Herren! Es ist bis he r üblich 
g~~sen, daß sich an dieser Stelle zunäch st ein Sprecher der 

Chr/W 



Werner Grübmeyer: Bilanz meiner Arbeit 
1978 wurde ich von den Oberharzern direkt in den 
Niedersächsischen Landtag gewählt . Meine Arbeit 
stand unter der Devise: Nicht reden - sondern 
handeln. 

Vor den Wahlen nun ist es an der Zeit, den 
Wählerinnen und Wählern Rechenschaft abzule­
gen. Das soll mit dieser Bilanz geschehen: 

• Buntenbock 
Die Anerkennung Buntenbocks als Luftkurort war 
im Instanzenweg hängengeblieben. Mit Gesprä­
chen bei verschiedenen Behörden gelang es mir, die 
Angelegenheit im Sinne der Buntenhöcker zu lösen. 

• Wildemann 
Welche Aktivitäten ich für Wildemann in den 
letzten Jahren geleistet habe, entnehmen Sie bitte 
dem Artikel auf der nächsten Seite. 

• Clausthai-Zellerfeld 
Technische Universität Clausthal 
Für die Technische Universität Clausthal konnte 
ich mehrere .Objekte durchsetzen: 

Studentenwohnheim 
Als die Bundesregierung sich nach der letzten 
Bundestagswahl plötzlich ·aus der zugesagten 
Finanzierung zurückgezogen hatte, rechnete nie­
mand mehr damit, daß der Bau eines weiteren 
Studentenwohnheimes in Claustha l-Zellerfeld 
möglich sei. Zuerst habe ich auch mit meinem 
Anliegen allein im Landtag gestanden, denn gleich­
zeitig mit Claustha l wollte auch Götti11gen ein 
Studentenwohnheim finanziert haben. Doch nach­
dem ich eine Lobby geschaffen hatte. die bereit 
war, sich für die TU Clausthal einzusetzen, gelang 
es mir über die Fraktion, die Verwirklichung des 
Studentenwohnheimes an der Marie-Hedwig­
Straße durchzusetzen. 

Auch in Zukunft werde ich auf diesem Gebiet aktiv 
bleiben. 

Metallurgisches Zentrum 
Als der Bau des Metallurgischen Zentrums der TU 
nicht weitergeführt werden sollte, habe ich in 
einem harten Gespräch mit dem Mimsterpräsiden-

Leistungsbilanz 

Jillozialpolitik 
Hilfe für Behinderte 

Als erstes Bundesland hat 
Niedersachseh einen Fahrdienst für 
Behinderte eingerichtet. 
Die Landesblinden- und die 

- Landesgehörlosenschule wurden 
mit einem Betrag von über 35 Mio 
DM saniert. Für Behinderte, die 
weder in der Familie noch allein 
leben können, sind besondere 
Wohn- und Betreuungsmöglich­
keiten geschaffen worden. Mit über 
2000 Plätzen hat Niedersachsen 
hier eine Spitzenstellung in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

ten erreicht, daß die Mi ttel weitcrfließen. Geholfen 
hat mir ganz besonders die Unterstützung des Wirt­
schaftsministers, Frau Birgit Breuel, 9ie für den 
Hochschulbau in Clausthai-Zellerfeld zuständig 
ist. 

Für diesen Neubau wendet die Landesregierung 20 
Millionen· DM auf. 

Neubau des Instituts für physikalische 
Chemie 
Noch vor wenigen Tagen ist es mir gelungen, den 
Neubau des Instituts für physikalische Chemie auf 
Platz 1 der Anmeldungsliste für den 11./12. 
Rahmenplan für den Hochschulbau zu bringen. Das 
bedeutet , dieser Neubau hat für die Landesre­
gierung die höchste Priorität aller im Lande 
Niedersachsen anstehenden Hochschulbauten. 

Da außerdem noch die Erweiterung der Univer­
sitätsbibliothek, der Neubau des Instituts für 
Maschinenwesen von der Landesregierung für den 
Rahmenplan angemeldet worden ist, wird insge­
samt ein Betrag von ca. 27 Millionen DM im 
Hochschulbereich investiert. 

Befinden sich die genannten Projekte noch im 
Stadium der Planung, ist der Neubau des Instituts 
für Erdölforschung schon erheblich weit fort­
geschritten. 

Robert-Koch-Krankenhaus 
Auf den nun gesicherten Umbau des Robert-Koch­
Krankenhauses wird an anderer Stelle des ,.Ober­
harz-Echo" ausführlich eingegangen. 

DRK-Aitenheim 
Was zu machen war, um die Finanzierung eines 
Neubaus des DRK-Altenhejmes sicherzustellen, 
habe ich veranlaßt Das Land beteiligt sich an 
diesem Vorhaben m1t 3,4 Millionen DM. Da 
inzwischen auch die Zusage vom Bund gekommen 
ist, den vereinbarten Anteil von 2 Millionen DM zu 
übernehmen, kann sicherlich noch in diesem 
Sommer mit dem Neubau begonnen werden. 

Stadtbibliothek 
Der Umbau des- ehemaligen Bahnhofes zu einer 
Stadtbibliothek fördert das Land mit emem 
Zuschuß, der in ähnlichen Fällen nicht geleistet 
worden ist. 
Für diesen erheblichen Zuschuß mußte ich sehr 
kämpfen . Ich werde mich auch weiter dafür 
einsetzen, daß die Finanzierung der Bibliothek bis 
zum Schluß gesichert ist. 

Es soll nicht uneiWähnt bleiben, daß das Land 
Niedersachsen jährlich 1,4 Millionen DM für den 
Erhalt der Oberharzer Wasserwirtschaft a uf­
wendet. 
In den vergangenen vier Jahren Landtagsarbeit, 
habe ich mir viele Dinge erst erarbeiten müssen, um 
hinter die Kulissen blicken zu können. Diesen 
Erfahrungsschatz möchte ich gerne weitere vier 
Jahre zu Ihrem Nutzen und zum Wohle unseres 
H"arzes anwenden. 

Gebell Sie mir bitte dazu am 21. März Ihre Stimme! 

Ihr 

Werner Grübmeyer 
Mitglied des Land tages 



~eset6tiel 
(Außer \'erantwortung der Redaktlonl 

(Künungen vorbehalten) 

Antwort auf den Leserbrief von Arno Schmidt 

1 

Dem Leserbrief des Herrn Arno Schmidt, OA 
vom 25. 2. 1982, ist in einem Punkt zuzustimmen, 
daß nämlich nur das zählt, • was praktisch und 
faktisch erreicht wird und kein leeres Ge­
schwätz ist". Leider hat Herr Schmidt das nicht 
selbst beherzigt, da er sich dann seinen Leser­
brief hätte sparen können. 

Hier einige Fakten, die deullich belegen, daß 
Herr Schmidt in vielen Dingen leider irrt: 

• Die CDU-Landesregierung hat in den ver­
gangeneu sechs Jahren 77 000 Arbeitsplätze neu 
geschaffen und 170 000 Arbeitsplätze dauerhaft 
gesichert. 

• Die CDU-Landesregierung hat die höchste 
Ste igerung der Investitionsquote im Vergleich 
zu den anderen Bundesländern. 1981 hat diese 
in Niedersachsen 15,3 Prozent, 1982 wird sie 
16,2 Prozent betragen. 

• Für df?n diesjährigen Landeshaushalt ste­
hen 490 Millionen DM für Investitionen bereit. 
Dazu kommen noch 227 Millionen DM, die in 
einem Nachtragshaushalt eingebracht werden. 

Dieser Nachtragshaushalt wird dadurch mög­
lich, daß die Einnahmen aus dem Erdgas- und 
Erdöl-Förderzins im vierten Quartal 1981 höher 
waren, als vorher abzusehen war. 

Wie sagte doch Ministerpräsident Dr. Albredlt 
11m 23. Februar 1982 im niedersächsischen Land­
tag als Grund dafür, daß die 227 Millionen DM 
erst jetzt ausgegeben werden sollen: . Die SPD 
gebe Geld aus, das sie nicht hat, von dem sie 
aber hofft, es hereinzubekommen. · Die CDU 
dagegen wartet, bis sie das Geld sicher hat, be- . 
vor sie es ausgibt. • 

Das ist auch der Grund, warum die nieder­
sächsische Landesregierung die Art und Weise 
der Finanzierung eines bundesweiten Beschäfti· 
gungsprogramms ablehnt. Die SPD/FDP-Koali­
tion in Bonn beabsichtigt nämlich, das Pro­
gramm, wofür 1982 Geld ausgegeben werden 
soll, durch eine Mehrwertsteuererhöhung im 
J ahr 1983 zu finanzieren. Es soll also auch hier 
schon Geld ausgegeben werden, von dem man 
hofft, daß !!S erst später hereinkommt. 

Die Mehrwertsteuererhöhungen wurde nod1 
vor wenigen Wochen u. a. von folgenden Per­
sonen abgelehnt: Bundeskanzler Schmidt (SPD), 
Bundesfinanzminister Mallhöfer (SPD), Bundes-
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Wirtschaftsminister Graf Lambsdorf (FDP), Bun­
desbankpräsident Pöhl (SPD). Die Gleichen also, 
die uns jetzt das Beschäftigungsprogramm mit 
e iner Finanzierung durch Mehrwertsteuererhö­
hung anbieten. 

Zu recht hat Ministerpräsident Ernst Albrecht 
noch am 12. Februar 1982 in einem Interview 
mit Radio Bremen gesagt: .,Und was dieses 
Programm angeht, so gibt es vieles, was wir 
unterstützen können, zumindest passieren las­
ten können; es hat aber einen großen Fehler, 
das ist die Mehrwerlsteuererhöhung. • 

Zum Schluß noch dieses: W ie ich am 25. Fe­
bruar 1982 auf Anfrage von MdL Grübmeyer 
erfuhr, gibt es immer noch Bedenken bei der 
Bezirksregierung, die Finanzi,erung des Sport­
platzes in Wildemann in der vorliegenden Art 
und Weise zu genehmigen. Herr Grübmeyer 

·wollte sich an dem genannten Tag noch dafü r 
einsetzen, daß diese Bedenken der 'Kommunal­
aufsicht aus dem Weg geräumt werden. 

Peter Wellenthin 



LESERBRIEFE 
(Außer Verantwortung der Redaktion) 

(Kürzungen vorbehalten!) 

Wahlkampf - ohne Ende 
Es gibt Lokalzeitungen, die mit den ortsan­

sässigen Parteien vereinbart haben, über die 
jeweiligen Wahlkampfveranstaltungen nicht zu 
berichten. Der Lokalteil unterscheidet sich da­
durch zu Wahlkall;)pfzeiten wohltuend von dem 
der "OA", da in Clausthal-Zellerfeld eine sol­
che Vereinbarung offensichtlich nicht existiert. 

Diese Tatsache wird von den hiesigen Par­
t eien weidlidl ausgenutzt. So jagt hier eine 
Pressemitteilung - möglidl.st mit Bild des Land­
tagskandidaten - die andere. Auf Samaussa­
gen kommt es sdl.on nidl.t mehr an, Hauptsadle 
ist, man rührt die "Werbetrommel für "seinen 
Kandidaten" . Garniert werden soldl.e Artikel 
dann nodl. mit statistisdl.em Zahlenmaterial, das 
deri Leser mehr verwirrt, als daß es zu einer 
Aufklärung beitragen könnte. Dazu haben diese 
.parteigemadl.ten" Artikel nodl. ein und das­
selbe Strickmuster: Lobhudelei des eigenenKan­
didaten - Diffamierun.g des _ polilisdten Geg­
n ers. Sdl.wachsinn -Du hast Methode! 

Die h'lesigen Parteien mit illren Landtagskan­
didaten mögen einmal überlegen, wie ein sol­
dl.er in der Heimatzeitung ausgetragener Wahl­
kampf bei den Lesern ankommt. 

Wahl'müdigkeit ist sicherlidl. nur ein Folge. 
Sdl.limm ist jedodl., daß den Parteien die 

Wahlkampfberidl.terstattung nodl. nidl.t aus­
reimt; jetzt werden auch nodl. eifrig Leserbriefe 
mit zum Teil -beleidigendem Inhalt geschriebe.n. 

Idl finde, es reidl.t. 
I ch hoffe, daß nodl weitere Leser bereit sind, 

ihrem Unmut Luft zu versdl.affen, damit die 
"OA • von. der "Informationspflidl.t" zu 'Nahl-
kampfzeiten befreit wird. · 

Nodl ist es Zei~. eine Vereinbarung zu tref­
fen (siehe Beginn des Leserbriefes). 

Hans-Georg Krüger 

* 
.3. J . 1911. 

* 
Keine gute Bilanz 

Wer im Glashaus sitzt, sollte nidlt mit Stei­
nen werfen. Als Bürgermeister von St. An· 
dreasberg ist es H errn Grübmeyer gelungen, 
seine Mitbürger zu den höchstversdluldeten im 
Landkreis Goslar zu madlen. Was soll da das 
Gerede von ordentlidl.en Haushalten, wenn man 
den eigenen kleinen Haushalt nidl.t ordentlich 
führen kann. 

Die Leishmgsbilanz ist wohl eher mit e inem 
Wunsdl.zettel vergleldlbar, aber in Wahlkampf­
zeiten sind Politiker aller Parteien bemüht den 
Bürgern ihr Programm als madl.bar zu ve;kau­
fen. Realitätsbezogene Aussagen sind jetzt also 
kaum zu erwarten. 

Aber audl Leistungen der vergangeneo Legis­
la turperiode lassen sidl. nur am Erfolg messen. 
V:ersudl.t, eingesetzt, entgegengewirkt, bemüht, 
d1ese Aussagen begleiten die Bilanz Grüb­
meyers. 

J eder Personaldlef, der einem ausscheidenden 
Mitarbeiter im Zeugnis bescheinigt, daß er sehr 
bemüht ist, sagt lediglidl., daß er trotz seiner 
Bemühungen keinen Erfolg gehabt hat. 

Wenn es für die Tätigkeit im Landtag Zeug­
nisse gäbe, würde der Erfolgsnachweis fehlen. 
Aber nur am Erfolg darf ein Landtagsabgeord­
neter gemessen werden . 

. Jü rgen Endt e r 
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Minister Cassens gegen einseitige Stellenkürzungen 
·bei überregionalen Forschungseinrichtungen 

Mit Entsd1iedenheit hat sim der Niedersäm­
sisme Minister für Wissensmart und Kunst, 
Dr. Johann-Tönjes Cassens, gegen die vom Bund 
einseitig und ohne Abstimmung mit den betei­
ligten Bundesländern vorgesehenen Stellenstrei­
dmngen bei der Max-Pianck-Gesellsmaft, der 
Deutseben Fotsd1ungsgemeinsmaft und bei den 
überregionalen Forsmungs- und Serviceeinrich­
tungen gewandt. 

Minister Cassens wies darauf hin, daß Bund 
und Länder von der in Artikel 91 b Grundge­
setz eingeräumten Möglichkeit Gehraum ge­
mamt und in der .. Rahmenvereinbarung For­
smungsförderung" d ie gemeinsame Förderung 
von Eiarimlunqen und Vorhaben der wissen­
smaftlimen Forsd1ung von überregionaler Be­
deutung geregelt hätten. Nam dieser Vereinba­
rung müßten der Bund einerseits und die Län­
der andererseits die Kosten je zur Hälfte tra­
gen. 

Obwohl die Bund-Länder-Kommission für Bil­
dungsplanung und Forsmunqsförderunq als zu­
ständiges Gremium bei der Verabsmiedun!l der 
Haushalts- bzw. der Wirlsmaftspläne der qe­
meinsmafllim finanzierten Einrimlun!=Jen keine 
Stelleneinsparungen besmlossen hätte, wolle 
der Bund nunmehr insgesamt I Prozent der 
Stellen bei der Deutsmen Forsdmngsgemein­
smafl, der Max-Planck-Gesellsmaft und den 
übrigen gemeinsam von Bund und Ländern ge­
förderten Service- und Forsmungseinrid1tungen 

Minister Cassens: 

streimen. Davon betroffen seien insgesamt 156 
Stellen. Ministn Cassens hob insbesondere her­
vor, daß die in Niedersamsen angesiedelten 
überregionalen ForsdJUngs- und Serviceeinrim­
tungen mit 1,9 Prozent Stelleneinsparungen 
überproportional belastet würden. Betroffen 
seien neben der Akademie für Raumforsmung 
und Landesplanunq in Hannover, dem Deutschen 
Primalenzentrum GmbH in Göttingen und dem 
Institut für Erdölforsmung in Hannover aum 
das Landesamt für Bodenforsmung - Hauptab­
tei lung Gemeinschaftsaufgaben - in Hannover, 
dds Institut für den Wissensmaftlimen Film in 
Göttingen und die Technisme Informations­
bibliothek in Haunover. 

Minister Cassens: .Namdem sim der Bund 
einseilig aus der Förderung des Studentenwohn­
raumhaus und teilweise aus der Förderung des 
Hod1sdllllhaus entgegen qrund!=Jesetzlimer Ver­
pflimlunq zurückgezogen hat, brin!ll er nunmehr 
aud1 die bislang gemeinsam z~vismen Bund und 
Ländern getragene Forsmungsförderung in 
Smwierigkeiten. Was nützen da die leeren 
Worte des Bundesministe rs für Bildun~J und 
Wissensmaft, von der großen Bedeutung der 
Förderung der Grundlaqenforsdmng an Hom­
smulen und sonstigen Forsmungseinridltungen. 
Sollte das Beispiel des Bundes in den nämsten 
Jahren Smule mad1en, führt dies zu unabseh­
baren Folgen bei den bc lroffpnf'n Einridltun­
gen.· 

1 o~a2 E~rhöhung de~r MensazmtschUsse des L~~des 
um insgesamt 2,5 Mio DM vorgesehen 

Insgesamt rd. 17 Mio. DM hat die Niedersäm­
sisme Landesregierung für die Gewährung von 
Mensazusd1üssen an die niedersämsismen Stu­
dentenwerke in cjen Entwurf des Haushaltes 
1982 eingestellt. Damit werden rd. 2,5 Mio. DM 
mehr a ls im Haushalt 1981 (rd. 145 Mio. DM) 
veransmlagt. 

Darauf wies der Niedersämsisme Minister für 
Wissensmart und Kunst, Dr. Johann-Tönjes Cas­
sens hin. 

Unter Berücksimligung der Tatsame, daß sim 
au(grund der Eröffnung neuer Mensen (Olden­
burg, Hannover) die Zahl der auszugebenden 
Essen erhöhen werde, ergebe sim damit für den 
Zusdluß 'je Essensportion im LandesdurmsmniH 

immer nom eine Erhöhung von etwa 10 Prozent 
(1981: 2,- DM; 1982:2, 19 DM). 

Bislang, so Minister Cassens, h abe das Land 
entspremend dem sog .• Bomumer Mensaplan• 
- abgesehen von der Anrechnung eines Teils 
der Studentenwerksbeiträge - die vollen Her­
stellungskosten getragen, während die Studen­
ten die Kosten für die verwendeten Lebens­
mittel (Wareneinsatz) hätten zahlen müssen. 

Trotz des gewaltigen Anstiegs der Landeszu­
smüsse um mehr als 17 Prozent reimten diese 
Mittel aber dennom nimt aus, um den bisheri­
gen Preis pro Essen zu halten. 

Da von einer Erhöhung der Studentenwerks­
beiträge 1982 abgesehen worden sei, für eine 
weitere Erhöhung des Landeszusmusses im 
Haushalt kei n Spielraum zur Verfügung ge­
standen habe, sei als einzige Möglimkeit "9e­
blieben, die Studenten mit 10 Prozent an den 
Herste llungskosten des Essens zu beteiligen. 
Die Essenspreise erhöhten sim dadurm um 
durmsdmiltlim 0,26 DM (Studentenwerk Braun­
smweig) bis 0,34 DM (Studentenwerke Olden­
burg und Osnabrück) je Portion. Dem stünden 
allerdings durmsmnittlime Landeszusmüsse je 
Essen von netto 1,97 DM (Studentenwerk Göt­
tingen) bis 2,73 DM (Studentenwerk Oldenburg) 
gegenüber. Minister Cassens wies darauf hin, 
daß aud1 in den anderen Bundesländern eine 
Erhöhung der Essenspreise notwendig gewesen 
sei, bei den sog. Stammessen z. B. zwismen 
0,20 DM (Rheinland-Pfalz) und 0,50 DM (Baden­
Württemberg). In einigen Ländern habe man die 
Studentenwerksbeiträge angehoben. 

Minister Cassens: .Im appelliere an alle Stu-

denlen, angesimts der Hau.7hallssmwieri~Jkeiten 
· in Bund und Ländern, fur d1ese Maßnahme 

Verständnis zu haben." 



Ministe;· Cassens: 

Ausstattung mit Ausbil~ii!nos~lätzen 
an der TU Clausthal uonstiu 

'Zur Situation der beruflichen Ausbildung an 
der 1•Xhnisd1en Universität Clauslhal halte 
Peter Kopisd1ke aus Seesen eine Anfrage an 
den Niedersächsischen Minister für Wissen­
schaft un·d Kunst gerichtet, um il1 Erfahrung zu 
bringen, ob eine größere Inanspruchnahme von 
vorhandenen Arbeitsplätzen Iür Jugendliche 
möglich sei. Wissenschaftsminister Cassens hat 
jetzt in seiner Antwort zum Ausdruck gebracht, 
daß eine Prüfung nodl nicht abgeschlossen ist, 
ob Ausbildungsplätze, die an anderen Hoch­
schulen entbehrlich geworden sind, an die TU 
Clausthal verlagert werden können. 

In sein·em Antwortschreiben an den SPD­
Landtagsabgeordneten Kurt Klay (Lutter am 
Barenberge), der sich in der gleichen Angele­
genheit und unter Bezug auf das Schreiben von 
Peter Kopisd1ke an den Minister Dr. Cassens . 
gewandt hatte, wird ausgeführt: 

"Die TU Clausthal verfügt gegenwärlig über 
68· Ausbildungsplätze im· technischen und im 
hanclwerklidlen Dienst. Hinzu kommen weitere 
26 Ausbildungsplätze aus dem Sonderprogramm 
zur Beseitigung des Ausbildungsplatzmangels 
und der Jugendarbeitslosigkeit. Damit stehen 
insr; 5ar • 94 Ausbildu:·:;splt:tze zur VerEi~n~· 
Mit der' Bereitst~lbr g der Ausbildungspliitz~ 

aus dem Sonderprogramm - insgesamt stehen 
bei dem Sonderprogramm 87 Plätze zur Verfü­
gung - ist bereits die Strukturschwäche des 
Zonenrandgebietes im Bereich der beruflichen 
Ausbildung Redlnung getragen worden. 

Im Vergleich zur TU Braunschweig, wo 113 
Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen, und zur 
Universität Hannover mit 82 Ausbildungsplät­
zen steht die TU Clausthal mit 94 Ausbildungs­
plätzen durd1aus sehr günstig da. 

A:ufgnmd eines kürzlidl vorgelegten Antrages 
der TU Clausthal auf Bereitstellung weiterer 
Ausbildungsplätze aus dem Sonderprogramm 
wird gegenwärtig geprüft, ob Ausbildungs­
plätze, die an anderen Hochsdlulen entbehrlich 
geworden sind, an die TU Clausthal verlagert 
werden können. Diese Prüfung ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Abschließend soll auf einen Punkt hingewie­
sen werden, der hier nicht ganz aus den Augen 
verloren gehen dar!: Abgesehen davon, daß 
die räumlichen und personellen Bedingungen 
an der Ausbildungsstätte erfüllt sein müssen, 
bedeutet' doch die Schaffung von Ausbildungs­
plätzen den Einsatz erheblidler Mittel für Aus­
bildungs,-~-:-;i;tungen. So · kosten die 94 Aus­
bildung~;'l .. tze an der TU Clausthal995 000 DM:" 



CDU-MdL Werner Grübmeyer in Bornhausen: 

»Für den Landtagskandidaten zählt, 
was er fiir die Region tun kann!« 

»Verzweiflungsangriffe der SPD« skizziert 
B.o r n bau s e n. (ho)ImGasthausMarquardt,Bornhausen, wartrotzdes Handball-Weltmei­

sterschaftsspieles eine stattliebe Anzahl von Zuhörern zusammenge~omm~n, als CDU-O.rtsver­
bandsvorsitzender Herbert Wagenschieber einen Vortrags- und Dtskussu~~sabe~d ~1t ~em 
CDU-Landtagskandidaten Werner Grübmeyer eröffnete. Grübmeyer sprach ober d1e b1shengen 
Leistungen und weiteren Ziele der CDU inNiedersacbsen, und gab ~gleich einen Recben~chafts­
bericht über die Ergebnisse de~sen, was er selbst für den Wahlkreis Seesen habe tun konnen . . 

Die zusätzlichen Investitionsforderungen der 
SPD und die in den Raum gestellten Behauptun­
gen . hinsichtlich der überproportionalen 
Arbeitslosigkeit in Niedersachsen nannte Grüb­
meyer einen ,, Verzweiflungsangriff~. Die zusätz­
lichen Investitionen der ~DU-Landesregierung 
würden bei über 700 Millionen Mark liegen, und 
seien voll finanziert. Sollten aus dem Erdöl/Erd­
gas-Förderzins noch zusätzliche Einnahmen flie­
ßen, würden diese selbstverständlich zusätzlich 
für Investitionen verwandt. Grübmeyer erinner­
te daran, daß es zu Zeiten der SPD-Regierung 
unter Kubel noch gar keinen .Förderzins ge-

werden daß bei SPD-gefiihrten Landesregie­
rtmgen.'der entsprechende Prozentsat;z bei über 
50, ja über 70 Prozent gelegen habe. Nledersach­
sen sei eben ein strukturschwaches Land, und 
die SPD habe in 20 Jahren große Versäumnisse 
auf sich geladen. 

>>Wir sind jetzt dabei, systematisch Maßnah­
men zur Strukturverbesserung einzuleiten, doch 
müssen wir uns darüber klar sein, daß solche 
Maßnahmen erst in acht bis zehn Jahren grei­
fen!<< 

Grübmeyer stepte weiter klar, daß die CDU 
das sogenannte Beschäftigungsprogramm der 
Bundesregierung im Bundesrat nicht scheitern 
lassen würde, »Selbst dann nicht, wenn wir der 
Meinung wären, daß es falsch ist! << Vorausset­
zung sei ·aber, daß die Finanzierung ohne 
Erhöhung der Mehrw'ertsteuer gesichert werde. 
Eine'Erhöhung der Mehrwertsteuer würde keine 
zusätzlichen Arbeitsplätze schaffen, sondern im 

Gegenteil vernichten. Der »kleine Mann« würde 
die höhere Steuer zu zahlen haben, was ·zwei­
fellos höhere Lohnforderungen mitsich bringen 
würde. Das beste Beschäftigungsprogramm sei 
eine Senkung der Staatsverschuldung und da­
mit eine Senkung der Zinsen. 

Das Land Niedersachsen habe im übrigen 
längst gehand~t und durch finanziell abge­
sicherte Investitionen zum Beispiel im Bereich 
des Wohnungsbaus und des Tiefbaus Arbeits­
plätze erhalten und neue geschaffen 

Grübmeyer wies darauf hin, daß die großen 
Investitionszulagen hauptsächlich von Groß­
unternehmen geschluckt würden, daß aber über 
70 Prozent der Beschäftigten in der Wirtschaft 
im Mittelstand tätig seien. Daher habe die 
Albrecht-Regierung einen Mittelstandsfonds in 
Höhe von über 131 Millionen Mark geschaffen. 
Daran anknüpfend verwies Grübmeyer auf Ge­
spräche mit Seesener Landwirten, woraus sich 
jetzt ergeben habe, daß die Landwirtschaft in die 
aufgestockte Mittelstandsförderung einbezogen 
würde. Für Seesen habe er außerdem eine Auf-

geben habe. Dieser Förderzins sei erst von der 
CDU-Landesregierung aufgrundvon Verhand­
lungen der Minister Kiep und Breuel mit der 
Industrie erhoben worden. Die Zuwachsrate für 
Investitionen im Jahre 1982 würde für Nieder­
sachsen gegenüber dem Vorjahre über aJlen 
Zuwachsraten der anderen Bundesländer He­
geh: 

Die Arbeitslosigkeit in Niedersachsen liege in 
der Tat über dem Bundesdurchschnitt und sei 
viel zu hoch. Wenn die SPD aber mit Prozent­
zahlen wie »25 Prozent über dem Bundesdurch­
schnitt<< operiere, dürfe nicht vernchwiegen 
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stockung der Polizei erreichen können, nach­
.dem er sich mit den örtlichen Gegebenheiten 
und Erfordernissen vertraut gemacht habe. 
»Manchmal sin.d es nur Kleinigkeiten«, meinte 
Grübmeyer weiter. So sei er als Besucher des 
Amtsgerichts· Seesen - zusammen mit Justiz­
minister Schwind - mit manchen baulichen 
Unzulänglichkeiten konfrontiert worden. Jahre­
lang habe keiner etwas bewirken können, jetzt 
würde geholfen. · 
· Auch habe er-sich mit den Problemen der 

Feuerwehren vertraut gemacht und könne so­
wohl als Landtagsabgeordneter, als auch als 
Vorsitzender der CDU-Kreistagsfraktion dafür 
etwas bewirken. Und schließlich sei es ihm 
gelungen, ·für das Seesener lndustrie-Ansied­
lungsgebiet Triftstraße über 530 000 Mark Lan­
desmittel zu besch;iffen, was eine Investition 
von über 1,3 Millionen Mark auslösen dürfte. 

Grübmeyer meinte abschließend, er habe in 
Vergangenheit und Gegenwart schon vieles für 
Seesen erreichen können, uhd das wolle er auch 
in Zukunft tun. 



,e 
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~DU Lautenthaiinformiert 
Der CDU-Ortsverband Lautenthai hatte am 

~8. Februar zu einem Frühschoppen mit MdL 
Werner Grübmeyer eingeladen. Werner Grüb­
meyer stellte sich als Kandidat des Wahlkrei­
ses 15 Seesen, Langeisheim und der Samtge­
meinde Oberharz vor. Die zahlreich anwesenden 

Bürger konnten sieb ein umfassendes Bild über 
seine bisher für seinen alten Wahlkreis ge­
leistete hervorragende Arbeit machen. Ausführ­
licb wurden Probleme und Nöte Lautenthais dis­
kutiert und besprochen. Die Besucher konnten 
mit der Gewißheit nach Hause gehen, in Wer­
ner -Grübmeyer einen Mann in Hannover zu 
wissen, der mit großer Tatkraft und selbstlosem 
Einsatz unsere Region in Hannover vertritt. 

!. 3. 19!4 

( ORTSTEIL BUNTENBOCK ) 

Dienstag Ist Dämmerschoppen 
Alle Buntenhocleer Bürger sind recht herzlich 

zu einem Dämmerschoppen am morgigen Diens­
tag, 20 Uhr, im ·kleinen Saal des Dorfgemein­
schaftshauses eingeladen. 

Als Gast wird der SPD-Landtagsabgeordnete 
Peter Kopischl<_e erwartet. Er möchte den Bür­
gern die Gelegenheit geben, ihn persönlich ken­
nenzulernen und Fragen und Probleme im lok­
keren Kreis zu diskutieren. 

Vor dem Dämmersmoppen wird Peter Ko­
~ischke be!- Hausbesud1en die Bürger persön­
lich d_azu emladen. Da die Zeit begrenzt ist, bit­
tet d1e SPD-Abteilung Buntenbock schon jetzt 
um Verständnis, daß nicht jeder Haushalt be­
sucht werden kann. 

'Die SPD hofft, daß viele Buntenhocker die 
Gelegenheit nutzen werden, den Landtagskan­
didaten in gemütlidler Runde kennenzulernen. 

ReS 



jZum OA-BeridJ.t vom 20. Febru!lr 1982: 
Landtagsabgeordnete·r in Wildeman'-

Normalerweise hatte idJ. mir vorgenommen, 
in diesem Landtagswahlkampf so wenig wie nö­
tig aktiv zu ·werden, da idJ. der Meinung bin, 
daß der Bürger, der nun sechs Jahre W.ahlkampf 
hintereinander hat über sidJ. ergehen lassen 
müssen, von Selbstdarstellungen der Kandida- -==--".".,.,..,------~~--------­
ten und Parteien genug hat. In diesen Jp.hren 
konnte wirklich wenig von objektiver Infor­
mationsübermittlung gesprochen werden. Lei- Nein im Bundesrat Programme der Regierung 
der. verhindert? Wer lehnt jetzt sdJ.on, noch bevor 

Nun aber zu dem oben genannten Bericht, der ein Wort darüber im Bundestag gesprochen 
mit Bö unterzeichnet war. Ausführungen dieser worden ist, das Beschäftigungsprogramm ab? t 
Art mußte der Leser sdJ.on häufiger über sich Kann es eigentlich ein verantwortlicher · Poli­
ergehen lassen, nur irgendwann ist das Maß tiker mit seinem Gewissen vereinbaren, dieses 
des Zurnutbaren überschritten, und Dinge, die Programm abzulehnen, daß Tausende wieder 
dort so polemisch dargestellt werden, müssen Beschäftigung bringt? Hier geht es wieder ein­
einfach mal in die ridJ.tige Richtung z]lredJ.t- mal darum, einen Versuch zu unternehmen, der 
gerückt werden. die Regierung zum Kippen bringen soll. 

Da kommt zu Wahlkampfzeiten in regelmäßi- Wer von den Herren weiß schon, wie bitter 
· gen Abständen irgend ein CDU-Politiker nach Arbeitslosigkeit schmeckt? Niemand. Wie 
Wildemann und spricht dann von sogenannten sonst könnte diese Ablehnung verstanden wer­
vollen Häusern über die Politik, die er meint. den? Eine Sache ist allerdings anzumerken. Der 
Seine Politik. Da stellt sich zum Beispiel Herr Teil des Programms, der die freie Finanzierung 
Sikora hin und spricht von Versäumnissen, die des Wohnungsbaus vorsieht, ' wird, auch um 
in den 50- und 60ziger Jahren. durdJ. ' die dama- sich wieder bei der FDP anzubiedern, beant­
ligen Landesregierungen entstanden seien. Hier- wortet. 
bei vergißt allerdings der Herr, daß in diesen I Nun noch einige Sätze in eigener, kommuna­
Jahren auch die CDU zeitweise mitverantwort- !er Sache. Herr Sikora kann sieher heute nidJ.t 
lidJ. war. Nun, das kann man ja den Zuhörern übersehen, wgs._ Jürqen Linde im Oberh~ 
nicht erzählen. ~chlimm ist es auch, daß er le.istet hat, 'denn außer zu Wahlkampfzeiten 
seinen Zuhörern einreden will, die hohe Staats- läßt er sich ja kaum hier sehen. Auch Herr 
verschuldurig sei allein der Ubeltäter für die gryJ:uruur~.LJlli;b!. der seinen eigenen Angaben 
Arbeitslosigkeit im Bund und speziell im Land nadJ., doch so s~Irr_W.1ld§m.lmn unterstUtzt. Ich 
Niedersachsen. Dieses sagt ein Mann, der als denke da nur an den unlängs(erscnienenen Be­
Vertreter einer Partei tätig ist, die es sich auf ridJ.t, in dem er von seinen Aktivitäten und 
ihre Fahne geschrieben hat, daß in einem ka- Einsätzen für den Bau des Wildemanner Sport­
pitalistischen System der .,Markt alles selbst platzes spricht una dabei dte abenteuerllcrie 
regelt". Was hat der Markt nun eigentlich selbst 'Pinaniierung der Samtgemeinde bemängelt. 
geregelt? Wo hat er nur die Milliard.en der ehe- Nun, hier fängt allerdings bei mir das große 
maligen Konjunkturprogramme gelassen, die Wundern an. Wie ist es nur möglich, daß, wenn 
den Staat so sehr verschuldeten? Wer es sich sich dieser Herr schon so 'intensiv um das Pro­
so einfach macht und so pauschal mit Arbeits- jekt bemüht hat, bei einem BesudJ. von Ver­
losenzahlen operiert, der muß es sich schon ge- tretern der Samtgemeinde bei der Bezirksregle­
fallen lassen, daß der Leser die Vermutung an- rung in Braunschweig festgestellt wurde, daß 
stellt, es könnte sidJ. hier um reine Stimmungs- die Anträge beinahe negativ beschieden worden 
mache handeln. Sehen oder wollen die Herren wären, nur weil dieses Projekt nicht genug 
und Damen der Union denn immer noch nicht unterstützt wurde. Dank des Hinweises von 
sehen, daß die Bundesrepublik kein Bananen- Jürgf;ln Linde, dem ja nachgesagt · wird, daß er 
staat isf, daß ein Herr Reagen, der ja sicher zu nichts für den Oberharz tut, konnten nun end~ 
ihrem Lager gehört, die europäisdJ.e WirtsdJ.aft gültig die Weichen f.ür den zweiten Bauabschnitt 
unter Druck setzt, nur um seine kapitalistische in die richtige Richtung gestellt werden. 
Ideologie zil verwirklichen? Für mich, der in der Kommunalpolitik enga7 

Allerdings zeigt ein Blick auf diese Wirtschaft, giert ist, zählt nach wie vor das, was praktisch 
rtaß das in die Hose qeht. Wer hat eigentlich und faktisch erreicht werden kann und kein 
in der Vergangenheit durch sein notorisches leeres Geschwätz. Arno SdJ.midt 



Oherhar~echo , Harl 191~ 

Der stellvertretende Samtgemeindebürgermeister Pater Wellenthin erläutert dem CDU-Landtagsabgeordneten 
Werner Grübmeyer und dem Kreistagsabgeordneten Heribert Meier Möglichkeiten einer Sanierung des 
Kurhauses in Wildemann. 

Sportplatz, Kurh~us- und der 
Umgang mit der Wahrheit 
Auch. für die Bergstadt Wildemann standen 
Probleme an, die schon seit mehr a ls einem 
Jahrzehnt hätten gelöst werden müssen, die aber 
unter einer Landesregierung Kubel noch nicht 
einmal in Angriff genommen wurden. Betrachtet 
man sich heute das Schwimmbad, so mag der eine 
oder andere meinen, "ein paar Nwnmern zu groß", 
immerhin oder Gott sei dank ist es der CDU­
Landesregierung zu verdanken, daß dieses 
Schwimmbad steht, denn fast 2 Millionen DM 
Landesmittel flossen für dieses Vorhaben. 

Sportplatz 

Schaut man sich das Problem "Sportplatz" an, so 
könnte man wie bei der derzeitigen Bundes­
regierung den Eindruck gewinnen, "die SPD 
rechnet grundsätzlich mit dem Geld anderer bzw. 
gibt das in vollen Händen aus, was sie noch gar 
nicht besitzt ." Wo uns diese sozialistische Masche 
vom "Geldumgang" hingebracht hat, wird heute 
nur noch in Milliarden Defiziten gerechnet. Kein 
Wunder, daß die in Wildemann leider schon 
überlang am Ruder befindliche SPD hier es den 
Genossen nachmachte, nach dem Prinzip, irgend­
wie wird das Geld schon kommen! 

Was ist das für eine Pelitik - einerseits genau zu 
wissen, daß 3-4 Millionen DM bei der derzeitigen 
Haushaltslage der Bergstadt gar nicht aufgebracht 
werden können, andererseits aber die Millionen­
ausgabe- zu fordern, weil man das Geld von der 
CD V-Landesregierung erwartet. 

· Die CDU in Wildemann bleibt ihrer Aussage treu, 
daß eine Instandsetzung des Kurhauses drfngend 
notwendig ist, die Kosten hierfür sollten aber die 
Grenzen einer vernünftigen Finanzierung nicht 
überschreiten. So besteht die Chance, die Instand­
setzung auch tatsächlich zu erreichen und das 
allein zählt für uns. 

Wie stellt sich doch die SPD in Wildemann hin: 

Wir haben das Schwimmbad gebaut! 
Wir haben den Sportplatz gebaut! 
Wir bauen auch das Kurhaus um! 



Oie Wahrheit ist doch: 

Das Schwimmbad gäbe es nicht, wenn Werner 
Grübmeyer - trotz seiner Bedenken gegen die 

___ unsolide Finanzierung - nicht immer wieder die 
Seit Anfang der s iebziger Jahre soll den Sportlern Landesregierung gebeten hätte, zusätzlich Mittel 
Wildemanns ein neuer Spielplatz geboten werden. zur Verfügung zu stellen! 
Außer Ankündigungen, was kommen soll, dem 
ständigen dem politischen Gegner die Schuld 4mal mußten Umfinanzierungen vorgenommen 
geben, daß die CDU-Landesregierung hier keine werden - von 600 000,- DM bis zu fast 3 Millionen 
Mittel freimache, wäre es bis heute geblieben, nur DM. 
mit Hilfe der CDU-Landesregierung ist es gelun­
gen, im 1. Bauabschnitt ohne die angekündigten 
Bundes- und Landesmittel, den Spielplatz am 
Bahnhof zu bauen. Grünes Licht gab hier der 
Staatssekretär im Kultusministerium auf Vor­
schlag unseres Landtagsabgeordneten Werner 
Grübmeyer, denn sonst wäre bis heute noch nichts 
begonnen. 

Kurflaus 

In der Hoffn~g, daß die SPD aus eigenen Fehlern, 
mit dem Geld anderer richtig umzugehen, doch 
etwas gelernt habe, konnte man annehmen, daß sie 
die Instandsetzung des Kurhauses realistischer als 
die Kurbetriebsgesellscha~t betrachtet hätte. Weit 
gefehlt! 

Der KBG muß man zugute halten, nach dem Motto, 
das Teuerste ist gerade das Richtige, zu verfahren 
und eine Planung in der Größenor.dnung von 3-4 
Millionen DM entworfen zu haben. 

Die SPD-Genossen in Wildemann jubelten dieser 
Forderung zu mit dem Motto, das Geld muß vom 
Land kommen. 

4mal mußte Werner Grübmeyer helfen! 

Oie Wahrheit ist doch: 

Der Sportplatz hätte weder begonnen, noch hätte er 
finanziert werden können, wenn unser Abgeord­
neter-trotz seiner finanziellen Warnungen, die er 
vor dem Bau aussprach und die sich leicler auch in 
der Höhe als richtig herausgestellt haben ~ sich 
nicht in vielen Gesprächen für eine Vollfinan­
zierung eingesetzt hätte. Allein durch sein Ver­
handlungsgeschick und sein Durchsetzurigsver­
mögen ist die Finanzierung jetzt gesichert. 

Oie Wahrheit ist doch: 

Seit Jahren bemüht sich Werner Grübmeyer um 
eine realistische Planung und solide Finanzierung 
für das Kurhaus in Wildemann. 

· Kein anderer Abgeordneter hat für die Samt­
gemeinde und insbesonder~ für unsere Bergstadt 
mehr getan; das ist die Wahrheit, weil es beweisbar 
ist! 

CDU-Mdl Werner Grübmeyer begrüßt 
Initiative der Niedersächsischen · 
Landesregierung zur Reform der 
Vermögenspolitik 
Einen Gesetzentwurf zur Förderung der freiwilli~ 
gen betrieblichen Gewinn- und Kapitalbeteiligung 
und damit zur Reform der staatlichen Vermögens­
politik haben Ministerpräsident Dr. Ernst Albrecht 
und Wirtschafts- und Verkehrsminister Birgit 
Breuel vor klJ.l<;em vorgestellt. Anläßlich eines 
Aufenthaltes im Oberharz begrüßte der CDU­
Landtagskandidat MdL Werner Grübmeyer diese 
Initiative der Landesregierung. Wie Grübmeyer 
dazu erläuternd feststellte; könnten Arbeitnehmer 
nach diesem Modell Aktien bzw. Betriebsanteile an 
ihrer Firma erwerben. "Diese Art der Vermögens­
politik ist als eine besondere Form des Sparens 
anzusehen; außerdem kann das so zur Verfügung 
gestellte Kapital von den Unternehmen für neue 
Investitionen und damit zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze zur Vel'fügung gestellt werden", 
meinte Grübmeyer. Er stellte fest, daß die Bundes­
regierung schon seit Jahren ihren Verpflichtuhgen 
auf dem Gebiet der Vermögensbildung für Arbeit­
nehmer nicht nachgekommen sei. Er, so der CDU­
Landtagsabgeordnete, sehe im Ausbau der frei-

willigen betrieblichen Gewinn- und Kapitalbe­
teiligung der Arbeitnehmer einen notwendigen 
Beitrag zur Weiterentwicklung der sozialen Markt­
wirtschaft. 

Als besonders positiv ~nd zukunftsweisend sieht 
Werner Grübmeyer die Tatsache, daß durch die 
Einbeziehung vermögenswirksamer Komponenten 
in die Tarifabschlüsse der Handlungsspielraum der 
Tarifpartner vergrößert wird. "Dies ist bei der 
anhaltenden wirtschaftlichen Wachstumsschwä­
che in der Bundesrepublik ein besonders wichtiger 
Gesichtspunkt", sagte Grübmeyer. Insbesondere 
die mittelständische Wirtschaft werde durch die 
Möglichkeit zur Eigenkapitalbildung leistungs­
fähiger und weniger krisenanfällig. Der Ausbau der 
betrieblichen Vermögenspolitik leiste damit zu­
gleich auch einen wirkungsvollen Beitrag zur 
Sicherung der Arbeitsplätze und für mehr arbeits­
platzschaifende Investitionen; beides Ziele, die für 
den Harz von großer Bedeutung sind, stellte Werner 
Grübmeyer abschließend fest. 



FREITAG, 19. MARZ 1982 SEESENER BEOBACHTER 

CDU Sonntag 
kommt es auf 
jede St imme an ! 

VERTRAUEN 
zu 
ERNST ALBRECHT 
Werner Grübmeyer muß wieder in den 
Landtag. · 
Mit ihm können unsere Bürgermeiste r Wilhelm Gerke (Seesen) und 
Paul Markus (Lutte r) für uns das meiste bewirken! 

Unser Landtagsabgeordneter 
Werner Grübmeyer im Gespräch mit 

Ministerpräsident Ernst Albrecht 
Daher nur Liste 1 - CDU. 

Sonntag 
kommt es auf 
jede Stimme an! CDU 
Ihr Kreuz~ für Liste 1 - CDU 
Wir fahren Sie ins Wahllokal. 
Wahlabholdienst: 
Seesen von 9.00 bis 13.00 Uhr, Tel. : 704 40 

von 13.00 b is 17.00 Uhr, Tel. : 5319 
Lutter von 9.00 bis 17.00 Uhr, Tel. : 2 60 

CDU-Wahltreff 
•Wir laden herzlich e in zum Wahltreff am Sonntag. 
ab 18.30 Uhr. 

f .J.19t;, 
im Seesener »Schützenhaus« 

CDU: Wahlsieg noch nicht gesichert 
,.Ein Wahlsieg steht erst nach der Auszäh­

lung am Abend des Wahltages fest", meinte der 
Vorsitzende des CDU-Ortsverbandes Clausthal­
Zellerfeid, Heribert Meier, auf der letzten Vor­
standssitzung seiner Partei. Er nahm damit Stel­
lung zu dem teilweise zu großen Optimimus 
einiger Mitbürger, die der Ansicht sind, die 
Wahl sei schon gelaufen. .Deshalb ist es not­
wendig, daß alle potentiellen CDU-Wähler am 
21. März zur ·Wahl gehen •, meinte der CDU­
Vorsllzende. 

Zufrieden äußerten s ich die Vorstandsmitglie­
der zum Ablauf des Wahlkampfes. Der Besudl 
der CDU-Veranstaltungen sei hervorragend, so 
haben über 50 Personen Minister Dr. Cassens 
zugehört; der CDU-Generalsekretär Dr. Heiner 
Geißler habe mit 650 Zuhörern wohl den. bis· 
herigen Rekord errungen, stellte der Clausthai­
Zellerfelder CDU-Wahlkampfleiter Josef Biener1 
fest. Der Wahlkampf, der von der CDU ausge­
sprodlen fair geführt werde, madle deutlich. 
daß die Sachargumente für die CDU sprächen. 

Besonders hob Josef Bienert hervor, daß der 
CDU-Landtagsabgeordnete Wemer Grübmeyer 
trotz des Wahlkampfes sich entsdlieden dafür 
eingesetzt habe, daß der Neubau des Instituts 
für Physikalische Chemie vom Minister für Wis­
senschaft und Kunst auf Platz 1 der niedersäch­
sisChen Prioritätenliste für den Hochschulbau 

gesetzt wurde. Da der Wissenschaftsrat in der 
Zwischenzeit ebenfalls die Dringliqhkeit dieses 
Neubaus anerkannt habe, würden damit in ab­
sehbarer Zukunft weitere 13 Mio DM Landes­
mittel nach Clausthal-Zellerfeld fließen. Diese 
Investition komme aber nicht nu~ der Hoch­
schule zugute, so Vorsitzender Heribert Meier, 
sondern es würden gerade in der Baubranche 
Arbeitsplätze gesichert werden, so wie das auch 
durch den Neubau des Metallurgischen Zen­
trums, den Neubau eines weiteren Studenten­
wohnheimes, die Ansiedlung des Instituts für 
Erdölforschung der Fall sei. Diese Investitionen 
in Million<>nhöhe seien zu einem erheblichen 
Teil dem Einsatz von Werner Grübmeyer zu 
verdanken, betonte Heribert Meier. Auch bei 
der Finanzierung des Umbaus des Robert-Koch­
Krankenhauses, wie der des Sportplatzes in 
Wildemann habe man die Hil'festellung Werner 
Grübmeyers zu sd1ätzen gewußt. .MdL Grüb­
meyer ist der Abgeordnete, der die meisten Zu­
schüsse für den Oberharz lockergemacht hat!", 
so Heribert Meier. .Beschämend ist es, wenn 
man gleichzeitig sieht, wie der ortsansässige 
SPD-Bundestagsabgeordnete plötzlich alle Ver­
antwortung auf seinen Vorgänger abschiebt be­
züglich der Diskussion um die Verlagerung des 
Instituts für TieflagertJtlg!" fuhr der Ortsvorsit­
zende fort. Bu. 



Innenminister Dr. Egbert Möcklinghoff (CDU) in Seesen: 

Niedersachsen - bald Flaggschiff der deutschen Politik 
SPD verfehlte Strukturpolitik vorgeworfen • Billigere Energie durch mehr Kernkraft 

S.J.19IL, 
S e es e n . (poe) Niedersachsen »mausert« sich: Zieht man eine kurze Bilanz der Ausführungen 

des niedersächsischen Innenministers Dr. Egbert Möcklinghoff am Mittwochabend in Seesen, so 
ist diese Schlußfolgerung nur allzu treffend. Das Flächenland zwischen Nordsee und Uschlag 
(an der hessischen Landesgrenze) ist das kommunalfreundlichste im weiten bundesrund; kaum 
eine andere deutsche Kommune könne sich, so auch auf dem Sektor Raumordnung, so frei entfal­
ten, wie eine niedersächsische; man liegt zudem in der Spitzengruppe der Länder, die den 
Gemeinden die meisten Zuweisungen zukommen lassen. Minister Möcklinghoff: » Niedersachsen 
ist auf dem besten Weg, das Flaggschiff der deutschen Politik .zu werden.« Was sich denn nach 
seinen Worten auch auf die allgemeine Stimmung im Vorfeld der anstehenden Landtagswahlen 
übertrage. »Die Stimmung ist gut«, meinte der Landespolitiker und: ,.Jetzt brauchen wir die 
absolute Mehrheit, denn wir wollen eine klare Politik machen.« Er würdigte die Albrecht'sche 
Landespolitik, die sich »ganz eindeutig am Menschen« orientiere; er ging hart ins Gericht mitden 
Sozialdemokraten, die einst die Regierung stellten. 

Doch nicht nur die Landespolitik stand im gegen'wärtige Situation in der Koalition ein, auf 
Mittelpunkt seines Referates, sondern auch die das Schmidt'sche Vertrauensvotum und aufdie 
Bundespolitik. Die Bundesrepublik Deutsch- folgenden Ereignisse, die dieses Vertrauens­
land werde - so Minister Möcklinghoff - »von votum in Frage stellen würden. 
der Hand in den Mund regiert«; die Außenpolitik Er sprach aber auch die Arbeitslosigkeit an; 
sei so angelegt, daß sie die Partner verunsichere, nannte sie ein »menschlich bedrückendes Pro­
ja »zweifeln « lasse. Möcklinghoff ging auf die blem«; unterstrich, daß man sie nicht Dr. Ernst 

Sprach; Dr. Egbert Möcklinghoff (Mitte); rechts Hans-W. Ohlsen\- links ~rner Grübmeyer. 

Albrecht anlasten ~önne, wie die SPD es immer 
wieder versuche. Die Sozialdemokraten wollten 
mit einem 500-Millionen-Mark-Paket (»das sie 
nicht haben«) in Niedersachsen Arbeitsplätze 
schaffen; dabei hätte man früher, mithin noch 
unter Regentschaft der SPD, die Weichen fiir 
eine adäqua te Strukturpolitik in Niedersachsen 
s tellen sollen. Denn die Strukturpolitik der SPD 
sei verfehlt gewesen; die Bemühungen der jetzi­
gen Landesregierung könnten da nur auf lange 
Sicht gesehen Erfolge zeitigen. 

Man brauche billige re Energie, also mehr 
Kernkraft, um als Folge davon auch verstärkt 
Unternehmen für die Ansiedlung in Niedersach­
sen zu gewinnen, meinte der niedersächsische 
Innenminister; mehr Unternehmen brächten 
auch meh r Arbeitsplätze. Hinzu komme aber 
auch die Notwendigkeit besserer Verkehrs­
anbindungen. 

Foto: Poerschke 

Doch zurück zur Arbeitslosigkeit in Nieder­
sachsen: Er sei befremdlich gestimmt über die 
Aussagen der SPD, daß Niedersachsen 25 Pro­
zent mehr Arbeitslose aufweise, als der Bundes­
durchschnitt; erinnerte daran, daß unter SPD­
Regierungen diese Prozentzahl auch schon ein­
mal nahe an die SO-Prozent-Grenze herange­
rückt sei. 

Zu dem 700-Millionen-Mark-Zusatz-Pro­
gramm der Landesregierung erklärte Dr. Möck­
linghoff, daß dadurch kaum neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden köl)Ilen; wichtige Impulse 
jedoch verspreche man sich durch das investive, 
antizyklische Verhalten. Einen echten Beitrag 
zum langfristigen Abbau der Arbeitslosenzahlen 
sah Möcklinghoff indes nur, wenn mehr Investi­
tionen getätigt würden , wenn· die ·Erhöhung der 
Mehrwertsteuer nicht erfolge, und die Fortset­
zung 'der Verbesserung der S trukturpolitik 
garantiert sei. 

b. w. 



Von Bedeutung sei aber auch eine Optimie­
rung der Rahmenbedingungen für die Wirt­
schaft, damit die Zinsen sinken, und- mehr Ver­
trauen der Wirtschaft in die Regierung. Und hier. 
müsse er (Möcklinghoff) dem bayerischen Mini­
sterpräsidenten Dr. Franz-Josef Strauß Recht 
geben, wenn dieser meine, daß das beste Be­
schäftigungsprogramm der Rücktritt der Regie­
rung wäre. 

In ausführlichen Darstellungen ließ der Mann 
aus dem Kabinett Dr. Ernst Albrechts dann noch 
einmal die Leistungen der Landesregierung 
Revue passieren; er sc)-lloß diese Bilanz mit den 
Worten, daß die Politik Albrechts keine »Träu­
merei« sei, sondern eine realitätsbezogene Poli­
tik zum Wohle des Bürgers. 

Zuvor hatte der Innenminister in einem gut 
20minütigen Pressegespräch einige Aussagen 
zum Thema »Kommunale Selbstverwaltung« 
gemacht. Er vertrat dabei die Auffassung, daß 
kein Land in der Bundesrepublik kommunal­
freundlicher sei, denn Niedersachsen in den 
letzten Jahren. Alle Aufgaben, die zu delegieren 
gewesen wären, habe man auf die unteren Ebe­
nen delegiert; Ziel: Diese Aufgaben und deren 
Bewältigung so nahe wie möglich an den Bürger 
heranzubringen. Möcklinghoff: »Wir sind aber 
ständig dabei, zu überprüfen, welche weiteren 
Aufgaben delegiert werden können.« 

Wie er außerdem ·erklärte, würden ••nahezu 
alle Finanzzuweisungen als allgerneine Zuwei­
sungen ausgeschüttet«; die Verantwortlichkeit 
läge mithin unmittelbar bei den Empfängern 
dieser Mittel. »Wenn in diesem Bereich noch 
mehr zu machen ist, dann sind wir gern bereit 
dazu«, betonte der Minister. 

Kritisch äußerte er sich zur Kreisu.mlage, die 
nach seinen Worten von der Höhe her kaum 
noch vertretbar sei; allein: In der Zeit knappen 
Geldes sei n.icht möglich, einen ne.uen Finanz­
ausglei~h zu installieren. 

Ferner sprach sich Innenminister Dr. Egbert 
Möcklinghoff für den »sparsamen Umgang mit 
Gesetzen« aus. »Was wir hier an Vereinfachung 
tun können, das machen wir«, meinte er zu die­
sem Thema. 



f 
t 
~ .... 

Umbau des Krankenhau·ses unter Dach und Fach 
D er Umbau des Robert-Koch-Krankenhauses in Clausthal- Zellerfeld ist, zumindest was die CDU- In emem Gespräch mlt Hermann Schnipkowelt (auf dem hnken Bild rechts) dankte der 
Landesregierung angeht, unter Dach und Fach. Der niedersächsische Sozialmmister , Hermann Land tagsabgeordnete des Oberharzes dem Minister für die Bezuschussung der Umbaumaßnahme. 
Schnipkoweit unterzeichnete Ende Februar die Vereinbarung zwischen der Landesregierung und dem Zur Vorbereitung sem er weiteren Gespräche im Sozialmimsterium wegen der anstehenden Umbaumaß-
L andkreis Goslar, mit der sich das Land ve'rpflichtet, den Umbau des Robert-Koch-Krankenhauses mit nahmen traf s1ch MdL Werner Grübmeyer (rechtes Bild mitte) mit dem Clausthal-Zellerfelder Kreistags-
ca. 4,2 Millionen DM zu bezuschussen. abgeordneten Heribert Meier (links) und dem stellvertretenden Samtgemeindebürgermeister Peter Weil- , 

enthm (rechts) vor dem Robert-Koch-Krankenhaus.. 1 
····················· ~·············································································~ 
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Af'f f!JI' 
Wie im gesamten Bundesgebiet, ist auch in Nieder­
sachsen die Zahl der Arbeitslosen angewachsen. 
Aus diesem Grunde hat die Landesregierung unter 
Ministerpräsident Dr. Ernst Albrecht seit dem 
Sommer •1981 bis Mitte Februar 1982 rund 500 
Millionen DM für zusätzliche Investitionen frei­
gemacht. 

Das ist, wie MdL Werner Grübmeyer bemerkte, 
gemessen an der Größe dejS niedersächsischen 
Landesbaushaltes dre,in,.al so Y.iel, :w.ie_ das ~nze 
sogenannte Beschäftigungsprogramm der Bundes­
regierung ausmachen soll. 

Ministerpräsident Dr. Ernst Albrecht hatte sich 
außerdem vor der CDU-Landtagsftaktion ver­
pflichtet, 1982 jede Mark, die über den vorge­
sehenen Einnahmesätzen hinaus zur Verfügung 
stehen würde, ebenfalls für zusätzliche In~esti- · 
tionen auszugeben. Deshalb ~egte er dem Landtag 
Ende Februar noch ein weiteres Investitionspro­
gramm in Höhe von 227 Millionen DM vor. 

++++++++++++++++++++++++ 

Werner Grübmeyer, seit 1978 direkt gewählter 
Landtagsabgeordneter der. CDU und Kandidat im 
Wahlkreis Oberharz/Seesen für die Landtagswahl 
am 21. März 1982. '· 

++++++++++++++++++++++++ 

JJieSelagen 1m fetzten Quartal hoher a s vor er 
geschätzt worden ist. Dr. Albrecht am 23. Februar 
1982 vor dem niedersächsischen Landtag: 

"Die SPD gibt das Geld aus, daß sie 
nicht hat, von dem sie aber hofft, es 
hereinzubekommen; die CDU dagegen 
wartet bis sie das Geld sicher hat, bevor 
sie es ausgibt!" 

Die 227 Millionen DM wurden sofort mit in den 
Landeshaushalt 1982 "eingebaut" un,d. stehen mit 
den-500 Millionen DM zur sofortigen Verwendung" 
bereit. 

Kommentar unseres Landtagsabgeordneten Wer­
ner Grübmeyer: "Wenn das G,eld vorhanden ist, 
braucht .man keine schlaflosen Nächte, um die 
Finanzierung eines sogenannten Beschäftigungs~ 
programms auf die Beine zu stellen. Das unter­
_scheidet Ministerpräsident Ernst Albrecht vom 
Bundeskanzler!" 

So ist es auch niCht verwunderlich, daß die 
Deutsche Angestelltengewerkschaft (DAG) das 
227-Millionen-Sofortprogramm ausdrücklich be­
grüßt hat. 

Jedoch erweckt die CDU- Landesregierung mit 
diesem, rund 700 Millionen DM umfassenden, So­
fortprogramm nicht den Eindruck, daß damit die 
Arb.eitslosigke_it beseitigt werden könne. Des­
halb stellte Dr. Albrecht auch vor dem Landtag 
fest: "Das Schicksal der Arbeitslosen entscheidet 
sich in den Tarifverhandlungen und an der Frage, 
ob die Bundesregierung f~hig ist, eine Gesamt­
politik zu führen, welche baldige Zinssenkungen 
ermöglicht." 

Der Ministerpräsident verweist dabei auf die 
Schweiz, die heute noch einen Zinssatz von 7 % hat, 
während die Bundesrepublik unter einer Zinslast 
von 12 % bis 16% stöhnt. 

Der Grund ist klar: Die Welt hat Vertrauen in d ie 
politische und wirtschaftliche Stabilität der 
Schweiz. 

So würden 3 % ·Zinssenkung bedeuten, daß der 
deutschen Wirtschaft 21 Milliarden DM jährlich 
bzw. 84 Milliarden DM bis Ende 1985 zugeführt 
·werden könnten. Im Vergleich dazu nimmt sich die 
4-Milliarden-DM-Investitionszulage der Bundes­
regierung ausgesprochen bescheiden aus. 

Dieses Zulage schafft nach Ansicht der CDU­
Niedersachsen wie alle staa~lichen Programme nur 
ein Strohfeuer aber keine dauerhafte Senkung der 
Arbeitslosenquote. 
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CDU 
Landesinnenminister 

Dr. Egbert Möcklinghoff 
spricht heute. um 20.00 Uhr 

in Seesen, 

Hotel »Zur Krone«. 
Hören Sie den Minister zu unserer erfolgreichen Landes­

politik und zu den weiteren Zielen. 
Wir laden Sie herzlich ein, auch mit ihm zu diskutieren. 







I/einer GeijS_Ier in 0oslar 





Die niedersächs ische Wirtschaftsministerin Birgit Breuel zwischen dem CDU-Landtagsabge­
ordneten Jürge n Sikora (l inks) und Oberbürgermeister Dr. Werner. Foto: Geyer 

Frau Minister zu Landesbürgschaften 
In ihrer immer wieder von lebhaftem Beifall unterbrochenen Rede ging gestern 

nachmittagvor über 200 Besuchern der CDU-Veranstaltung die niedersächsische Wirt­
schaftsministerin Birgit Breuel auf das Thema der Landesbürgschaften ein. Landes­
bürgschaften würden. nur gewährt, betonte sie, wenn sich die Firmen nicht erst zum 
Tage X (der drohenden Pleite) meldeten, wenn in sich geschlossene Sanierungs­
konzepte vorlägen und Banken und Eigner sich an der künftigen Finanzierung be­
teiligten. "Es kann nicht sein, daß die Steuerzahler für sie einspringen", erklärte 
Birgit Breuel. Die GZ wird in ihrer Montagausgabe ausführlich auf die Veranstaltung 
eingehen. um 

·······················································~··································· 
t. I 7. J. 19il 
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Masselmann spricht heute 
in Langeisheim 

Auf Initia tive des CDU Land la~rsabcrcordn • ·· 
ten Werner Grübmeyer kommt heute abcnd clt·r 
Min ister für Bundesangelegenheiten und L<~ll· 
desvorsitzende der ~DU in Niedersachscn, Wil­
fri ed Hasselmann, nach Langelsheim. Im Hotel 
,.Zum Löwen" spricht er ab 20 Uhr in einer 
öffentlichen Verans La llung des CDU-Stadtver • 

. bandes Langeisheim zum Thema: ,.Niedersadl­
sen vor der Wahl." Zu,r Unterhallunq s piPit 
ab 19.30 Uhr das Mus ikknrps der Freiwillirl<'" 
Feuerwehr Langel sheim. Alle lvllll.oürner aiud 
herzli(hsl eingeladen, 

--
~!,~~g~_!_]_ei t ung Seesener Beobachter 

r Outetöde.a- Zeitung 
0; • , 

Astfeld Bredelem 
Lautenthai Wolfshagen 

Willried Rasselmann 
spricht in Langeishelm 

LANGELSHEIM. Der Minister für Bundesan­
gelegenheiten und Vorsitzende der CDU in 
Niedersachsen, Wilfried Hasselmann (MdL), 
spricht a rn Dienstag, 9. Mi.irz, um 20 Uhr ;1uf 
einer Venms laltung in Lungelsheim, Gast­
haus "Zum Löwen". Rasselmann nimmt zu 
aktuellen F ragen im Hinblick auf die Land­
tagswahl in Niedersachsen am 21. März S tel ­
lung. Ab 19.30 Uh1· s pielt zur musikalischen 
Unterhalt ung das Musikkorps der Freiwilli­
gen Feuerwelu· Langelsheim. 

Wir laden Sie herzlich ein! 

Wilfried Hassetmann 
Minister und Vorsitzender 

l der Niedersachsen CDU, 
I sprichtarn 
Dienstag, 9. März '82, 20.00 Uhr 
in Langelsheim, "Zum Löwen" 

.. . 



Und wieder einmal Seih Liehlil79slhemct 

• o I der knochel . . · 

~eset6tie/ 
(AuJier \'erantwortung der Redaktlont 

(Kürzungen vorbehaltenj 

Noch einmal zum Knöchelprojekt 
Sehr geehrter Herr Kehr, 
nad1dem wir Ihnen und den übrigen Ratsherren 

. während der zurückliegenden zwei Jahre ver­
geblich unsere Vorstellungen zum Knöchelpro­
jekt versucht haben deutlich zu machen, wären 
wir überrascht gewesen, wenn Sie unsere Argu­
mente jetzt plötzlich verstanden hätten. Wir 
erwarten diese Einsicht von Ihnen auch nicht 
mehr, sondern möchten Sie herzlich bitten, fol­
gende Tatsachen zu akzeptieren. 

I. Die Mandatsträger und die Mitglieder der 
FDP St. Andreasberg sind nach wie vor g!!gen 
das von der CDU und SPD im Rat beschlossene 
Knöchelprojekt. Warum wollen Sie uns eigent­
lich zu Befürwortern desselben machen? 

2. Für eine Verwendung unseres Hallenbades 
im Sommer als Kombinationsbad haben wir uns 
s tets eingesetzt. Dazu reicht allerdings allein 
das Offnen der bereits vorhandenen Schleuse 
ins Freie. Leider fehlt aber bis heute die von 
unserem früheren Vorsitzenden Dr. D. Walder 
jahrelang geforderte Anböschung für eine ge­
schützte Liegewiese. 

3. Gern bescheinigen _wir Ihnen und der SPD- ] 
Fraktion, alles getan zu haben, damit das Knö--' · 
chelprojekt in der jetzt vorliegenden Form bau­
reif wur~ODWolilCile SPD im "R:rel.Stag- zu­

"Sammen mit der FDP die Bezuschussung der 
Baumaßnahmen am Hallenbad zunächst versagt 
hatte, hat die SPD-Kreistagsfraklion aus Soli­
darität zur Orts-SPD einem zwei ten Zuschuß­
antrag zusammen mit der CDU dann zuge­
stimmt. Erst mit diesem Geld war die Finanzie­
r ung des jetzigen Projektes gesichert. 

Wiederum zusammen mit der CDU dürfen Sie 
sieb rühmen, auch unsere le tzten Anregungen 
zu mehr A ttraktivität bei weniger Folgekosten 
verhindert zu haben. Warum unterstellen Sie 
uns aber erneut Baukosten, die von uns nicht 
gewollt und nicht genannt worden sind? 

4. Ihr Vorseblag zum Begleieben der Folge­
kosten dureb das Land ~iedersachsen ist ein 
sozialdemokratischer Ruf nach mehr staatlichem 
Dirigismus, aber in der heutigen Arbeits- und 
Wirtschaftslage wenig sinn- und verantwor­
tungsvoll. So wird der St. Andreasberger Bür­
g~ließlich für die Kosten dod1 Wieder ern­
mal einstehen müssen. 
· Allen Bürgern und aud1 Ihnen, Herr Kehr, 
die unsere eindeutige Stellungnahme hierzu 
immer noeb nicht wahrhaben wollen, bieten wir 
am 18. März um 20 Uhr in der Gaststätte Zim­
mermann den .. Harzer Klönabend " mit unserem 
Landtagskandidaten Hans Behrens an, wo Sie in 
gelöster Runde weitere Informalionen von uns 
erhalten können. 

Mit bester Empfehlung für die IFDP 
Hans Bahn Hor'li~u 

10. $.19/l 





I NIEDERSACHSEN I Donnerstag, 11. Mtirz 1982 

CDU-Landeschef Hasselmann im Gespräch mit unserer Zeitung 

,,.Wir verfehlen die absolute-Mehrheil nicht'' 
GOSLAR. Auch für den 'Mehrheit der FDP auf un- gern gesehen, wenn wir 

Fall, daß die CDU in Nie- serer Seite stehi". Für den dieses Thema mal b eerdi­
dersachsen nach der Land.,. Fall einer CDU/FDP-l{oali- gen und warten könnten, 
tagswa.hl nur gemeiilsam tion in Hannover w ürden bis ein Ruf erschallt", 
mit der FDP die- Regierung die Liberalen allerding~ meinte der niedersächsi­
bilden kann, hält der Lan- den stellvertretenden Mini- sehe Unionspolit iker, der 
desvorsitzende der Union, Sterpräsidenten stellen sich auch gegen die An­
Wilfried Hasselmann, das "und den Sitz im Vermitt- sieh t des Bayern aussprach, 
Nein Niedersachsens zur lungsausschuß bekommen". die Union brauche für die 
geplanten Mehrwertsteuer- Kritik übte Dasseimann an Aufstellung eines Kanzler­
erhöhung für endgültig. In den jüitgsten Äußerungen kandidaten für die kom­
einem Interview mit unse- des bayerischen Minister- mende Legislaturperiode 
rer Zeitung erklärte Das- präsidenten Strauß, er ste- kein Wahlgremium. E r sei 
selmann, er glaube nicht, he im Hinblick auf die in dieser Frage anderer 
daß dieses Nein zur Dis- Kanzlerkandidatur zur Meinung, betonte Hasscl­
kussion stünde, "weil ich Verfügung, wenn er geru- mann. Das ·Interview im 
das Gefühl habe, daß die fen würde. "Ich hätte es Wortlaut: 

! ' • 

~······································································~···················: 
Frage: Herr Hasselmann, von Ihrer Pa rtei 

wird in diesem Wahlkampf nicht die CDU­
Politik, sondern die Albrecht-Politik heraus­
gestellt. Können Sie uns schildern, was kon­
kret unter Albrecht-Politik zu verstehen ist? 

Hasselman.n: Albrecht-Politik i st CDU-Po­
litik in Nieder sachsen. Wir haben unsere Po­
litik an den l)'Iann gebunden, der für ihre 
Richtlinien die Vera ntwortung trä gt. Wenn 
wir sagen: "Albrecht-Politik gibt Niedersach­
sen festen Halt", dann meinen wir damit, daß 
wir einen Ministerpräsidenten haben, der 
n icht schwankt, der einmal ein geschlagene 
Wege klar zu Ende geh t. 

Frage: Worin unterscheidet sich Albrecht­
Politik von Stoltenberg-Politik oder von 
Späth-Politik? 

Hasselmann: Wir h aben keine Unterschei­
dungsmerkmale vorzulegen, a ber wir glauben, 
daß die Initiativen unseres Ministerpräsiden­
t en und seines Kabinetts l,lDS berechtigen, von 
e iner Albrecht-Politik zu sprechen im Unter­
schied zu der Politik, die in Niedersachsen 30 
J ahre l ang von der SPD betrieben wurde. 
Wenn ich von Hinrieb Wilhelm Kopf einmal 
abse):le, der als Niedersachse galt, als "roter 
Welfe", dann haben wir außer Ernst Albrecht 
keinen Politiker gehabt, der dieses Land mit 
seinen Problemen in der Politik so als P erson 

\Frage: Wie isl das in Ihrer Partei? Kom­
men Sie mit dem Geld aus? 

Hasselmann: Ja, das liegt daran, daß wir 
einen Durchschnittsbeitrag pro Mitglied von 
6,35 DM haben und daß uns jedes Parteimit- ~ 
glied 5 DM kostet. Da bin ich übrigens stolz 
auf die Union. Bei uns kann die Staatsan­
waltschaft reingucken, wir haben nichts 
Spektakuläres gemacht. Auch mit der Wahl­
kampfkostenerstattung kommen wir zurecht. 

Frage : Wie hoch s ind die Kosten dieses 
Wahlkampfes für Ihre Partei? 

Hasselmann : Uns kostet der Wahlkampf 3,5 
Millionen DM, eine Million weniger als vor 
vier Jahren. Da haben wir uns mil den übri­
gen P arteien verständigt. 

Frage: War en Sie· e igentlich glücklich dar­
über, da ß die Ar beitslosigkeit zum Wahl­

. k ampfth ema Nummer eins gemacht wurde? 
Hasselma nn: Wir leiden auch darunter, daß 

die Arbeitslosigkeit in Niedersachsen so hoch 
ist. Dabei handelt es sich bei uns ja nicht um 
eine Konjunkturschwäche, sondern um eine 
Strukturschwä-che. Die sozialdemokratischen 
Regierungen im Land haben die Dinge ein­
fach laufenlassen. Als sie Arbeitsplätze hät­
ten schaffen können, haben sie schulpolitische 
Kunststücke gemacht. Die Finanzpolitik hat 
sich mit Landesentwicklungsplanungen be­
faßt - Utopien für übermorgen -, anstatt 
mit beiden Beinen auf der Erde für den Tag. 
zu sorgen. 

Frage: Die Opposition behauptet, die Lan­
desregierung habe beim Förderzins die "Mul­
tis" nicht genügend geschröpft. Dadurch sei­
en dem Land erhebliche Einnahmen entgan­
gen. Was sagen Sie dazu? 

Hasselmann: Das Gesetz über den Förder­
zins läßt eine Ausschöpfung von bis zu 40 
Pr ozent zu. Wir haben gegen den Willen der 
Opposition nur einen Satz von 32 Prozent in 
Anspruch genommen, weil 1 wir fest davon 
überzeugt sind, daß die 10 000 Arbeitsplätze, 

, die die Förderindustrie bei uns hat, nicht in 
Gefahr kommen dürfen. I n den Verhandlun­
gen mit der Industrie hatte es geheißen, wenn 
wir n icht die Möglichkeit haben, aus den Ge­
winnen - rund 250 Millionen im vergangeneo 
.T:::.hr- TlP11 7n ;nuoc.tiot•o" n'\iic:c::.on urir Rnhr-



Frage: Hat die Albrecht-Politik a uch eine 
bundespolitische Komponente? Etwa das Her­
auslösen der FDP aus dem Bündnis mit der 
SPD in Bonn? 

Hasselmann: Ich glaube, unsere Albrecht­
Politik in Niedersachsen ist eine liberal-kon­
servative Politik. Wir greifen die FDP nicht 
als Gegner der CDU an. Wir sehen auf vielen 
Gebieten Über einstimmungen zwischen dem 
FDP-Programm und dem der Union. Was uns 
im Au~enblick zur Beobachtung zwingt, sind 

'\:lfe· :XbsEHzbewegungen · <1er FDP im Land von 
der SPD. Die FDP. überlegt dpch, wie es anzJ.!­
stellen· ist, äaß die Politik der Koalition in 
Bonn l andesseitig nicht gestört wird. · 

Frage: Sehen Sie das unter dem Gesichts­
punkt, daß die CDU im Land die ab solute 
Mehrheit verfehlt und dann eine Koalition 
mit den Liberalen nötig w ürde? 

Hasselmann: Die absolute Mehrheit werden 
wir nicht verfehlen. Im übrigen h aben wir 
immer gesagt, daß wir in Niedersachsen in 
der Koalition mit der FDP gut gefahren sind. 
Und wenn wir sie wiederholen müßten, dann 
würde das auch funktionieren. Ich gla ube so­
gar, daß die FDP mit Albrecht ganz gern eine 
Koalition' einginge. 

Frage: Können Sie sich auch vorstellen, da,ß 
die FDP in Niedersachsen mit der CDU eine 
Koalition eingeht, wenn Ihre Partei die abso-
lute Mehrheit knapp erreicht? · 

Hasselmann: Wir haben der FDP mehrmals 
gesagt, daß wir es für unsinnig halten, zu ei­
ner Koalition nicht b ereit zu sein, wenn eine 
Partei . die absolute Mehrheit hat. Der F all 
Berlin zeigt uns, daß es nicht gut ist, wenn 
man nein sagt aus Prinzipienreiterei. 

.Frage: Herr Jürgens als Vorsitzender der 
1 FDP in Niedersachsen hat das mehrmalige 
J C_LL ,L Angebot Albrechts zur Koalition a uch im Fall 

~IIUp einer absoluten Mehrheit immerhin als sitten-
. . . widrig bezeichnet. 

I Hasselmann: Nem. Ich habe. den Bundesml- Hasselmann: Ach wissen Sie Heinrich Jür­
' · nis,ter für innerde.utsche Bezu~hungen me_Ju:- gens h at es schwer 'in sei.per P~rtei. Er möch­

fach gebeten, die 48-Stunden-Besuch szelt t e daß sie nicht auseinanderdrif tet und er 
herzpstellen für die Besucher ~m Rahmen }~es k~nnt die Schwierigkeiten der Parteibasis. 
kleinen Grenzverk~hrs. In eme~ Gesprach Frage: F alls es zu einer Koalition kommt, 
mit unserem Ständigen Vertreter m Ost-Ber-: I wird dann die Fr age eine Rolle spielen wie 
lin, Herrn Bölling, wur de mir gesagt, das sel sich das Land im Bundesrat verhalten' soll? 
nicht hinzukriegen. Dann habe ich als Gegen- Wäre die CDU zu Konzessionen bereit? 
Ieistung gefordert, die DDR müsse für die Hasselmann · Das ist eine Selbstverständ­
Bürger dieses Raume~> einen Grenzüb7rgang lichkeit. Wen~ wir eine Koalition bilden, be­
in Bad Harzburg errichten. Denn von h1er aus 1 
über Helmstedt oder Duderstadt fahren zu 1 

mussen, wenn man nach Thale oder Wernige-
rode will, ist nicht zumutbar. 

Frage: Zum Schluß nochmals zur Landespo­
litik. Wird das neue Kabinett in seinen we­
sentlichen Positionen personell ebenso ausse­
hen wie das jetzige? 

Hassehnann: Das ist ' schwer zu sagen. Der 
Ministerpräsident h:at in der ersten ·Woche 
nach der Wahl seh r viel zu tun. Dann geht er 
drei Wochen in Urlaub, und in dieser Zeit 
wird sein Vertreter - das bin ich - alle 
Wünsche und Uberlegungen entgegennehmen. 
Nach seiner Rückkehr werden wir das alles 
dann .gemeinsam sondieren, und das wird si-
cherlich eine ganz lusti&e:Sgi~-~geu. . 1 

Wilfried Hasselmann, .Vorsitzender der CDU in 
Niedersachsen, Minister für Bundesangelegen­
heiten und Stellvertreter des Ministerpräsi­
denten, sieht dem Wahlausgang am 21 . März 
optimistisch entgegen. Er rechnet damit, daß 
seine Partei die absolute Mehrheit nicht ver­
fehlt. Auch für diesen Fall bietet er der nie­
dersächsischen FDP eine Mitarbeit in der 
Regierung an, wenn sie · in den,: l,.andtag 
kommt. Foto; Geyer 

kommt der P artner den stellvertretenden Mi­
nisterpräsidenten und den Sitz im Vermitt­
lungsausschuß. 

Frage: Steht dann das bisher deutliche Nein 
Ihrer P ar tei zur Mehrwertsteuererhöhung zur 
Diskussion? 

Has!)elmann: Ich glaube es n icht, weil ich 
das Ge:(ühl habe, daß die Mehrheit der FDP 
auf unserer Seite steht. 

Frage: Glauben Sie nach dem Kommunai­
wahlergebnis in Schleswig-Holstein, daß die 
Zeit gegen die Grünen läuft? 

Hasselmann: Wir teilen die Ansicht dE!l: 
SPD, daß die Grünen unter der 5-Prozent­
Hürde bleiben, weil sie ,zu den Themen, die 
die Bürger bewegen, keine Aussagen machen 
können. In Niedersachsen kommt hinzu, daß 
die Bürger inzwischen Anschauungsunterricht 
über die demokratischen Prinzipien der Grü­
nen nehmen konnten, n achdem sie im Sep­
tember vorigen Jahres in viele Kommunal­
parlamente eingezogen waren. Wir spüren das 

·in Veranstaltungen: Über die Grünen wird 
nicht gesprochen oder negativ. 

Frage: Halten Sie es für möglich, daß Vor­
f älle wie die Spendenaffäre in Bonn den Grü­
nen Auftrieb geben könnten? 

Hasselmann: Glaube ich nicht. Das ist übri­
gens ein ganz ungewöhnlicher Vorgang, bei 
dem die Justiz noch ein Wort zu sagen h at. 
Hier würde ich mich schützend vor Lambs­
dorff und die anderen Beschuldigten stellen. 
Sie verdienen keine Verdächtigungen, wenn 
die Staatsanwaltschaft nicht in der Lage ist, 
das zu. beweisen. Was da geschieht, ist Ruf­
mord. 

~"'.a..a.~ .... b"·"'·•• '-' .a.,L..>.._..&. .Lt'.I,.L.U,.l.:;) a.~o;;.L j:J'J. Q~.I.U~ .U. l.o 

kann Bilanzen nicht nur lesen, er kann sie 
auch deuten. Im Finanzministerium heißt es : 
Wer mit Albrecht über den Haushalt disku­
tiert, muß sich 'ne Weste anziehen. Das ist 
sehr beruhigend: Albrecht gibt nur Geld aus, 
wenn er weiß, daß es da ist. 

Frage: Mein-en Sie, daß der Förderzins dem 
Land als sprudelnde Geldquelle ungeschmä­
lert auf Dauer erhalten bleiben wird? 

Hasselmann: Der Förderzins wird sicher 
eine Rolle spielen, wenn wir über •die Neuver­
teilung der Umsatzsteuer verhandeln. Dabei 
kann es passieren, daß man uns vorr ander~ 
Ländern oder vom Bund sagen wird : Ihr · 
könnt keine Ergänzungszuweisung mehr be- j 
anspruchen. Übrigens könnte Ministerpräsi­
dent Rau aus Nordrhein-Westfalen für 
Braunkohle Förderzins erheben, wie wir das 
für Gas tun. Wenn Sie sein Land mal als 
Subventionsmüllkippe - vom Kohlepfennig 
angefangen bis zu den a nderen zahlreichen 
Subventionen - sehen, dann glauben wir, 

,daß Nordrhein-Westfalen den Niedersachsen 
ihren Förderzins nicht streitig macht. Bleibt 
die Frage, wie Baden-Württemberg sich ver­
hält. 

Frage: Was halten Sie von den jüngsten 
Äußerungen von Franz Josef S trauß, er stehe 
im Hinblick auf eine Kanzlerkandidatw· zur 
Verfügung, wenn er gerufen würde? 

Hasselmann: Ich hätte es gern gesehen, I 
wenn wir dieses Thema mal beerdigen und 
warten könnten, bis ein Ruf erschallt, und im 
Augenblick erschallt kein Ruf. Es l{ann sein, 
daß diese Koalition in Bonn bis '84 durchhält. 
Wenn nicht, muß die Union antworten. Ich 
antworte mal mit Barzel: Er wurde auf einer 
Veranstaltung hier im Land-kürzlich gefragt, 
ob er denn nicht wieder zu1· Verfügung stehen 
würde. Barzel meinte daraufhin : "Wenn in 
dieser Wahlperiode die Koalition auseinan­
derfällt, ist Helmut Kohl der Bundeskanzler." 
Von Strauß war nicht die Rede. Ob wir ein 
Gremium brauchen für die Aufstellung eines 
Kanzlerkandidat en für die kommende Legis­
laturperiode, ist eine andere · Frage. Ich bin 
dafür. 

Frage: Herr Hasselmann, Sie haben sich als 
Minister für Bundesangelegenheiten mehr­
fach für die Errichtung eines Grenzübergan­
ges zur DDR in Bad Harzburg-Eckertal einge­

. setzt. Hat Ihrer Meinung nach die Bundesre-
gierung in Verhandlungen mit Ost-Berlin 
dieses Anliegen mit dem nötigen Nachdruck 
vertreten? 

J, 
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Willried · Hasselmann: 

Entscheidungsschwäche der Regierung 
in Fr,agen der Kernenergie kritisiert 

CDU-Landesvorsltzender bei einer Wahlveranstaltung in Langeishelm - BAFöG-Anträge auf den "Prüfstand"? 

L ANGELSHEIM. Um Al­
brecht-Politik zu erklären 
und zu vertreten, aber 
auch, um den Kandidaten 
für die Landtagswahl im 
Kreis 15, Werner Grübmey­
er, zu unterstützen, war 
der Minister ffir Bundesan­
gelegenheiten und Vorsit­
zende der CDU in Nieder­
sachsen, Wllfried Hassel­
mn.nn, nach Langeisheim 

gekommen. Grübmeyer, der 
den Wahlkreis 15 mit ei­
nem neuen Zuschnitt über­
nommen hat, nutzte die 
Gelegenheit, dem stellver­
tretenden Ministerpräsi­
denten für den Besuch zu 
danken. Minister Hasscl­
mann lmnterte mit dem 
Hinwels darauf, <laß 
"Griibmeyer, der fleißige 
Politiker", jegliche Form 

der Unt-erstützung verdient 
habe. Der Gast aus Hanno­
ver beschä.ftigte sich in ei­
nem rund 70 Minuten dau­
ernden Referat mit der 
ganzen Palette cler Bundes­
politilt, wobei Fragen des 
Beschäftigungsprogramms, 
der Familienpolitik u nd der 
große Komplex der Kern­
energie im Mittelpunkt 
standen. 

1•••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••s•••••••••••••••••••••••aaaaaa•••••••••••••••• 

Rosen für die Damen und schmissige Klän­
;e des Musikzuges der Langelsheimer Feuer­
vehr bildeten den Rahmen für die CDU­
Wahlkampfveranstaltung im Gasthaus "Zum 
,öwen". Bernd Garthoff als örtlicher CDU­
Torsitzender konnte dabei mit Genugtuun~ 
mf einen hervorragenden Besuch verweisen. 

100 Millionen DM weniger Kreditaufnahme 
>ro Jahr sei einer der positiven Aspekte der 
\ lbrecht-Regierung, stellte Wi!fried Hassel­
nann zum Beginn seiner Ausführungen fest. 
)amit sei auch ein Teil der Erklärung gege­
>en, was "Albrecht-Politik" eigentlich bedeu­
e. Auf die Kritik aus den Reihen der politi­
:chen Gegner, an der Person des Ministerprä­
lidenten eingehend, verwies der Referent dar­
wf, daß er sich mehr Menschen "aus Chefe­
Lagen" wie Ernst Albrecht wünschte, damit 

gewährleistet sei, daß mit dem Geld anderct· 
Leute gut umgeg;mt(en werde. 

Minister Hasselmann erinnerte an den Be­
ginn der sozialliberalen Koalition, die am An­
fang der siebziger Jahre mit großen Hoffnun­
gen "ins Rennen" gegangen sei. Heute, so 
führte der Redner aus, sei die Zeit der großen 
Fragezeichen gekommen. An die Adresse der 
Bonner Regierung gerichtel s tellte er fest, 
da ß der Staat den Arbeitern die Kauf- und 
leider der Wirtschaft die Investitionskraft ge­
nommen habe. In Anlehnung nn den Wort­
schatz der Skatspieler sagte der Minister zu­
sammenfassend zu dem Problemkreis, daß 
immer dort, wo der Sozialismus m itspiele, 
"Karo einfach das Spiel" mache. Minister 
Rasselmann verdeutlichte dabei die Haltung 
der CDU zum Beschäftigu ngsprogramm und 
ste llte klar het·aus, daß die Union eine Erhö-

Eine Rose zur Begrüßung gab es fQr den Landesvorsitzenden der CDU Ni~dersachsen, Wil_lried 
Hasselmann (BIIdmltte) , a us der Hand von lngrid Garthoff. Rechts vVerner Grubmeyer, der ~e1 der 
bevorstehenden La ndtagswahl um die Stimmen im Wahlkmr~ 1!i k::~mnft Foto. Kraus 

hung der Mehrwertsteuer ablehne. "Das wüt 
de", so der Referent, "in erster Linie d 1 
Rentner und Arbeitslosen besonders h a1 
treffen." 

Deutlich wurde Wilfried Rasselmann -
"a uch auf die Gefahr, daß ich mich unbel iel 
mache" - in Fragen der Kernenergie. Er fo1 
derte, daß die "Bremsklötze" auf dem W~o. 
zum Ausbau der friedlichen Nutzung dt 
Kernenergie endlich weggeräumt würdet 
und vertrat die Ans icht, <inß außer Ernst Al 
brecht kein Ministerpräsident ein Energi< 
konzept habe. 30 bis 35 P rozent des nieder 
sächsischen Stroms würden jetzt schon dun 
die Kernenergie geliefert, das bedeute e i1 
größere Unabhängigkeit vom 0 1. Der Minisl• 
kritisierte die Entscheidungsschwäche d • 
Bundesregie1·ung, die dazu gefilhrt habe, d:. 
für die Bundesrepublik im direkten Vergleir 
zu Frankreich der "Zug m it sieben Jahrr 
Verspä tung" abgefahren sei. 

Hassetmann betonte, daß Niedersachsen a• 
der Sicht der CDU keine Konjunktur-, so; 
dern eine Strukturkrise habe. Schulpolili sr:! 
Kunststücke in der Vergangenheit seien rl u 
an schuld, betonte er, .,denn a ls Niedersa•·· 
sen Geld hatte, ist es für die verkehrten Di 
ge a usgegeben worden". 
Entschieden wandte sich der Minister gegen n 

Einstellung von Kommunisten in den ötfe1 
liehen Dienst. Es gehe nicht an, daß einer mor 
gens im Dienst des S taates Kinder unterrieb 
und am Nachmittag e ine dem Staat a bg· 
wandte Auffassung vertrete. Damit war d 
Übergang zum Begriff .,Freiheit" hergestel 
Leider müsse man festste llen, daß die U!' 
im Augenblick die Bundesrepublik nicht ei 
zuschtitzen wüßten. Dafür machte der Mil 
ster die falsche Polit ik der Regierung verar 
wortlich, die ,.ein Bein im Westen und ( 
Bein im Osten" haben wollte. Zu kritlsier 
sei in diesem Fall ganz besonders, daß d< 
Osten ohne große Gegenleistungen ein r ie. 
ges Ma ß an Entgegenkommen gezeigt wer· 
Ähnlich verhalte es s ich tellweise mit r: 
Asylanten; schließlich sei F lüchtlingsclt· 
nur in sozia listischen S taa ten feststelJJ ·, 
umriß Hassetmann die Situation. 

BAFöGist ltcinc "heilige Kuh" 
Anhand seiner These .,Die lega le Mögli< 

keit, den Staat z.u be trügen, muß abgescba 
werden" beschäftigte sich Minister Hass• 
mann ausführlich mit der unbefriedigend 
Situation beim BAFöG (Bundesausbildunf 
förderungsgesetz) . Er habe nichts gegen •• 
sogenannte "Schweden-Modell", so der M t: 
:!ter, und es sei einfach zumutbar, daß jem;., 
n ach erfolgter Fin nnzierung des Studiums <' 
Betrag "so ganz sachte" :wrückzahle. B< 
Studenten- und Schüler-BAFöG müsse bei 
nanziellen Engplissen auch die Möglich!, 
der Kürzungen gegeben sein. 

Weitere Schwerpunkte des Referats w:•. 
das Wohngeld, die Situation der Ar beits lu. 
und der große Bereich der Schwarwrl1 
"die es ja in Langeisheim bestimmt n:• 
gibt", so der Minister. 

In der anschließenden Diskussion st:HH 
e inige Fragen mit lokal~m Bezug im Mit! 
punkt. 
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,,De~tschland ka'i1n nicht 
zum Sozialstaat werden" 
Bundespolitik beherrschte Hasselmanns Wahlkampfrede 
Langelsheim. (-diwi-) Aus den .,Tulpen aus Amsterdam", die das 

Musikkorps der Freiwillige·n Feuerwehr dem hohen Gast aus Hannover 
musikalisch überreichten, wurde eine einsame Nelke: Eine junge Frau heftete 
die Blume dem Minister für Bundesangelegenheiten, Wilfried Hasselmann, an 
das ~evers. Der ministeriale Besucher gab sich charmant: "Die Blume paßt so 
gut zu Ihrer schwarzen Bluse" - und gab sie zurück. 

Der Mann aus Hannover kam nach 
Langelsheim, um seinem Parteifreund 
Werner Grübmeyer verbale Unterstüt­
zung im Kampf um die Prozente zu 
geben. Im Saal der Gaststätte "Zum 
Löwen" begab sich Rasselmann denn 
auch schnell auf bundespolitisches 
Terrain, um so für den niedersächsi­
schen Landeswahlkampf CDU-Wähler 
zu mobilisieren und die Basis für die 
letzten Tage für die Parteiwerbung 
noch mehr zu motivieren. Volksnah 
machte der Landespolitiker deutlich, 
.,warum Sie CDU wählen und unseren 
Landtagskandidaten Werner Grüb· 
meyer unterstütze n sollen". 

Minister Rasselmann sagte, was er 
vom Sparprogramm der Bundesregie­
rung hält: "Wir stellen uns vor die 
Mitarbeiter im öffentlichen Dienst. Da 
brauchen wir 1keine Gewerkschaft. 
Eine Lohnkürzung lehnen wir ab! 
Stellung bezog der Christdemokrat 
auch in Sachen BAFöG : ,.Ich sehe nicht 
ein, warum man einem Schüler die 
Beihilfe nicht kürzen kann" und 

ebenso zum deutsch-deutschen Ver­
hältnis: "Le~stung e rfordert wirkliche 
Gegenleistung". 

Um die malade Wirtschaft zu thera­
pieren, griff Rasselmann zu dieser 
Rezeptur: "Weniger Bürokratie und 
Steuererleichterungen - und es darf 
nicht sein, daß Überstunden überbe­
steuert werden. Mehrleistung muß 
wieder attraktiv sein." Das soziale Netz 

·dürfe nicht ausgenutzt werden: "Wir 
müssen die legale n Möglichkeiten den 
Staat zu betrügen, abschaffen . 
Deutschland kann und will nicht zum 
Sozialamt der Welt werden!" 

Über Berufsve rbote im öffentlichen 
Dienst sprach der Minister für Bundes· 
angelegenheiten ebenfalls: "Es kann 
jeder Kommunist sein, der Kommunist 
sein will", nur um einen Gewissenskon­
flikt zu vermeiden, sollten Kommuni­
s ten besser nicht in den öffentlichen 
Dienst. "Überhaupt hat Partelarbeit in 
Schulen, Kasernen und Betrieben 
nichts zu suchen." 

Eine Nelke fOr den Minister für Bundesangelegenheiten, Wllfrled Hasselmann: Bevor der Landespolitiker seine Rede hielt, g~b er 
slcfl charmant. Er bat die Dame, das Blumenpräsent doch zu behalten. · BZ-Foto: D. W1dera 
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VonMöchtegern­
aussteigern 

und schwarzen Rosen 
Der Wähler gleicht der Rätselprinzessin, 

die dem Parteiprinzen drei komplizierte 
Aufgaben stellt. Erst wenn er sie lösen 
kann, schenkt sie ihm im Märchen ihr e 
Hand u n d in der Wahl auf dieser Weil 
Ihre Stimme. 

Schwierige Aufgaben sind es, uncl so ra ­
sen die .,Prinzen" und lh r Gefolt(<! von der 
Versammlung zum Frühschoppen, drückt·n 
Hände, begleiten Minister und Spitzenl<an­
didaten . .,Immer nur liicheln, immer ver­
gnügt", heißt ihre Pm·ole, aul'h wenn sie 
am Abend am liebsten aus cl<·m W;lh lgc­

Aussteigen möchten auch die Gazetten­
schreiber. Völlig überfordert von Bonnern 
und Hannoveranern, die hierzulande in 
Scharen einfliegen oder einrollen, verges­
sen sie tagelang, ein Foto mit Bildunter­
schrift zu veröffentlichen. So rieben sich 
gestern die GZ-Leser verwundert die Au­
gen, daß es vom 10. März bis 2.1. Mär z 
noch drei Wochen sein sollten. Aber ganz 
so schlimm war es doch nicht: Denn nach­
weislich ist die Welt ja nicht, wie manche 
c1·warteten, untergegangen. 

Noch immer drei Wochen bis zur Wahl. 
Der "Generalsekretär" der Schwarzen but 
mit einer Rose um Gnade. Drei Wochen, 
das hielte auch er nicht mehr aus. 

Die Schwarzen haben es ohnehin wie ihr 
erster Bundeskanzler mit den Rosen. Erst 
;11n Dienstagabend überreichte ein Mini­
ster der Schwarzen den geplagten Presse­
frauen e ine Rose. Wo ble ibt d ie t raditio-
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ne lle Nelke der Roten? um 1 schä!t aussteigen möchten. . . . 
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Dr. Bernhard Worms (CDU) 
am Donnerstag in Rhüden 
Rhüden. (ho) Der Rhüdener CDU ist es 

gelungen, ein Bundesvorstandsmitglied 
der CDU, nämlich Dr. Berhard Wo~s, 
nach Rhüden zu ve rpflichten. Worrns tst 
Vorsitzender der CDU Rheinland und 
Vorstandsmitglied der CDU-Landtags­
fraktion in Nordrhein-Westfalen. Derbe­
kannte Landespolitiker spricht am D~m­
nerstag um 19.30 Uhr in der Gaststätte 
»Zur Börse«. 

Worms will damit den Landtagswahl-
kampf von Wemer Grübmey~r u~ter~tüt­
zen und d eutlich machen, w1c w1chti~ ~s 
sei, den Fortbestand der Albrecht-Po~Jtlk 
in Niedersachsen zu sichern. D1e Rhud~­
ner CDU lädt zu dieser Veranstaltung m1t 
Diskussion herzlich ein . 

CDU Einladung 
Mitglied des CDU-Bundesvorstandes 

Dr. Bernhard Worms 
Vorsitzender des CDU-Landesve rbandes Rheinland 
spricht am Donnerstag,11. März 1982, um 19.30 Uhr in Rhüden. 

Gaststätte »Zur Börse«. 
Zu dieser Veranstaltung mit dem bekannten CDU-Politiker 
sind Sie herzlich eing~laden! 

Dr. Worms spricht 
heute in Rhüden 

Seesen- Rhüden . Die Rh~de~er 
CDU hat das Bundesvorstandsmltghed 
der CDU, Dr. Bernhard Wo.rms na~h 
Rhüden eingeladen. Worms I St Vorsit­
zender der CDU Rheinland und_ Vor­
standsmitglied der CDU-Landtags­
fraktion in Nordrhein-Westfalen ... 

Der bekannte Landespolitiker 
spricht am heutigen Donnersta~ u~ 
19.30 Uhr in der Gaststätte ,.Zur Borse . 
Worms will damit den Landtagswahl­
kampf seines Part~ifreundes Werner 
Grübmeyer unterstu tzen. 

·-
See sener Beobachter. 
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Der Höhepunkt unserer Wahlkampfaktivitäten 

Berlin-Senator 

Dr. Norbert Blüm 
Bundesvorsitzender der Christl ich-Demokratischen Arbeitnehmer 
spricht in 

Seesen, Schützenhaus, 20.00 Uhr 
Heute, 15. März 1982 

:> 
) 

Ihre Seesener 

~t ~ 

Dieser engagierte Soztalpolitiker packt die 
uheißen Eisen" an. Er sagt als DGB-Mitglied auch. 
wo die Interessen der Arbeitnehmer am besten 
aufgehoben sind. Dtesen Mann müssen Sie ken­
nengelernt haben. 
Wir laden Sie herzl ich ein ! CDU 
Auch Werner Grübmeyer spricht mit Ihnen. 

Blüm und Franke 
Seesen. Im Landtagswahlkampf _wir~ 

am Montag in Seesen eine ~ Spt tze 
erreicht: Norbert Blüm, Vorstizender 
der CDU-Sozialausschüsse, und der 
Bundesminister für Innerdeutsche Be· 
ziehungen Egon Franke (S~D) werden 
an diesem Tag ihre Partaten und dte 
Harzstadt Seesen besuchen. 
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Wirtscbaftsministerin Birgit Breuel (CDU) in Gcslar: 

Mehr Eigenverantwortung fUr den einzelnen 
Wie be i den meisten w·ahlveransta ltungen 

der CDU Witr auch die mit der niedcrs:lchslschen 
Wlrtschaftschaftsminlsterin Dlrglt Breuel ln 
Goslar sehr gut besucht. Die über 200 Zuhöre r, 
unter ihnen aud1 der CDU-Landlugskandidat 
MdL Werner Grübmeyer, mußten sich jedoch 
etwas gedulden, da es in dem neuen Tagungs­
zentrum "Der Achtermann" einige Schwierigltel­
tcn mit der Mikrofonanlage gab. Die Mintsterin 
meinte dazu treffend: .,Man muß nur die Haus­
frau an die Technik lassen." 

Nadtdeau sie die Technik voll im Griff ht~l.tc, 
ning Birgit Breuel zunäthsl auf die Streili!J· 
ke ilen zwischen der SPD und de r f'DP in Bonn 
ein. Die Ablehnung der Nnduüstnnq durd1 
Teile von SPD und FDP bez•·idmelc die Mini~tc­
rin als ein .,geführliches linterfanqen". Jeder 
finde es schön, wenn man Frieden ohne \'\laffen 
schaffen könne. Wer jedoch wie die Harzer 
direkt an der DDR-Grenze l()be, wisse, daß zum 
Frieden auch die F reiheit nehöre. 

Mit der Feststellung, ddß die Bürqer es 
leid seien, vor Wahlen alles von rlen Bonner 
Regierungsparleien versprodlen zu bekommen, 
nad1 Wahlen aber Steuererhöhun~Jen präsentiert 
zu bekommen, k.tm die Wirtsdtaftsministerin 
dann zu den Fragen ·der Wirtsd1aflspolitik. 
1969, als die CDU die Regierungsverantwor­
tung abgab, habe es lediglich 1?0 000 Arbeits · 
lose gegeben. Heute seien es fast 2 Millionen. 
Eine Steigerung um 1170 Prozent, für die Re­
nierung Schmidt/Genscher die Ver.mtwortunq 
trage. Das von der Bundesregierung vorgelegte 
Beschäftigungsprogramm wurde von rler nieder­
sächsischen Wirtschaftsministerin als bloßer 
Aktionismus bezeichnet, der Ruhe in die eige­
nen Reihen bringe solle. .Mit diesen ewigen 

· Programmen mad!l man jede, audt dle beste 
Verwaltung auf Dauer kaputll" stellte Birgit 
ßreuel fest. Sie erinnerte daran, daß derselbe 
J·ielmut Schtl''· 't. der in de'n S<'dl7.iq<'~ J ,th•·"" 
bei 2 Prozen< iodldtion den Rüdtll ilt des da · 

maliqcn Bundeskanzlers Lndwig Ehrhard ge· 
fordert. habe, j etzt selbst als Bundeskanzler 
6 Prozent lnfl<~lion zu verantworten habe. 

Nndl /\nsidll VOll rrau Breuel müssen Sub­
VI'Illiotwn ahg<:baut und Sl<>uern 9escnkt W<'T· 
den, rldmit Unlernehlllen wi eder dort invt•sl ie­
ren können, wo sie es für sinnvoll hallen, ohne 
vorher die Bundesregie rung um G€>nehmigunlf 
7.11 frnrten. AufHabe des Landes im Bereidl der 
Wirlsr.haflspolilik sei die Verbesserunn der 
Jnfrc.:-.lruklnr, rla es keine e inene niedersädtsl­
~~hr! Konjunk turpolilik ~Jeben könne. Eine !'JUte 
Sl.ruk turpolilik könne sidl jedoch erst in der 
Zukunft auswirken, ·da sie immer langfristig 
angelegt sei. 111eintc die Wirtschaftsminislerin. 
llie Strukturpolitik de~ Landes werde von der 
ßundesregierunq unterlaufen, ind~m sle di<' 
Bundesbahn vcranlaßt, nach de r Salamitaktik 
erst Hallepunkte und danach ganze Strecken 
sl.illwlencn, bekla~rte Birgit Breuel. 

Sdlließlich ~Jin~J rli e niedersiidlsischc Wirt­
sdtaflsminlsterln darauf ein, daß viele Bürger 
den Staat fü r bestehende Probleme verantworl­
lidl machen und von ihm dann Hilfe erwartet 
werde. .Der Sta11t ist zu einem Selbstbedie­
nungsladen geworden. Die Kosten tragen alle 
Steuerzahler! Der einzelne muß in Zukunft mehr 
Eigenverantwortung tragen", stellte Bir!'Jit 
Breuel fest. Der Staat könne da nur Hilfe zur 
Selbsthilfe geben. · 

Zu e iner nadl dem Gesetz möglichen Erhöhung 
des Förclerzins ln Niedersachsen nahm die zu­
ständige Ministerin dann Stellung. Sie lehne 
eine überzogene Erhöhung des Pörderzins ab, 
um keine Arbeitsplätze zu gefährden. Diese 
Oberzeugung hätten auch die Arbeitnehmerver­
treter in den betroffenen Unternehmen geäu. 
ßert. Frau Breuel wies die von der SPD vor­
gelegte Untersuchung über Fördergewinne der 
Olgesellschaften in Deutsd1land zwiick. In die­
sPr l lntersuchung seien otr~nhar Umsatz und 
C<·: winn verwedaseil worden. iu. 

.. 
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Dr. Bernhard Worms sprach zu aktuellen Themen: 

Schicksalsstunde der Marl{twirtschaft 
Nur die Wirtschaft selbst könne Ar-beitslosigkei t abbauen - Das positive Umfeld aber fehle 

Seesen . . Auf .,Wahlhilfsreise" befindet sich seit einigen Tagen das Mitglied 
des Bundesvorstandes der CDU, Dr. Bernhard Worms, der dem Landesverband 
Rheinland in Nordrhein -Westfalen angehört. Am Donnerstag - bevor er in 
Rhüdens .,Börse" zu den Wählern sprach - gab er im .,Goldenen Löwen" in 
Seesen eine Pressekonferenz, in der er sich vor a llem mit aktuellen 
bundespolitischen Fragen beschäftigte. Landespolitische Themen wollte Dr. 
.Worms nicht aufgreifen, dazu fehlten ihm nach eigenem Bekunden die 
Ortskenntnisse. In seinem .,Troß" dabei auch zwei Journalisten der ,.Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung" und der ,.We h", die Dr. Worms beim ,,Wahlkampfausßug" 
nach Niedersachsen beobachten wollten. 

Mit vier Fakten setzte· sich der 
CDU-Politiker in der genannten Pres­
sekonferenz auseinander. Zum einen, 
so meinte Dr. Worms, könne eine 
politische Wende, die die Union herbei· 
führen wolle, nur einhergehen auch 
mit einer geistigen Wende. Der Bürger 
dürfe den Sozialstaat nicht als .,Versor· 
gungsverein auf Gegenseitigkeit" ver· 
stehen. "Wir erwarten von der Politik, 
daß sie wieder Norme n und Wertvor· 
stellungen aktiviert", betonte der Gast. 

Dr. Worms bezeichnete das Jahr 1982 
als .,Schicksalsstunde" für die Soziale 
Marktwirtschaft. Ihre Gegner seie n 
derzeit dabei, die hohe Arbeitslos igkeit 
auf das System selbs t zurückzuführen. 
Doch weder Staat noch Länder könn· 
ten die Arbeitslosigkeit beseitigen - · 
das sei nur bei der Wirtschaft möglich. 
Und die benötige e ben ein vertruuens· 
volles Umfeld. Die Rettung in dieser 
verfahrenen Situation könne nur durch 

das Engagement des e inzelne n, nicht 
durch das Kollektiv kommen. Das sei 
auch de r Grund, weshalb die Union die 
vorgesehene Erhöhung der Mehrwert· 
steuer konsequent ablehne. Worms 
wörtlich: "Die Mehrwertsteuererhö· 
hung ist nicht vermittelbar", so werde 
es auch im Vermittlungsausschuß des 
Deutschen Bundestages nicht zu einem 
Kompromißergebnis kommen. 

Die CDU nehme darüber hinaus das 
Unvermögen der deutschen Sozia lpoli· 
tik zur Kenntnis, sich selbst zu bezah· 
Jen. Die politische Antwort der Union 
darauf könne nur heißen: Weg von der 
Poli tik für de n einzelne n, hin zur 
Familienpolitik. Nicht Jugend·, Senio· 
ren· oder Frauenpolitik sei gefragt, 
sondern gesunde Politik für die ganze 
Fa milie. Das sei es, was die Bevölke­
rung von den Verantwortlichen in 
Bonn erwar te. Da bei dürfe man aber 
nich t wieder zurückschreiten ins 19. 

Jahrhundert oder zum "Heimchen a m 
Herd". · 

Und schließlich beschäftigte sich Dr. 
Worms mit de r Bildungspol it ik, die nun 
endgültig mit den Reformen und 
Reförmchen abschließen müsse. Wer 
Bildung als Recht ansehe, der müsse 
sich auch gefallen lassen, daß er mit 
einer Hoch schulausbildung Berufe er' 
greifen müsse, die diese Qualifikation 
gar nicht verlangten. Dr. Worms be · 
mängelte, daß Fächer wie Deutsch und 
Geschichte in den Oberstufen der 
bundesdeutsche n Gymnasien prak· 
tisch nicht mehr gelehrt würden. Die 
CDU aber wolle ein Bekenntnis zu 
Sprache und Geschichte ablegen und 
ihre Kulturpolitik daran ausrichten. 

Abschließend betonte der CDU-Poli· 
tiker, die Frage. ob mit den Machtha· 
bern der DDR über Abbau von Mauer 
und Stacheldraht reell zu verhande ln 
sei, könne nicht gestellt werden. Es 
gelte aber, den Grundgesetzauftrag -
Wiedervereinigung - auszuführen und 
alles daranzusetzen, Möglichkeiten für 
eine solche Verhandlung zu finden. Da:; 
aber tue die sozialliberale Koalition 
derzeit nicht, weshalb ma n ihr im 
Grunde Verfassungsbn1ch vorwerfen 
müsse . Es gebe schließlich a uch "He· 
bel", wo angesetzt werden könne ... 

·UW · 

Dr. Bernhard Worms (rechts), CDU-Bundesvorstandsmltglled, kam zur . Schützenhil­
fe" für seinen Partelfreund Wemer Grübmeyer (links) nach Seesen. 
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.~ Bernhard Worms, Mitglied des CDU-Bundesvorstandes, in Seesen: 

. »Deutschlands Studenten studieren einfach zu lange<< 
Erst mit 29,5 Jahren im Schnitt fertig 8 Zur »gesamtdeutschen Frage« Stellung bezogen 

I e es e n . (poe) Er habe einige schöne Stunden in Seesen und der 
~bung verlebt, aber auch einige nachdenkliche; und damit meinte 
nicht zuletzt seine Eindrücke vom Besuch der Zonengrenze: Dr. 
mh~ Worms, Abgeordneter des nordrbein-westrliliscben Landes­
·lamentes, Vorsitzender der CDU Rheinland und Mitglied des Bon­
svorstandes der Union, stattete der Banstadt eine rund eineinhalb­
;ige Visite ab. Kommunalpolitische Probleme wurden angeschnit­
' landespolitische Themen erörtert- um Bundespolitik allerdings 
•g es am vergangeneo Donnerstag in einer Pressekonferenz und auf 
1er Veranstaltung im Seeseuer Stadtteil Rhüden. Die Nähe der 

deutsch-deutschen Grenze mag es denn wohl auch gewesen sein, o 
ihn dazu veranlaßte, zunächst die •gesamtdeutsche Frage« anzuspt 
eben. Angesichts der Zonengrenze, die \\brms als Dokument für d 
»Ende einer 1\)litik• bezeichnete, unterstrich er, daß die deutsche Po 
tik auch eine deutsche Zielsetzung habe; nämlich unter anderem au 
die Erfüllung des Verfassungsauftrages. Er kritisierte in diesemZusa 
menhang, daß im Dialog mit der DDR ständig bundesdeutst· 
Leistungen erbracht würden; daß die Bundesregierung aber ke; 

:Vorms deutete ferner · an, daß man in der 
~tsch-deutschen Politik neue Wege gehen 
~se. Auch die Union habe da zwar kein 
r.entrezept, räumte der Unionspolitiker ein, er 
Järte aber gleichzeitig, daß auf diesem Gebiet 
!hr als in der Vergangenheit zu geschehen 
tte. Worms wies darauf hin, daß »internatio­
ies Völkerreeht der Installation von Todes. 
tomaten« entgegenstünde; nachdrücklich 
pellierte er, diese internationale Ächtung 
ilir als bisher in den Vordergrund derverbalen 
1seinandersetzung mit der DDR einzubringen 
Jnns vertrat zudem die Auffassung, daß auch 
r zinslose Überziehungskredit (Swing) als Mit­
zur Abforaerung von Erleichterungen modi­

iert eingesetzt werden könnte. Der Landes. 
litiker dazu in Anlehnung an e in Wort Ade­
uers: .. Die CDU wird über vieles mit sich 
jen lassen, wenn da·s Erleichterungen mitsich 
ingt.« 
Mit Blick auf die Situation in der Bundesrepu­
Lk unterstrich Worms, es sei an der Zeit, daß 
e »Politik wieder die geistige Führung über­
hmeoc; zur wirtschaftlichen Lage und zu der 
•hen Arbeitslosigkeit meinte er. daß nicht der 
aat die Arbeitslosigkeit i'eseitige n könne, son­
·rn nur die Wirtschaft selbst. Allerdings erst 
nn, wenn die Handelnden auf der politischen 
>ene den Mut aufbrächten, bcispiclsw('i:;c:! 
Lrch Steuererleichtt'rungen Investitions. 
reize zu geben. Man wisse allerdings in der 
)U sehr genau, daß man in dieser Frage 
iametral zur· Auffassung der SPD stehe, die 
euem lieber erhöht«. 
Worms bestätigte bei dieser Gelegenheit noch 
runal die ablehnende Haltung der Union zu der 
·planten Mehrwertsteuer-Anhebung; es werde 
LCh im Vermittlungsausschuß seitens der 
nion ein klares •Nein « dazu geben. 
Klar äußerte er sich zu einer neuen Familien­
Jlitik. Man müsse wegkommen von der Einzel­
Jlitik, betonte Wotms; mithin keine isolierte 
:-auen-, Jugend- oder Seniorenpolitik mehr 

Gegenleistungen von der DDR abfordere. · 

betreiben, sondern zurückfinden zu einer adä­
quaten Familienpolitik. Nicht in dem Sinne, daß 
man das 19. Jahrhundert wieder aufleben oder 
der Großfamilie das Wort reden wolle, sondern 
in d er Form, daß man in der Familie wieder eine 
soziale Instistution sieht, die in erster Linie die 
»Hilfe zur Selbsthilfe« praktiziert. Nach Ansicht 
Worms würden rund 81 Prozentder bundesdeut­
schen Bürger dieses bereits erkannt haben; 
Worms: »Die Bürger sind da schon viel weiter, 
als die Politik.« 

Er sprach aber auch die Bildungspolitik an; 
meinte, daß die »Reformen seit 1964" nun end­
lich zum Abschluß gebracht werden müßten. Es 
gelte, sich wiede r verstärkt auf die berufsbe7 . .o­
gen en Inhalte zu besinnen. Der Unionspolitiker 
dazu: ~Das Bildungssystem muß neu einjustiert 
werden.« Dazu gehöre auch die Intensivierung 
der beruflichen Forschung; also das rechtzeitige 
Erkennen von Strukturwandlungen. Zehnlau­
sende von Akademikern, so Soziologie- oder 
Pädagogik-Studenten, fänden nämlich keim:n 
Arbeitsplatz; Worms pUid icrtc zudem dalür. 
auch einmal die Zeitdauer der Ausbildungs­
gänge im Bereich des Hochschulwesens zu übt·r­
denken. Der Akademiker würde in dl'r Bundt.>s­
n•publik ('I'Sl mit :w.s Jahn•tt sei nm 1\bsellluf.l 
»in de r Tusl'he habL'Il « ; man nriisst· s il' h fragen, 
ob ciit·se Zeit unter Bt·rüd; sichtigung <'itwr 
ßt•rul'sgrenze von fiO .Jahrl'n nidH zu la11g st·t. 
Man müsse aber aut'h der F'mge nältcr treten, ol> 
murr das Zwei-Semester-SystL•nr nrcht zugun ­
s ten eines Tnmestcr-Systems mociiliziren solltl'. 

Schließlich sollte man daran denken. nicht nur 
Akademiker CJuszubilden, sondern aul'h die Aus 
bi ldungfür undere Bürger zu intensivieren. So 
gäbe es beispielsweise aufdem Ingenieur-Sektor 
zahlreiche offene Stellen, aber keinen ~Nach­
wuchs«. 
· Was die deutsch-amerikanischen Beziehun­

gen betreffe, so erinnette er daran, daß nach 
Ansicht der Union durch die »Parolen von Bahr 
und Brandteine Verunsicherung« des ame rika-

nischen Bündnispartners erfolgte; und z 
nicht nur in der dortigen Administration, ~ 
dem auch beim amerikanischen Bürger. 

Um zu dokumentieren, daß die »CDU fes 
dem Bündnis mit den USA« stünden, wt 
man am 5. J uni, mithin am Vorabend 
Reagan-Besuchs, eine große Demanstrati01 
Bonn durchführen; nicht, um »Sportpa 
Reden« zu halten, sondern mehr in Form t· 
Bonner Familie n-Nachmittags. Er betonte, 
es sich dabei nicht um eine ausschließ!. 
Unions-Demonstration zu handeln brau• 
man sich mithin gegen die Teilnahme and 
nicht spe rre; hob jedoch hervor, daß man 
die »geis tige Vaterschaft daran nicht neh 
lassen werde." 

c -- ~~ '!.!..' __ , ,. ir!'-t!ht2.l· n!'ht>n il!m Wemcr Grübmeyer und Wolfgang RietscheL 
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Überzeugungswahlkampf 
kam beim Wähler an 

Seesen/Goslar. (bo) Auf seiner lct?.lcn Vor­
standssitzung in Goslar befaßte s ich der SPD­
Unterbezirk mildem aktuellen Stand des Land­
tagswahlkampfcs im Landkreis Goslar. Dabei 
konnten die SPD-Landtagskandidatc·n PctN 
Kopischke (Seesen, LÜtter, Langelsheim. Ober­
harz), H elmut Sander (Guslar, Licbcnburg) und 
Günter Enge lhardt (Bad Harzuurg, Viencnburg, 
Braunlage, St. Andreasbergl eine positivl' Zwi­
schenbilanz über ihre bisherigen Wahlkampf­
verunstaltungen ziehen: Ihr sachliehcr unrl :''"· 
gumentativer Wahlkampfstil komme betm Bur-
gl'r an. meintt•n dit• SPD-Polililtcr. 

Daß dil' CDll -Kanclidah'n in 1\rv.(•igl'll u nd 
Vcrlaulbarungl~n nun auf Mani pul<rtiollt'll z 11 

rücl<grc>i fcn müßten, :.wigl' nur, so de r SPD­
Unterbczirl<svnrsitzcndc .li"ltW'I1 Lindl'. daß di•· 
CDU ncrvö:; wt•rdt•. Sie sei s il·h inzwischPn dar­
über im klarl'n , daß sie di!' absolute Mcltrhctl mit 
ihre r Politik im Lande längs t verspidt habe. 
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.Spltzentag• Im Seeaener Wahlkampf wird der kommende Montag werden: Der 
Bundesminister für Innerdeutsche Beziehungen, Egon Franke (SPD) - links - und 
der Vorsitzende der CDU-Sozlalausschüsse, Norbert Blüm, werden ln der Harzstadt 
sprechen. 

Bundesminister· 
Egon Franke am 
Montag in Seesen 

Seesen. Am Montag, 15. März, ist 
der Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen, Egon Franke, zu Gast in 
Seesen. Minister Franke wird um 19 
Uhr im "Ratskeller" auf einer öffentli­
chen Mitgliederversammlung zum 
Thema "Niedersachsen vor der Land­
tagswahl" sprechen und langjährige 
Mitglieder des SPD-Ortsvereins See­
sen ehren. 

An dieser Veranstaltung, zu der die 
Bürgerinnen und Bürger eingeladen 
sind, werden auch der SPD-Bundes­
tagsabgeordnete Dr. Jürgen Linde und 
der SPD-Landtagskandidat Peter Ko­
pischke aus Seesen teilnehmen. 

Aufgrund seinl_!s Lebensweges ist 
Bundesminister Franke mit dem 
Schicksal der SPD-Mitglieder, die 1932 
und 1957 der SPD beigetreten sind, und 
deshalb für ihre 50jährige und 25jähri­
ge Mitgliedschaft vom Bundesminister 
geehrt werden sollen, vertraut. 

Als Parlamentarier war Egon Fran­
ke von 1945 bis 1947 als Ratsherr in 
Hannover tätig, von 1946 bis 1951 als 
Mitglied des Hannoverschen, später 
des Niedersächsischen Landtages. Seit 
1951 ist er Mitglied des Deutschen 
Bundestages; von 1967 bis 1969 war er 
Vorsitz<·nder des Bundestagsausschus­
ses für gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen. 

Norbert Blüm greift 
in den Wahlkampf in 

der 1-lar·zstadt ein 
Seesen. Die Seescner CDU lädt zu 

einer Veranstaltung mit dem Berliner 
Senator fü1· Bundesangelegenheiten, 
Dr. Norbert Blüm, ein. Der CDU-Spit­
zenpolitiker wird in Seesen am Mon­
tag, 15. März, um 20 Uhr im "Schütz.on­
haus" sprechen. De r CDU-Vorstand 
teilte dazu mit, besonders erfreut zu 
sein, den bekannten Sozialpolitiker für 
eine Veranstaltung in der von Indu­
strie geprägten Stadt Seesen gewonnen 
zu haben. 

Blüm ist s tellvertretender Vorsitzen­
der der CDU Deutschlands und Bun­
desvorsitzender der Christlich-Demo­
kratischen Arbeitr.ehmerschaft. Er ist 
auch Mitglied der IG Metall, denn nach 
Volksschulbesuch war Blüm zunächst 
We rkzeugmacher bei OpeL Über den 
zweiten Bildungsweg (Besuch des 
Abendgymnasiums) kam Norbert 
Blüm dann zum Studium der Philoso­
phie, Germanistik und Geschichte. ~r 
promovierte schließlich in Philosoph1e 
"Willenslehre und Soziallehre". 

Die CDU, so deren Stadtverbands­
vorsitzender Hans-Werner Ohlsen, 
sehe in Blüm den "Mann, der einmal 
Ehrenberg ablösen wird". ,,Auf jeden 
Fa ll", so Ohlsen weiter, "lohnt es sich, 
diesen engagierten Sozialpolitiker per­
sönlich kennenzulernen." 
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MdL Werner GrUbmeyer ln Wlldemann: 

CDU·Landesregi·erung hat schnell und 
flexibel gehandelt 

Zu einem Diskussionsabend mit dem CDU­
Landtagskandidaten im Wahlkreis Oberharz/ 
Seesen hatte in der vergangeneo Woche der 
CDU-Ortsverband Wildemann eingeladen. 

Wie nicht anders zu erwarten, beanspruchten 
die aktuellen Themen Arbeitslosigkeit, Beschäf­
tigungsprogramm und Taschengeld für Heim­
bewohner das Hauptinteresse. Nimt zuletzt kam 
aber auch die .kleine Politik vor Ort" , wie 
zum Beispiel der Sportplatzbau in Wildemann, 
der Ausbau des alten Bahnhofes zu einem Ju­
gend- und Sportzentrum und die Sanierung des 
Kurhauses zur Sprame. Die Ausführungen von 
MdL Grübmeyer hinterließen bei den Zuhörern 
den Eindruck, daß in sehr mühevoller, aber doch 
erfolgreimer Kleinarbeit e in Finanzierungsrah­
men für die Sportstätten in W ildemann zwi­
schen dem Oberharzer Landtagsabgeordneten 
und dem Land Niedersad1sen ausgehandelt wer­
den konnte. 

.Wenn es um das I(urhaus geht•, so Grüb­
meyer, .dann muß die Bergstadt Wiidemann, 
selbst wenn die Entsmeidung letztendlich von 
der Kurbetriebsgesellsmaft getroffen wird, ei.n­
deutig sagen, was geschehen muß. Es ist un­
verantwortlim, daß über jedes Sachproblem 
viele Verhandlungen geführt werden und ein 
Ergebnis festgelegt wird, das dann aber nicht 
beamtet wird". Das solme Verhandlungen nimt 
immer spektakuläre Erfolge brächten, sei ihm 
klar, meinte Grübmeyer. Wünsmenswert sei es 
aber, wenn man die Bemühungen einsehen und 
den Erfolg aum anerkennen und nimt zerreden 
würde .• Letztlim geht es darum, daß der Bür­
ger nimt nur das Gefühl, sondern auch die Ge­
wißheit hat, in seinem Heimatort geht es voran 
und es wird etwas für die Weiterentwicklung 
getan", erklärte Werner Grübmeyer weiter zu 
diesem Themenkomplex. In diesem Sinne könne 
man bei dem Freibad in Wildemann wirklim 
von einer großzügigen Unterstützung durm die 
Landesregierung sprechen. · 

Auf die Landespolitik eingehend meinte MdL 
Grübmeyer, man könne vom Bür~er kein Ver­
ständnis erwarten, wenn man mit Zahlenspielen 
versuche, das ernste Thema der Arbeitslosiq­
keit in der Bundesrepublik zu verschleiern, wie 
es geoenwärtiq von der SPD in Niedersamsen 
versucht werde. Die Struktursdnvädle Nieder­
sadlsens sei ein jahrzehntelanges Problem, das 
von den früheren Landesregierungen unter Die­
rleridls und Kubel zu verantworten sei, meinte 
Grübmever weiter. Ers t die CDU unter Mini­
<:t~>rnri1<:ir1Pnt Dr. 'Fm<:t Alhr~>rht h"he hi~>r ah 
197fi V~>r;<n'lon~nnen h " r1, .,i"Pftihrt. Sn soi 19!11 
in Nied~chsen ein Bruttosozialprodukt von 

158 Milliarden DM erwirtsdlaftet worden. Die 
niedersädlsisdle Wirtsmatt sei damit um 0,8,% 
schneller gewadlsen als im Bundesdurdlsdmitt. 
Im übrigen habe die CDU-Landesregierung ein 
Investitionsprogramm von insgesamt über 700 
Millionen DM für 1982 verabschiedet. Die Fi­
nanzierung dieses Programmes sei im Gegen­
satz zu dem SPD-Programm bereits jetzt ge­
sichert. .Die Landesregierung hat· also schnell 
und flexibel auf das ernste Problem der Ar­
beitslosigkeit reagiert, als von der Bundesre­
gierung dieses Problem noch verharmlost wurde • 
erklärte Grübmeyer. Bu ' 

MdB ursula Benedlx-Engler 
in Wildemann 

Am morgigen Dienstag wird die CDU-Bun­
de~tagsabgeordnete Ursula Benedix-Engler in 
Wrldemann erwartet. Im Rahmen eines Kaffee­
nadlmittages wird sie ab 15 Uhr im Cafe Am · 
Bohlweg" über das Thema • Niedersachsen " vor 
der Landtagswahl" sprechen. Frau Benedix­
Engler ist Vorsitzende des Landesverbandes 
Niedersachsen der Frauenvereinigung in der 
CDU, 
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